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Gegen diese Anforderungen {namentUeh auch in medi- 
»naipoliMeüichen Dingen) vMumieJUfaeher schwerer Pflichten 
der Physiker in Deutsehland sind deren Beehte und Bene- 
nnen so unverhäUnissmässig geringfügig^ dass Jeder sich 
»ohl fr^ifen möge, ehe er wntor die Benerher wu einer sol- 
chen SteSe at^ftritt, wobei er noch eu erwägen hat, dass, 
wenn er in se^er Amtsthätigkeit seinem Diensteid und sei- 
nem OewissefffurchUos als Ehrenmamn treu bUxU, er ni«^ 
immer auf lauter Freunde im PubUkum und tmier «etnen 
EjoiUegen wu rechnen habe. 

(0 aap er, Hdb. d. ger. Medix. I. S. 9.) 



Vorwort. 



Seit einer langen Reihe von Jahren habe ich mich speziell mit 
dem Studium der Staatsarzneikunde beschäftigt und zugleich 
die Herren Kollegen nach ihren Wünschen zur Physikatsprü- 
füng vorbereitet, theils indem ich ihnen brieflich eine Instruc- 
tion schickte, theils indem ich «sie durch ein Repetitorium dazu 
vorbereitet. Aber nur die Wenigsten konnten sich längere 
Zeit, mindestens zehn Tage vor der mündlichen Prüfung, hier 
aufhalten, um ein sogenanntes Repetitorium bei mir anzu- 
nehmen und die meisten waren durch ihre Praxis so in An- 
spruch genommen, dass sie nicht Zeit hatten, in ihren Musse- 
standen die ausführlicheren Werke über gerichtliche Medizin 
und Samtätspolizei zu studiren. Dies veranlasste mich, vor- 
li^endes Gompendium, das ich zu diesem Zwecke zu einem 
Repetitorium umgearbeitet hatte, dem Druck zu über- 
geben, um den Herren Kollegen die Vorbereitung zur Physi- 
katsprüfung möglichst abzuktLrzen und zu erleichtem. Hier- 
mit soll aber nicht gesagt sein, dass durch dieses Gompen- 
dium das Studium der bekannten grösseren Werke über 



VI Vorwort 

Staatsarzneikunde entbehrlich gemacht werden sollte, nament- 
lich des Handbuches der gerichtlichen Medizin von Gasper 
und des preuss. Medizinalwesens von v. Hörn, des Hand- 
buches der Sanitätspolizei von Pappenheim, vielleicht auch 
meiner Werke, wenn ich so unbescheiden sein dürfte dies 
zu hoffen, im Gegentheil soll dieses Bepetitorium eben dar- 
auf hinweisen 9 wie und welche Materien aus diesen und 
anderen Werken vor Allem für den vorliegenden Zweck zu 
Studiren sein dürften. Dies allein ist die Tendenz dieser 
Arbeit. 

Besonders aber wollte ich unseren lieben Kollegen in den 
neuen preussischen Provinzen das Studium der preussischen 
Staatsarzneikunde möglichst bequem zugänglich machen, und 
ich konstatire, dass schon jetzt von denselben Anfragen an 
mich ergangen sind, welche beweisen, wie wenig bekannt sie 
mit diesen Verhältnissen sind, und dass daher die vorliegende 
Arbeit in der That Bedürfniss ist. 

lieber die Bearbeitung dieses Compendiums gebe ich 
folgende Rechenschaft. Man sieht aus dem Inhaltverzeich- 
niss auf den ersten Blick, wie reichhaltig das Material ist, 
das hierbei zu bewältigen war, und dass es darauf ankam, 
dabei die nöthige Ordnung und Auswahl zu treffen. Die Sa- 
nitätspolizei habe ich ausführlich bearbeitet, weil ich die Er- 
fahrung gemacht habe, dass die Herren Kollegen gerade in 
dieser Disciplin am meisten zweifelhaft sind, wie sie sich am 
besten vorbereiten sollen und worauf es wesentlich ankommt, 
d. h. welche Verordnungen zur Zeit geltend sind. 



Die gerichtliehe Medizin habe ich dagegm nnr auf das Noth- 
wendigste und zwar nur auf das, was die gesetzlichen Be^ 
Stimmungen und gerichtlichen Leichenöfbungen betrifft, be- 
schr&nkt 

Es hat sich jedoch auch hierin in neuerer Zeit so Man- 
ches geändert^ und namentlich wird jetzt mit Recht in der 
Physikats- Prüfung ein gründlicheres Wissen in der patholo- 
gischen Anatomie als firüher gefordert, so dass auch in nächster 
Zeit ein neues Regulativ für das Verfahren bei gerichtlichen 
Leichenöffnungen zu erwarten sein dürfte. Hierauf habe ich 
daher ; soweit als es mir für die Zwecke der gerichtlichen 
Medizin erforderlich zu sein schien; besonders aufinerksam 
machen müssen. Die Geisteskrankheiten habe ich nach : Grie- 
singer; Die Pathologie und Therapie der psychischen Krank- 
heiten, 2. Aufl., Stuttg. 1861. behandelt In beiden Disdplinen 
habe ich mich lediglich auf die Lex lata beschränkt, und mich 
darüber so wie de lege ferenda jeder Kritik enthalten; die man 
in meinem Handbuche finden kann. Wo es möglich war, 
habe ich zu besserem Verständniss dem Text Illustrationen 
beigefOgt. 

Den geehrten Herren Kollegen Liman und Skrzeczka 
bin ich zu grossem Dank für manche Bereicherung meines 
Wissens verpflichtet, die ich aus den von ihnen geleiteten ge- 
richtlichen Obductionen geschöpft habe; desgleichen Herrn 
Dr. Hager, der mir bei den Abschnitten über Apotheken 
und Gifte mit seiner gediegenen Erfahrung freundlich zur 
Seite stand. 



SoUte dieses Compendinm auch den Herren Phyaikeni; 
Oerichts- und Y erwaltungsbeamten , in Ausführung ihrer Be- 
mfsthfttigkeit ebenfalls von Nutzen sein, so werde ich mich 
dadurch für die auf diese Arbeit verwendete Mühe, mehr 
als ich erwarten konnte, belohnt sehen. 

Berlin, im Mai 1867. 

Der Verfasser. 
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ToTwori rix 

Die gerichüiche Medizin habe ich dagegen nur auf das Noth- 
wendigBte und zwar nur auf das, was die gesetzlichen Be- 
Btimmungen und gerichtlichen Leichenöfinungen betrifft, be- 
Bchrfinkt 

Es hat sich jedoch auch hierin in neuerer Zeit so Man- 
ches geändert, und namentlich wird jetzt mit Recht in der 
Physikats -Prüfung ein gründlicheres Wissen in der patholo- 
gischen Anatomie als früher gefordert, so dass auch in nächster 
. Zeit ein neues Regulativ für das Verfahren bei gerichtlichen 
[ Leichenöfbungen zu erwarten sein dürfte. Hierauf habe ich 
daher, soweit als es mir für die Zwecke der gerichtlichen 
Medizin erforderlich zu sein schien, besonders aufinerksam 
machen müssen. Die Geisteskrankheiten habeich nach: Grie- 
ainger, Die Pathologie und Therapie der psychischen Krank- 
heiten, 2. Aufl., Stuttg. 1861. behandelt In beiden Disciplinen 
habe ich mich lediglich auf die Lex lata beschränkt, und mich 
darüber so wie de lege ferenda jeder Kritik enthalten, die man 
m meinem Handbuche finden kann. Wo es möglich war, 
habe ich zu besserem Verständniss dem Text Illustrationen 
beigefügt. 

Den geehrten Herren Kollegen Liraan und Skrzeczka 
bin ich zu grossem Dank für manche Bereicherung meines 
Wissens verpflichtet, die ich aus den von ihnen geleiteten ge- 
richtlichen Obductionen geschöpft habe; desgleichen Herrn 
Dr. Hager, der mir bei den Abschnitten über Apotheken 
Gifte mit seiner gediegenen Erüahrung freundlich zur 
leite stand. 
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Sollte dieses Compendium auch den Herren Physikern; 
Gerichts- und Y erwaltungsbeamten , in Ausführung ihrer Be- 
mfsthfttigkeit ebenfalls von Nutzen sein, so werde ich mich 
dadurch für die auf diese Arbeit verwendete Mühe, mehr 
als ich erwarten konnte, belohnt sehen. 

Berlin, im Mai 1867. 

Der Verfasser. 
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VI Vorwort. 

Staatsarzneikunde entbehrlich gemacht werden sollte, nament- 
lich des Handbuches der gerichtlichen Medizin von Casper 
und des preuss. Medizinalwesens von v. Hörn, des Hand- 
buches der Sanitätspolizei von Pappenheim, vielleicht auch 
meiner Werke, wenn ich so unbescheiden sein dürfte dies 
zu hoffen, im Gegentheil soll dieses Bepetitorium eben dar- 
auf hinweisen 9 wie und welche Materien aus diesen und 
anderen Werken vor Allem für den vorliegenden Zweck zu 
Studiren sein dürften. Dies allein ist die Tendenz dieser 
Arbeit. 

Besonders aber wollte ich unseren lieben Kollegen in den 
neuen preussischen Provinzen das Studium der preussischen 
Staatsarzneikunde möglichst bequem zugänglich machen, und 
ich konstatire, dass schon jetzt von denselben Anfragen an 
mich ergangen sind, welche beweisen, wie wenig bekannt sie 
mit diesen Verhältnissen sind, und dass daher die vorliegende 
Arbeit in der That Bedürfniss ist. 

Ueber die Bearbeitung dieses Compendiums gebe ich 
folgende Bechenschaft. Man sieht aus dem Inhaltverzeich- 
niss auf den ersten Blick, wie reichhaltig das Material ist, 
das hierbei zu bewältigen war, und dass es darauf ankam, 
dabei die nöthige Ordnung und Auswahl zu treffen. Die Sa- 
nitätspolizei habe ich ausführlich bearbeitet, weil ich die Er- 
fahrung gemacht habe, dass die Herren Kollegen gerade in 
dieser Disciplin am meisten zweifelhaft sind, wie sie sich am 
besten vorbereiten sollen und worauf es wesentlich ankommt, 
d. h. welche Verordnungen zur Zeit geltend sind. 
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Die gerichtliche Median habe ich dagegm nnr auf das Noth- 
wendigste nnd zivar nur auf das, was die gesetzlichen Be^ 
stinunungen und gerichtlichen Leichenöffiiungen betri£Et, be- 
schränkt 

Es hat sich jedoch auch hierin in neuerer Zeit so Man- 
ches geändert; und namentlich wird jetzt mit Recht in der 
Fhysikats- Prüfung ein gründlicheres Wissen in der patholo- 
gischen Anatomie als früher gefordert, so dass auch in nächster 
Zeit ein neues Regulativ für das Verfahren bei gerichtlichen 
Leichenöfihungen zu erwarten sein dürfte. Hierauf habe ich 
daher; soweit als es mir für die Zwecke der gerichtlichen 
Medizin erforderlich zu sein schien; besonders aufmerksam 
machen müssen. Die Geisteskrankheiten habe ich nach : Grie- 
singer; Die Pathologie und Therapie der psychischen Krank- 
heiten, 2. Aufl., Stuttg. 1861. behandelt In beiden Disdplinen 
habe ich mich lediglich auf die Lex lata beschränkt; und mich 
darüber so wie de lege ferenda jeder Kritik enthalten; die man 
in meinem Handbuche finden kann. Wo es möglich war, 
habe ich zu besserem Verständniss dem Text Illustrationen 
beigefügt. 

Den geehrten Herren Kollegen Liman und Skrzeczka 
bin ich zu grossem Dank für manche Bereicherung meines 
Wissens verpflichtet, die ich aus den von ihnen geleiteten ge- 
richtlichen Obductionen geschöpft habe; desgleichen Herrn 
Dr. Hager, der mir bei den Abschnitten über Apotheken 
und Gifte mit seiner gediegenen Erfahrung freundlich zur 
Seite stand. 



2 Einleitung. 

für das Medizinalwesen. Unter dem 9. November 1817 gab der 
Minister des Innern das Medizinalwesen nebst dem für den Kultus 
und den öffentlichen Unterricht ab, indem er es bei der Würde und 
Wichtigkeit desselben für angemessen erachtete, diese einem eige- 
nen Ministerio zu übergeben, und der Staatsminister Freiherr v. Al- 
tenstein übernahm dasselbe. Da jedocb dies nicht vollständig aus- 
geführt wurde und die Eessorts verhältnissmässig immer schwankend 
waren, so wurde durch A. 0. vom 29. Januar 1825 folgende Ab- 
grenzung ausgesprochen: 

Das Ministerium des Innern übernahm das ganze Gebiet der 
Sanitätspolizei, die Armenkrankenpflege, die Leitung der Heilinsti- 
tute u. s. w. Dem Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten wurden überwiesen: Das Impfwesen, die 
Irrenheil- und Bewahranstalten, sowie die Charite. Später erhielt 
Letztere, sowie die Thierarzneiöchule unter dem 7. September 1830 
eine eigene Behörde, das Kuratorium für die Krankenhaus- und 
Thierarzneischul-Angelegenheiten. Diese wurden später wieder auf- 
gehoben, und ihr Geschäftskreis der Medizinalabtheilung des Mini- 
steriums der geistlichen und Unterrichtsangelegenheiten, resp. den 
Direktionen der Charit^ und der Thierarzneischule überwiesen. 

Diesem verblieb schliesslich die Prüfung, Anstellung und Be- 
aufsichtigung aller Medizinalpersonen, die Konzession zur Anferti- 
gung und zum Verkauf der Heilmittel, die Oberaufsicht über medi- 
zinische Lehranstalten resp. Gebäranstalten, das Veterinärwesen, 
schliesslich Privatkranken- und Irrenanstalten, gemäss der Gewerbe- 
ordnung vom 17. Januar 1845. 

Endlich wurde durch K. 0. vom 22. Juni 1849 das gesammte 
Medizinalwesen, mit Ausschluss des Militär -Medizinalwesens, dem 
Ministerio der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten 
vollständig überwiesen. 



Erster Theil. 

Die Medizinal- nnd Sanitätspolizei. 



Erster Abschnitt. 

Das Medizinalwesen. Gegenwärtige Organisation 

der Medizinalbehörden. 

A. CentralbehOrde. 

Das Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalange- 
legenheiten. Es besteht aus einem Direktor, gegenwärtig dem ünter- 
staatssekretär, und aus vortragenden, theils technischen, theils fär 
die Administration qualifizirten ßäthen, von denen einer ausschliess- 
lich die Personalien bearbeitet, und umfasst: 

a) Die oberste Leitung der gesammten Medizinal- und Sanitäts- 
polizei, also Alles, was die öffentliche Gesundheitspflege betrifft. 

b) Die Auüsicht über die Qualifikation des Medizinalpersonals, 
ihre Anstellung, das Disziplinarverfahren und die Begutachtung der 
Knnstfehler derselben. 

c) Die Aufsicht über alle öffentlichen und Frivatkrankenan- 
stalten. 

Hiervon ressortiren unmittelbar: 

1) Die wissenschaftliche Deputation für das Medizinal wesen 
(Instruktion vom 23. Januar 1817; v. Hörn I. S. 17). 

2) Die Ober-Examinationskommission fiir die höheren Staats- 
prüfungen der Medizinalpersonen (Prüfungsreglement vom 1. De- 
zember 1825). Später wurden delegirte Prüfungskommissionen in 
den Provinzen beigeordnet. 

3) Die technische Kommission für pharmazeutische Angelegen- 
hetien (Instruktion vom 27. Oktober 1849; v. Hörn I. S. 22). 

1* 
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4) Die Direktion des Charitekrankenhanses in Berlin (Instruk- 
tion Tom 30. März 1850; s. Hörn L S. 23). 

5) Die Direktion der Thierarzneisclmle in Berlin (E. 0. Tom 
10. KoYember 1849; Hörn L S. 29). 

6) Die perpetqlrliche Kommission zur Anfrechthaltong der Hof- 
apotiieke in Berlin, sdion seit 1764 bestehend. 

B. ProTtiudalbeMrdeii. 

I. Die Oberprasidenten haben den Vorsitz und die Leitung der 
Geschäfte in den Medizinalkollegien (31. Dezember 1825) und in 
ihrer Verhinderung der Stell Vertreter des Oberpräsidenten, insbe- 
sondere steht ihnen die Entscheidung über Anlage neuer Apotheken 
zu (Grewerbeordnung vom 17. Januar 1845 $. 54) und die Anordnung 
Yon Sanitätsmassregeln bei Epidemien und Epizootien. 

n. Die Medizinalkollegien. In jedem Hauptorte der ProTinz 
befindet sich ein solches. Sie sind nach der Instruktion Tom 23. Ok- 
tober 1817 rein wissenschaftliche Behörden, welche für die Begie- 
rnngen und (xerichtsgutachten Sorge tragen, also sowohl in der Me- 
dizinalpolizei als in der gerichtlichen Medizin wissenschaftliche und 
technisch rathgebende Behörden sind. Die gerichtlich medizinisdien 
Gutachten können sowohl yon Seiten des Gerichts als Ton Seiten der 
Parteien extrahirt werden. Ersteres erfolgt immer, wenn im Obduk- 
tionsbericht und Protokoll Abweichungen yorkommen, wenn Obdu- 
zenten gar kein bestimmtes Gutachten abgeben, wenn sie darin dis- 
sentiren oder beim Bichter Bedenken über dasselbe entstehen. 
Schliesslich giebt in letzter Instanz die wissenschaftliche Deputation 
ihr Gutachten ab, jedoch werden derartige Anträge nicht an diese, 
sondern an das bekeffende Ministerium gerichtet Ausserdem prü- 
fen die Medizinalkollegien diejenigen Medizinalpersonen so weit, als 
dies überhaupt den Provinzialbehörden zusteht, mit Ausnahme der 
Hebanunen, weil dies von der Begierung, resp. den Hebammen- 
instituten geschieht Das Medizinalkollegium besteht aus mindestens 
5 Mitgliedern. Obgleich der Oberpräsident^ wie wir schon oben| an- 
geführt haben, darin den Vorsitz fuhrt, so steht es jedoch zur Re- 
gierung in keinem subordinirten Dienstyerhältniss, welche aber in 
technischen Fragen dessen Beirath erfordern kann, und dieses ist 
gehalten, dieselben zu begutachten. Eine direkte Korrespondenz 
zwischen Medizinalkollegien und Gerichten existirt jetzt wieder und 
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sie sollen der Begiernng stets Mittheilungen machen, wenn die Gut- 
achten zu administrativen oder Disziplinarverfügungen Veranlassung 
geben. Den Gerichten dagegen liegt die Verpflichtung ob, alle 
Gutachten und Verhandlungen über Obduktionen und Gemüthszustand- 
Untersuchungen den Begierungen zur Kenntnissnahme einzusenden 
Die Medizinälräthe haben den Bang der Begierungsräthe 4. Klasse 
und die Medizinalassessoren den der Begierungsassessoren. 

m. Begierungen. Bei jeder Begierung ist ein Begierungsme- 
dizinalrath angestellt, dessen Instruktion §. 47 der Instruktion vom 
23. Oktober 1847 dahin lautet: 

Der Medizinalrath bearbeitet alle in der Gesundheits- und Me- 
dizinpolizei einschlagenden Sachen, und hat die Bechte, Pflichten 
und Verantwortlichkeit der übrigen Departementsräthe. Er muss 
die wichtigsten Anstalten von Zeit zu Zeit revidiren. Die betref- 
fende Abtheilung des Innern behandelt: Die Armenpflege und 
die derselben dienenden Anstalten, die Medizinal- und Sani- 
tätspolizei in ihrem ganzen Umfange (Instruktion vom 23. Ok- 
tober 1817, 31. Dezember 1825). In wichtigen Fällen hat die Be- 
gierung an die vorgesetzte Verwaltungsbehörde zu berichten, also 
z. B. bei Aufhebung oder Einrichtung gemeinnütziger Anstalten, 
Apotheken; bei durchgreifenden polizeilichen Massregeln dagegen 
kann sie alles, was örtliche Folizeimassregeln betrifft, durchaus selbst- 
ständig verfügen (Gesetz vom 11. März 1850). Den Begierungen 
steht die Aufsicht über die in ihrem Bezirk wohnenden Me- 
dizinalpersonen zu, und sie reicht alljährlich Verzeichnisse der- 
selben ein, nach dem Schema der C. V. vom 4. Januar 1853, und 
ede kann selbst (§. 71 ff. der Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845) 
durch Plenarbeschluss die Approbation oder Konzession 
Yon Medizinalpersonen zurücknehmen. Hiergegen steht dem 
Betroffenen der Bekurs an das Ministerium zu. Bei Erledigung von 
Sjeismediusstellen hat die Begierung für die interimistische Be- 
setzung Sorge zu tragen und demnächst, nachdem die Vakanz im 
Staatsanzeiger und Amtsblatt (unter Umständen auch in medizini- 
schen Zeitschriften) bekannt gemacht worden, Vorschläge an das 
Ministerium zu machen, welches auf den Vorschlag des betreffenden 
vortragenden Bathes endgültig darüber entscheidet 

Insbesondere haben die Begierungen über folgende Angelegen- 
heiten zu berichten: 
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1) Ueber die im Laufe des Jahres abzuhaltenden Visitatio- 
nen der Apotheken, nebst Einreichung der urschriftlichen Verhand- 
lungen und Verfügungen. Jede Apotheke muss innerhalb dreier Jahre 
revidirt werden. 

2) Eine allgemeine Uebersicht über den Zustand sämmtlicher 
Apotheken, ist bis zum Monat März einzureichen. 

3) Alle drei Jahre ist Bericht über die Heilquellen zu erstat- 
ten und sind hier 11 Punkte der Verfügung vom 5. Febr. 1855 zu 
beantworten. Die nächsten Einsendungstermine sind hierzu: 1. März 
1867. 1870. 1873 u. s. w. 

4) Ueber den Einkaufspreis der Blutegel ist zu berichten: 
1. März und 1. Sept. jeden Jahres. 

5) Die Preiscourante der Drogueriehandlungen und des Spi- 
ritus sind im September einzusenden. 

6) lieber die aus den bei Taufen und Trauungen zum Heb- 
ammenfonds zu erhebenden Abgaben und daraus gewährten Unter- 
stützungen ist Bericht zu erstatten, gemäss Verfügung vom 19. Juni 1836. 

7) Die General-Impftabelle ist stets im Juli für das ver- 
flossene Jahr einzureichen (Verf. vom 28. Febr. 1841). 

8) Summarische Verzeichnisse der Medizinalpersonen sind 
nebst Veränderungsnachweisen über den Zu- und Abgang alljähr- 
lich einzureichen. Zur geheimen Eegistratur ist von jeder einzelnen 
Veränderung kurze Nachricht zu nehmen, femer ist 

9) alle drei Jahre ein namentliches Verzeichniss der Aerzte, 
80 wie aller Medizinal- und Sanitätsanstalten einzureichen. 

10) Die General- Veterinärberichte werden zusammenge- 
stellt von den Departements-Thierärzten, mit den Originalberichten 
der Kreisthierärzte, für den Zeitraum vom 1. April bis ultimo März 
alljährlich eingereicht. 

11) Ueber die Gebäranstalten ist jährlich zu berichten. 

12) Dreijährlich wird über öffentliche und Privatirren-, Heil- 
und Pflegeanstalten, nach dem Schema der Verfügung vom 29. No- 
vember 1852 Bericht erstattet (Norm I 41). 

13) Von 14 zu 14 Tagen bei dem Ausbruch der Cholera. 
Schema nach der Verfügung vom 19. Februar 1850. Am Schluss 
der Epidemie ist ausführlicher Bericht zu erstatten, sowohl in me- 
dizinalpolizeilicher als in scientiflscher Beziehung. 

14) Von 3 zu 3 Jahren über das dienstliche Verhalten 
der Medizinalbeamten, ihre Qualifikation für die Stelle, die 
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flie bekleiden, und für höhere Stellen, zu denen sie zu empfeh- 
len sind. 

€. KreismedizinalbehOrden^ 

Wie bei der Regierung der Oberpräsident, so hat hier der 
Landrath das Recht und die Verpflichtung, das öffentliche Gesund- 
heitswesen in seinem Kreise zu leiten und zu überwachen. Hierin 
steht ihm der Kreisphysikus zur Seite, der ihm jedoch coordinirt 
ist, indem beide der Regierung untergeordnet sind. Nächst diesem 
fongiren der Kreiswundarzt und Kreisthierarzt. Diese drei 
Beamte sind unmittelbare Staatsdiener. Seit dem Edikt vom 
30. Juli 1812 haben sie aufgehört, ständische oder Kommunalbeamte 
zu sein. 

L Der Kreisphysikus, in den Stadtkreisen Stadtphysi- 
kns, erhält auf den Vorschlag der Regierung seine Anstellung vom 
Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- Angelegen- 
heiten, und muss nicht blos im Besitz der staatsbürgerlichen Rechte, 
und als Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer vereidet sein, sondern 
noch vorher seine spezielle Qualifikation durch eine besondere, 
vor der wissenschaftlichen Deputation abzulegende Prüfung nach- 
weisen. Ueber diese Prüfung bestimmt das Nähere das Reglement 
vom 20. Februar 1863: 

Es hat sich das Bedürfniss herausgestellt, die BestimmuDgen des Regle- 
ments vom 1. Dezember 1825 über die PbysikatsprüfuDg in mehreren Punkten 
abzuändern und zu ergänzen. 

Die diesfäUigen Anordnungen sind in einem besonderen Reglement 
(Anl. a.) zusammengefasst , welcbes ich der Königlichen Regierung hierbei 
in . . Exemplaren zur Nachachtung und schleunigen Veröffentlichung durch 
ihr Amtsblatt übersende. 

In Beziehung auf die Prüfungsgebühren verbleibt es bei der Yerftlgung 
vom 8. Februar 1856. 

Anlage a. 

Reglement ftlr die Prüfung Behu& Erlangung der Qualifikation als 

Kreisphysikus. 

§. 1. Diejenigen praktischen Aerzte, welche in ihrer Approbation als 
Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer das Prädikat ^vorzüglich gut** erhalten 
haben, können 2 Jahre, diejenigen, welche das Prädikat „sehr gut^ erhalten 
haben, 3 Jahre, die übrigen 5 Jahre nach erlangter Approbation zu der 
Pbysikatsprüfung zugelassen werden. 

§. 2. Die Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind unter Beiftigung 
der Approbation als Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer an die betreffende 
Königliche Regierung zu richten, welche demnächst an den Minister der 
Medizinalangelegenheiten gutachtlich berichtet und sich hierbei insbesondere 
darüber zu äussern hat, ob der Kandidat als wissenschafUich gebildeter Arzt 
einen [guten Ruf, das Vertrauen seiner Kranken und die Achtung seiner 



g Beglement der Phjsikatsprüfung. 

Kollegen erworben, auch sonst sich so geföhrt habe, dass ihm ein öffent- 
liches Amt ohne Bedenken anvertraut werden kann. Militärärzte haben 
hierüber ein Zeugniss des Torgesetzten Generalarztes beizubringen. 

§. 3. Die Prüfung wird Tor der wissenschaftlichen Deputation för das 
Medizinalwesen abgelegt und besteht in einer schriftlichen , praktischen und 
mündlichen Prüfung. 

§. 4. Für die schriftliche Prüfung werden zwei wissenschaftliche Aus- 
arbeitungen geliefert, zu welchen die Aufgaben aus dem Gebiet der gericht- 
lichen Medizin und der Sanitätepolizei, oder anstatt der letzteren aus dem 
Gebiete der medizinischen Statistik, der Kriegsarzneikunde oder der Hygiene 
entnommen werden. 

Die Aufgaben werden Ton der wissenschaftlichen Deputation fQr das 
Medizinalwesen gestellt und dem Minister der Medizinalangelegenheiten ein- 
gereicht, welcher dieselben durch die betreffende Königliche Begierung dem 
Kandidaten zufertigen lässt. 

§. 5. Die Ausarbeitungen sind spätestens 6 Monate nach Empfang der 
Aufgaben dem Minister der Medizinalangelegenheiten mit der an Eidesstatt 
abzugebenden Versicherung, dass sie, abgesehen von den dabei benutzten 
literaiischen Hülfsmitteln, ohne anderweitige fremde Hülfe von dem Kandi- 
daten selbst angefertigt worden, einzureichen. Dieselben müssen geheftet und 
paginirt, auch gut und deutlich geschrieben sein und eine vollständige 
spezielle Angabe der benutzten literarischen Hülfsmittel enthalten. 

§. 6. Nach Ablauf der sechsmonatlichen Frist werden die Ausarbeitungen 
nicht mehr zur Zensur angenommen, es sei denn auf besonderen Antrag der 
betreffenden Königlichen Begierung ausnahmsweise eine Nachfrist bewilligt 
worden, was jedoch unbedingt nur einmal zulässig ist. 

Unmittelbar an den Minister gerichtete Gesuche der Kandidaten nna 
Nachfrist werden nicht berücksichtigt. 

Wer die sechsmonatliche Frist resp. die bewilligte Nachfrist nicht inne- 
gehalten hat, darf frühestens erst ein Jahr nach Ablauf derselben neue 
Aufgaben erhalten. Wer auch dann die Arbeiten nicht rechtzeitig abliefert^ 
wird überall nicht mehr zur Prüfung zugelassen. 

§. 7. Die rechtzeitig eingereichten Probearbeiten '.werden der wissen-* 
schaftlichen Deputation fQr das Medizinalwesen vorgelegt und von derselben 
mit der schriftlichen Zensur dem Minister der Medizinalangelegenheiten zu- 
rückgereicht. 

Genügen die Arbeiten den Anforderungen,*) so wird der Kandidat ua^ 
mittelbar durch den Minister davon benachrichtigt und zu den übrigen Prü- 
fungsabschnitten zugelassen. Wird eine der Arbeiten „mittelmässig^ oder 
„schlecht^ befunden, so ist die ganze schriftliche Prüfung zu wiederholexft 
und der Kandidat kann je nach dem Ausfall der Zensur nach Ablauf voxft 
3 Monaten bis '2 Jahren sich neue Aufgaben durch die betreffende König- 
liche Begierung erbitten. Eine zweite Wiederholung findet nicht statt. 

§. 8. Die praktische und mündliche Prüfung muss spätestens 6 Monate 
nach Mittheilung des Ausfalls der schriftlichen Prüfung absolvirt werden^ 
widrigenfalls zunächst die schriftliche Prüfung wiederholt werden muss. 

Die Prüfung wird im Charitekrankenhause zu Berlin von Mitgliedern 
der wissenschaftlichen Deputation ftlr das Medizinalwesen möglichst in zwei, 
auf einander folgenden Tagen abgehalten.**) 

Während der Zeit vom 15. August bis 15* October jeden Jahres finde» 
keine Prüftmgen statt. 

*) ProbemiUslg oder niobt. 
**) In der Begel Freitag und Sonnabend. 
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§. 9. In der praktischen Prüfung hat der Kandidat 

a) am ersten Tage in Gegenwart eines Mitgliedes der Deputation 
den Zustand eines Geisteskranken oder eines Verletzten zu unter- 
suchen und sofort unter Clausur einen Fundbericht mit gutachtlicher 
Aeusserung über den Fall unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Bestimmungen abzufassen ; 

b) am folgenden Tage an einer Leiche eine ihm aufgegebene legale 
Obduktion zu verrichten und den Sektionsbericht yorschriftsmässig 
zum Protokoll zu diktiren. 

{. 10. Die mündliche Prüfung wird gleichzeitig mit der §. 9. lit. b. 
dv^ivähnten praktischen Prüfung von 3 Mitgliedern der wissenschaftlichen 
I^eputation abgehalten , denen die Auswahl der aus dem ganzen Gebiet der 
^^^atsarzneikunde , einschliesslich der Yeterinärpolizei zu entnehmenden 
Pz-t&fuDgsgegenstände übe riasscn bleibt. 

Mehr als 3 Kandidaten zugleich dürfen zu der praktischen oder münd- 
liolien Prüfung nicht zugelassen werden. 

§. 11. üeber beide PilXfungen wird ein Protokoll aufgenommen, welches 
die Gegenstände der Prüfung, das Urtheil der Examinatoren über das Er- 
geliniss jeder einzelnen Prüfung und die Schlusszensur über das Gesammt- 
^i'S'ebDiss der Prüfung enthalten muss. Dasselbe wird dem Minister der 
M^edizinalangelegenheitcn eingereicht. 

§.12 Im Fall eines ungenügenden Ergebnisses der praktischen oder 
^ei* mündlichen Prüfung ist dieselbe je nach der Zensur nach 3 — 6 Monaten 
*^ wiederholen. 

Eine zweite Wiederholung findet auch hier nicht statt. 
§. 13. Die für dio medizinischen Prüfungen überhaupt yorgeschriebenen 
Zensuren „yorzüglich gut**, „sehr gut", „gut", „mittelmässig" und „schlecht" 
kommen auch bei der Physikatsprüfting in Anwendung. Auf Grund der 
^>^ei ersten Zensuren wird das F&higkeitszeugniss zur Verwaltung einer 
^hysikatsstelle ertheilt. Die beiden letzten Zensuren haben die Abweisung 
^68 Kandidaten zur Folge 

§. 14. Das gegenwärtige Reglement tritt sofort in Krafl, so dass auch 
^^^enigen Kandi£iten, welche die nach den Bestimmungen des Reglements 
^otn 1. Dezember 1825 anzufertigenden schrifllichen Probearbeiten bereits 
abgeliefert haben, praktisch und mündlich nach Vorschrift des neuen Regle- 
ments zu prüfen sind. 

Denjenigen Kandidaten, welche die nach jenen Bestimmungen anzufer- 
tigenden Probearbeiten noch nicht abgeliefert haben, wird auf ihren, bei dem 
Minister der Medizinalangelegenheiten unmittelbar zu stellenden, Antrag die 
Bearbeitung derjenigen Aufgaben erlassen werden, welche nicht unter die 
^^tegorie der im §.4 erwähnten Aufgaben fallen. 

§.15. Die !§. 75, 76 und 77 des Reglements ftLr die Staatsprüfung 
der Medizinalpersonen yom 1. Dezember 1825 werden hiermit aufgehoben. 

DerKreisphysikus ist das Organ der Regierung inBe- 
211g anf Medizinal- und Sanitätspolizei, er hat sonach die 
Aufeicht und die Kontrole über die in seinem Kreise wohnenden 
Hedizmalbeamten und Medizinalpersonen und Medizinalanstalten, und 
^6 kommissarische Ausführung aller Massregeln, welche die öffent- 
liche Gesundheitspflege betreffen. Den Gerichten gegenüber ist 
*' vereideter Sachverständiger, welcher in civil- und cri- 
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minalgerichtlichen Fällen von ihnen in erster Eeihe aufgefordert 
werden kann, ein sachverständiges medizinisches Gutachten abzu- 
geben, und die legalen Obduktionen zu vollziehen. Sie sollen aber 
auch dazu beitragen, die Medizin als Wissenschaft im Allgemeinen 
zu fördern, und sie sind es daher auch, aus denen der Staat sich 
seine höheren Medizinalbeamten erwählt. Sie erhalten aus der Staats- 
kasse 200 Thlr. Gehalt, in monatlichen Eaten pränumerando, seit 
dem 1. Januar 1821 und sind daneben auf den Erwerb der kura- 
tiven Praxis angewiesen. 

]. Qualifikation und Anstellung. Für die Anstellung 
ist die Cirkularverfugung vom 24. Januar 1826 massgebend: 

Durch die von des Königs Majestät unterm 31. v. M. und I. Allerhöchst 
ToUzogene Geschäfbsan Weisung ist den Königlichen Begierungen die Anstel- 
lung der Kreis-Medizinalbeamten überla^^sen und zugleich die nähere des- 
fallsige Instruktion des unterzeichneten Ministerii vorbehalten worden, welche 
hiermit ertheilt wird. 

1) Die wichtigste Bücksicht bei der Wiederbesetzung erledigter Kreis- 
Medizinalbeamtenstellen ist die Bücksicht auf die Versetzung der bereits an- 
gestellten Olficianten. Die Niederlassung des in der Hauptsache auf den 
Erwerb durch seine Praxis hingewiesenen Kreismediztnalbeamten ist theils in 
mehreren Gegenden der Monarchie, theils hin und wieder in einzelnen Kreis- 
städten so wenig anziehend, dass sich häufig selbst jüngere Medizinalper- 
Bonen nur in der Hoffnung auf eine demnächstige, ihren Wünschen und den 
gewöhnlichen Lebensverhältnissen entsprechende Versetzung an einen ande- 
ren Ort entschliessen , einen solchen Posten anzunehmen; überhaupt aber 
ist es billig, den Wunsch eines gedienten Physikus etc. nach Versetzung zu 
berücksichtigen, und letzterem den Vorzug vor einem zufällig am Orte oder 
in dessen Nähe befindlichen jungen Arzt, welcher erst in den Königlichen 
Dienst treten will, zu geben. — Auch darf es hierbei unter allen Umständen 
und bei Vermeidung persönlicher Verantwortung keinen Unterschied machen, 
ob der die Versetzung wünschende Beamte bisher in einem andern Begie- 
rungsbezirke oder einer andern Provinz angestellt war; vielmehr muss ein 
solcher eben so gewissenhaft berücksichtigt werden, als ob er bisher schon 
in dem Bezirke der betreffenden Königlichen Begierung, welche die erledigte 
Stelle zu besetzen hat, angestellt gewesen wäre. Hieraus folgt, dass die 
Besetzung der vakant werdenden Stellen, ganz besondere Fälle dringender 
Gefahr ausgenommen, nicht ungebührlich beschleunigt werden darf, vielmehr 
muss zur Anbringung etwanigcr Versetzungs- und der übrigen Anstellungs- 
gesuche dadurch Gelegenheit gegeben werden, dass eine jede Vakanz sogleich 
bei ihrem Eintritt durch das Amtsblatt bekannt gemacht und die etwanigen 
Kompetenten zur Anmeldung, allenfalls unter Festsetzung eines Termins, 
aufgefordert werden. — Dies kann um so eher geschehen, da in den meisten 
Fällen die Vakanz durch den Tod herbeigeßlhrt wird, und dann ohnehin 
die Besetzung weniger beeilt zu werden pflegt, um den Hinterbliebenen, so 
weit es thunlich, den Genuss der Gnadenzeit zu belassen. 

2) Die Königlichen Begierungen dürfen nur definitive Anstellungen, 
ohne vorgängige Anfrage bei dem Ministerio verfügen. Die interimistische 
Versehung eines Kreis - Medizinalbeamtenpostens durch eine zur definitiven 
Anstellung nicht qualifizirte Person darf nur nach vorher eingeholter Ge- 
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nehmigung des Ministerii yerfögt werden; wenn hier jedoch eine zur defini- 
tiyen Anstellung qualifizirte Person oder ein benachbarter Beamte derselben 
Kategorie bestimmt wird, so ist die Einholung der Torg&ngigen Genehmigung 
des Ministerii nur dann nöthig, wenn dies Interimistikum länger als 6 Mo- 
nate dauert. 

3) Die Königlichen Begierungen dürfen den neu anzustellenden Kreis- 
Medizinalbeamten nur das ^ormalgehalt der 200 Tblr. ftir den Kreisphysi- 
kus und der 100 Thlr. för den Kreisch irurgus oder den Kreisthierarzt be- 
willigen; sollte der AmtSTorgänger zufällig einen höheren Gehaltsbetrag 
bezogen haben, so fällt derselbe entweder heim, oder es muss wegen dessen 
'Wiederbewilligung an das Ministerium berichtet werden. 

4) Wenn ftür die Stelle noch kein Gehalt etatsmässig sein sollte, so 
kann die Anstellung und Bewilligung des Gehalts nur durch das Ministerium 
erfolgen; ein Fall, welcher besonders bei Kreisthicrärzten vorkommen wird. 

5) Die Königlichen Regierungen dürfen definitiv anstellen: 

a) als Kreisphysiker nur solche promovirte Aerzte, welche vom Mi- 
nisterio das Fähigkeitszeugniss zur Verwaltung einer Physikats- 
stelle erhalten haben, und von demselben überdies auch als Ge- 
burtshelfer approbirt sind; 

b) als Kreischirurgen nur solche nicht promovirte Chirurgen, welche 
a) in sofern sie vor der Emanirung des Prüfungsreglcments vom 

1. V. M. und Jahres gqprüft worden sind, die Approbation als 
Wundärzte grosser Städte und das Fähigkeitszeugniss zur Ver- 
richtung chirurgisch-forensischer Geschäfte besitzen; oder welche 
ß) dem genannten Reglement gemäss als Wundärzte erster Klasse 
und als forensische Wundärzte geprüft worden sind. In beiden 
Fällen müssen sie, ausser der Approbation und dem Fähig- 
keitszeugniss, auch die Approbation als Gebuiishclfer beibrin- 
gen. Bei ausserdem gleichen Ansprüchen und sonstigen Ver- 
diensten ist immer denjenigen Bewerbern sub a. und b. der 
Vorzug einzuräumen , welche eine vielseitigere ärztliche Aus- 
bildung nachzuweisen im Stande sind und in den zurückge- 
legten medizinisch - chirurgischen und furensischen Staatsprü- 
fungen sehr gute oder selbst vorzügliche Kenntnisse nachge- 
wiesen haben; 

c) als Kreisthierärzte nur solche Personen, welchen in der Approba- 
tion als Thierärzte zweiter Klasse zugleich die Fähigkeit zur Aji- 
Btellung als Kreisthierarzt bezeugt worden ist Dieselben müssen 
jedoch, wenn sie nicht schon als Thierärzte der dritten Klasse 
oder als Kurschmiede in der Armee praktizirt haben, wenigstens 
ein Jahr lang nach der Approbation sich durch Praxis Vertrauen 
im Publikum erworben haben, ehe sie angestellt werden können. 

6) In der Torschriflsmässigen Nachweisung der angestellten Medtzinal- 
beamten ist das Datum der vorstehend unter 5. gedachten Approbationen und 
xesp. F&higkeitszeugnisse genau anzugeben, um die erfolgte Anstellung nach 
den hier befindlichen Personalakten kontroliren zu können. In einer be- 
sonderen Kolonne sind zugleich die Namen sämmtlicher Mitbewerber zu der 
fraglichen Stelle zu nennen. 

7) Bei der Versetzung eines Kreis-Medizinalbeamten auf einen Posten 
derselben Kategorie ist der ad 5. vorgeschriebene Nachweis nicht nötbig. 

8) Das Ministerium behält sich vor, in den dazu geeigneten Fällen den 
Königlichen Regierungen die Versetzung schon angestellter Kreis- Medizinal- 
beamten oder die Anstellung qualifizirter Personen bei eintretenden Vakanzen 
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aufzugeben, oder nach Befinden zur yorzugsweisen Berücksichtigung zu em- 
pfehlen, und alsdann zugleich die erforderliche Eontrole so yiel als nöthig 
anzuordnen. 

9) Wenn es zur Besetzung der yakanten Stellen an qualifizirten Sub- 
jekten fehlt, so wird das Ministerium bemüht sein, auf die Anzeige der be- 
treffenden Königlichen Begierung geeignete Medizinalpersonen zu ermitteln. 

Die Eücksicht auf das religiöse Bekenntniss der Katholiken ist 
ausgesprochen in der Allerhöchsten Ordre vom 29. Dezember 1843. 

Da eyangelische Beamte in den fast ausschliesslich yon katholischen 
und katholische Beamte in den fast ausschliesslich yon eyangelischen Glau- 
bensgenossen bewohnten Landestheiien in Betreff der Seelsorge und der 
nothwendig werdenden kirchlichen Handlungen, so w^ie des ihren £indem 
zu ertheilenden Beligionsunterrichts sich in einer üblen Lage befinden und 
dadurch schon mehrmals Anträge auf die Dotirung neuer eyangelischer oder 
katholischer Ffarrstellen herbeigeführt worden sind, so yeranlasse Ich Sie, 
fortan, soweit dies mit dem Interesse des Dienstes vereinbar ist, die yon 
Ihnen ressortirenden Beamten vorzugsweise nach solchen Orten zu senden 
oder zu versetzen, wo sie einen Geistlichen ihrer Konfession, wo nicht im 
Orte selbst, doch wenigstens in massiger Entfernung haben. Ich verkenne 
nicht, dass Ausnahmen unvermeidlich sein werden, glaube aber, dass im 
Allgemeinen und insbesondere in den untergeordneten Beamtenkategorien, 
wie z. B. bei den Gerichtsdienem , Grenz- und Steueraufsehem , Gens- 
d'armen etc., eine grössere Berücksichtigung der konfessionellen Verhältnisse 
als bisher wohl zulässig sein wird. 

In der Vereidigung des Physikus sind nach dem staatsministe- 
riellen Beschluss vom 12. Februar 1850 vor dem Worte „will", die 
Worte „auch die Verfassung gewissenhaft heobachten", 
eingeschoben. 

IL Die amtliche Stellung. Der Kreisphysikus gehört zur 
5. Kangklasse und kann die betreffende Uniform tragen, und zwar die 
der PoHzei-Offizianten, mit der für Kreis-Justizräthe vorgeschriebenen 
Stickerei, und statt des Säbels den bei den übrigen Zivil-Uniformen 
üblichen Degen. Wie wir schon sagten, sind sie zwar nicht den 
Landräthen sondern nur den Eegierungen untergeordnet, aber doch 
verpflichtet, den Kequisitionen der Landräthe in medizinisch -poli- 
zeilichen Angelegenheiten Folge zu geben und ihnen als technischer 
Beirath der Medizinalpolizei zur Seite zu stehen, nur in dringenden 
Fällen sind sie berechtigt, und wenn der Landrath nicht sogleich an- 
zutreffen ist, direkt medizinisch-polizeiliche Anordnungen zu treffen. 

Für die Landräthe ist in dieser Beziehung §. 40 und 41 der 
Instruktion vom 31. Dezember 1816 vorgeschrieben. 

§. 40* Er muss femer auf Alles achten, was auf Leben und Gesund- 
heit an Menschen und Vieh im Kreise Bezug hat; insonderheit die Sjreis- 
physiker und Kreischirurgen in ihrer Amtsübung überall unterstützen und 
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kontroliren, die Sobutcblatterimpfung befördern, und durchaus keine Quack- 
salber im Orte dulHen. 

|. 41. Bei entstehenden Krankheiten muss der Landnith sich auch 
selbst darum bekümmern, dass die Kranken Hülfe und Arznei erhalten, und 
&MMU, sei es durch ihn unmittelbar, oder durch den Kreisphysikus, oder durch 
die Ortsbehfirde die unaufschieblichen Veranstaltungen treffen, und dass 
die Gesunden möglichst yor Ansteckung gesichert werden; sodann aber 
muss er unyerzüglich darüber an die Regierung berichten. 

Auf die der Gesundheit nachtheilige Zubereituuff yerkäuflicher Lebens- 
mittel muss genau gesehen und yon Zeit zu Zeit, mit Zuziehung des Kreis- 
physikus« Proben angestellt werden. 

Imgleichen muss bei Seuchen und Krankheiten, die unter dem Wirth- 
adbaftsyieh im Kreise ausbrechen, der Landrath nicht s&umen, sofort mit 
dem Kreisphysikus an Ort und Stelle nähere Untersuchung anzustellen, 
und nicht allein selbst die Vorschriften, wie beim Viebsterben zu yerfahren, 
amh genaueste beobachten, sondern dies auch den Kreiseinsassen einschärfen, 
und «uf deren Beobachtung halten, nicht minder in einem jeden solchen 
Falle der Begierung ohne allen Aufenthalt darüber Bericht erstatten u. s. w. 

Für die Physiker ist noch die alte Instruktion vom 17. Ok- 
tober 1776 massgebend: 

Obgleich einem jeden redlichen Mann allgemeine Pflichten der Mensch- 
heit obuegen, ohne deren Ausübung, er, auf den Namen eines guten Bür- 
gers, keinen Anspruch machen dtaf, und obgleich ein jeglicher Arzt aus 
diesem Grunde yerbunden ist, einem jeden, der seine Hülfe suchet, in Ej'ank- 
heiten mit Bath und That beizustehen; so hat doch der Staat es nöthig 
gefunden, geschickte und redliche Aerzte zu setzen, denen man die Gesund- 
heit eines Strich Landes, oder einer Stadt yorzüglich anvertrauet, als welches 
Anlass gegeben , dass man in denen Creysen sowohl, als in angesehenen 
Städten, Land- oder Creyss- und Stadt-Pbystcos bestellet hat 

{. 1. Wenn nun jemand zu diesem Amt nach der in der Königlichen 
Medicinal-Ver£sssung vollgeschriebenen Ordnung, angenommen worden, und 
dem zufolge den Cursum anatomicum auf dem Berlinischen Theatro in 
sechs Öffentlichen Lectionen mit Beyfall abgehalten; hierauf eine yon dem 
Ober-Collegio-Medico ihm aufgegebene Krankheits-Geschichte, theoretisch 
und practisch dergestalt ausgearbeitet, dass man dem Publico wegen dessen 
Fähigkeit die Sicherheit versprechen könne, und alsdenn einige in die Me- 
dicinam forensem einschlagende Aufgaben, von ihm also aufgelöset worden, 
dass das Ober-Collegium-Medicum ihn eines so wichtigen Auftrages, als ein 
Physicat ist, würdig achtet, und zufolge dessen, derselbe nach erhaltener 
Königlicher Bestätigung sein Amt antritt: so fordert das Publicum mit allem 
Recht, dass der gewählte Physicus sich allezeit erinnere , wie er schuldig 
s^, seine vorzügliche Fähigkeiten, auch mit einem guten christlichen un- 
ansiSsslichen Lebenswandel, und mit dem redlichsten Fleiss zu verbinden. 

{. 2. Er muss nicht unterlassen, sich auf das sorgfältigste zu erkun- 
digen, was vor Krankheiten in der Provinz, oder derjenigen Stadt, die seiner 
medicinischen Au&icht anvertraut worden, und die sich nicht allein auf die 
Menschen, sondern auch auf das Vieh erstrecket, im Schwange zu geben 
pflegen, deren Ursachen er aber nicht anders ergründen, und bey Vorfällen 
die besten Vorkehrungen machen kann, als wenn er sich die Lage der 
Provinz, deren Boden, Berge, Flüsse, stehende Wässer, Morast oder Sümpfe, 
ob sie Ueberschwemmungen, oder kalten feuchten Winden ausgesezzet ist. 
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und dabero eine mehr oder weniger gesunde Luft herrsdiet, nicht minder 
die Lebensart der Einwohner bekannt machet. 

§, 3. Er wird auch suchen, das Vertrauen der Herren Landräthe dea 
Creysses und der Magisträte selbigen Orts zu gewinnen, und sich Ton ihnen 
diejenigen Königlichen Edicte und Patente, worinnen die Veranstaltungen bei 
grassirenden Krankheiten sowohl bei Menschen als Vieh abgefasst sind, er- 
bitten, auch mit ihnen zu Bathe gehen, auf was Weise die allgemeine Noth 
am kräftigsten und minder kostbarsten, abzuhelfen sey. 

§. 4. Und gleichwie es zu seiner Pflicht gehöret, bei allen epetemien 
mit den Herren Landräthen und deren Magisträten gemeinschaftlich zu ver- 
fahren, so ist er auch schuldig denen Sanitäts-CoUegiis oder allenfalls dem 
Provinzial-Collegio-Medico, und hiernächst dem Befinden nach, dem Ober- 
Collegio-Sanitatis , von der Art der Krankheit, und wie er sich dabey ge- 
nommen, einen deutlichen Bericht abzustatten. Er muss nehmlich die Krank- 
heit, dessen Anfang, Fortgang und Endschaft, genau beschreiben, die allge- 
meine sowohl vorhergehende, als nächste Ursach derselben untersuchen, und 
bey dem Viehsterben etliche verreckte auch wohl kranke Stücke, in seinem 
Beysein aufhauen lassen, und von der innerlichen Beschaffenheit, nach Vor- 
schrift des Königlichen Patents oder Instruction, wie bei dem Viehsterben 
verfahren werden soll u. s. w., vom 13. April 1769 einen richtigen Aufsatz 
liefern, auch dabei insbesondre nicht vergessen, die Beschaffenheit der vier 
Magens bei dem Bindvieh zu bemerken, noch weniger unterlassen anzuzeigen, 
ob nach denen in obgedachten Patent etc. enthaltenen polizeilichen Vorschrif- 
ten verfahren sey, und ob die darin vorgeschlagene Mittel angewendet wor- 
den, ob dieselbe nützlich, oder unwirksam gewesen, und ob man von denen 
Vorschriften abzugehen, hinlängliche Ursache gehabt, auch ob man zuver- 
lässigere Arzeneyen oder Behandlungen des kranken Viehes, ausfilndig ge- 
macht habe. 

§. 5. Der Land- oder Creys-Physicus so wohl, als der Stadt-Physicus 
darf keinen Kranken, der seine Hülfe begehrt, seine Dienste versagen: und 
gleichwie der Reiche von selbst geneigt sein wird, und der grösste Theil 
es sich zur Pflicht macht, die angewandte Mühe des Arztes, mit vorzüglicher 
Freygebigkeit zu belohnen, also wird der Physicus so wie ein jeder Arzt, 
mit denen weniger Begüterten in die Gelegenheit sehen, die Amnen aber 
nicht allein umsonst coriren, sondern auch bei denen Obrigkeiten antragen, 
dass denen Armen und verlassenen Kranken, aus denen aerariis publicis 
die unumgängliche nöthige Verpflegung, auch die Arzeney umsonst gereichet 
werde. 

§. 6. Wenn denen Physicis in ihrer Praxis besondere Casiis in die 
Hände, oder ihnen solche Erscheinungen vorkommen, welche die Natur-Ge- 
schichte betreßten, oder auch Misgeburten zur Welt geboren worden ; so sind 
sie schon, durch verschiedene Königliche Ordre, dergleichen bei dem Ober- 
Collegio- Medice, und im zweyten Fall bei der Königlichen Academie c'er 
Wissenschaft einzuschicken, die Misgeburten aber dem Professori Anatomiae 
abzuliefern, angewiesen worden. 

§. 7. Wenn der Physicus etwas zur Verhütung allgemeiner Krankhei- 
ten, es sey bey Menschen oder Vieh ausfundig machen kann; so muss er 
solches denen hohem Collegiis, und auch dem Ober-Sanitäts-CoUegio vor- 
tragen, und sowohl deren Beyfall als deren kräftigen Beystand darüber 
abzuwarten. 

§. 8. Wenn der Creyss- oder Stadt-Physicus unumgänglich nöthige 
Beissen ausser der Provinz oder der Stadt vornimmt, so ist er schuldig, dass 
er solches nicht allein denen Herren Landräthen oder denen Magistraten an- 
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zeige; sondern auch einen geschickten Medicnro in Vorschlag hringe; wel- 
cher im Stande ist, dessen Amtd-Y errichtungen , in seiner Abwesenheit zu 
ühemehmen. 

§. 9. Wenn ihm Kranke Torkommen , die in Schlägcrey begriffen ge- 
wesen, 80 muss er bedachtsam untersuchen, ob dadurch dem Patienten eine 
so starke Verletzung beygebracht worden, dass er in Lebensgefahr stehe. 
In solchem Fall ist er schuldig, der Gerichts-Obrigkeit solches anzuzeigen. 
Wen er auch höret, dass in einem Hause eine Person, welche nicht eben 
krank gewesen, plötzlich yerstirbet, und verdächtige Gerüchte umhergehen, 
als oh es nicht natürlich damit zugegangen, so muss der Phystcus sich ge- 
nau darnach erkundigen, und wenn er einen Grund findet, bei dem Magi- 
strat auf eine Obduction antragen, um gewiss zu sein, ob etwa Zeichen yon 
einer Vergiftung zu entdecken sein möchten. 

^. 10- Wenn auch ledige Weibs-Personen, seinen Rath begehren, so 
muss er hierbei, mit aller Behutsamkeit zu Werke gehen, dieselben in sei- 
nem Diario bemerken , und ohne genügsame Erkenntniss , keine treibende 
Anneyen, hefUge Purgir-Mittel, oder Aderlässe anordnen. Wann ihm solche 
aber höchst yerdächtig Torkommen; so ist er schuldig, es der Dienst -Herr- 
schaft zu melden, damit sie auf dergleichen Dienst-Magd ein wachsames Auge 
haben; gleichwie er solches bei yerachteter Warnung, der Obrigkeit des 
Orts anzeigen kann. 

{•11. Wenn der Physicus zu einer legalen Obduction yon der Obrig- 
keit reqniriret wird, so muss er bey jeden Fall so schleunig als willig sich 
einfinden, auch sorgen dass der Chirurgus forensis der die Section yerrichten 
soll, mit reinlichen und tüchtigen Instrumenten yersehen sei. Und wenn also 
ein todtgefundenes Kind zu obduciren, so muss er nicht allein den ganzen 
Körper yon Haupt bis zu Fuss äusserlich betrachten, ob dasselbe ein yoU- 
bürtiges Kind, mit Haaren und Nägeln bewachsen sei, ob die ZungCL zwischen 
den Lippen heryorraget, und der Mund voll Schleim, oder mit einem andern 
Körper ausgefüllet sei, ob um den Hals ein sugillirter Ring zu bemerken, 
oder ob an dem Kinde eine yerübte Gewalt oder Sugilationen wahrzunehmen; 
ob die Nabelschnur yerbunden, urd wie lang sie sei. Büttner's Anwei- 
sung, wie durch anzustellende Besichtigungen, ein yerübter Kindermord aus* 
zamiiteln sey u. s. w. Königsberg und Leipzig 1771 wird ihm hierinn ein 
grosses Lieht geben. 

{. 12. Bey Eröfiiung des Körpers hat er besonders darauf zu sehen, 
ob die Gef)Use yoller Blut, oder ledig sind, und yorzüglich die Beschaffen- 
heit des Herzens, zu untersuchen, ob dessen rechte Kammer yoll Blut oder 
leer sei, ob die Lungen zusammengefallen oder ausgedehnet; wie die obere 
Lnft-Böhre beschaffen; ob sie yoll Schleim oder yon einem fremden Körper, 
als: Baumwolle, Leinwand, u. d. zugestopfet sey, ob die Lungen ganz, und 
auch Stückweise auf dem Wasser schwimmen, oder untersinken, ob die 
Halswirbel in ihrer Lage, oder yerrückt, ob die ossa cranii sugillirt, oder 
eingedrückt, oder zerbrochen, wie das Cerebrum beschaffen, ob die Blut- 
Gef&sse in demselben und dessen Häuten yoll Blut oder leer, oder aus- 
getretenes Blut auf- oder unter der dura matre, oder in den Himhöhlen 
anzutreffen sei. So wird er auch bey allen übrigen ihm yon der Obrigkeit 
angetragenen Obductionen, eben die itztbenannte Vorsichtigkeit, anwenden, 
und sich nicht begnügen, die äusserliche Wunde oder S^erletzung zu betrach- 
ten; sondern alle drey Cayitäten des Körpers eröfnen , und yorzüglich der 
ftusserlichen Wunde behutsam, mit einem stumpfen Stilet nachgehen, ob er 
nicht das yerletzte Gefäss, oder andern edeln Theil, dessen Verletzung eine 
absolate Lethalitaet su wege bringen kann, auffinden und sichtbar machen 
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könne. Wie ihm denn hiebey des itzt belobten Büttner 's aufrichtiger 
Unterricht ftr neu angehende Aerzte und Wundärzte, wie sie sich vor, in, 
und nach legaler Besichtigung todter Körper zu yerÜalten u. s. w., Königs- 
beig und Leipzig 1769, vor andern zu statten kommen wird. Dem annoch 
unter vielen andern Schriftstellern, die sich in der medicina forensi berühmt 
gemacht haben, Alberti Jurisprudentia medica in VI Tomis, it. dessen Com- 
mentatio in Constitutionem criminatem Carolinam, nicht minder Heben- 
streitii Anthropologia forensis und Börneri medicina forensis vorzüglich 
beyzufügen, auch des Bohnii bekanntes Buch de officio medici duplioi, 
nicht aus der Acht zu lassen. 

§. 13. Wie aber diejenigen Personen, die durch plötzliche Zufälle ums 
Leben gekommen, zu behandeln sind, darüber hat das Ober-Coliegium-Me- 
dicum den 15. November 1775 das Edict wegen schleuniger Bettung, der 
durch plötzliche Zufälle leblos gewordenen, in Wasser oder sonst verunglück- 
ten, oder ftkr todt gehaltene Personen etc. publiciret. Auch hat Antonius 
de Haen, in parte Xlllma Bationis medendi, in Capite Illtio, de auxiliis 
praestandis bis, qui aut in aqua, aut aliis de caussis, suffocati, sive morti 
propinqui videntur etc. eine schöne Abhandlung geschrieben, dem des C h a m - 
peaux und Faissole Erfahrungen und Wahrnehmungen, über die Ursache 
des Todes der Ertrunkenen etc. beyzusetzen. *) 

Der Physicus wird nicht minder, diejenige Abhandlungen von der gras- 
sirenden rothen Buhr, von den grassirenden Pocken und von den epidemi- 
schen bösartigen Fibern, welche theils von dem Königlichen Ober-Collegio- 
Medico, theils von dem Königlichen Ober - Sanitäts - CoUegio dem gemeinen 
Mann zum besten herausgegeben, durchlesen, und sich daraus dasjenige, was 
sich dermalen appliciren lässt, bekannt machen. 

§• 14. Ueber alle diejenige Personen, welche in der Provinz, oder dem 
Creyse zum Medicinal- Wesen gehören, als: Medici, Chirurgi, Apotheker, 
Bader und Hebammen, hat der Land- oder Creyss-Physicus wie überhaupt, 
also auch der Stadt-Physicus seines Orts, insbesondere Acht zu haben, dass 
ein jeder seine ihm angewiesene Geschäfte in derjenigen Ordnung, wie es 
in der Königlichen Medicinal-Ordnung vorgeschrieben worden, verrichte ; und 
muss er es dem Ober-CoUegio-Medico alsofort anzeigen, wenn er Abwei- 
chungen von dem Königlichen Gesetze und solche Personen entdecket, die 
sich mit dem Medicinalwesen, ohne Beruf, und ohne Approbation bemengen. 
Gleichwie das Ober-Collegium-Medicum denen Physicis in einer besondem 
Verordnung, vom 2. October Anno 1774 zu Coupirung aller weitläufigen 
Processe aufgetragen, conjunctim mit einer auf das Becht vereydeten Magi- 
strats-Person, alle kleine Pfiischereyen zu untersuchen, und das darüber 
aufgenommene ProtocoU dem Ober-CoUegio-Medico einzuschicken. 

§. 15. Ueber die Apotheken muss ebenfalls der Land- oder Creysa- 
' Physicus so wie überhaupt, also auch der Stadt-Physicus seines Orte ins- 
besondre, ein wachsames Auge haben, und selbige gelegentlich durchsuchen. 
Wenn erstere aber, eine specielle Visitation aller Apotheken in seiner Pro- 
vinz oder Creyse vor nöthig finden solte; so muss er solches dem Ober- 
Collegio-Medico anzeigen und dessen Ordres darüber einholen. 

§. 16. Wenn nun die Physici sowohl in ihren Dienst - Verrichtungen, 
als überall bei ihren Patienten alle Aufmerksamkeit, Fleiss und Treue be- 
weisen, so soll auf diejenigen, welche sich hierinn vorzüglich hervorthun, 
bei solchen Gelegenheiten wodurch ihre Umstände könnten verbessert wer- 
den, insbesondere reflectiret, und sie vor andern befördert werden. 



*) Mit dieser Literatur dürfte heute wohl ein Fhysikus nicht mehr ausreichen. 
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Für die Physiker von Berlin gilt die Instruktion vom 18. Januar 
1812. Wir heben aus derselben nur Folgendes hervor, das von 
praktischer Bedeutung isi 

Nachdem ihm die allgeiiieinen Pflichten der Sanitäts- Polizei 
auferlegt sind und er verpflichtet ist, Quartalberichte einzusenden, 
besagt es: 

$. 9. Dass die Wundärzte unter dem Physikus stehen, und 
der Physikus ihre Vergehen rügen und wenn diess nichts hilft, an- 
zeigen muss. 

%. 10. So oft er es für nöthig hält, ist er berechtigt, die Apo- 
theken zu revidiren, so oft er es für nothig hält, ebenso die Dro- 
f^uisten, und im April, wenn die neuen Preiscourante eingegangen 
sind, soll er berichten, ob und welche Arzneipreise zu verändern 
seien. 

$.11. Die Hebammen muss er besonders überwachen, berathen 
imd belehren; auch hat er zu begutachten, ob eine Person sich zur 
Erlemnng der Hebammenkunst eignet. 

6) Bei Epidemien muss er nach den allgemeinen Gesetzen ver- 
fahren. (Verordnung vom 8. August 1835.) 

7) Bei Unglücksfällen, die ihm bekannt geworden, muss er un- 
an^efordert erscheinen. 

8) Besonders soll er sich das Impfgeschäft angelegen sein lassen. 

9) Die Medizinalpfuscherei soll er streng überwachen. 

Der Physikus ist nicht der Vorgesetzte der übrigen Aerzte 
seines Exeises, vielmehr haben diese nur bei ihm die Meldungen 
und Anzeigen ihrer Ortsveränderung zu machen, und auf die ihnen 
durch denselben zugehenden Eegierungsverordnungen zu achten, und 
resp. denselben zu genügen. 

Dagegen stehen Apotheker, Wundärzte, Zahnärzte, Hebammen, 
Heilgehülfen u. s. w. und alle Heilanstalten unter Aufsicht und Con- 
tarole des Xreisphysikus. 

Er führt ein Königliches Amtssiegel, und seine damit versehenen 
Atteste haben öffentlichen Glauben. 

Amtliche Briefe des Physikus sind portofrei, wenn sie unter der 
Bezeichnung „Herrschaftliche Medizinal- Verwaltungssache" und mit 
dem Amtssiegel versendet werden. 

Ein Publikandum der Königlichen Eegierung zu Königsberg vom 
7. Juni 1831 schreibt für die äusseren Formen der Berichte den 
üblichen Gtoschäf(»styl vor: 
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Sehr oft unterlassen die Behörden, wenn sie zu gesetzten Terminen he- 
richten^ unter dem Inhalt der Sache den Termin zu bemerken, was die 
Folge hat, dass die Termine hier nicht gelöscht werden, und Monitorien er- 
lassen werden, nachdem die erforderten Berichte schon eingegangen sind. 
Um daher Ordnung und Schnelligkeit im Geschäftsgänge zu erhalten, finden 
wir uns, mit Bezugnahme auf die im Amtsblatte Jahrgang 1815 S. 99 be- 
findliche Verfolgung vom 18. Februar 1815 yeranlasst. Nachstehendes wieder- 
holend in Erinnerung zu bringen. In Berichten an die Königliche Begie- 
rung und deren Abtheilung muss oben an der linken Seite des halb ge- 
brochenen Bogens angefahrt werden: 

1) Ort und Datum; 

2) der kurze Inhalt des Berichts, mit Benennung der denselben er- 
stattenden Behörde; 

3) der Termin, innerhalb dessen der Bericht erstattet werden soll; 

4) die Verfügung, auf welche der Bericht sich bezieht, unter Ab- 
führung derjenigen Abtheilung, welche solche erlassen hat^ des 
Datums und der Joumalnummer derselben in der Art, wie mit 
letzterer die ergangene Verfügung von innen und aussen versehen 
ist, so dass sowohl die Ziffern , als das Monatszeichen und der 
etwanige Buchstabe angegeben werde; doch kann dies auch im 
Anfange des Contextes des Berichtes geschehen. 

Eine jede Abweichung von dieser Vorschrift hat die unterm 6. August 
1802, 14. Juli 1809 und 25. April 1811 angeordnete Strafe von 1 Thlr. und 
die Kosten einer etwa dadurch verschuldeten Erinnerungsverfügung ganz un- 
fehlbar zur Folge. 

Es versteht sich von selbst, dass der Physikus zur Amtsver- 
schwiegenheit, wie jeder Beamte verpflichtet ist. (A. K. 0. vom 
21. November 1835 §. 155 Strafgesetzb. ) ebenso ist er wegen Be- 
leidigungen im Amt durch §. 102. 103. 192 des Strafgesetzb. ge- 
schützt. . Wird derselbe wegen eines Vergehens im Amt gerichtlich 
verfolgt, so ist die Eegierung befugt, nach dem Gesetz vom 13. Fe- 
bruar 1854 den Kompetenz -Konflikt zu erheben, und es wird dann 
erst nach dem Gesetz vom 8. April 1847 darüber verhandelt und 
entschieden. 

Dagegen unterliegt er, wenn er die Pflichten seines Amtes ver- 
nachlässigt oder sich durch sein Verhalten in und ausser dem Amt 
der Achtung, des Ansehens und des Vertrauens unwürdig zeigt, 
welche sein Beruf erfordert, dem Gesetz über die Dienstvergehen 
der nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852 unterworfen. 
Zur Annahme eines Nebenamtes bedarf derselbe der Genehmigung 
der vorgesetzten Behörde. A. 0. vom 13. Juli 1839 und Ministerial- 
verfiigung vom 18. Juli 1840. In neuester Zeit selbst ist auch 
das Amt eines Stadtverordneten mit einbegriffen. 

Wenn derselbe keine kurative Praxis betreiben will, so folgt 
daraus noch nicht, dass er auch sein Amt als Physikus niederlegen 
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mnss. Jefloch darf er einen Theil der Praxis, z. B. die Geburts- 
hülfe, niemals ganz niederlegen. Verfügung vom 2. Dezember 1859. 
In der Begel soll derselbe in der Kreisstadt wohnen, ausnahmsweise 
kann es jedoch mit Genehmigung des Ministerii geschehen, dass er 
in einer anderen Stadt des Kreises wohnen darf, und soll dies bei 
Ausschreibung von Bewerbungen besonders bekannt gemacht werden. 

Die Gesuche um Urlaub sind bei der Eegierung anzubringen, 
welche derselbe, wenn es sich bloss für das Inland bezieht, unbe- 
dingt, für das Ausland nur auf 8 Wochen ertheilen kann. Soll 
sich derselbe auf die Zeit über 3 Monate erstrecken, so ist die 
Ministerialgenehmigung erforderlich. Er soll sich niemals von seinem 
Wohnort entfernen, ohne dem Landrath Nachricht zurückzulassen, 
wo er zu finden sei. In neuester Zeit bezieht sich das auch auf 
sein Verhältniss zur Staatsanwaltschaft. 

Bei gewöhnlichen Beurlaubungen von 4 Wochen bis zu 2 Mo- 
naten, und bei solchen, welche zur Wiederherstellung der Gesund- 
heit ohne Beschränkung auf eine bestimmte Zeit erforderlich sind, 
findet kein Gehaltsabzug statt, und auch die Yertretungskosten fallen 
ihm dann nicht zur Last. (Staats -Ministerialbeschluss yom 15. 
März 1843.) 

Ueber die Amtsführung führen wir noch Folgendes an: 
Die Instruktionen für den Physikus sind schon oben angegeben, 
und sind nur noch in folgender Art zu ergänzen. Kur die ihnen 
als Organe der Medizinal- und Sanitätspolizei obliegenden Lei- 
stungen haben die Physiker unentgeltlich zu verrichten. Hier- 
her gehört: 1) die Verfügung vom 31. Januar 1844: 

Der Königlichen Begierung erwiedem wir auf den Bericht yom 3. No- 
yember y. J. dass es angemessen erscheint, hinsichtlich der Gebühren der 
Aerzte und Wandärzte mr Untersuchung erkrankter Transportaten und ftlr 
Ausstellung desBeillsiger Atteste, die nämlichen allgemeinen Grundsätze in An- 
wendung zu bringen, welche in der Zirkulanrerfllgung des Ministeriums der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten yom 21. November 1837 
in Beziehung auf die Entschädigung der Civil-Medizinal-Personen fOr die 
Untersuchung und Behandlung von Militärpersonon , die auf dem Marsche 
erkranken, ausgesprochen worden sind. 

Die von der Königlichen Regierung aufgestellten Fragen erledigen sich 
hiemach in folgender Weise: 

1) Die Kreisphysiker und Krcischinirgen sind an ihrem Wohnorte 
zur Untersuchung des Gesundheitszustandes eines Transportaten 
und erforderlichen Falles zur Ausstellung eines Attestes darüber 
ex officio verpflichtet. 

Wenn der Kreisphysikus und Kreischirurgus genöthigt ist, zu 
dem fraglichen Behufe eine Reise zu unternehmen, so ist derselbe 
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berechtigt, daflQr die ihm regelmässig zugebilligtefi Diäten und 
Transportkosten zu fordern; doc^ darf er auch in diesem Falle 
fflr die Ausstellung des Attestes nicht besonders liquidiren. 
2) In Beziehung auf die nicht im Staatsdienste stehenden Medizi- 
nalpersonen : 

a) der promovirte Arzt sowohl, wie der Wundarzt erster und 
zweiter Klasse erhält, wenn die Untersuchung in seiner eigenen 
Wohnung geschieht, ftlr die Ausstellung des Attestes eine 
Remuneration von 10 Sgr.; 
h) befindet sich der Transportat an demselben Orte, die Unter, 
suchung geschieht aber ausserhalb der Wohnung der requirir 
ten Medizinalpersonen, so ist ausserdem 

der Wundarzt erster oder zweiter Klasse 10 Sgr. 

der promoyirte Arzt 20 Sgr. 

f&r den Besuch zu liquidiren berechtigt; 
c) ist die requirirte Medizinalperson gcnöthigt, Behufs der Unter- 
suchung des Transportaten eine Heise zu unternehmen, so hat 
dieselbe ausser der Gebühr fftr das ausgestellte Attest, die 
taxmässig festgesetzten Diäten und Transportkosten zu liqui- 
diren. 
Da es übrigens unter Umständen zur Ersparung von Kosten dienen 
kann, in zweifelhaften Fällen einen Wagentransport bis zum Wohnsitze 
der nächsten Medizinalperson anzuordnen, statt die letztere nach dem Orte 
hinreisen zu lassen, von welchem der Transport abgefertigt wird, so machen 
wir die Königliche Regierung auch hierauf, jedoch mit dem Bemerken auf- 
merksam, dass dieses Verfahren in sonst dazu geeigneten Fällen nur dann 
einzuschlagen ist, wenn der Zustand des zu untersuchenden Kranken es 
gestattet. 

Wenn sich endlich bei der Untersuchung eines Transportaten die Noth- 
T\end]gkeit einer gleichzeitig einzuleitenden, kurativen Behandlung heraus- 
stellt, so finden hinsichtlich der, dafür zu gewährenden Remuneration in 
allen Fällen die, in der Medizinaltaze fUr die yerschiedenen Klassen des 
Heilpersonals festgesetzten Bestimmungen Anwendung. 

Indem wir die Königliche Regierung ermächtigen, nach diesen Be- 
stimmungen zu Terfahren, bemerken wir noch, dass ein nach §. 9. Nr. 11. 
zu 2. und $. 16. der General-Transportinstruktion Tom 16. September 1816 
erforderliches Gutachten von Wundärzten zweiter Klasse nur nach Maass- 
gabe ihrer Befähigung, also lediglich dann eingeholt werden darf, wenn es 
sich um einen rein chirurgischen Fall handelt 

2) Die Verfftgung vom 16. Februar 1844: 

Das Königliche Staatsministerium hat besdilossen, dass die künftig an- 
lustellenden Kreis-Medizinalbeamten bei der JEIinftÜirung in ihr Amt cur 
unentgeltlichen Bewirkung der yon Staatsbehörden im Interesse des Dienstes 
ihuen aufgetragenen Untersuchung des Gesundheitszustandes Königlicher Be- 
amten, so wie zur unentgeltlichen Ausstellung der Befundsatteste ausdrüd:- 
lich yerpflichtet werden sollen. Den jetzt bereits im Amte befindlichen 
Kreis-Medizinalbeamten können die tazmässigen Gebühren fhr dergleichen 
Untersuchungen und Atteste, wo es bisher geschehen, so auch femer, auf 
ihr Yerlansen, bewilligt werden. Indem ich die Königliche Regierung yon 
dem Beschlüsse in Kenntniss setze, yeranlasse ich dieselbe, die Anordnungen 
zu treffen, dass die von jetzt an neu angestellten Kreis-Medizinalbeamten 
bei Gelegenheit ihrer Vereidigung zu Protokoll yerpflichtet werden, die yon 
Staatsbehörden im Interesse des Dienstes ihnen au%etragenen Untersuchungen 
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der erwikhnten Ait, sowie die Ausstellung der Befundsatteste unentgeltlieh 
sn bewirken. 

3) Die Verfügung vom. 26. November 1844: 

Auf YeranlassuDg des Königlichen Eriegsministers bestimme ich mit 
Bezug auf die von mir unterm 16. Februar c. erlassene Zirkularrerftig^ungy 
dass in F&Uen, bei welchen es darauf ankommt, die Nothwendigkeit einer 
Yorspanngestattung für marschunfähig gewordene Soldaten zu kanstatiren 
und das Beiundsattest zur Justifizirung der Yorspannkostenliquidation im 
Interesse der betheiligten Kommunen zu verwenden, die neu anzustellenden 
Kreia-Hedizinalbeamten bei Gelegenheit ihrer Yereidigung auch dahin zu 
Protokoll verpflichtet werden, sich da, wo dies ohne besondere Reisen ge- 
schehen kann, diesem Geschäft, auf diesfällige Requisition der betreffenden 
Behörden, ebenfalls unentgeltlich zu unterziehen. Nach der Mittheilung des 
Königlichen Kriegsministeriums werden Übrigens dergleichen Untersuchungen 
nur in einzelnen seltenen F&llen auf Requisition der Ortsbehörden vorkommen, 
indem grössere Transporte von einem Militärärzte begleitet werden etc. 

Die ZuziehuDg bei den Rekrutirungender Departements-Ersatz- 
kommission wird nicht beliebt und gehörtauch nicht zu ihren Pflichten, 
daher sie dafür kein Honorar beanspruchen dürfen, und weil es nicht 
za ihrem Wirkungskreise gehört, und zu Reibungen zwischen Zivil- 
und Militärärzten führen dürfte. Sie sind ebenso nicht verpflichtet, 
die Untersuchung liederlicher Dirnen ohne besondere Ent- 
schädigung zu übernehmen. (Verfügung vom 15. September 1851 
und 1 I.April 1854 undErkenntniss des Ob.Tr. vom 1 I.November 1856.) 

Die Thätigkeit des Physikus in sanitäts-polizeilichen Geschäften 
ist geordnet durch die Zirkularverfügung vom 26. September 1842: 

1) Nur die Kreis-Medizinalbeamten dürfen zu sanitäts-polizei- 
lichen Greschäften requirirt werden. 

2) Die Eequisition muss stets von der Polizeibehörde ausgehen. 

3) Nor diese hat über die Nothwendigkeit einer solchen Requi- 
sition zu entscheiden. 

4) Diese Anordnung soll nicht curativer Art, sondern eine 
schützende für Leben und Gesundheit sein, wie sie bei ansteckenden 
Krankheiten durch das Eegulativ vom 8. August 1835 vorge- 
schrieben, dass wir jedoch wegen seines grossen Umfanges halber 
hier nicht abdrucken, man findet dasselbe bei Hörn I. S. 170 
bis 207, auch ist ein Separatabdruck davon aus der Gesetz- 
sammlung erschienen und werden wir auf die wichtigsten Yerord- 
nxmgen später zurückkommen. 

In Bezug auf Atteste ist besonders die Ministerialverfugung 
Yom 20. Januar 1853 zu beachten: 

Mittelst Erlasses vom 9. Januar ▼. J. babe ich die Königlichen Begie- 
mngen nnd das Königliche Polizeipräsidium hierselbst veranlasst, sich gut- 
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achtlich über Massregeln zu äussern, durch welche eine grössere Zuverläs- 
sigkeit ärztlicher Atteste zu erzielen sein möchte. 

Kach genauer Erwägung dieser, sowie der über denselben Gegenstand 
Ton dem Herrn Justizminister eingeforderten Berichte der Appellationsge- 
richte, des Eammergerichts und des Generalprokurators zu Cöln erachte 
ich im Einyerständnisfl mit dem Herrn Justizminister för noth wendig, fiXr die 
ärztlichen Atteste der Medizinalbeamten eine Form yorzuschrciben , durch 
welche der Aussteller einerseits genöthigt wird, sich über die thatsächlichen 
Unterlagen des abzugebenden sachverständigen Urtheils klar zu werden, und 
letzteres mit Sorgfalt zu begründen, andererseits aber jedesmal an seine Amts- 
pflicht und seine Verantwortlichkeit ftlr die Wahrheit und Zuverlässigkeit 
des Attestes erinnert wird. 

Zu diesem Zwecke bestimme ich hierdurch, dass fortan die amtlichen 
Atteste und Gutachten der Medizinalbeamten jedesmal enthalten sollen: 

1) die bestimmte Angabe der Veranlassung zur Ausstellung des At- 
testes, des Zweckes, zu welchem dasselbe gebraucht, und der Be- 
hörde, welcher es vorgelegt werden soll; 

2) die etwanigcn Angaben des Kranken oder der Angehörigen des- 
selben über seinen Zustand; 

3) bestimmt gesondert von den Angaben zu 2. die eigenen that- 
sächlichen Wahrnehmungen des Beamten über den Zustand des 
Kranken ; 

4) die aufgefundenen wirklichen Krankheitserscheinungen; 

5) das thatsächlich und wissenschaftlich motivirte Urtheil über die 
Krankheit, über die Zulässigkeit eines Transports oder einer Haft 
oder über die sonst gestellten Fragen; 

6) die diensteidliche Versicherung, dass die Mittheilungen des Kran- 
ken oder seiner Angehörigen (ad 2.) richtig in das Attest aufge- 
nommen sind, dass die eigenen Wahrnehmungen des Ausstellers 
(ad 3. und 4.) überall der Wahrheit gemäss sind, und dass das 
Gutachten auf Grund der eigenen Wahrnehmungen des Ausstellers 
nach dessen bestem Wissen abgegeben ist. 

Ausserdem müssen die Atteste mit vollständigem Datum, vollständiger 
Kämensunterschrift, insbesondere mit dem Amtscharakter des Ausstellers, 
und mit einem Abdruck des Dienstsiegels versehen sein. 

Die Königliche Regierung hat dies sämmtlichen Medizinalbeamten in 
ihrem Bezirk zur Nachachtung bekannt zu machen , diese Bekanntmachung 
jährlich zu wiederholen und ihrerseits mit Strenge und Nachdruck darauf 
zu halten, dass der Vorschrift vollständig genügt werde. 

Um die Königlichen Begierungen hierzu in den Stand zu setzen, wird 
der Herr Justizminister die Gerichtsbeamten anweisen , von allen denjenigen 
bei ihnen eingehenden ärztlichen Attesten, gegen welche von der Gegenpar- 
tei Ausstellungen gemacht werden, oder in welchen die Gerichte resp. die 
Staatsanwaltschaften UnvoUständigkeit oder Oberflächlichkeit wahrnehmen, 
oder einer der vorstehend angegebenen Punkte vermissen, oder endlich Un- 
richtigkeiten vermuthen, der betreffenden Königlichen Kegierung resp. dem 
Königlichen Polizeipräsidium hierselbst beglaubigte Abschrift mitzutheilen. 
Die Königliche Begierung hat alsdann diese, so wie die auf anderm Wege 
bei ihr eingehenden ärztlichen Atteste sorgifältig zu prüfen, jeden Verstoss 
gegen die vorstehend getroffene Anordnung im Disciplinarwege ernstlich zu 
rügen, nach Befinden der Umstände ein Gutachten des Medizinalkollegiums 
der Provinz zu extrahiren, resp. wegen Einleitung der Disziplinaruntersuchung 
an mich zu berichten. 
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Da über die UDsuverl&ssigkeit ärztlicher Atteste vorzugsweise in solchen 
F&llen geklagt worden, in denen es auf die Ärztliche Prüfung der Statthaf- 
tigkeit der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder einer Schuldhaft ankam 
und auch ich mehrfach wahrgenommen habe, dass in solchen Fällen die 
betreffenden Medizinalbeamten sich von einem unzulässigen Mitleid leiten 
lassen oder sich auf den Standpunkt eines Hausarzte.s stellen , welcher sei- 
nem in Freiheit befindlichen ]?atienten die anffemessenste Lebensordnung 
vorzuschreiben hat, so veranlasse ich die Königliche Kegierung, bei dieser 
Gelegenheit die Medizinal beamten in ihrem Buzirke vor dergleichen Miss- 
griffen zu warnen. Nicht selten ist in solchen Fällen von dem Medizinal- 
beamten angenommen worden, dass schon die Wahrscheinlichkeit einer Ver- 
schlimmerung des Zustandes eines Arrestatcn bei sofortiger Entziehung der 
Freiheit ein genügender Grund sei« die einstweilige Aussetzung der Straf- 
vollstreckung oder der Schuldhat't als nothwendig zu bezeichnen. Dies ist 
eine ganz unrichtige Annahme. Eine Freiheitsstrafe wird fast in allen Fäl- 
len einen deprimirenden Eindruck auf die Gemüthsstimmung und, bei nicht 
besonders kralliger und nicht vollkommen gesunder Körperbeschaffenheit« 
auch auf das leibliche Befinden des Bestraflen ausüben, mithin schon vor- 
handene Krankheitszustände fast jedesmal verschlimmern. Deshalb kann 
aber die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder einer Schuldhaft, während 
welcher ohnehin es dem Gefangenen an ärztlicher Fürsorge niemals fehlt, 
nicht ausgesetzt resp. nicht fQr unstatthaft erklärt werden. Der Medizinal- 
beamte kann die Aussetzung etc. vielmehr nur beantragen, wenn er sich 
nach gewissenhafter Untersuchung des Zustandes eines zu Inhaftirenden ftlr 
fkberzeugt hält, dass von der Haftvollstreckung eine nahe, bedeutende und 
nicht wieder gut zu machende Gefahr für Leben und Gesundheit des zur 
Haft zu Bringenden zu besorgen ist, und wenn er diese Ueberzeugung durch 
die von ihm selbst wahrgenommenen Krankheitserscheinungen und nach den 
Grundsätzen der Wissenschaft zu motiviren im Stande ist. Eine andere 
Auffassung der Aufgabe der Medizinalbeamten gefährdet den Ernst der Strafe 
und lähmt den Arm der Gerechtigkeit und ist daher nicht zu rechtfertigen. 
Dies ist den Medizinal beamten zur Beherzigung dringend zu empfehlen. 

Hierzu die Deklaration vom 11. Februar 1856: 

Die auf meinen Erlass vom 13. April v. J. eingegangenen Berichte der 
Königlichen Begierungen über den Erfolg und die etwaige Ergänzung der 
die Form der amtlichen Atteste der Medizinalbeamten betreffenden Zirkular- 
Terftkgung vom 20. Januar 1853 ergeben, dass letztere sich praktisch bewährt, 
insbesondere eine grössere Genauigkeit der gedachten Atteste und eine nicht 
unerhebliche Verminderung der Zahl der zum Gebrauch vor Gericht bestimm- 
ten Atteste überhaupt, so wie insbesondere der von nicht beamteten Aers- 
ten ausgestellten, zur Folge gehabt hat. Die Königlichen Begierungen haben 
daher in der überwiegenden Mehrzahl und in Uebereinstimmung mit den 
Ton ihnen deshalb befragten Gerichtsbehörden ftlr das unveränderte Fort- 
bestehen der gedachten Verftigung sich ausgesprochen und nur von wenigen 
fieg^erungen sind Ergänzungen vorgeschlagen. lieber diese Vorschläge bin 
ich mit dem Herrn Justizminister in Berathung getreten und bestimme nun<- 
mehr im Einverständniss mit demselben, 

dass die gedachten Atteste in Zukunft jedesmal ausser dem voll- 
ständigen Datum der Ausstellung auch den Ort und den Tag der 
stattgefnndenen ärztlichen Untersuchungen enthalten müssen, 
und 

dass die ZirkularverfÜgung vom 20. Januar 1853 auch auf diejenigen 
Atteste der Medizinalbeamten Anwendung findet, welche von ihnen 
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in ihrer Eigenschaft als praktische Aerzte zum Gehrauch yor Gerichts- 
hehörden ausgestellt werden. 
Sind solche Atteste der Medizinalheamten zum Gehrauch fEbr andere 
Behörden hestimmt und nicht in der durch die Zirkularverfögung vom 20. Ja- 
nuar 1853 vorgeschriehenen Form ausgestellt, so hleibt dem Ermessen der 
Königlichen Begierungen überlassen, in geeigneten Fällen die Ausstellung 
eines der allegirten Verfügung entsprechenden Attestes zu verlangen. Im 
Uebrigen verbleiht es bei der ZirkularverftiguDg vom 20. Januar 1^53. 

Den Königlichen Begierungen empfehle ich, der genauen und sorgfäl- 
tigen Ausf&hruog derselben fortgesetzt ihre besondere Aufmerksamkeit zu- 
zuwenden und die angeordnete alljährliche öffentliche Bekanntmachung nicht 
zn versäumen. 

lieber die Stempelpflichtigkeit der Atteste des Physikus kommt 
es darauf an, ob sie dasselbe als amtliche oder nur als ärztliche 
Sachkundige ausgestellt haben. (Verfügung vom 8. Juli 1832). 

Besondere Sorgfalt soll er dem Impfgeschäft widmen, cf. §. 44 
bis 58 des Kegulativs vom 8. August 1835. 

Jede Kegierung hat ihre besondere Impfordnuhg erlassen, cf. als 
Muster die Verfügung der Eegierung zu Potsdam vom 7. Februar 1861 : 

§. 1. Wir bestimmen hierdurch, dass mit dem laufenden Jahre die 
öffenüichen Gesammtimpfungen , welche nach §. 52. des Gesetzes vom 
8. August 1835 (G. S. 1853) alljährlich statt zu finden haben, und nach 
§.51* ibd. unter Aufsicht und Kontrole der Polizeibehörden stehen, in nach- 
stehend vorgeschriebener Weise in Ausführung kommen sollen. 

§. 2. Da die öffentlichen Gesammtimpfungen als polizeiliche, gesetz- 
lich vorgeschriebene Idaassregeln zur Verhütung des Ausbruchs der verhee- 
renden Pockenseuclie stattfinden, so darf ohne triftigen Grund kein pocken- 
fUiiges Kind denselben entzogen werden. Krankheit des Impflings oder 
andere dessen Gestellung verhindernde Gründe müssen vor oder während 
des Impftermins dem Impflarzt glaubhaft nachgewiesen werden. 

§. 3. Von der Verpflichtung der Gestellung ihrer impffähigen Ange- 
hörigen zu den Gesammtimpfungen sind nur diejenigen zu entbinden, welche 
die Impfung durch ihren Hausarzt bewirken lassen. 

§. 4. Die Leitung des öffentlichen Impfgeschäfts liegt in jedem Kreise 
dem Landrathe und dem Kreisphysikus (in den Städten Potsdam und 
Brandenburg dem Folizeidirigenten und Kreis- resp. Stadtphysikus ) ob, sa 
dass jener das Polizeiliche und Administrative, dieser das Technische des 
Geschäfts besorgt. 

§. 5. Jeder landräthliche Kreis wu-d in Impf bezirke eingetheilt, deren 
jedem ein Bezirkimpfarzt vorzteht. 

§. r. Die Bildung der Impfbezirke, so wie die Ernennung der Impf- 
ärste steht dem Landrathe unter Zuziehung des Kreisphysikus zu, wozu 
überall der Gesichtspunkt festzuhalten ist, dass die Kreismedizinalbeamten 
selbst bei dem Impfgeschäft wesentlich mitbetheiligt werden müssen. 

§. 7. Eine Zersplitterung des Kreises in zu viele ländliche Impf bezirke 
hat sich durch die Erfahrung als der prompten Ausftihrung des Imp%e- 
Schafts nachtheilig erwiesen. Es wird sich daher empfehlen, dass, nachdem 
wenigstens die Hälfte des Kreises dem Kreisphysikus und dem Kreiswund- 
anste zu ihren resp. Impfbezirken zugewiesen, der übrige Theil desselben in 
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etwa zwei bis höcheteDS drei Iinpfbezirke getheilt werde. Ausser den l&nd« 
liehen Besiiken kann eine jede Stadt fQr sich einen Impfbezirk bilden, wel* 
dber (conf. {. 21.) einem der daselbst wohohaften Aerzte zugetheilt wird. 

{. 8. Zu Impf^zten dürfen nur z«r innem Praxis berechtigte Medizi- 
xialpersonen und diejenigen Wundärzte zweiter Klasse bestimmt werden, 
welche sich nach Inhadt des Medizinal er lasses vom 21. April 1832 über den 
Besitz einer yoUst&ndigen Bachkenntniss mit dem Impfgesch&fle ausgewiesen 
haben. 

Allen übrigen Personen ohne Unterschied ist die Ausführuog von Impfungen 
bei Vermeidung der gesetzlichen Strafen untersagt. 

{. 9. Die Bezirk simpf&rzte theilen ihren ländlichen Bezirk in Impf- 
stationen, welche sie vor Anfang des Gcschäds dem Landrath zur Bestätigung 
mittheilen, der sie den betreffenden Gemeinden bekannt macht. Sie sind, 
unter Erwägung der örtlichen Verhältnisse, dergestalt zu bestimmen, dass 
ihre Entfernung von den Wohnorten der Impflinge höchstens dreiviertel 
Heilen betrage, dass aber auch andererseits ihnen nicht zu wenig Ortschaf- 
ten zugewiesen werden, um nicht unnütze Vermehrung der Stationen und 
Termine Zeit- und Kostenaufwand zu steigern. 

{. 10. Die Bezirksimpfärzte haben die Impf- resp. Revisionstermine 
anzusetzen und wenigstens acht Tage vorher den betreffenden Ortsvorständen 
anzuseigen. 

§•11. Im Laufe des Januar jeden Jahres erhält jeder Ortsvorstand 
durch den Landrath ein Exemplar des beigehenden Schema's zu der für das 
Impfgesch&fl des laufenden Jahres anzufertigenden Impfliste. Demnächst er- 
bittet sich der Schulze von dem Prediger seines Orts ein von demselben 
unterzeichneteB namentliches Verzcichniss der im Dorfe seit dem 1. März t. J. 
geborenen Kinder, in welchem die bereits wieder verstorbenen und todtge- 
borenen mit angegeben sind. Sudann ermittelt der Schulze, ob durch Zu- 
ziehung fremder Leute seit dem vorjährigen 1. März ungeimpfte Kinder ins 
Dorf gekommen sind, deren I^amen er hinter das letztgenannte Verzeichniss 
' auiacfareibt 

Die solchergestalt festgestellte Zahl der im Orte zu impfenden Kinder 
zeigt der Schulze dem zuständigen Impfarzte bis spätestens den 15. März an. 

Am Impftermine behändigt der Schulze dem Imp&rzte 

a) die vorgedachte Tabelle, 

b) das namentliche Verzeichniss der Impflinge. 

Nach den an Ort und Stelle während der Impf- resp. Revisionstermine 
dem namentlichen Verzeichnisse beigefügten Notizen fertigt der Imp&rzt die 
Tabelle an, indem er die Rubriken des vorgedachten Formulars 1 — 18- mit 
den betreffenden Zahlen ausfüllt. 

An dem Revisionstermine versieht der Impfarzt ausserdem die mit Er- 
folg Geimpften mit dem Impfscheine. 

i« 12. Nach dem Schlüsse des Impfgeschäfts haben die Bezirksimpf- 
änte Bftmmtliche gehörig ausgefüllte Impflisten ihres Bezirks nebst einem 
Impfbeiichte dem Landrathe bis spätestens dem 15. September einzureichen. 

{. 13. Die Dorfschulzen jeder zu einer Impfstation zugewiesenen Qe^ 
meinde haben sich persönlich an dem ihnen acht Tage zuvor von dem Impf- 
aizte bekannt gemachten Termin an der Impfstation pünktlich einzufinden, 
und sowohl der Impfung, als auch der acht Tage später stattfindenden Re- 
Tition beizswohnen. 

Attsaerdem haben sie für die prompte Gestellung der Impflinge zu den 
Terminen, so wie für die Beschaffung der Atteste der durch Krankheit etc. 
Verhinderten zu soi^n. 
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Sollten sie bei einzelnen Eltern auf entschiedene Weigerung Btossen, 
ihre Kinder impfen zu lasBen, so haben sie jene mit Hinweis auf §. 51. des 
Gesetzes vom 8. August 1835 über die denselben daraus erwachsenden 
üblen Folgen zu belehren, event die Benitenten dem Landrathe namentlich 
anzuzeigen, damit dieser bei Ausbrüchen von Menschenblattern ihre Be- 
strafung nach Maassgabe des angezogenen Gesetzes veranlassen kann. 

Eitern, welche behaupten, dass ihr Kind von einem andern Arzte ge- 
impft sei, müssen ein «ntersiegeltes Attest dieses Arztes beibringen. 

§. 13. Der Landrath stellt, nach Eingang sämmtlicher Spezialimpf- 
listen, die Hauptimpfliste zusammen und fertigt gemeinschaftlich mit dem 
Kreisphysikus auf Grund der Spezial berichte den Hauptimpfbericht an. 
Derselbe muss enthalten : eine kurze Schilderung des allgemeinen Impfge- 
Bchäils im laufenden Jahre, des Verhaltens der Ortsvorstände und der Be- 
zirksimpfslrzte, so wie eine Vergleichung der Zahlen der diesjährig mit denen 
der im vergangenen Jahre mit oder ohne Erfolg Geimpften. • 

Die Landrathe resp. die Polizeidirigenten der Städte Potsdam und 
Brandenburg haben, da sie für Einhaltung der vorstehenden Vorschriften in 
ihrem Geschäftsbezirke verantwortlich sind, die einzelnen OrtsbehOrden event 
durch angemessene Ordnungsstrafen zur Erfüllung ihrer Pflichten hierin an- 
zuhalten, da nur durch die grosste Sorgfalt und Vermeidung jeder Nach- 
lässigkeit der einzelnen Hethciligten die Ordnung des Geschäfts möglich 
wird. Nachlässigkeiten der Impiarzte oder der übrigen impfenden Medizinal« 
personen sind uns sofort zur Anzeige zu bringen. 

§. 15. In Betreff der Ilonorirung der Bezirksimpfarzte hat die Erfah- 
rung ergeben, dass die öffentlichen Gesammtimpfungen nur dann ihrem 
Zwecke vollständig entsprechen, wenn die dadurch veranlassten Kosten von 
der Gesammtheit der Kreis- rcsp. Ortseinwohner nach einer zweckmässigen 
Bepartition getragen werden, die einzelnen Impfungen daher unentgeltliclf 
stattfinden. 

Der Modus, nach welchem in einzelnen diesseitigen Kreisen es den 
Impfärzten überlassen war, ihr Honorar für die in den öffentlichen Gesammt- 
impfungen bewirkten Impfungen einzuziehen, darf aber unter keinen Umstän- 
den mehr stattfinden. 

§. 16. Bis dahin, dass die resp. Kreisstände sich zur Uebernahme der 
Kosten für das Impfgeschäft entschlossen haben, verbleibt es bei der Ein- 
richtung, nach welcher der Impfarzt für eine jede in der öffentlichen GtQ- 
sammtimpfung bewirkte Impfung einen Gebührensatz erhält. Die Höhe des- 
selben setzen wir hiermit auf Fünf Silbergroschen fest. 

Diese Gebührensätze werden durch die Ortsbehörden (Dorfschulzen) ein« 
gezogen und sind von diesen am Schlüsse des Bevisionstermins an den 
Impfarzt abzuführen. Wird die Erlegung des Impfgeldes geweigert, so hat 
der Ortsvorstand dessen exekutivische Beitreibung durch die Dor%erichte zu 
veranlassen. 

§. 17. Die Kosten für notorisch arme Impflinge müssen nach Inhalt 
des Erlasses der Königlichen Ministerien der Medizinalangelegenheiten, des 
Innern und der Finanzen vom 14. September 1822, 19. Juni 1824 und 
10. November 1829 (v. Kamptz, Anualen pro 1829 S. 934) nach den 
Grundsätzen der kurativen Armenpflege von den betreffenden subsidiarisch 
verpflichteten Gemeinden aufgebracht werden. 

In streitigen Fällen steht die Vorentscheidung dem betreffenden Land- 
rathe zu, welcher auch, im Fall sich ein Ortsvorstand bei Einziehung der 
Gebühren für den Impfarzt säumig finden lassen sollte, auf Antrag des 
letzteren Bemedur schaffen wird. 



Bas Imp%eBch&ft. 27 

§. 18. Die Gestellung der Fuhrmittel ftir die Impfärzte gehört, nach 
Inhalt der Erlasse der Königlichen Ministerien der Medizinalangelegenheiten 
und des Innern vom 14. Juni 1826 (v. Kamptz Annalen X. S. 449) und 
13. Koremher 1830 (ibid. XXX. S. 841), zu den Verpflichtungen derjenigen 
Gemeinden, in Betreff deren der die Reise erfordernde Impf- resp. Bevisions* 
termin angesetzt ist. 

Die Ortsbehörde ist daher verpflichtet, dem Bezirksimpfarzte zu der 

Ton ihm acht Tage zuvor zu bestimmenden Zeit eine angemessene Beisege- 

legenheH zu stellen, widrigenfalls derselbe auf eine solche auf Kosten der 

Säumigen sofort zu dringen hat, damit die Abhaltung des Termins keine 

Verzögerung erleide. 

In einem solchen Falle hat der Bezirksimpfarzt die Quittung über das 
bezahlte Fuhrlohn dem Landrath einzusenden und letzterer den Betrag von 
dem zur Gestellung des Fuhrwerks Verpflichteten einzuziehen und dem 
Impfarzte zu erstatten. 

Uebrigens steht es den Kommunen frei, mit den Impfärzten wegen dieser 
Fuhrgelegenheit ein anderweitiges Abkommen zu treffen. 

Auch wird vorgedachte Maassregel überflüssig, wo von Seiten des Kreis« 
verbandes mit den Bezirksimpfllrzten ein Uebcreinkommen wegen Uebernahme 
der G^ammtimpiungen oder wenigstens der Fuhrgestellungen zu den dies- 
seitigen Beisen getroffen ist. 

§. 19. Von den Ortsverhältnissen und der zwischen den Ortsvorstän- 
den und dem Impfarzte zu treffenden Einrichtung hängt es ab, in welcher 
Weise die Gestellung derjenigen Impflinge stattzufinden hat, von denen die 
Gesammtimpfung zu besorgen ist. Sollte die Entfernung des Wohnorts der 
letzteren zur Impfstation die Gestellung einer Fubrgelcgenheit erfordern, so 
muss hierzu ebenfalls eine Kommunalfuhre hergegeben werden. 

§. 20. Die öffentlichen Gesammtimpfungen haben im Mai zu beginnen 
und müssen spätestens auf dem Lande bis 1. Juli, in den Städten bis 
1. September beendigt sein. 

Der Impfstoff ist jährlich frisch kurz vor der Impfung aus dem König- 
lidien Impfljisiitut zu Berlin zu beziehen. 

Ist er auf anderem Wege entnommen, so ist dies in dem, dem Land- 
rathe einzureichenden Impfberichte ausdrücklich zu bemerken. 

Die Bezirksimpfllrzte müssen zuerst in ihrem Wohnorte die Impfung in 
^g bringen, damit in den öffentlichen Gesammtimpfungen stets mit frischem 
Stoft — von Arm zu Arm — geimpfl werden kann. 

{. 21. In den Stadtgemeinden bleibt es dem Ermessen der Magisträte 
überUssen, ob sie sich dem betreffenden ländlichen Impf bezirke ansohliessen 
oder einen Impf bezirk f&r sich bilden wollen. 

In diesem Falle haben sie sich zur öffentlichen Impfring der Kinder 
unbemittelter Eltern der besoldeten Kommunalärzte oder, falls deren nicht 
Torhsnden sind, eines anderen Arztes gegen Entschädigung aus der Kom- 
iDQDtlkasse zu bedienen. 

Die Anfertigung der Impflisten, so wie die Ausführung der übrigen 
^aassregeln bei der öffentlichen Gesammtimpfung ist nach Anleitung der 
Tontehenden Paragraphen zu regeln. 

Gebühren für Untersuchung armer Militärreklamanten werden 
aas dem Begierungsfonds bezahlt, wenn dies der Landrath be- 
scheinigt. (Verfügung vom 22. September 1860. 

Da die Physiker besonders die Pfuscherei zu überwachen haben, 
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SO dürfte über den Begriff der Heilung resp. Pfuscherei das Er- 
kenntniss vom 17. September 1858 (§. 199 des Strafgesetzbuches) hier 
mitzutheilen sein: 

Im Namen des EOnigs! 
In der Untersuchung wider den N. N. zu N. auf die Nichtigkeitsbe- 
schwerde des Angeklagten hat das Königliche Obertribunal — Senat ftbr 
Strafsachen, erste Abtheilung — in der Sitzung vom 17. September 1858> 
an welcher Theil genommen haben etc. 

in Erwägung, dass der Angeklagte die thatsächliche Feststellung 
der Instanzen, welche dabin lautet: 

„dass derselbe zu M. in den Jahren 1856 und 1^57 zu ver- 
schiedenen Malen, ohne vorschriflsmässig approbirt zu sein, 
zwar nicht gegen Belohnung, aber einem, an ihn erlassenen 
polizeilichen Verbote zuwider, die Heilung Ton Krankheiten 
unternommen habe, und sich dabei im Rückfalle befinde'', 
aus dem Grunde angreift, weil der Appellationsrichter von einer 
unrichtigen Kechtsansicht, was unter „Heilung'' im Sinne des 
§. 199. des Strafgesetzbuchs zu verstehen, ausgehe, und diesen 
Begriff nicht auf eine Heilung mittelst pharmaceutischer 
Mittel, im Gegensatz von blos diätetischen oder sogenannten 
Hausmitteln, beschränke, 

dass aber ein solcher Unterschied, je nachdem der Kranke 
mit pharmaceutiscben oder diätetischen Mitteln behandelt 
werde, sich in der Fassung des §. idd, nicht ausgesprochen 
findet, die Entstehungsgeschichte dieses Paragraphen auch 
nicht entfernt darauf hinweist, vielmehr es dem Zweck der im 
§. 199. enthaltenen präventiven Vorschrift entspricht, den Aus- 
druck „Heilung" in allgemeiner Bedeutung au:&unehmen, und 
die Anwendung eines jeden, auf den Körper einwirkenden 
Heilmittels, mag dasselbe speziell in der Pharmakopoe auf- 
geführt stehen oder nicht, unter diesen Begriff zu stellen, 

dass der Zweck des §. 199. nämlich dahin geht, den der 
ärztlichen. Hülfe Bedürftigen einerseits nicht abzuhalten , die- 
selbe bei einem vorschriftsmässig approbirten A.rzt zu suchen, 
anderentheils ihn auch vor einer nachtheiligen Behandlung zu 
schützen, welche immer dann zu befürchten ist, wenn ein nicht 
Befähigter die Heilung unternimmt, in diesem Fall aber der 
Gebrauch blos diätetischer Mittel mit Bücksicht auf die Per- 
sönlichkeit des Kranken und die Umstände der Krankheit 
nicht weniger Gefahr drohen kann^ als die Anwendung phar- 
maceutischer Stoffe, 

dass die zur Begründung jenes Unterschiedes . angeftüirten 
Vorschriften über das Medizinalwesen, nämlich das Allerhöchst 
genehmigte Beglement vom 20. Juni 1843, betreffend die Be- 
fugniss der approbriten Medizinalpersonen zum Selbstdispen- 
siren der nach homöopatischen Grundsätzen bereiteten Arznei- 
mittel (G.-S. S. 305), das Regulativ vom 8. August 1835, 
betreffend die sanitäts polizeilichen Vorschriften bei gewissen 
ansteckenden Krankheiten (G.-S. S. 40) und die Allerhöchste 
Kabinetsordre vom 21. Juli 1842, betreffend die Errichtung 
und Verwaltung der Wasserheilanstalten (G.-S. S. 243) auf 
die vorliegende Frage gar keine Beziehung haben, da sowohl 



Begriff der Heilang und PfusehereL 29 

ihr Gegenstand als ihre Bestimmungen wesentlieh rersohie- 
den sind, 

dass demnach die zufolge {. 199. des Stra^esetcbuchs aus- 
gesprochene Bestrafung des Angeklagten sich rechtfert^t und 
die erkannte Geldstrafe von 20 Thalem die gesetaliche Ghrense 
nicht überschreitet, 
ftkr Becht eriumnt: 

dasB die Nichtigkeitsbeschwerde gegen das Uriheil des Slrimi- 
naisenats des Königlichen Kammergerichts vom 27. April d. J. 
Eurftckzuireisen und dem Angeklagten die Kosten dieses Ver- 
fidirens zur Last zu legen. 

Von Bechtswegen. 
Angefertigt unter Siegel und Unterschrift des Königlichen Ober-Tribunals. 

(y. Hörn, Suppl.-Bd. S. 241.) 

Es ist also gleichgültig, ob die Heilung mit dietatischen oder 
pharmazeutischen Mitteln yersucht worden. Cf. Erk. vom 4. Juni 1862: 

1) Die Medizmalpfuscherei ist ^gegen Belohnung" betrieben, wenn sie 
in der Erwartung einer solchen stattfand. 

Strafgesetzbuch {. 199. 

2) Als y^Krankheit'* im Sinne des angeführte f. 199. ist jedes körper- 
liche Uebelbefinden oder Unwohlsein anzusehen, sollte dasselbe auch die 
natürliche Folge einer Schwangerschaft sein. 

Stra^esetzbuch §. 199. 
In der Untersuchunff wider die verehelichte Fuhrmann S., geb. F. zu G.. 
auf die Nichtigkeitsbeschwerde der Angeklagten 

hat das Königliche Ober-Tribuxial, Senat für Straftachen, erste Ab- 
iheilnng, in seiner Sitzung Tom 4. Juli 1862 u. s. w. 
ftr Beeht erkannt: 

dass die Nichtigkeitsbeschwerde gegen das Urtheil des Kriminalsenats 
des Königlichen Appellationsgerichts zu Glo^u vom 28. M&rz 1862 
Korücksuweisen, und die Angeklagte in die Kosten dieses YerfEdurens 
zu yemriheilen. 

Von Bechtswegen. 
Gründe. 
Die Angeklagte, welche bereits dreimal wegen Medizinalpfuscherei be- 
Biraft ist, wird von neuem eines Bückfalls beschuldigt Nach ihrem Ge- 
atftndniss hat die unverehelichte Dorothea H. zu T. im Sommer y. J. wegen 
Appetitlosigkeit und Neigung zum Erbrechen w&hrend der Schwangerschaft 
Hülfe bei der Angeklagten nachgesucht und in zwei Flaschen einen Thee 
SOS Kardui-Benediktenkraut, Nelken u. s. w. erhalten, woftlr die H. die 
Zthlung von 10 Sgr. versprochen, jedoch spftter nicht geleistet. 

Das Königliche Kreisgericht zu Guhrau nimmt m dem Urtheil vom 
20. Januar d. J. zwar als erwiesen an: 

dass die Heihmff des Uebelbefindens des H. durch den Thee in Er- 
wartung der Belohnung unternommen war, 
▼endet jedoch auf diesen Thatbestand den §. 199 des Stra&esetzbuches 
nidit an, weil es zweifelhaft sei, ob die Erwartung einer Belohnung der 
▼ irklieh erfolgten Belohnung gleichzustellen sei; das Kreisgericht 
stellt dagegen femer thats&chlich fest: 

dass die Angeklagte im vorigen Jahre, ohne vorschriftsmässig appro- 
birt zu sein und besonderen Verbots zuwider, die Heilung einer 
Krankheit an der nnvereheliehten H. unternommen habe, — 
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und bestraft dieselbe wegen Medizinalpfuscherei im wiederholten Bückfall 
mit Gefangnissstrafe von 4 Wochen. 

Hierbei ist die Ansicht leitend, -dass die vorausgegangenen Bestrafungen 
weit mehr als ein polizeiliches Verbot bei der Angeklagten das Bewusstsein 
der Strafbarkeit ihrer Handlung hätten henrorrufen müssen. 

Zur Kechtfertigung der Appellation machte die Angeklagte geltend, das» 
die unverehelichte H. nicht krank gewesen, sondern dass die bei ihr einge- 
tretenen Erscheinungen natürliche Folgen der Schwangerschaft seien; jeden- 
&lls habe das Kreisgericht die Frage: ob hier eine Krankheit im Sinne des 
§. 199 des Strafgesetzbuchs anzunehmen, nicht nach seinem Ermessen, son- 
dern erst nach Einholung eines ärztlichen Gutachtens entscheiden dürfen. 
Abgesehen hiervon, habe der erste Bichter eine frühere Bestrafung wegen 
unternommener Heilung gegen Belohnung mit dem Erlasse eines polizeilichen 
Verbots verwechselt, was wegen wesentlicher Verschiedenheit der Fälle un- 
zulässig sei. Was die Erwerbung einer Belohnung betreffe, so habe die 
Angeklagte solche nicht gefordert, sondern die H. habe die 10 Sgr. nach 
dem Empfange des Thees aus eigenem Antriebe versprochen. 

Das Königliche Appellationsgericht zu Glogau bestätigte indessen am 
28. März d. J. das erste Erkenntniss aus folgenden Gründen: 

Die unverehelichte H. habe sich filr krank gehalten und für ihr körper- 
liches Unwohlsein Hülfe gesucht, welche die Angeklagte geleistet Letztere 
sei bemüht gewesen, diesen Zustand zu lindem, habe also eine Heilupg 
unternommen. Die objektive Gewissheit von der Existenz einer Krankheit 
sei keine Voraussetzung des §. 199» daher auch die Vernehmung eines 
Sachverständigen nicht nothwendig. 

Femer sei es unerheblieh, ob das Versprechen der 10 Sgr. vor oder 
nach Verabreichung des Thees stattgefunden, denn die Persönlichkeit der 
Angeklagten führe zu der Annahme, dass ihr die Absicht der Unentgeltlich- 
keit fem gelegen. Dagegen könne die frühere Verurtheilung wegen Pfiischerei 
das polizeiliche Verbot, dessen Erlassung nicht nachgewiesen sei, keines- 
wegs ersetzen, jene strafe gegebene Thatsachen^ diese solle zu begehenden 
strafbaren Handlungen vorbeugen, man könne also beides nicht identifiziren. 
Demnach sei die Feststellung der ersten Instanz nicht aufrecht zu erhalten, 
und wurde festgestellt, 

„dass die Angeklagte im Oktober v. J., ohne Vorschrift massig appro- 
birt zu sein, gegen Belohnung die Heilung einer Krankheit an der 
unverehelichten H. unternommen habe.*' 

In der rechtzeitig mittelst legalisirter Schrift angemeldeten und gerecht- 
fertigten Nichtigkeitsbeschwerde wird von der Angeklagten Verletzung wesent- 
licher Vorschriften des Verfahrens und des Strafgesetzes behauptet: 

1) der Appellationsrichter habe gegen den Artikel 101 des Gesetzes 
vom 3. Mai 1852 Verstössen, weil er ohne neue Beweisaufiaahme 
von der thatsächlichen Feststellung erster Instanz abgewichen, und 
als nachgewiesen betrachtet, dass die Angeklagte gegen Belohnung 
die Heilung unternommen: 

2) wäre eben auch der Appellationsrichter befugt gewesen, auf Grand 
der in dem Urtel erster Instanz enthaltenen Nebenbemerkung eine 
andere Beststellung zu treffen, so hätte diese damit übereinstim- 
men müssen, nicht aber in der Weise davon abweichen dürfen, 
dass statt „in Erwartung einer Belohnung^ nun positiv „gegen 
Belohnung** festgestellt worden; 

3) sei die Vertheidigung dadurch beschränkt worden, dass der er- 
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botene Beweis darüber, dass das Unbehagen der H. als Krankheit 
nicht anzusehen, unberücksichtigt geblieben; 
4) der {. 199 des Strafgesetzbuchs strafe nur 'die unternommene Hei- 
lung einer Krankheit, wenn diese gegen Belohnung geschieht; 
— die Belohnung müsse also wirklich stattgefundeu haben. Gans 
yerschieden daron sei die Erwartung einer Belohnung, zumal im 
Torliegenden F^Jle, wo das Versprechen erst nach Verabreichung 
des Thees, also nach dem Unternehmen der Heilung, von der H. 
aus eigenem Antriebe erfolgt sein solle, — mithin erscheine der 
{. 199 durch unrichtige Anwendung verletzt. 
Die Angeklagte beantragt, das zweite Urtel zu vernichten und sie frei- 
zusprechen. 

Dieser Angriff stellt sich jedoch nach allen Bichtungen als verfehlt dar. 
Was zuerst die behauptete Verletzung wesentlicher Prozessvorschriften 
betriff^ 80 hat der Appellationsrichter hinsichtlich der Frage, ob die Ange- 
U'^gto ngcgen Belohnung'' die Heilung einer Krankheit unternommen, keines- 
wegs einen von der Feststellung der ersten Instanz abweichenden Thatbe- 
stand als erwiesen angenommen, ohne einen neuen Beweis vorher zu er- 
heben. Der erste Bichter stellt auf Grund der Aussage der Zeugin H., dasa 
sie für die Theeabkochung 10 Sgr. versprochen, ausdrücklich fest, dass die 
Heilang in Erwartung der Belohnung unternommen gewesen, — sein recht- 
liehes Bedenken aber, ob auf diesen Thatbestand der §. 199 des Strafgesetz- 
bocha anzuwenden, konnte den Appellationsrichter nicht verhindern, unter 
Beseitigung des Zweifels, von jener Thatsache „der Erwartung der Beloh- 
nong'^ auszugehen, welche, wenn sie auch nicht in der Anklage vom 21* De- 
sember t. J. hervorgehoben worden, doch nach Artikel 30 des Gesetzes vom 
3. Mai 1852 berücksichtigt werden durfte. Die Voraussetzung des §. 199 
ngegen Belohnung" bildet nur den Gegensatz gegen eine unentgeltlich unter- 
nommene Heilung, erfordert daher nicht, dass die Belohnung bereits wirklich 
entrichtet worden, sondern bezieht sich sowohl auf das Versprechen der- 
selben, als auch auf das Erwerben derselben, weil durch die Strafvorschrifl 
^ §. 199 dem gemeingef^lhrlichen , gewerbem&ssig betriebenen Eingreifen 
Seitens nnqualifizirter Personen in die ärztliche Praxis vorgebeugt werden 
sollte. Indem der Appellationsrichter das Erwarten einer Belohnung dem 
Umstände »gegen Belohnung" gleichstellt, verkennt er nicht den Sinn des 
!• 199, und setzt damit den Fall nicht auf gleiche Linie , wenn der Kranke 
nach unternommener Heilung freiwillig ein Geschenk giebt. Die Erwägung, 
^ die Absicht der Unentgeltlichkeit nach der Persönlichkeit der Ange- 
Uagten fem gelegen, ftihrt zu der Annahme, dass die Angeklagte sofort 
eine Belohnung 'oder doch das Versprechen einer Belohnung erwartet, und 
es ist dann gleichgültig, ob dies Versprechen vor oder nach der Heilung 
gegeben worden. Demnach hat der Appellationsrichter weder die Feststel- 
lung der ersten Instanz in unzulässiger Weise abgeändert, noch den §. 199 
dorcii unrichtige Anwendung verletzt. 

Mit Becht ftührt femer das angegriffene Erkenntniss aus, dass hier der 
Ornnd des Uebelbefindens oder Unwohlseins der unverehelichten H. von 
keiner Erheblichkeit, und es nicht darauf ankomme, ob dasselbe eine natür- 
liche Folge der Schwangerschaft sei. Die H. suchte die nacbtheiligen Ein- 
wirknDffen der letzteren zu beseitigen und sprach die Hülfe der Angeklagten 
•n, welche ihr auch gewährt wurde. Die allgemeine Fassung des §. li)9 be- 
zieht sich auch auf diesen Körperzustand, da zweckwidrige Mittel hier eben 
80 schädlich wie bei einer eigentlichen Krankheit werden können. 

Es muss daher wegen rechtlicher Unerheblichkeit die Beweisaufnahme 
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Aber die Behauptung der Angeklagten ausgesetst werden > und rechtfertigt 
sich die Zurückweisung der Nichtigkeitsbeschwerde. 

(t. Hörn, Suppl.-B. S. 268.) 

Auch auf Geheimmittel haben die Ereisphysiker ganz besonders 
zu achten (Verfügung vom 7. NoTember 1848): 

In Verfolg unserer Zirkularverf&gung vom 1§. Augast 1847 , betreffend 
die Gensur Öffentlicher Ankündigungen und Empfehlungen von Arznei- oder 
. sogenannten Qeheimmitteln , machen wir die Königlichen Regierungen dar- 
auf aufmerksam, dass die bestehenden gesetzlichen Vorschriften , auch nach 
Aufhebung der Censur, hinlängliche Mittel an die Hand geben, dem Miss- 
brauche, welcher mit dem unbefugten Verkaufe von sogenannten Geheim- 
oder andern Arzneimitteln zur Erhaltung oder St&rkung menschlicher Körper- 
kräfte getrieben wird, entgegen zu treten. Es ist nämlich nach der AUff. 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 (§• 26 )f als auch nach den zur Zeit 
noch geltenden Strafgesetzen [der Verkauf und das Ausbieten von Arzneien 
ohne ausdrückliche Erlaubniss des Staats bei Strafe verboten. Für die Rhein- 
provinz ist durch die Gesetzdekrete vom 21. Germinal XI, 29. Pluviose XHI 
und 25. Prairial XHI der Verkauf und die öffentliche Ankündigung nicht 
besonders approbirter Geheimmittel mit einer Geldbusse von 25 — 600 Fran- 
ken bedroht, und in den §§. 693, 694 H. 20 A. L. R. ist die Zubereitung 
und der Verkauf, oder die anderweitige Ueberlassung von Arzneien und 
Materialien, deren rechter Gebrauch besondere Kenntnisse voraussetzt, ohne 
Erlaubniss des Staats bei Strafe von 20 bis 100 Thalern verboten, ein Ver- 
bot, worunter offenbar auch die öffentliche Ankündigung, als ein Versuch 
zum Verkaufe, fällt. 

Da die Censur jetzt dergleichen Ausbietung nicht mehr hindern kann, 
80 wird es zum Offizium der Polizeibehörden, insbesondere aber der Kreis- 
physiker gehören, auf die ergehenden Ankündigungen jener Art, oder die 
ohne vorherige Ankündigung stattfindenden Verkäufe von Geheimmitteln 
aufinerksam zu sein und bie vorkommenden Uebertretungen zur Rüge in 
bringen. Das Publikum aber ist. Seitens der Polizeibehörden, auf die be- 
stehenden Gesetze mit dem Hinzuf&gen hinzuweisen, dass jeder Verkauf und 
jede Ankündigung von Geheimmitteln und ähnlicher Arzneien als strafbar werde 
verfolgt werden, die nicht durch ein amtliches Attest des Kreisphysikus des 
Orts nachgelassen sind. Die Kreisphysiker ihrerseits werden deigleichen 
Atteste nicht selbstständig zu erdieilen, sondern nur auszustellen haben, 
wenn die oberste Medizinalinstanz denDebit des betreffenden Geheimmittels 
ausdrücklich genehmigt hat. Dergleichen Genehmigungen müssen nach wie 
vor öffentlich ergehen, damit, wenn sie einmal ertheilt sind, sie lEur Direb 
tion der sämmtlichen Staats-Medizinalbeamten dienen. 

Die Königliche Regierung hat hiemach die zu ihrem Ressort gehörten 
Unterbehörden zu instruiren, auch die Kreisphysiker mit entsprechender An- 
weisung zu versehen. 

Hierher gehört auch die Verfügung vom 1. April 1864: 

Auf den Bericht vom . . . t erwiedere ich der Königlichen Regieroog^ 
dass gegen die öffentliche Anpreisung von Geheimmitteln nur auf dem i<^ 
der Circularverfügung vom 20- Februar 1855 empfohlenen Wege der Polizei^ 
Verordnung eingeschritten werden kann. 

Wenn der Kreisphysikus Dr. N. in dem Bericht vom . . . äussert, das^ 
eine einmalige Bestri^ung der Verkäufer von Geheimmitteln ohne allen £r^* 
folg sei, weil der Gewinn, welchen die Händler durch den Vertrieb ersielev-.^ 
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«o bedeutend sei, dMs die einfache Strafe nicht fbhlbar wirke , so bemerke 
ich in dieser Besiehung Folgendes: 

Die mit der BekiAntmachung vom 29. Juli 1857 (Qesetssamml. S. 654) 
publiairten Veneichnisse enthalten nicht blos diejenigen Präparate, sondern 
«ach unter A. diejenigen Araneiformen, mit welchen nur die Apotheker han- 
deln dürfen. Unter die letsteren fielen alle Electuaria, Elixiria, Emplastra, 
Linimenta, Mixturae, Pilulae, Pulveres medicinales, Sapones medicinalea 
mixti, Species medicinales, Syrupi medioinales, Tincturae, Unguenta und 
Tina medicinalia, mithin so siemlich alle Formen, unter denen Geheimmittel 
ansgeboten zu werden pfleffen. Der {. 345 des Strafgesetzbuchs aber stellt 
die Zubereitung und den Handel mit solchen Arzneien nicht blos unter 
Strafe, sondern verordnet im letzten Alinea auch die Konfiskation der Arz- 
iidien. Es kommt also, um wirksam einzuschreiten, nur darauf an, zun&chst 
Ikberzeugend festzustellen, dass ein Geheimmittel, gegen dessen Debit vor- 
gegangen werden soll, unter die Bekanntmachung vom 29. Juli 1857 fUlt, 
und ein Verkauf wirklich stattgefunden hat, sodann darauf, unter Vorlegung 
de« Resultats dieser Feststellung und auf Grund der durch die öffentliche 
■Verkaufsanzeige konstatirten Existenz eines verbotenen Arzneibestandes die 
Staatsanwaltsdbafl zu einer, unter Zuziehung des Kreisphysikus zu veranstal- 
tenden unvermutheten Revision des betroTOnden kaufmännischen Geschäfts, 
sowie zur Beschlagnahme des vorgefundenen verbotenen Arzneivorraths zu 
disponiren, und alsdann neben der Bestrafung die gerichtliche Konfiskation 
de« letzteren beantragen zu lassen. Wird dieses Ver&hren, wie es bereits 
•aderwirte gesdbehen ist, einige Male mit Erfolg durchgefUirt, so lässt sich 
erwarten, dass es gelingen werde, dem mit dem Debit von Geheimmitteln 
getriebenen Unwesen soweit als überhaupt möglich zu steuern^ 

Der Königlichen Regierung überlasse ich, hiemach das Geeignete für 
Ihren BesiriL anzuordnen. 

Bei Ausfertigung der Leichenpässe, welche den Landräthen 
obliegt, sind die medizinisch- polizeilichen Untersuchungen von den 
Ereispbysikem Yorzunehmen. (GirculanrerfÜgung Yom 16. Mai 1857). 
Nach der CircularverfÜgung Yom 27. Januar 1865 ist dies sämmt- 
liehen PolizeiYerwaltungen gestattet 

Nach Inhalt des Circularerlasses vom 19. Dezember 1857 ist durch A. O. 
▼Qm 16. Mai 1857 genehmigt worden, dass die Ausstellung der Leichenpässe, 
vslche bis dahin den Königlichen Begierungen vorbehalten war, den Land- 
Athen übertragen werde. 

bttwischen hat sich auch diese, in Betreff der Beschaffung der Leichen- 
piiM gewährte Erleichterung nicht überall als völlig ausreichend erwiesen; 
Tielm^r hat bei der Beförderung von Leichen aus dem Auslande auf der 
Eisenbahn der Umstand, dass die Grenzstationen nicht gleichzeitig Sitz der 
^betreffenden Landrathsämter sind, häufig zu einer nachtheiligen Verzögerung 
<ler Leichentransporte und zu unverhältnissmässiger Kostenaufwendung für 
die Betheiligten Veranlassung gegeben. 

Um diese Uebelstände zu vermeiden, haben Se. Majestät der König, 
Mi nnsorn Vortrag, auf Allerhöchste Ordre vom 12. Dezember v. J. zu ge- 
nebnigen geruht, 

dass die Ausstellung der Leichenpässe, wie solche durch die Ordre 
vom 16. Mai 1857 für die Landräthe nachgegeben ist, nach Bewandt- 
niss der Umstände auch den Polizeiverwaltungen in den an der Landes- 
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grense belegenen diesseitigen EJaenhehniititioniarten ttbe rtf ^ e a 
den könne. 

Indem wir die Kön^liche Begiemng hienron in Kenntnise teUen, rer* 
anlniten wir die8el1>e xn^eich, die Ertbeilnng der Belbgniss nur Ansstellnng 
der Leidioipftsse för alle oder einzelne Poliieirerwmltnngen der gedachten 
Gbttong, fiüls sieh auch dort ein Bedürfiiiss heransstellen sollte, bei uns la 



Die Kreisphysiker sind Yerpflicbtet, Tier teljährl ich Sanitäta- 
berichte einzureichen (Yerfügnng Yom 8. Angost 1810) und auch 
zur medizinischen Topographie Beiträge zn liefern. Nach der Yer* 
fögong Yom 1 1. April 1866 sollen sie die Krankenhäuser ihres Kreises 
nach einem bestimmten Schema reyidiren und bis zum 15. April 
berichten. Der Kreisphysikus ist verpflichtet, seine amtUche 
Korrespondenz in einer gehörig geordneten Begistratur zu verwahren, 
ohne dass dafür eine besondere Yergütigung gewährt wird. Das 
Amtsblatt wird ihm unentgeltlich geliefert, die Gesetzsammlung ist 
er nicht zu halten yeipflichtet Der Kreisphysikus kann der Pen- 
sionsberechtigung nicht theilhaftig werden ($. 3 des Beglements vom 
30. April 1825) und er kann auch der allgemeinen Wittwenverpfle- 
gungs- Anstalt nicht beitreten. Pensionirte Militärärzte behalten, 
wenn sie Physiker werden, die volle Pension. (A. 0. vom 5. De- 
zember 1857). 

Ausser ihrem Gehalt erhalten sie Diäten und Beisekosten und 
können auch f&r einzelne besondere Geschäfte liquidiren. 

In allen nicht medizinal- und sanitäts-polizeilichen Angelegen- 
heiten, gleichviel ob sie als Gerichtsärzte oder als Sachkundige fun- 
giren, erhalten die Kreisphysiker: 

1) Gebühren nach der bekannten Medizinaltaxe vom 21. Juni 1815. 

2) Reisekosten, sofern er derselben bedarf. 

3) Diäten, wenn zur Beise hin und zurück besonders Tage auf- 
gewendet worden, oder für das Geschäft besondere Gebühren in der 
Taxe ausgeworfen sind. (Verfügung vom 5. März 1824, 10. Juni 
1856, 26. Februar 1857.) 

Femer Verfugung vom 17. Juli 1857 und 13. Dezember 1854. 
Folgende Geschäfte des Physikus sind nicht als Offlzialgeschäfte 
anzusehen und sie können dafür besonders liquidiren: 

1) Für die Prüfung der Apothekerlehrlinge und Gehülfen 1 Thlr. 

2) Der Hebammenschülerinnen (Verfügung vom 14. September 
1854) 1 Thlr. 

3) Der Heüdiener (Verfügung vom 19. Juli 1852) 2 Thlr. 
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4) Der Diakonissiimen als Apothekerinnen oder in der kleinen 
Chiruigie (Verftgung vom 2. Juli 1853) 2 Thlr. 

5) Der Bandagisten und chirurgischen Instrumentenmacher (Yer- 
Agong Yom 28. Februar 1847) 2 Thlr. 

Die Gebühren, Diäten und Beisekosten in medizinischen gericht- 
lichen Geschäften werden nach Abschnitt Y. der Taxe vom 21. Juni 
1815 liquidiri 

För Wiederbelebungsyersuche können sie, wie jeder praktische 
Arzt, liquidiren. 

Das Gehalt des Physikus kann nicht mit Beschlag belegt werden, 
da $. 160 des Anhangs zur allgemeinen G. 0. hier nicht anwend- 
bar seL 

Wir^haben schon oben Yon der Disziplinaruntersuchung ge- 
sprochen. Wir haben hier noch Folgendes hinzuzusetzen: 

Zuvörderst gelten hier die $§. 94—103 Tit. 10 Th. H A. L. E. 

Die Yerabschiedung kann, wie bei andern Beamten mit Yer- 
Idhung eines Titels verbunden sein. (A. 0. vom 26. September 1840.) 

Die unfreiwillige Entfernung aus dem Amt kann nach $.16 des 
Gesetzes vom 21. Juli 1852 sein: 

1) Versetzung in ein anderes Amt von gleichem Bange, mit 
Verminderung des Diensteinkommens, Verlust des Anspruchs auf 
ümzugskosten, entweder auf beides zugleich oder auf eins von beiden. 

2) Dienstentlassung. 

Es wird von einem Eommissarius eine Voruntersuchung gefbhrt 
($. 22 L c) Der Minister verfQgt nach Lage der Sache die Ein- 
leäong des DisziplinarverfEihrens, und ernennt den Untersuchungs- 
kiunmissar. In erster Instanz entscheidet der Disziplinarhof in Berlin. 
Die Berufung an das Staatsministerium muss binnen 4 Wochen vom 
Tage der Insinuation des mit Gründen ausgefertigten Erkenntnisses 
erfolgen. Von da ab ist noch eine vierzehntägige Frist zur schrifb- 
lichen Bechtfertigung gesteU^ die auf Erfordern auch verlängert 
Verden kann. Zwei Beferentel^ von denen der eine dem Medizinal-, 
to andere dem Justiz -Ministerio angehört, berichten, worauf erst 
die Entscheidung erfolgt. 

Die vorläufige Dienstentlassung erfolgt nach §.48 dieses 



1) Wenn in dem gerichtlichen Strafverfahren eine Verhaftung 
Beamten beschlossen oder gegen ihn ein noch nicht rechts- 

3* 
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krafüges ürtheil ergangen ist, welches auf Yerlnst des Amtes lautet, 
oder diesen an sich nach sich ziehen würde. 

2) Wenn im Disziplinarrerfahren eine noch nicht rechtskräftige 
Entscheidung ergangen ist, welche auf Dienstentlassung lautet. 

Der Minister kann die Suspension verfügen, sohald ein gericht- 
liches Strafverfahren eingeleitet ist, oder die Einleitung einer Dis- 
ziplinaruntersuchung verfugt wird, oder auch im Laufe des Yer- 
fahrens bis zur rechtskräftigen Entscheidung. 

Während der Suspension behält der Beamte die Hälfte des 
Diensteinkommens, und wird nur auf eine Ordnungsstrafe erkannt, 
so ist ihm der Abzug nachzuzahlen, insofern derselbe nicht zur 
Deckung der Untersuchungskosteu nöthig ist. 

Ist Gefahr im Verzuge, so kann auch die Begierung die vor- 
läufige Dienstentlassung verfugen, muss aber sofort an den Minister 
berichten. 

Die Versetzung in ein anderes Fhysikat kann im Interesse 
des Dienstes erfolgen, jedoch sollen ihm dann die vorschriftsmässigen 
Umzugskosten vergütigt werden. Dies ist überhaupt bei Ver- 
setzungen der Fall, die nicht auf den Antrag des Beamten erfolgen. 
(A. Er. vom 26. März 1855). Diese betragen auf allgemeine Kosten 
80 Thlr., auf Transportkosten für je 5 Meilen mit 9 Thlr. Ausser- 
dem erhalten sie für ihre Person die vorschriftsmässigen Diäten und 
Fuhrkosten. Haben sie keine Vergütigung zu fordern, so können 
die Verheiratheten die Beisekosten nach dem Satze auf dem Land- 
wege berechnen. ($. 2 des Erlasses vom 10. Juni 1848). 

Da die Physiker nicht pensionsberechtigt sind, so sollen sie, 
wenn sie durch körperliche oder geistige Gebrechen unfähig werden 
ihr Amt zu verwalten^ nicht ohne Weiteres entlassen werden, son- 
dern es soll dies unter Beobachtung der gesetzmässigen Formen ge- 
schehen, wenn es nicht dennoch beliebt wird, sie nach den für un- 
mittelbare Staatsdiener geltenden Grundsätzen zu pensioniren. ($. 88 bift 
99 des Gesetzes vom 21. Juli l85M|flLuch kommt es dann vor, 
dass ihm ein Substitut gegeben wird, mc nur die reglementsmässigea. 
Gebühren bezieht, während dem Physikus sein Gehalt oder zma 
Theil verbleibt 

Stirbt ein Physikus, so haben seine Erben für den Sterbe- und. 
nächsten Monat das Gehalt zu fordern. Unter Umständen erhäli» 
die Wittwe jährlich 50 Thlr. und 2 Thlr. monatlich für Söhne bia 
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zum siebzehnten nnd f&r Töchter bis znm fünfzehnten Jahre ans dem 
dazu bestimmten Fond. 

Stirbt ein Physikos in Kriegs- nnd Choleralazarethen, so sollen 
die Allerhöchsten Ordres vom 2. Mai 1814 nnd 10. November 1831 
befolgt werden. 

Der Physikns soll kein Bechtsgelehrter sein, aber er mnss eine ge- 
nügende Eenntniss derjenigen Gesetze haben, welche in der geridbts- 
ärztlichen Praxis zur Sprache kommen können, nnd diese wollen wir 
hier kurz erörtern. Ans der Eriminalordnnng sind folgende Be- 
stimmungen anznf&hren: 

§. 145. Wenn bei Franenzimmem eine Besichtigung der Gebürtstheile 
BOthwendig ist, muss statt des Wundarztes ein vereideter Gebnrtshelfer oder 
eine yereidete Hebamme sugeiogen werden. Sind die Gebürtstheile Ter- 
letEt worden, so muss ein Wundarzt zugezogen werden. 

§. 146. Wenn eine Weibsperson wegen Verheimlichung ihrer Schwanger- 
sdiaft nnd Geburt in Untersuchung ger&th, so muss, wenn Über die wirk< 
liehe Schwangerschaft und Geburt ein Zweifel obwaltet, die Anffeschuldigte 
durch einen jPhysikus oder einen andern approbirten Arzt, allenfalls mit 
Zniiehnng einer Hebamme, besichtigt werden, welche demn&chst ihr Gut- 
achten besonders darüber, ob die Angeschuldigfte, und zu welcher Zeit, ein 
Kind geboren habe, zum Protokoll geben müssen. 

§. 147« Stirbt ein Beschädigter, oder ist er bereits Yor oder bei Er- 
(ffirang der Untersuchung rerstorben, |so muss die Besichtiffunff im Beisein 
des Bichters durch einen Stadt- oder Kreisphysikus und durch einen Ter- 
eideten Wundarzt geschehen. 

§. 148. £b muss allemal zu den Akten yermerkt werden, dass der zu- 
gezogene Arzt und Wundarzt nach Yorhergegangener Prüfung bei dem Ober- 
CoUegio-Medico und Chiruigico die Autorisation zur öffentlichen Ausübung 
der Arzneikunst und der Wundarzneikunst erhalten habe. Dieses Vermerkea 
bedarf es jedoch in Absicht des Physikus, der Regiments- und Bataillons- 
dümrgen und der zu gerichtlich chirurgischen Handlungen Tereideten Wund- 
Ime nicht. 

{•' 149. Der Körper eines Menschen, dessen Tod nicht unter Augen 
■einer Hausgenossen oder anderer unbescholtener Personen natürlicherweise 
ttfelgt, sondern durch Gewalt, ZuhXl, Selbstmord oder eine bis dahin nn- 
bekaante Ursache bewirkt ist, darf niemals eigenmächtig beerdigt, sondern 
ee muss ein solcher Vorfall Yon denjenigen, die ihn entdeckten, sogleich^ 
^ zwar auf den Dörfern der Gerichtsobrigkeit oder denjeniffen, welche 
3>re Stelle vertreten, in den St&dten aber der Stadtobrigkeit, gem^det werden. 
§* 150* Eben diese Anzeige muss besonders alsdann geschehen, wenn 
eb uneheliches Kind todt zur Welt gekommen, oder binnen 24 Stunden 
»fib der Geburt gestorben, nnd bei der Entbindung weder eine Hebamme» 
Boeh eine andere ehrbare Frau gegenwärtig gewesen ist. 

{. 280. Auf die Beschaffenheit des GemÜthszustandes eines Ange- 
■Mdigten mnss der Bichter fortwährend ein genaues Augenmerk richten, 
ud toizüglidi untersuchen, ob der Verbrecher zur Zeit, als die That Ter- 
^ worden, mit Bewusstsein gehandelt habe. Finden sich Spuren einer 
verimmg oder Schwäche des Verstandes ; so muss der Bichter mit Zuziehung 
^ Fbyukna oder eines approbirten Antes den Gemüthszustand des Ange* 
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Bchnldigften zu erforschen bemüht sein, und die deshalb angewendeten Mittel 
mit deren Resultaten zu den Akten yerzeichneui wobei der Sachrerst&ndige 
sein Gutachten über den yermuthlichen Grund und über die wahrscheinlicme 
Entstebungszeit des entdeckten Mangels der Seelenkr&fte abzugeben hat. 

§. 360. Zum Beweise des bösliehen Vorsatzes ist es hinreichend, 
wenn der Verbrecher eine gesetzwidrige That mit Bewusstsein Torgenommen hat. 

§. 311. Jedermann im Staate, ohne Unterschied des Standes, ist 
schuldig, sich als Zeuge yemehmen zu lassen und nach Aufforderung des 
untersuchenden Bichters zu erscheinen, wenn er auch einem andern persön- 
lichen Gerichtsstände unterworfen ist. 

§, 328. Wenn Sachverständige zu vernehmen sind, so muss der Rich- 
ter sie bedeuten, dass sie dasjenige, was ihnen die Regeln ihrer Kunst oder 
Wissenschaft an die Hand geben, von demjenigen, was sie aus anderen Um- 
ständen schliessen, sorgfältig absondern. 

§. 335. Die Ableistung dieses Zeugeneides muss von einem jeden 
Zeugen und zwar mündlich mit nacbgesprochenen Worten geschehen. Da- 
von finden nur folgende Ausnahmen statt: 

1) Wenn Personen, die in Eid und Pflicht stehen, in Sachen, welche 
ihr Amt unmittelbar betreffen, Zeugniss ablegen sollen, so ist die 
Verweisung auf ihren Amtseid hinreichend. Werden hingegen 
Personen dieser Art Über Vorfälle abgehört, welche ihre Amtsge- 
schäfte nicht unmittelbar betreffen, wenn sie gleich bei Gelegen- 
heit der Ausrichtung derselben Kenntniss davon erlangt haben, 
so findet diese Ausnahme nicht statt; 

2) Wenn Künstler, Handwerker oder andere Sachverständige zur 
Aufnahme von Taxen oder zur Abgebung von Gutachten in Sachen, 
welche ihre Kunst und Profession betreffen, bei dem Gericht, vor 
welchem sie ihr Zeugniss ablegen sollen, ein fftr allemal vereidet 
sind, so ist die Wiederholung des Eides in einzelnen Fällen dieser 
Art nicht nothwendig. Es muss aber alsdann die ein ftLr allemal 
erfolgte Vereidigung von dem Richter in dem Protokolle ausdrüdc- 
lich attestirt werden. 

Zu den wichtigsten, ihnen ausschliesslich gebührenden Geschäf- 
ten gehören die gerichtlichen Leichenöffnungen (Obduktionen), 
von denen im zweiten Theil, der Sectio forensis, ausfuhrlich die 
fiede sein solL 

Die Bestimmungen der Kriminalordnung hierüber sind enthalten 
in den §§. 156—177 (exkl. §. 169, .welcher durch §. 185 des Straf- 
gesetzbuchs aufgehoben ist), welche in dem Regulativ für gericht- 
liche Leichenöffnungen vom 1. Dezember 1858 ikre Berücksichtigung 
finden. Hier sollen nur die §§. 173—176 angeführt werden: 

{. 173. SLann auf diese Art die Differenz oder der Widerspruch nicht 
auf genügende Weise gehoben werden, so sind, wenn von dem befandeaen 
Thatbestande die Rede ist, die Angaben in dem Obduktionsprotokolle ftr 
die Richtigen anzunehmen. Betrifft hingegen die Differenz zwischen dem 
Obduktionsprotokolle und dem Obduktionsberichte das aus dem befundenea 
Thatbestande hergeleitete Urtheil, so soll, wenn die Differenz auf Bntaeliei- 
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dang Ton erheblichem Einflusa ist, das Gutachten des Collegü-Medioi der 
PrOTini eingeholt werden. 

§. 174. Auch soll ein solches Gutachten eingeholt werden, 

1) wenn die Obdusenten sich nicht gfetrauen, ein beatinuntee sach- 
yersi&ndiges Urtheil abzugeben; 
^2) wenn sie unter einander in c^esem Urtheil nicht übereinstimmen; 

und 
3) wenn sieh in dem erstatteten Obduktionsberichte solche Dunkel- 
heiten oder Widersprüche finden, welche sie auf eine befriedigende 
Weise nicht zu heben yerrnGgen, und wodurch bei dem Richter 
•in gegründeter Zweifel gegen die Richtigkeit des abgegebenen 
Gutachtens entsteht. 
§. 175. In einem solchen Falle muss der Richter dem Collegio-Medioo 
bestimmte Fragen zur Beantwortung rorlegen, und demselben zugleich rar 
Tollat&ndigen Uebersicht der Sache die Üntersuchungsakten mittheUen. 

§. 176. Das Collegium-Medicum ist verbunden, einer solchen Requisi- 
tion ohne allen Zeitrerlust zu genügen und ein mit wissenschaftlichen Grün- 
den unterstütztes Gutachten abzugeben. 

Für die öffentliche und mündliche Verhandlung in Eriminal- 
prozessen können die Gerichte, Staatsanwälte und Parteien nach 
Ermessen andere Aerzte als Sachverständige zuziehen, auch wenn sie 
nicht Ereisphysiker sind. Gutachten der Medizinalkollegien und 
der wissenschaftlichen Deputation werden nur verlesen, jedoch können 
emzelne Mitglieder derselben fürihrePersonin dem Audienztermin 
aaftreten, um das Gutachten zu erörtern und zu vertreten, nicht 
aber als Vertreter dieser Kollegien. Die Verpflichtung der Phy- 
siker, vierte^ährlich Berichte der von ihnen ausgeführten Obduktionen 
an die Regierung einzureichen, ist durch Verfügung vom 3. Mai 
1S49 angehoben, jedoch dürfen sie vor 5 Jahren gerichtliche Gut- 
achten nicht abdrucken lassen, selbst wenn sie Orts- und Personen- 
beziehungen weglassen. Die allgemeine gerichtsärztliche Thätigkeit 
ist eine vierfache. Sie betrifft: 

1) Lebende Personen, in Bezug auf Zustände des Körpers nnd 
Cfeistes zu untersuchen. 

2) Leichen, um die Todesursache festzustellen. 

3) Leblose Gegenstände, als Verbrechensobjekte, z. B. Speisen, 
betränke, Blut, Schleim, Saamen u. s. w. 

4) Thiere, über deren Gesundheit oder Krankheit 

Die gerichtsärztliche Thätigkeit betrifft demnächst zuerst die 
Untersnchung bei Lebenden, in Bezug auf Verletzungen: 

a) Die Verletzungen werden nach der Novelle vom 14, April 
1856 eingetheilt in leichte, erhebliche, schwere, nach folgen* 
«ton BeBÜmmangen des Stra^esetzbuches: 
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S* 187. Wer Toraetzlich einen Anderen stösst oder schlftgt, oder dtan- 
Beiben eine andere Misshandlung oder YerletEung des Körpers suftigt» wird 
mit Geftngniss bis zu zwei Jahren bestraft. 

Wird festgestellt, dass mildernde Umst&nde Torhanden sind, so ist auf 
Geldbusse bis zu dreihundert Thalem zu erkennen. 

S* 192 a. Hat eine Tors&tzliche Ifisshandlung oder Körperverletzung er^ 
hebliche Nachtheile ftLr die Gesundheit oder die Gliedmassen des Verletzten, 
oder eine l&nger andauernde Arbeitsunfähigkeit zur Folge gehabt, so tritt 
Gef&ngniss nicht unter sechs Monaten ein. 

|. 198. Ist bei einer rorsetzlichen Misshandlung oder Körperverletzung 
der Verletzte verstümmelt, oder der Sprache, des Gesichts, des Gehörs oder 
der Zeugungsfähigkeit beraubt, oder in eine Geisteskrankheit versetzet wor- 
deii, so ist die Strafe Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren. 

§. 195. Wenn bei einer Schlägerei oder bei einem von mehreren Per- 
sonen verübten Angri£Pe ein Mensch getödtet wird, oder eine schwere 
(§. 193) oder erhebliche (§. 192a.) Misshandlung oder Körperverletzung er- 
leidet, so ist jeder, welcher sich an der Schlägerei oder dem Angriffe be- 
theiligt hat, schon wegen dieser Betheiligung mit Gefängniss nicht unter drei 
Monaten zu bestrafen, insofern nicht festgestellt wird, dass er ohne sein 
Verschulden hineingezogen worden. 

Sind mehreren Betheiligten solche Verletzungen zuzuschreiben, welche 
nicht einzeln fla sich sondern nur in ihrer Gesammtheit den Tod, oder die 
schwere oder die erhebliche Misshandlung oder die Körperverletzung zur 
Folge gehabt haben, so ist jeder dieser Betheiligten in den Fällen 
der §§. 194 und 195 mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu bestrafen; im 
Falle einer erheblichen Misshandlung oder Körperverletzung tritt die Strafe 
des §. 192a. ein. 

Die Anwendung der Gesetze gegen diejenigen, welche als Urheber eines 
Mordes oder eines Todtschlags, oder einer schweren oder erheblichen Kör- 
perverletzung, oder als Theilnehmer an diesen strafbaren Handlungen schuldig 
sind (§. 34. 1. 2^, ist hierdurch nicht ausgeschlossen. 

§. 196. War bei einer Misshandlung oder Körperverletzung der Thäter 
ohne eigene Schuld durch eine ihm selbst oder seinen Angehörigen zuge- 
fügte Misshandlung oder schwere Beleidigung von dem Verletzten zum Zotbl 
gereizt und dadurch auf der Stelle zur That hingerissen worden, oder wird 
festgestellt, dass andere mildernde Umstände vorhanden sind, so ist im Falle 
der Tödtung (§§. 194 195) auf Gefängniss nicht unter sechs Monaten, im 
Fall einer schweren Misshandlung oder Körperverletzung (§. 193) auf Ge- 
fängniss nicht unter drei Monaten, und im Falle der erheblichen Misshand- 
lung oder Körperverletzung (§ 192a.) auf Gefängniss nicht unter vier Wochen 
zu erkennen. 

Diese Ermässigung der Strafe bleibt ausgeschlossen, wenn das Ver- 
brechen gegen leibliche Verwandte in aufsteigender Linie begangen wird. 

Verletzung ist jede dnrcli mechanischen Eingriff bewirkte 
Yerändemng der organischen Gebilde. 

Das Strafgesetzbuch kennt also $. 187 leichte Verletzungen, 
die weiter nicht definirt werden, und bei denen die Absicht des 
Gesetzgebers dahin geht, dass überhaupt Niemand das Recht hat^ 
Jemanden vorsätzlich zu stossen oder zu schlagen, zu misshandeln 
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oder zu verletzen, selbst, wenn die Stösse n. s. w. ohne alle 
Polgen sind. Dies scheint der Begriff: leicht zu sein. 
Femer solche, welche nach ($. 192a) 
entweder erhebliche Nachtheile für die Gesundheit oder die 
Gliedmaassen oder eine länger dauernde Arbeitsunfähig- 
keit zur Folge haben. 
Erheblich nennt der Jurist Alles, worauf es bei einer Frage 
wesentlich ankommt, und analog würde der Arzt erhebliche Nach- 
theile solche nennen, auf welche es in Bezug auf die Gesundheit 
und die Gliedmaasseu'ankommt, also Störung derselben, Krank- 
heit Dies also muss Torhanden sein, wenn man von einer er- 
heblichen Verletzung sprechen dürfte. Nun ist allerdings der Be- 
griff Krankheit auch ein schwankender, allein nennen wir sie mit 
Casper I. S. 315 eine Gesundheitsstörung, durch welche entweder 
ein Allgemeinbefinden bedingt wird, wie Fieber, heftige, den ganzen 
Körper ergreifende Schmerzen, allgemeiner Schwächezustand, oder, 
▼enn auch dies nicht der Fall ist, durch welche irgend eine Yer- 
nchtung des Körpers wesentlich gestört ist. Aber wesentlich, muss 
ich hinzusetzen, ist es, dass erhebliche Nachtheile keine bleibenden, 
sondern nur vorübergehende sein dürfen, darum sagt die zweite 
alinea dieses Gesetzes: 

oder eine lange dauernde Arbeitsunfähigkeit zur Folge haben. 
Mit Becht ist die Annahme einer zwanzigtägigen Frist, wie 
ne das Strafgesetzbuch zuerst wollte, und man sie noch in manchen 
deotBchen Staaten hat, später weggefallen, weil ein Tag mehr oder 
weniger oft von Zufälligkeiten, von der Chicane des Verletzten ab- 
Ungig sein kann. 

Was ist aber Arbeitsfähigkeit in foro? 
Die wissenschaftliche Deputation nannte sie (Casp.V. J. Sehr. TU, 
S. 185) die Unfähigkeit, die gewohnte körperliche oder 
geistige Thätigkeit in gewohntem Maasse auszuüben. 
Das Ober-Tribunal dagegen nannte sie: 
die Unfähigkeit zur Verrichtung gewöhnlicher kör- 
perlicher, durch erhöhten Aufwand nicht bedingter 
Arbeit 
In neuester Zeit ist dies jedoch wieder modifizirt worden und 
^ Ober-Tribunal nimmt Arbeitsunfähigkeit da an: 

wo die Fähigkeit zur Verrichtung gewöhnlicher durch erhöhten 
Kraftaufwand nicht bedingter Arbeit fehlt, und selbst noch 
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dann, wenn die Aerzte ans medizinischen Gründen jede Arbeit 
untersagt haben. 

Der §. 193 macht es dem Gerichtsarzte leichter, indem die 
sckhweren Verletzungen darin genau genannt worden, und wollen 
wir nun einen Eückschluss auf die erheblichen Verletzungen niacben, 
so könnte man es sich leicht machen, wenn man alle Verletzungen, 
die hier nicht genannt sind, aber doch die Funktion des Körpers 
oder der Gliedmaassen mehr oder weniger stören, als erbebliche 
vor Gericht angesehen wissen wollte. 

Einige der hier genannten schweren Verletzungen haben jedoch 
zu Diskussionen Veranlassung gegeben. 

Zuerst der Begriff der Verstümmelung. Andere Gesetze 
nennen noch Verunstaltung und Verkrüppelung. Nach Casper ist es: 

Verlust eines Körpertheils, wodurch eine erheb- 
liche, unheilbare Störung einer Funktion bedingt isi 

Ich würde das Wort „erhebliche" als störend fortlassen. 

Eine Definition der wiss. Deputation vom 14. Januar 1857 lautet: 
Der gewaltsam herbeigeführte Verlust eines Körpertheils, wo- 
durch eine erhebliche, schwer oder gar nicht heilbare Stö- 
rung einer Funktion bedingt wird. 

Auch hier ist das Wort „erheblich" wieder störend und das 
Königliche Ober-Tribunal hat in seiner neuesten Entscheidung vom 
26. September 1860 gesagt: 

Eine stattgehabte Verstümmelung kann auch da angenommen 
werden, wo ein zu wesentlichen Funktionen bestimmtes Glied, 
ohne Lostrennung vom menschlichen Körper, seiner Thätig- 
keit völlig beraubt ist, 
also: 

Verstümmelung ist die gänzlich oder grosseiitheils ange- 
hobene Funktion eines für den menschlichen Körper noth- 
wendigen Gliedes, sei es, dass dieselbe durch Verlust oder 
Verkürzung des betreffenden Gliedes, sei es, dass sie auch 
bei Erhaltung der natürlichen Form desselben zerstört isi 
Die Beraubung der Sprache ist einfach dann der Fall, 
wenn Jemand, der sprechen konnte, stumm wird, d. h. sich durch 
Worte hörbar nicht mittheilen kann. Andere Störungen der Spradie, 
wie Stammeln, Stottern, werden nur als erhebliche Nachtheile gelten. 
Die Vorsicht lehrt uns, dass eine Beraubung der Sprache oft mo- 
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mfintan eintritt, selbst lange Zeit anhalten, aber dann plötzlich wieder 
verschwinden kann. 

Die Beraubung des Gesichts und Gehörs ist Blind- 
heit, Taubheit 80 einfach dies zu sein scheint, so hat es doch 
hier nicht an Diskussionen und Deutelungen gefehlt Alle anderen 
Schwächungen und Störungen dieser Funktionen gehören in 
den $• 192 a. als erhebliche Nachtheile. Es kommt hier nur auf die 
Beraubung, also Aufhebung dieserJPunktionen an, und es darf 
dies daher nicht blos auf einem Auge, einem Ohr der Fall sein. 
Die Beraubung der Zeugungsfähigkeit hat sich das 
Gesetz wohl nur bei Männern gedacht, weil hier die dazu be- 
Btimmten Organe zu Tage liegen, allein es ist nicht undenkbar, dass 
dies auch beim Weibe erreicht werden kann. Es wäre eine Sehe i de- 
rer wach8ung4i4er mancherlei Lageve ränderung des Uterus, 
oder Krankheiten der Eierstöcke denkbar, welche durch Schuld 
eines Dritten herbeigefOhrt werden kann. Bei Männern sind hier- 
her zu zählen: Verlust beider Hoden, gänzliche Vernichtung 
des pems. Eine blosse theilweise Amputation des penis, so dass 
noch ein Stumpf yorhanden ist, oder die Kastration einer Hode 
(^ebt noch die Möglichkeit der Zeugungsfahigkeit zu. Fraglich 
wäre jedoch danach nur, ob hier nicht eine Verstümmelung ange- 
kommen werden müsste. 

Bei der Versetzung in eine Geisteskrankheit kann man 
nach meiner Auffassung, nur den gesetzlichen Normen darüber ent- 
sprechen, welche nur Wahnsinn oder Blödsinn annehmen, denn 
JBde andere Geistesstörung könnte nur als ein erheblicher Nach- 
tlieil erachtet werden. Sie muss auch keine vorübergehende, sondern 
^ine bleibende sein. 

$. 195 d.Str.-G.-B.handeltTonderKumulation der Verletzun- 
gen, und hier wird die Schwierigkeit darin bestehen, festzustellen, wel- 
che der Verletzungen in eine der vorgedachten Kategorien gehört, weil, 
wenn auch alle Theilnehmer bei einer Schlägerei oder Misshandlung 
ftnf gleiche Art bestraft werden, demnach diejenigen zu separiren sind, 
welche Tielleicht den Tod^ zur Folge hatte. Die von Casper hierauf 
angestellte Lehre von der Priorität der Todesart kann je- 
doch Tor der Wissenschaft nicht bestehen, denn man kann nicht 
zuerst z.B. an einer Kopfwunde, und dann an einer Bauchwunde u. s.w. 
sterben. Dies kann nur annähernd durch die Beurtheilung derVer- 
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letznng selbst, des Wnndarztes und der begleitenden Umstände er- 
mittelt worden. 

Tödtlicbe Verletzungen kennt das Strafgesetzbuch gar nicht; 
der Gerichtsarzt soll sich nur darüber äussern, ob der Tod durch 
eine Misshandlung oder Verletzung entstanden ist, und dies muss 
durch die Leichenöffnung im Zusammenhang mit der Annahme 
der Verletzung ermittelt werden. 

Ueber Vergiftung handelt $. 197 des Strafgesetzbuches: 

§. 197. Wer Torsetzlich einen Anderen Gift oder andere Stoffa bei- 
bringt , welche die Gesundheit zu zerstören geeignet sind, wird mit Zucht- 
haus bis zu zehn Jahren bestraft. 

Hat die Handlung eine schwere Körperverletzung (§. 193) zur Folge 
gehabt, so besteht die Strafe in Zuchthaus Ton zehn bis zu zwanzig Jahren. 

Hat die Handlung den Tod zur Folge gehabt, so tritt lebenslängliche 
Zuchthausstrafe ein. 

Diese Bestimmungen berfihren nicht den Fall, wflMfcr Th|ter die Ab- 
sicht zu tGdten hatte. 

Ganz eigenthümlich stellt hier das Gesetz das Wort: Gift gegen- 
über Stoffen, welche geeignet sind, Leben und Gesundheit zu zer- 
stören, da jedoch Gift eben solche Wirkungen und Eigenschaften 
hat. Man muss also, da auch für Beides dieselben Strafen ange- 
nommen sind, dennoch voraussetzen, dass dies vom Gesetzgeber nicht 
absichtslos geschehen ist, und dies ist darin zu finden: dass schon 
die Darreichung von Gift überhaupt strafbar ist, selbst 
wenn es nicht Leben und Gesundheit zerstört. Dies ist auch sehr 
richtig, aber dann hätte der Gesetzgeber den Begriff Gift definiren 
sollen, allein er hat dies der Wissenschaft überlassen, der es aber 
noch nicht gelungen ist, eine erschöpfende Definition zu geben. 
Nach meiner Auffassung ist Gift ein Stoff, der in bestimmter Gabe 
durch seine chemisch-dynamische Beschaffenheit, ohne die Fähigkeit 
zu haben, sich im Körper wieder zu erzeugen, die Eigenschaft hat, 
zu tödten. In dem Worte tödten finde ich den Unterschied .zwischen 
Leben und Gesundheit zu zerstören. Wie bei Ermittelung von 
Giften zu verfahren sei, werden wir im zweiten Theile erörtern. 

Die Tödtlichkeit der Verletzungen oder die sogenannten 
Letalitätsgrade des $. 169 des Eriminab-echts sind beseitigt durch 
§.185 des Strafgesetzbuchs: 

{. 185, Bei Feststellung des Thatbestandes der Tödtnng kommt es 
nicht in Betracht, ob der tödüiohe Erfolg eine Verletzung durch zeitige oder 
zweckmässige Hülfe hätte Yerhindert werden können, oder ob eine Verletzung 
dieser Art in anderen Fällen durch Hülfe der Kunst geheilt worden, ingleichen 
ob die Verletzung nur wegen der eigenthümlichen LeibesbeschaSenheit des 
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<3etAdtotenf oder wegen der mfUligen UmsIKndei unter welchen sie snge- 
iftgt wurde, den tödtOdien Erfolg gäabt hat 

üeber Eindermord ist zu merken: 

§. 180. Sine Mutter, weldie ihr uneheliches Kind in oder ffleich nach 
der Geburt TorsJUslich tOdtet, wird wegen Sjndesmordes mit Zuäthaus Yon 
ftnf bis SU swansig Jahren bestraft 

Wird die yors&tsliche Tödtung des Kindes Ton einer anderen Person 
ab der Mutter Terftbt, oder nimmt eine andere Person an dem Verbrechen 
des Kindesmordes Theil, so kommen gegen dieselbe die Bestimmunffen 
füber Mord oder Todtsdüag, sowie über die Theilnahme an diesem Yer- 
bredien sur Anwendung, 

Die Criterien dieses Gesetzes sind, dass die Mutter selbst das 
Kind Yorsätzlichgetödtety dass dies ein uneheliches Kind ist 
und dass dies in oder gleich nach der Geburt geschieht. Geschieht 
dies nun mit und durch andere Personen, so treten die Bestimmungen 
Aber Mord und Todtschlag in Kraft 

Es ist also namentlich der Zustand der Mutter dabei in den 
Vordergrund gestellt, und der Begriff des Neugeboren ist nicht 
benannt^ wie in dem Allg. Landrecht, sondern es heisst nur in und 
gleich nach der Geburt, also der Moment, in welchem man an- 
nehmen kann, dass die Mutter mehr oder weniger unzurechnungs- 
fihig isi 

lieber die Fruchtabtreibung, gewaltsame Unterbrechung der 
Schwangerschaft, disponiren $$. 181 und 182 des Strafgesetzbuches 
Pblgendes: 

§. 181. Kino Sdiwangere, welche durch Eussere oder innere Mittel ihre 
Fracht vors&tslich abtreibt oder im Mutterleibe tödtet, wird mit Zuchthaui 
bb zu ftknf Jahren 1l>estraft 

Deijenige, welcher mit Einwilligunff der Schwangeren die Mittel ange- 
wendet oder yerabreieht hat, wird mit der n&mlichen Strafe belegt. 

§• 182. Wer die Leibesfrucht einer Schwangeren ohne deren Wissen 
<^ Willen Torsltslich abtreibt oder tödtet, wird mit Zuchthaus yon fbnf 
bis zu iwanxig Jahren bestraft 

Wird dadurch der Tod der Schwangeren herbeigefUirty so tritt lebens- 
Uogliche Zuchthausstrafe ein. 

Auch hier wird der Begriff dessen, was ein AbortiTum ist, der 
Benrtheilung Sachverstander überlassen, und es wird nur zu unter- 
gehen sein, ob die inneren Mittel in der Gabe und Form und Zu- 
«ünmensetzung geeignet waren, einen Abort zu provoziren. Bei Mit- 
^, die äusserlich angewendet worden, wird die Begutachtung 
fluten Schwierigkeiten haben. Immerhin wird hierzu die Fest- 
steüimg nothwendig sein, ob eine Frucht in der That abgetrieben 
worden isi 
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Die Schwangerschaft kann in der ersten Hälfte kaum an- 
nähernd angenommen werden, in der zweiten Hälfte kann man sich 
daf&r nur dann mit Sicherheit aassprechen, wenn durch die mannale 
Untersuchung und durch die Auscultation die Anwesenheit des 
Eoetus constatirt wird. Unsicher ist noch das Placentageräusch, 
die grösste Sicherheit bietet der Foetalpuls. 

Die Geburt kann in den ersten Tagen festgestellt werden, am 
unzweifelhaftesten, wenn die Nachgeburt noch zurückgeblieben ist, 
nach einigen Tagen noch durch das Offenstehen des Muttermundes, 
Einrisse in denselben und in das Frenulum und durch den Abgang der 
Lochien, Spannung in den Brüsten und vielleicht Anwesenheit von 
Milch in derselben. Nach längerer Zeit kann wohl durch Um- 
wandlung der rundlichen Oeffnung das Orificii uturi in eine Quer- 
spalte festgestellt werden, dass eine Geburt dagewesen sei, allein 
mehr lässt sich nicht ermitteln. 

Die SS. 138 und 143 des Strafgesetzbuchs lauten: 

§. 138. Wer ein Kind unterschiebt oder absichtlich yerweehsalty oder 
auf andere Weise den Personenstand eines Anderen yorsätKÜeh yräftndert 
oder unterdrückt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

§. 143. Die widernatürliche Unzucht, welche zwischen Personen männ- 
lichen Geschlechts oder yon Menschen mit Thieren yerübt wird, ist müGe- 
ftngniss yon sechs Monaten bis zu yier Jahren, sowie mit zeitiger Unter- 
sagong der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte zu bestrafen. 

Die Spätgeburt erfordert immer die grösste Behutsamkeit, um 
Täuschungen zu vermeiden, und sie ist in der Segel nur eine pro- 
trahirte ZwiUingsschwangerschafL 

Ueber Zeugungsfähigkeit conf. SS* 695. 696 und 697 Allg. 
Landr. Th. 11 Tii 2 und den schon genannten S« 193 über schwere 
Verletzungen: 

Ueber Zwitter SS- 19—23 Tit. 1 Th.I Allg. Landr.: 

Ueber Nothzucht resp. Ausübung unzüchtiger Handlungen conf. 
SS« 139 — 151 des Strafgesetzbuches, wovon uns jedoch speziell nur 
die SS* 1^^* 1^3. 144 interessiren: 

§. 142. Mit Zuchthaus -bis zu ftlnf Jahren werden bestraft : 

1) Vormünder, welche mit ihren Pflegebefohlenen, Lehrer, G^istliehe 
und Erzieher, welche 'mit ihren minderjäbrigen Schülern oder 
Zöglingen unzüchtige Handlungen Tomehmen; 

2) Beamte, welche mit Personen, gegen die sie eine Untersnehmig 
SU ftlhren haben, oder die ihrer Obhut anvertraut sind, unaüehtige 
Handlungen Tomehmen; 

3) Beamte, Aerzte oder Wund&rzte, die in Gefängnissen oder in 
öffentlichen, Eur Pflege yon Kranken, Armen oder anderen Hfilf- 
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loten bestimmten Anstalten besdi&ftigt oder angestellt sind, wenn 
sie mit den in der Anstalt angenommenen Personen nnzftchtige 
Handlungen Tomehmen. 
§. 148. S. oben. S. 46. 

§. 144. Mit Zncbtbaus bis zu zwanzig Jahren wird bestraft: 

1) wer an einer Person des einen oder des anderen Geschlechtes mit 
Gewalt eine auf Befriedigung des G^chlechtstriebes gerichtete un- 
züchtige Handlung yerfibt, oder sie durch Drohungen mit gegen« 
w&rtiger Gefahr fKr Leib oder Leben zur Duldung einer solchen 
«MtcMgen Huidlong zwingt; 

2) wer eine in einem willenlosen oder bewusstlosen Zustande befind- 
liche Person an einer auf Befriedigung des Geschlechtstriebes ge- 
richteten unzüchtigen Handlung missbraucht; 

3) wer mit Personen unter vierzehn Jahren uozüchtige Handlungen 
Tomimmty oder dieselben zur Yerübung oder Duldung unzüchtiger 
Handlungen yerleitet 

Ist der Tod der Person, gegen welche das Verbrechen yerübt wird, da- 
dnrdi yenursacht w(Mrden| so tritt lebenslängliche Zuchthansstrafe ein. 

Die Feststellung der verübten Nothzucht ist nur knrz nach der 
That mit einiger Sicherheit möglich, wenn Yerletznngen an den 
weiblichen Qeschlechtstheilen yorgefonden werden, welche ans anderen 
Uraachen nicht herrühren können. Die Anwesenheit Ton Sperma 
steigert die Wahrscheinlichkeit bis zur Gewissheit. 

h) Untersuchung der Gesundheit in Bezug auf Vollstreckung 
oder Aussetzung der HafL ($$. 261 und 432 der Eriminalordnung und 
Hinisterialyerfügung vom 3. Februar 1853 und 11. Februar 1856, 
Casper, Handb. L S. 53 u. iL). 

c) Yerheimlichung der Schwangerschaft und Geburt ist nicht 
sinfbar, dagegen die Beiseiteschaffung der Leiche eines unehelichen 
Kindes durch die Mutter. ($.186 des Strafgesetzb.) : 

§• 186. Wer ohne Yorwissen der Behörde einen Leichnam beerdigt 
^ bei Seite sehafi^ wird mit Gtoldbusse bis zu zweihundert Thalem oder 
^ GeOUigniss bis zu sechs Monaten bestraft. 

Die Strafe ist Geftngniss bis zu zwei Jahren , wenn eine Mutter den 
l^oam ihres unehelichen neugeborenen Sandes ohne Yorwissen der Be- 
^de beerdigt oder bei Seite schafft. 

Dagegen sind hier zu beachten die $$. 180 und 183 des Straf- 
gesetzbuches der fahrlässigen Tödtung, oder der Beiseiteschaffung 
des kindlichen Leichnams. Casper 1. c. I. 201 ff. '* 

{• 180 B« oben. 

i 183. Wer ein Kind unter sieben Jahren oder eine wegen Gebreoh- 
*^eit oder Krankheit hülflose Person aussetzt, oder ein solches Kind oder 
ciiie solche Ppnon, wenn sie unter seiner Obhut stehen, in hülf loser Lage 
^^inteUdi Twrliasty wird mit GefiUigniss nicht unter drei Monaten bestraft. 
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lat in Folge der Handlung der Tod der ansgesetzien oder verlassenen 
Person eingetreten, so trifi^ den Schuldigen Zuchthaus bis zu sehn Jahren. 

Ist die Handlung mit dem Vorsätze zu tödten verübt, so kommen die 
Strafen des Mordes oder Kindesmordes, oder des Versuches dieser Ver- 
brechen zur Anwendung. 

In Betreff der Yaterschafb unehelicher Kinder gilt das Gesetz 
vom 24. April 1854: 

§. 15. Als Erzeuger eines unehelichen Kindes ist Derjenige anzusehen, 
welcher mit der Mutter innerhalb des Zeitraums vom zweihundertfiLnfund- 
aditzigsten bis zum zweihundertzehnten Tage vor deren Entbindung den Bei- 
schlaf vollzogen hat ' 

Auch bei einer kürzeren Zwischenzeit ist diese Annahme begründet, 
wenn die Beschaffenheit der Frucht nach dem Urtheile der Sachverständigen 
mit der Zeit des Beischlafes übereinstimmt. 

Bei ehelichen Kindern treten die Bestimmungen des Allgem. 
Landr. Th.n Tit 2 in Kraft: 

§. l. Die Gesetze gründen die Vermuthung, dass Kinder, die w&hrend 
einer Ehe erzeugt und geboren werden, von dem Manne erzeugt sind. 

§. 2. Gegen diese gesetzliche Vermuthung soll der Mann nur alsdann 
gehört werden, wenn er überzeugend .nachweisen kann, dass er der Frau 
in dem Zeiträume vom 302. bis zum 210* Tage vor der Geburt des Kindes 
nicht ehelich beigewohnt habe. 

§. 3. Befindet er sich dabei in einem Zeugungsunvermögen » so muss 
er nachweisen, dass dergleichen völliges Unvermögen während dieses ganzen 
Zeitraumes bei ihm obgewaltet habe. 

§. 19. Ein Sjnd, welches bis zum 302. Tage nach dem Tode des Ehe- 
mannes geboren worden, wird ftbr das eheliche Kind desselben geachtet 

§. 21, Ergiebt sich jedoch aus der Beschaffenheit eines zu frühzeitig 
geborenen Kindes, dass nach dem ordentlichen Laufe der Natur der Zeit- 
punkt seiner Erzeugung nicht mehr in das Leben des Ehemanns treffe, un& 
kann zugleich die Wittwe eines nach seinem Tode mit andern Mannsper--^ 
sonen gepflogenen verdächtigen Umgangs überführt werden, so ist das Kinc 
für ein uneheliches zu achten. 

§. 22. Hat die Wittwe wider die Vorschrift der Gesetze (§. 20) zu 
geheiraihet, dergestalt, dass gezweifelt werden kann, ob das nsbch der andsp" 
weitigen Trauung geborene Kind in dieser Ehe erzeugt worden, so ist axM^ 
den gewöhnlichen Zeitpunkt, nämlich den 270aten Tag vor der Geburt, fiftd^ — 
sieht zu nehmen. 

§. 26. Nach dem Tode eines Ehemannes können die Erben von 
Wittwe Erklärung fordern, ob sie sich für schwanger halte. 

§. 27. Behauptet oder vermuthet die Wittwe eine Schwangerschaft, fr' 
können die Erben verlangen, dass auf ihre Kosten der Wittwe eine 
ständig^ Gesellschafterin zugeordnet werde. 

§. 28. Bleibt nach Ablauf von fünf Monaten seit des Mannes Tod^^> 
die Wittwe bei der Angabe ihrer Schwangerschaft, so muss sie, auf Ye^^ 
langen der Erben, Untersuchung durch eine Hebamme gestatten. 

§. 29* Ein Gleiches muss geschehen, sobald die Wittwe eine anftn^" 
lieh nicht bemerkte noch vermutete Schwangerschaft angiebt 

§. 30. Findet in beiden Fällen die Hebamme kein Zeichen einer 
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bandenen Schwangerschaft, und die Wittwe beharret dennoch bei ihrer Be- 
hauptung, 80 mu8s die Beobachtung durch die Gesellschafterin bis zum Ver- 
laufe des gesetsm&ssigen Termins festgesetst, auch die Untersuchung durdi 
die Hebamme von Zeit su Zeit wiederholt werden. 

{• 3U Selbst wenn di^ Wirklichkeit der Schwangerschaft ausgcmittelfc 
ist, steht es den Erben frei, die Aufsicht durch die Gesellschafterin bis cur 
Entbindung oder bis zum Ablauf des gesetsm&ssigen Termins foitsetzen aa 
laasen. 

§. 32. Ausserdem können sie yerlangen, dass eine ron dem Gerichte 
auf ihre Kosten zu bestellende ehrbare Matrone bei der Entbindung zu- 
gegen sei. 

§. 33. Sowohf diese Matrone als die nach {. 27 zu bestellende G^ 
sellschafterin mtlssen unbescholtene, yertragsame Personen sein, die mit der 
Wittwe nicht in Feindschaft und Widerwillen leben. 

%. 34. Auch müssen dazu solche Personen gewählt werden, denen 
keiner Ton beiden Theilen Ausstell «ngen, die einen Zeugen yerwerflich oder 
Terd&chtig machen, entgegensetzen kann. 

§. 35. Ihre wirkliche Yereidung aber ist erst alsdann nothwendig, wenn 
na über Thatsachen, die während der Schwangerschaft oder bei der Ent- 
bindung Torgefibllen sind, Zeugniss ablegen sollen. 

§. 36. Die Hebamme sowohl als die Gesellschafterin, ingleichen die 
Hausgenossen der Wittwe mQssen, wenn die Entbindung herannahet, daftir 
soigen, dasa die Tom Gerichte bestellte Matrone in Zeiten herbeigerufen werde. 
{. 37. Daraus, dass die Entbindung in Abwesenheit dieser Matrone 
erfolgt ist, entsteht zwar einiger Verdacht gegen die Rechtmässigkeit dea 
Kindes. 

§. 38. Doch ist derselbe für sich allein und wenn nicht andere, den 
Beweia eines rorgeftdlenen Betruges begründende Umstände hinzutreten, 
noch nicht zureichend, die ftlr das Kind streitende gesetzliche Vermuthung 
witiiheben. 

f. 39. Eine Wittwe aber, welche gegen obstehende gesetzliche Vor- 
idirifteny ihre Schwangerschaft oder Niederkunft aus Vorsatz verheimlicht 
Ittt, soll nm den vierten Theil alles dessen, was sie aus dem Nachlasse dea 
Maines erbt, zum Vortheile der Verwandten desselben bestraft werden. 

§. 40. Wird eine Ehe durch richterlichen Ausspruch getrennt, so hat 
^ nachgeborene Kind die Bechte eines ehelichen, wenn es bis zum drei- 
lumdert und zweiten Tage nach rechtskräftig erkannter Scheidung zur Welt 
gekommen ist. 

{. 4L Will der geschiedene Mann das Kind nicht ftlr das seinige er- 
kennen, so findet alles das Anwendung, was §. 2 bis 18 verordnet ist. 

{. 42. Auch steht dem Manne frei, die den Erben (§. 26 £) naehge- 
Isieene Sicherfaeitsmassregeln vorzukehren. 

{. 43. Eine Frau, welche schon vor der Scheidung von dem Manne 
^^[esondert gelebt hat, muss, sobald sie nach dieser Absonderung eine 
^Waogerschaft verspürt, dem Manne davon sofort gerichtliche Anzeige 
■wehen. 

{. 44. Alsdann ist der Mann auf eben diese Sicherheitsmassregeln an- 
'^itrü^en berechtigt. 

f. 45. Die Unterlassung dieser Anzeige ist zwar für sich allein noch 

laicht hinreichei^, dem Kinde die Hechte der ehelichen Geburt zu entziehen. 

§. 46. Die Mutter aber, welche die Anzeige unterlassen hat, kann durch 

^n Bolches Kind niemals irgend einige Hechte oder Vortheile aus dem Ver> 

^i^^^gen des geschiedenen Mannes erlangen. 

4 
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|. 49. Hat deaaon ungeachtet die Frau daa Kind nntersoUagSn, 80 soll 
sie ala eine BetrDgeria palnlich beatraft nerdea. 

d) Gemüthszuetaads-Untersuchungen (Allg. Landreoht Th.lTitS 
SS. 3. 14. 24. 25. 27. 28, Strafgesetzbuch §§. 40—44, Casper L C. I 
S. 388 ff. oiid Circularverfiigung vom 14. November 1841): 

|. S7. Baaeade und Wafanainnige heisaen dicjcnigeii, welche de> 
Gebrauclis ihrer Sinne rollsülDdig beraubt Bind. 

g. 28. MenacheD, «eichen dui VcrmCgen, die Folgen ihrer Handlungen 
lu DberJegen, mangelt, nerdon BlSdainnige genannt. 

g. 40 d. St, Q. ß. Ein Verbrechen oder Vergehen iat nicht Torhanden, 
wenn der Tbiter zur Zeit der That nalmainnig oder blödsinnig, oder die 
freie Willenebestimninng dnrch Gewalt oder Drehungen BuageachioBBen war. 

Die gerichtsSratliehen Untersuchangen nnd Begutaihtungen zweifelhafter 
Gemülhaiusiande werden in Folge der Reviaionen nnd der darauf erlaeBBOen 
Anordnungen zwar Jetzt im Allgemeinen mehr, ala früher von den dabei a 
gezogenen Aer^ten mit der erGirderlichen Sorgfalt und Sactkenntniss in 

Sefilhrt; ea kommen indeas noeh fortwährend und nicht selten Fälle Tor, 
enen dieae Untorauehungen dürftig und ungenügend befunden wird. Diaaa 
Man gelb nfligkeit beruht haupta&chlich darin, daas ea den Aeraten in d< 
Ex pl oratio natcrmin an der Zeit und Muase fehlt, welche zur ruhigen u 
gründlichen Untersuchung und Begutachtung dea Oemülbszualandea dea ihnen 
häufig gaas unbekannten Lnploraten erforderlich Iat. Um zu bewirken, i 
die ärztliche Untersuchung und Begutachtung brankhafler GeuiüihaEUatlnda 
in den deahalb anhängig gemachten Prozeaaen künftig mit mfiglichster Um- 
aicht und OrQndlichkeit erfolge, setse ich hierdurch nach «orgängiger Eom' 
mnnikation mit dem Ilenii Juatisministcr und im EluTeraländniaa mit ' 
■elben Folgendes fest: 

1) Die Sachveraländigen haben von dem Gemüthazustande der auf Be- 
qoEsitian der Gerichtsbehörden eu explorirenden Peraoaen vor dem zn dleaein 
IJehufe anberaumten Termin durch Beaucho Jes Implorateti, ao wie durch 
BQckaprache mit den AogehSrigen nnd dem Ante desselben aich i 

2) In dem Eiplorationatermin haben die Aerzte von Ihrem Standpunkte 
ala Sacbteratändigo aus. auf Grund und mit Benutzung der Besullnte ihcsr 
vor^ngigen Information, den Befund dea körperlichen Zualaadea, dea Habi- 
tos, Benehmens e:c. dea Imploraten, so wie daa mit domaelben Kur Erftr- 
schang dea OemQthstuatandes geführte Eolloquium noch Fragen nnd An^ 
Worten speziell und vollatändig £U Protokoll zu geben und ihr Torllufigat 
Gutachten über den Gemüthaiu stand dea Imploraten nach der im Allgemeinen 
Landrecht bestehenden Terminologie und Begriffsbestimmung beizafQgCDi 
wobei es ihnen unbenommen bleibt, gleichzeitig den Erankheitaznatand ii 
Kinne der Wissenschaft zu beseichnen. 

Die Protokolle Ober Gern üthssu Stands -Untersuch ungcn haben in geHchtl 
arttlicher BeEiehung dieselbe Wichtigkeit und Bedeutang, wie die Obduk- 
tionsprotokolle, nAmlicIi: Tollsländige Ermilleliing, Dartegnng nnd Featatellntyi 
der Ergebnisse des Befundes als Grundlage fdr dna abiugobende GuMohlea. 
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um diese wlinBelieiiswerthe UebereinstiinBiiiDg mit den bei den Obdnktions- 
Terhandlnngen Iftngtt bestehenden gesetiliehen Bestinmiang^n noch sn yer- 
ToUstftndigmi, hahea die S«chYerat&ndigen 

3) in der Regel, TOn welcher eme Ausnahme nur in den am Schlüsse 
dieser Yerdkgung erw&hnten F&llen gestattet ist, nach dem Tennin ein be- 
sonderes nnd motirirtes Gutachten der Gerichtsbehörde einsureichen und in 
demselben mit Zagmndlegung der Ergebnisse der voig&ngigen Information, 
der Torhandenen Akten und der protokollarischen Yerhandlung in termino, 
so wie unter Berficksichtigung der CirculanrerfliguDg Yom 9. April 1838» 
eine Tollst&ndige Geschichtsers&hlung (Relation) su geben, femer durch Ver- 
gleiciinng nnd Sjritik der darin mitgetheilten Krankheitserscheinungen, Be- 
weismittel und Thatsachen den Torliegenden Fall einer medisinisch-tech- 
niscben Beurtheilnng su unterwerfen und somit endlich ihr vorl&ufig im 
Termin abgegebenes Gutachten oder das etwa daron Abweichende nach bester 
Kunst nnd Wissenschaft su begrQnden. 

Das Königliche Justizministerium wird rorstehende Bestimmungen zur 
Kenntniss der Gerichtsbehörden bringen und letztere zugleich anweisen, 

a) die als SachTerständige Torgeschlagenen promoyirten Aerzte zeitig 
genug Tor dem anberaumten Termin von der Requisition zu be- 
nachrichtigen, damit dieselben sich schon rorher Yon dem Zustande 
des Ezploranden informiren können und 

b) durch den Gerichtsdeputirten Behufs der Kontrolirung der Aerzte 
im Protokoll rermerken zu lassen, ob von Seiten derselben die 
Torg&ngiffe . Information geschehen sei oder nicht. 

Da es einerseits billig ist, dass den Aerzten ftir einen g^sseren Auf- 
wand von Zeit und Mfihe bei diesem Geschäfte eine angemessene Entschädigung 
zu Tbeil werde, andrerseits aber auch erforderlich ist, die in der "Segel 
schon bedeutenden, bei der Zuziehung auswärtiger Aerzte besonders steigen- 
den Kosten nicht in einem unverhältnissmässigen Grade zu vermehren und 
dadurch entweder die Parteien oder die Staatskassen zu sehr zu belästigen, 
10 hat der Herr Justizminister angeordnet, 

o) dass niemals für mehr als drei vor dem Explorationstermin ge- 
machte Besuche bei dem Provokaten die taxmässigen GebOhren 
zugebillifft werden, und 
d) dass auoi die Gebfihren ftir das nach dem Termin abzugebende 
besondere und motivirte Gutachten dann wegfallen, wenn das Er- 
gebniss der Untersuchung im Termin ein ganz zweifelloses ge- 
wesen ist nnd der Arzt deshalb sogleich ein definitives ürtheil zu 
Protokoll aussprechen konnte. 
Von den als Sachverständige zugezogenen Aerzten wird erwartet, dass 
ne vor dem Termin nur die zu ihrer gehörigen Information unerlässlichen 
Besuche machen und sich, wenn möglich, besonders bei auswärtigen oder 
voTennögenden Exploranden zu diesem Behuf auf einen einzigen Besuch 
Wbränken werden. 

Dagegen mag es den Aerzten im Einverständniss mit dem Gerichts- 
t^utirten tkberlassen bleiben, in denjenigen Fällen von einfachem Blödsinn 
o^er Wahnsinn,, in welchen das Ergebniss der Exploration unzweifelhaft ist, 
statt des nach dem Tennin einzureichenden besonderen und motivirten Gut- 
Mlitens, ein solches sofort in Geroässheit der vorstehend gestellten Anfor- 
benagen zu Protokoll zu geben. 

hie Königliche Regierung hat diese Yerftlgung durch das Amtsblatt 
md auf sonst geeignetem Wege zur Kenntniss der Physiker und Aerzte zu 
kringen. 
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e) üeber Dispositionsfahigkeit insbesondere (Allg. Landr. Th. L 
Tii 1 SS- 27. 28. 29, Th.I Tit. 4 S- 23, Th. I Tit. 18 SS- 12. 13. 
341. 342—349 incl. und SS- 815—820 incl. Allg. Gerichtsordnung 
Tit. 18 SS. 1—8 Anhang S- 285): 

Zu der Ernennung des zweiten Sachverständigen muss die zu- 
nächst vorgesetzte Behörde requirirt werden. Ueber.das hierbei zu 
beobachtende Verfahren ist mit Bezug auf ein älteres Beskript vom 
9. April 1838 die Verfiagung vom 14. November 1841 zu beachten. 

Die Untersuchung ist im Kriminalprozess eine andere als im 
Civilprozess. Denn während im ersteren nur durch ein Gutachten 
festzustellen ist, ob der Angeklagte zurechnungsfähig ist oder 
nicht, muss im letzteren das Verfahren durch ein förmliches Er- 
kenntniss beendet werden; handelt es sich (cf. S* 40 des Straf- 
gesetzbuchs) sowohl darum, ob der Angeklagte wahnsinnig oder 
blödsinnig, sondern auch, ob die freie Selbstbestimmung durch 
Gewalt oder Drohungen ausgeschlossen war, oder nach S- 42, ob die 
That durch Nothwehr geboten war. Das Ober-Tribunal hat unterm 
7. April 1854 hierher bezügliche Belehrungen ergehen lassen. 

Die Wissenschaft berücksichtigt ferner nicht blos Wahnsinn und 
Blödsinn, sondern alle körperlichen und geistigen Zustand^, welche 
die Unzurechnungsfähigkeit begründen können, also Affecte und 
Leidenschaften, Trunkenheit, Epilepsie, Schwangerschaft, Wochen- 
bett, Geburt, fieberhafte Krankheiten. 

Griesinger lehrt über Greisteskrankheiten Folgendes: 

In Civilsachen handelt es sich um die Frage von Disposi- 
tionsfähigkeit, z. B. bei Aufnahme von Verträgen, Gültigkeit 
von Testamenten u. s. w. In Kriminalsachen um Zurechnungs- 
fähigkeit, und zwar ob zur Zeit einer begangenen That, oder zur 
Zeit der schwebenden Untersuchung. Es gehören femer hierher 
Gemüthszustands-Untersuchungen und überhaupt die Frage 
der Blödsinnigkeits-Erklärung insbesondere. 

Der Ausspruch des Arztes geht schliesslich immer dahin: 
ob Wahnsinn oder Blödsinn. 

Hierzu kann ihn nur Erfahrung und Wissenschaft befähigen, 
und Letzteres stellt sich nach Griesinger, wie folgt: 

Der Sitz aller Geisteskrankheiten ist das Gehirn, weil der freie 
Wille nur vom Gehirn ausgeht, denn dies besteht aus Nervenmassen, 
welche einerseits die sensitiven ßückenmarksstränge, als auch die 
centralen Ausbreitungen der höheren Sinnesorgane in sich auf- 
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Yiehmen. Alle EindrQcke sammeln sich und werden parcipirt vom 
OehinL Man sieht dies bei den yerschiedenen Thiergattangen, wo 
die physische Thätigkeit sich desto mehr entwickelt, je entwickelter 
das grosse Gehirn ist, und dasselbe beobachtet man in den verschie- 
denen iBntwickelnngen der Lebensalter beim Menschen. 

Einen weiteren Beweis liefern die Leichenöffonngen bei Irren. 
Man mnss daher bei Geisteskrankheit entschieden von Krankheit 
der Seele reden, weim anch nicht gerade die Seele selbst, sondern der 
Sitz derselben, das Gehirn erkrankt. Daraus folgt aber noch nicht, 
dass alle Gehirnkrankheiten auch Geisteskrankheiten sind, 
fiondem nur diejenigen, in welchen anomale Störungen im Vor- 
stellen und Wollen deutlich beobachtet werden. 

Anatomie. Die graue Substanz ist es besonders, welche in 
direkter Verbindung mit den hinteren Nervensträngen steht, ihr 
Bau ist ein geschichteter, und diese Schichten zeigen bei Irren Des- 
organisationen. Die weisse Substanz besteht aus hellen Primitiv- 
fasern und geht mitten in die Bäckenmarkstränge über. An dem 
Schädel Irrer findet man oft Schiefheiten, Einwölbungen, Erhöhungen, 
die Dicke und Textur verschieden, Verwachsungen der Nähte, Osre'o- 
phyten, Knochenvorsprünge, die Venen und Arterien verengt oder er- 
weitert, die sinus gefQllt, das Blut verschieden. Die Hirnhäute sind 
getrübt, lassen sich schwer abtrennen. Die Wandungen sind un- 
eben, höckerig, atrophisch. Die graue Substanz verschwimmt mit 
der Weissen, anch findet man partielle Härten oder Erweichungen 
in der Himsubstanz. 

Die Störungen des Geistes zeigen sich: 

1) Als Gemüthsanomalien. Dies ist der Anfang: Unauf- 
gelegtheit, Missbehagen, Angst, verminderte Energie. 

^) Anomalie des Denkens: besonders zu grosse Langsamkeit 

3) Falscher Inhalt der Gedanken: Wahnideen, fixe Ideen, 
mit Unrecht genannt. 

4) Anomalie des Wollens, von der Willenlosigkeit bis 
znr Schrankenlosen Willkür, krankhafte Triebe, die Sucht, Unheil 
zn stiften. 

5) Anomalie des Gemeingefühls. Die meisten Geistes- 
kranken wollen nicht krank sein, und täuschen sich stets über ihren 
Zustand, als ob sie in der Luft sind, als ob sie von Glas seien n.s.w«, 
ab ob ihnen Eörpertheile fehlen, als ob sie in Thiere verwandelt 
worden sind. 
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6) Anaesthesien aller Art gegen Kälte, Wärmen Schmerzen^ 
freudige oder traurige Ereignisse. 

Am Wichtigsten sind dieHallucinationen und Illusionen. 

Erstere sind subjektive Sinnesbilder, haben aber eine Richtung 
nach aussen, letztere sind falsche Deutungen, äussere Objekte, Täu- 
schungen, wenn man Dinge zu sehen glaubt, die nicht vor- 
handen sind. 

Hallucinationen kommen in aUen Sinnen vor, bald in ein- 
zelnen, bald in mehreren vereint Der Kranke glaubt dies oder jenes 
nicht blos zu sehen, zu hören, zu fahlen u. s. w., sondern dies ist 
wirklich der FaU. Darum reichen aber Hallucinationen allein noch nicht 
aus, Geisteskrankheiten zu konstatiren, denn sie kommen auch bei 
Gesunden vor, hierzu sind noch eingebildete Wahnvorstel- 
lungen erforderlich, und es muss zugleich eine Verstimmung 
vorhanden sein, in der die Kranken selbst Hallucinationen für wahr 
halten. Im Anfange quälen und belästigen sie sogar den Kranken 
selbst, später werden sie dagegen gleichgültig und selbst^ wenn sie 
geheilt werden, bleibt davon noch immer etwas zurück. Sie 
k«vunen vor: 

1) Bei örtlichen Krankheiten der betreffenden Sinnesorgane. 

2) Bei tiefen Erschöpfungszuständen. 

3) Bei krankhaften Effekten. 

4) Aeussere Buhe und Stille begünstigen sie. 

5) Einige toxische Substanzen, z. B. Cannabis, Strammonium, 
Belladonna können sie hervorrufen. 

Diagnostik der Geisteskrankheiten. 

1) Veränderung seiner Stimmung der Gefühle, Neigungen, 
Gewohnheiten der Willensrichtung, der Urtheile, kurz, er ist nicht 
mehr derselbe, er ist sich und anderen verändert; man 
muss also sein früheres Wesen kennen. 

2) Klar wird die Diagnose, wenn diese Veränderung unter Um- 
ständen eintritt, welche erfahrungsmässige Ursachen des Irrsinns 
sein können, z. B. Haereditarverhältnisse, Kopfverletzungen, Trunk- 
sucht, Epilepsie, Sorge, Kunmier, Schrecken. ^ 

3) Entspricht das Gesammtbild dem Bilde eines der be- 
kannten Hauptformen des Irrsinns, so ist an der Diagnose nicht zn 
zweifeln. 
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4) Symptome körperlicher Erkrankung (Pols, Yerdauungy Se- 
kretion) n. 8. w. können zwar zur Feststellung der Geisteskrankheiten 
an sich nicht gebraucht werden, aber es ist stets wichtig, festzu- 
^tellen, ob dies der Fall ist und sind zu gl eich psychische Störungen 
Torhanden, so ist die höchste Wahrscheinlichkeit eines solchen Zu- 
«tandes vorhanden. Man muss jedoch nie vergessen, dass der Irr- 
sinn stets auf einer Gehirnaffection beruht, und darum haben 
nur solche Erscheinungen einen hohen Werth, die sich darauf zurück- 
führen lassen, alsoHallucinationen, Schwindel, Kopfschmerz^ 
Schlaflosigkeit, Krämpfe, Lähmungen. 

5) Mienen, Gebehrden, Beden, Handlungen sind sehr 
Tiichtig, wenn sie von der Gewohnheit difficiren, können jedoch simu- 
lirt werden. Niemals aber gelingt es dem Simulanten, bestimmte 
Formen und die Symptome bestimmter Geisteskrankheiten nach- 
zuahmen, sondern er vermischt immer eine mit der anderen, über- 
treibt, giebt statt Hallucinationen Absurditäten, als ob er nicht mehr 
zählen, lesen und schreiben könne, seinen Namen nicht wüsste u.s. w. 
Dabei ist er immer vorsichtig, spricht oder verschweigt, was 
ihm nützen oder schaden kann. Es fehlen die Krankheits- 
Symptome vom Gehirn, er liebt besonders die Buhe. Blödsinn ist 
noch immer leichter zu simuliren als Manie. 

6) Bei allen dem ist das Dilemna, entweder geisteskrank 
oder gesund, oft schwer zu lösen. Es giebt Mittelzustände schon 
im körperlichen Zustande, wie viel mehr im geistigen, wo noch so 
Vieles dunkel ist. 

Nach den Akten allein sollte man nie ein solches Gutachten 
abgeben, immer nur nach persönlicher Untersuchung der In- 
dividuen. 

Die ürsaehen des Irrsinns. 

Disposition zu psychischen Krankheiten. 

A. Allgemeine PnediBposition. 

1) Die Nationalität Hier ist nichts bestimmtes festzustellen, 
ol>gleich man sich zu mancherlei Annahmen berechtigt glaubte. 

2) Das Geschlecht Es erkranken Männer mehr als Frauen, 
Hagestolze mehr als Verehelichte. . 

3) Das Lebensalter. Keins derselben gewährt Lnmunität, 
häufiger sind im Kindesalter Blödsinn, Idiotismus, CretimsmuSi Haert- 
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ditaty ferner i^ch Kopfverletzungen, Onanie, Typhus. Die meisten 
erkranken zwischen dem 25. — 50. Jahre (männliches Geschlecht 
im 20.— 30., Frauen im 30.— 40. Jahre.) 

4) Standesunterschiede. In den hesseren Ständen mehr 
lals in den ärmeren, ist die allgemeine Annahme wegen der grösseren 
Excitation, bei den Aermeren aus Elend, Trunksucht, geringerer Bil- 
dung. Bettler, Prostituirte, letztere in England ganz he- 
sonders, werden am häufigsten geisteskrank. 

5) Gefangenschaft verursacht sehr ofb Irrsinn, besonders 
die Einzelhaft 

5) Jahreszeiten. DerEinfluss des Mondes auf Yerschlinmie- 
Tung ist nicht zu leugnen. 

B. Indiyiduelle Praedisposition. 

1) Erblichkeit ist der wichtigste Moment von allen Ursachen 
der Geisteskrankheiten. 

2) Erziehung. Die Richtung derselben in den ersten Jahren 
ist ofk entscheidend für das ganze Leben. Nachahmung verkehrter 
Anschauungen der Eltern und Erzieher, Leidenschaften, Neigungen, 
zu grosse geistige Anstrengungen, wodurch die körperliche Ent- 
wickelung gehemmt wird, gehören namentlich hierher. 

3) Psychische und körperliche Konstitution, leichte Gemüths- 
erregung, rascher Wechsel der Empfindungen. 

Am häufigsten wii^ken die psychischen Ursachen und zwar 
Leidenschaften und Affekte, besonders: Yerdruss, Kummer, Wider- 
wärtigkeiten und dann fehlen selten als: 

C. Gemischte Ursachen. 

1) Trunksucht, dessen höchste Form das Delirium tremens. 

2) Ein Leben Toll Unruhe, Stnrm, Unordnung, Liederlichkeit, 
Elend und Entbehrungen. 

3) Sexuelle Excesse, Onanie. 

D. SomatiBche Ursachen. 

1) Entstehen durch andere Nervenkrankheiten, Epilepsie, 
spoplektische Heerde, schwere Kopfverletzungen, peripherische 
Nervenverletzungen, Hysterie und Hypochondrie. 

2) Akute, fieberhafte Krankheiten, Typhus, Intermittens, Cholera, 
Ikanfheme, Füeumonie, akuter BhermiatismuB. 




Anaemie, Sy- 
Erankbetten des Unter- 

4) SeCTalentwickelHngeii, wie Chorea, Epilepsie, SomiiambnliamuH, 
ßAwennuth. Die Abstinenz hat selton Irrsinn znr Folge, und dann 
nur im idellen Gewand, selten in un verhüllter Weise. Sie äussert 
Hch bei Männern als polbtio diuma mit hypochondrischen Zu- 
ständen. Die Menstruation Übt grossen Eiaflnss auf Tobsncht, 
Kwohl bei Hypertrophie ala bei Anaemie. Am häufigsten kommen 

. BMning'en erst während der Geisteskrankheit vor und dann sind 
wlhrend des Eintritts derselben erhöhte Steigerung der Geistes- 
mände beobachtet worden. Die Schwangerschaft rnfl milde, 
mäseige, psychische Depressionszustäude hervor. Wichtiger Bind 
Geburt und Wochenbett Schon bei jeder Wehe können Wnth- 

I inabrficlie vorkommen, die die Tödtung des Kindes zur Folge haben 
Ifinnen, noch schlimmer ist das Puerperalfieber, wo sich 
Hjmpliomanie (Ausgelassenheit) zeigen kann. Die Lactation kann 
sct»ere Neurosen zur Polge haben, welche Formen des Irrsinns an- 

n letnaen können. 

[ Eintheiluug der psychischen Krankheiten. 

Man kann drei grosse Gruppen anriehmen: 
I) Solche, die aas AiTekten nnd aSoktartigen Zuständen her- 
»o^ehen: Die psychischen Depressionsznstände, Schwer- 
mntli und Melancholie: Hypochondrie, Melancholie, 
. Schwermuth mit Stumpfsinn, Schwermuth mit Zeretöningstriel), 
, Schwermuth mit anhaltender Wille nsaufregung. 
[ 2) Solche, welche ans falschem Handeln nnd Wollen her- 
I ribren, oder psychische Exaltationszustände: Tobsucht, 
I Wahnsinn. 

3) Die psychischen Schwächeznstände: partielle Ver- 
fücktheit (Nanenkrankheit) apathischer Blödsinn, Idio- 
liamus und Cretinismns. Schliesslich kommen noch allerlei 
Komplikationen des Irrsinns vor. 

I. I) Hypochondrie. Die mildeste Form, wo die Gemüths- 
topreasion aus einem körperlichen Krankheitsgefühl hervor- 
pht, wobei die falschen Ürtheile sich stets auf den eigenen 
iCrperlichen Zustand beziehen. BesorgnLss schwerer Erkrankung, 
Schwer mü thigke it, folieraisBonnante, Verwandlung der Stirn- 
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miing, allerlei schreckhafte Einbildangen von seinem Zustande. 
Solche Kranke lesen gern medizinische Bücher, beschäftigen sich 
mit Untersuchung und Erklärung ihres Zustandes, dabei sind sie 
muthlos, willenlos, bis sich auch die Intelligenz vermindert, 
indem sie fOr alles Andere gleichgültig werden und Alles auf diesen 
Zustand beziehen. Es fehlt auch hierbei nie an Krankheitserschei- 
nungen, eingebildeten und wirklichen, sowohl im Unterleib als im 
Kopf. Sie ist immer eine sekundäre Cerebro-spinal-Beizung aus 
Abdominalursachen. 

2) Melancholie, Anomalie der Selbstempfindung der 
Triebe und des Wollens. Nachdem hypochondrische Verstim- 
mungen vorangegangen, werden die Kranken vor Allem unangenehm- 
schmerzhaft affizirt und können sich über nichts freuen, Alles ist 
ihnen zuwider, sie sind reizbar, unzuMeden, fliehen die Menschen und 
suchen meistens die Einsamkeit. Anfangs fühlt der Kranke das Un- 
passende und Unglückliche seines Zustandes und sucht ihm zu ent- 
fliehen, denn er fühlt sich isolirt^ aber bald wird dies zu einer feindlichen 
Stellung gegen die Welt, gegen seine Mitmenschen, er kann nicht 
anders denken und handeln, er wird beherrscht von flüsteren Mächten, 
von einem unerklärten Etwas, er wird unthätig, vernachlässigt Alles, 
wird unfähig zu jeder geistigen und körperlichen Arbeit, er kann 
sich und Anderen von nichts Bechenschaft geben u. s. w. Kein Ge- 
danke beschäftigt ihn anhaltend, er wechselt und springt von einem 
zum andern, er quält sich selbst mit Wehklagen, Anklagen gegen 
sich selbst, sieht sich verfolgt, er neigt sich zu religöser Schwii- '^ 
merei, fühlt sich als argen Sünder, Alles mit dem Charakter dei -^ 
Duldens, des Verfolgten, des Selbstverlorenseins und er sieht die ^ 
schrecklichsten Dinge, ohne ihnen zu entgehen. Er möchte, aber 
er vermag seinen Zustand nicht zu erklären. 

Die Hallucinationen und Illusionen haben also hier den 
Charakter der schmerzlichen Gemüthsstimmung. Sie verweigern oft 
Nahrung, aus Fiurcht vergiftet zu werden. Man unterscheidet: 

1) Melancholia religosia, von dem die DaemonomaniOi^ 
das Besessensein, eine Abart bildet. 

2) Melancholia metamorphosis, der Wahn des Selbst- 
verlorenseins, oder der Wahn, in etwas Anderes verwandelt zq'i 

3) Heimweh. Alle Vorstellungen sind auf die Bückkehr 
der Heimath gerichtet. Mord, Brandstiftung sind oft eine Fi 
dieses Zustandes. 
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4) Sehwermuth mit Stumpfsinn: 

a) Mit negativer Aenssemng zerstörender Triebe gegen sich 
odef gegen Andere (Zerstörungstriebe, Mord, Fenerlust). 

b) Sehwermuth mit anhaltender Willensäusserung, dies bildet 
sehen den Uebergang zur Tobsucht 

i a nennen wir zuerst: 

a) Selbstmord. 

ß) Mofdmonomanie. 

r) Zerstörung lebloser Gegenstände, Pyromanie. 
Die Manie. Sie äussert sich^iarch Aufgeregtheit und Exal- 
iation des Wollen», eine Erhöhung der Selbstempfindung und des 
Selbstvertrauens, ein krankhaftes Aussersichsein, ein aus- 
schweifendes Wollen in der Bichtung bestimmter Wahn- 
vorstellungen und schliesslich als Tobsucht, Wahnsinn. 

"Oft gehen diese aus Melancholie hervor, indem sich täglich 
Angst und Schmerz steigern, indem sich plötzlich Zustände der Wutii 
iossem, raptus melancholicus, oder zeitweise Zustände derSelbst- 
bWhebung durchblicken, ein blind sich äussernder Trieb zu toben, 
KB lärmen und Unfug zu verrichten , dem sie nicht wiederstehen 
können. ^ 

i) Tobsucht, unter Veränderung der Stimmung, Sitten und 
3«wohnheiten, läuft der Kranke unruhig herum, in*s Freie, er wird 
vtelig gegen Jeden, gefrässig, und wenn er schon tobsüchtig war, 
10 warnt er selbst vor einem neuen Anfall; oft will er sich selbst 
)etiaben9 greift zu Spirituosen, er klagt über Kop&chmerz, unruhigen 
iddaf, dabei werden die Zöge meist eigenthümlich entstellt, be- 
loaders bemerkt man: 

a) Anomalien der Stimmung, der Triebe, des Wollens; 

b) Anomalien der Vorstellung; 

c) Anomalien der Sinnesthätigkeit und der Bewegung. 
Man kann die verschiedenen Fonnen der Manie theils nach den 

trieben und Neigungen (Nymphom. furor. poät.) bezeichnen oder 
och besonderen Anlässen und Zeiträumen, (Mania puepei, pota- 
omm IL s. w.) Das hat jedoch keinen wissenschaftlichen Werth. 

Eine besondere Qattung, die mania sine delirio, muss ge- 
hignet werden, weil man nicht sagen kann, dass gewaltthätige 
Ewdliiogen Tobsüchtiger nicht immer in verkehrten Vorstellungen 
Itgrindet seien. 

5) Wahnsinn ist stets ein Exaltationszustand, dessen Cha- 
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rakter sich in affirmatiT-expressiven Affekten mit anhal* 
tender Selbstüberschätzung und fixen Wahnvorstellungei 
darstellt. Das Centrum ist das gesteigerte Selbstgefühl, so- 
wohl in Bezug auf Anomalien der Triebe und des Willens, als 
der Vorstellungen der Sinnesthätigkeit, des Benehmens 
und der Bewegungen. 

Dieser Standpunkt muss unyerrückt festgehalten werden, wenn 
man Wahnsinn wissenschaftlich beurtheilen will. 

Die physische? Schwächezustände. 

1) Sie bilden kein primaeres, sondern ein konsensuelles Irrsein, 
und sind, wo sie nicht angeboren sind, Beste und Folgen der bis- 
her genannten akuten Znstande. 

2) Hier bilden nicht die psychischen Affekte die Grundlage, 
sondqp die Störungen der Intelligenz, ofb mit YolCstandigem Mangel 
von Affekten. 

3) Sie tragen alle den Charakter der Schwäche, Gedanken- 
losigkeit, Verlust des Gedächtnisses, Mang^ an Kombination 
bis zur Stumpfheit und völligen Verfall des geistigen Lebens. 
Es bilden sich hieraus 2 Gruppen: Verrücktheit und Blödsinn. 

a) Verrücktheit, sie kann eine partielle, so wie allgemeine 
sein, je nachdem sie sich in einzelnen fixen Vorstellungen 
äussert, was man Monomanie nennt, wo Hallucinationen 
stets vorhanden sind, oder wo allgemeine psychische Schwädie- 
zustände ohne auf&Ilendes Herrschen von Einzelwaht 
vorhanden sind. 

b) Der apathische Blödsinn ist der Ausgang aller 1)tt- 
herigen Formen, der äusserste Grad psychischer Ver- 
kommenheit, Verthiertheit. Gänzliche Abwesenliä 
von Bildern, Gedanken, Vorstellungen, Stumpfheit, üTulliitt 
der Intelligenz und des Willens; die senile GeistesschiTkto 
gehört ebenfalls hierher. 

4) Idiotismus, der allgemeine Charakter ist Schwäche ier 
Verstellung, während in den Gemüthsbewegungen noch einig* 
Begsamkeit denkbar ist, und er beruht immer auf GehirnanomallV 
mangelhafter Gehirnentwicklung, in der Kindheit bei Völ^ 
wahrloBung, Vernachlässigung, ungünstigen AussenverUB" 
nhsen auf Erblichkeit, oder vielmehr auf Krankheiten der EltenL 
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)ilepsie, Geisteskrankheit, Taubstnmmheity Heirathen in der 
erwandtschaft oder im halbreifen oder zu hohen Alter, bei un- 
eichen Jahren. Auch im Foetalleben kann ein Schreck der Mütter, 
unksncht hierzu den Grund legen. 

Der Idiotismus beginnt meist zwischen dem 3. und 5. Jahre 
ch bemerklich zu machen, theils akut, theils schleichend. 

Man hat endemische Ursachen als auch Stubenmiasma, ün- 
^inlichkeit, schlechte Luft als wirkende Ursachen aufgestellt Femer 
ehirnarmuth, auffallende Kleinheit des G ehirns, Microcephalus 
ei früher Verschliessung der Fontanellen und Verwachsung der Nähte, 
elbst Defekte einzelner Theile, namentlich des vorderen Lappens, 
ind ungleiche Grössenbildung beider Haemisphaeren. Zu dem häu- 
igsten Befunde gehören der chronischen Hydrocephalus und 
iUerband encephalitische anomale Prozesse, Wucherungen, Er- 
reichungen, atrophische Stellen, Hirnhypertrophie, ungewöhn- 
icher Beichthum an g r a u e r Substanz, Schädelanomalien allerlei 
\iif Verdünnung, Verdickung, offene Fontanellen, Ungleichheiten der 
i'ormnach Länge oder Breite, allzu schmaler, zu kurzer, schräger 
»der 8 ch i e f verengter Schädel, Spitzkopf, Verkürzung der S c h ä d e 1- 
)a8is. 

Anomalie der Vorstellung: es fehlt jede Produktion 
md Vorarbeitung von Vorstellungen, sie haben kein Bedürf- 
liss zu sprechen, oder können nicht sprechen, ohne dabei taub- 
itomm zu sein. 

Anomalien der Empfindung, Triebe und Wollen, Freuden 
jeiden und Schmerzen knüpfen sich an körperliche Gefühle oder sind 
rollständig unmotivirt. 

Ihre Gemüthsart hängt von den Aussenverhältnissen ab, bei 
piter Behandlung sind sie folgsam, bei harter Behandlung störrig, 
)ösartig. 

Eine besondere Art ist der endemische Idiotismus, Creti- 
lismns. Der Unterschied beruht nur auf einer quantitativen 
Sahl in dem Verhältniss zur Population, welche auf der soge- 
lannten cretinischen Missgestaltung, mit Krankheit der Schilddrüse 
)emhi 

Er kommt besonders in vielen Gegenden der Schweiz vor: Wallis, 
Sraabünden, Uri, Salzburg, Tyrol, Steiermark, auch in einigen Pyre- 
&engegenden, Auvergne, auch am Ehein in der Kähe von Strass- 
mg, in Württemberg und Baden. Ursachen sind: Feuchtigkeit des 
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Bodens und der Luft, Ueberschwemmungen, Magnesiagehalt de 
Bodens, dabei Yerwabrlosnng und Elend. 

Der Cretinismus hat sich da yermindert, wo man dorcl 
Begulirung der Flüsse, Austrocknen von Sümpfen, gute Nahrung unc 
Erziehung, die Yerhältnisse einer Gegend zu yerbessern suchte uno 
man hat gesunde Familien, die in solche Gegenden einwanderten, 
und dann Cretins zeugten. Auch Findelkinder, welche in solche 
Gegenden kamen, erlitten dasselbe Schicksal. 

Der Cretinentypus ist untersetzter gi-ober breiter Körperbau, 
voluminöser Kopf, breite Stumpfhase mit eingedrückter Nasenwurzel, 
alte grämliche Züge, Mtige, hypertrophische Haut, Kropf, Blick 
apathisch, torpide. 

Man findet auch sogenannte Halbcretinen, schwachköpfige, 
übelproprortionirte Individuen, Taubstumme, Stotternde, Schwerhörige, 
Schielende, bald der Eine mehr als der Andere, bald vermischt 

^Wichtige Komplikationen des Irrsinns. 

Die Paralyse. 

1) Körperliche Störungen. Zuerst wird die Zunge ge- 
lähmt, dann das Sprechen erschwert, der Gang verändert und 
erschwert, die Füsse schleppend wie bei einem Trunkenen, die Knie 
wollen einsinken, die Arme können die gewöhnliche Bewegung nicht 
verrichten, bis die Kranken sich gar nicht mehr aufrecht erhalten 
können. \ 

2) Psychische Störungen. Das Stad. melanch. wird selten 
vermisst Anfangs bemerkt man Erhebung der Persönlichkeit wi» 
beim Wahnsinn, also Grössenwahnsinn, die Kranken sind überan» 
geschäftig, laufen hin und her, kaufen unnützes ein, machen grossePläne, 
sind überspannt, so dass ihr Verhalten auffallt. Bald lassen sie sidi 
frei gehen, verschwenden, verschenken, erdichten dies und jenes, er- 
geben sich dem Trunk, werden indiskret, mit einem Worte, sie 
machen sich unmöglich. Bald tritt geistiger Schwäche zustand einr 
Gedächtnissschwäche , jeder Sinn für das Ernste, Schickliche 
schwindet, sie verunreinigen sich, hierzu gesellen sich ab und zu 
tobsüchtige Anfalle, in denen die ebengenannten Uebertriebenheiten 
noch fortdauern. In der letzten Periode gehen alle Ideen unter, 
es tritt völlige Abstumpfung und Verdummung ein, selbst die 
thierischen Instinkte, Verlangen nach Nahrung, erlöschen, die 
Kranken müssen wie Thiere gefüttert werden, 'wobei sie thierisch 
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«Ben. Die l^nt wird auffallend trocken, mit Abstossang des Epi- 
dennis, die Kraftken magern zuletzt ab, Brandstoff und itbscesse 
nigen sich an vielen Stellen des Körpers, sowie auch im Darm- 
hnfti. Die Meisten sterben an Pneunomie oder verunglücken auf 
irgend eine Art Diese Form kommt häufiger bei Männern als bei Frauen 
TOT, &st nie vor dem 20., in der Eegel gegen das 40. Jahr, am 
Unfigsten unter gebildeten Standen, wie beim Militär, bei Beamten, 
Banquiers, geistig aufgeregten Gelehrten, in südlichen Ländern häu- 
figer als im Norden. 

Die Dauer ist von einigen Monaten bis zu 3 Jahren; in Fa- 
niHen gehalten, leben sie länger, da ihre Verpflegung und Beauf- 
sichtigung sehr grosse Sorgfalt erfordert 

Vereinzelte Heilungsfalle sind wohl bekannt geworden, aber in 
in Mehrheit der Fälle endet die Paralyse tödtlich. 

In den Leichen findet man Blutergüsse in die Arachnoidea, wenn 
oft Kopfkongestionen vorgekommen waren. 

Eine andere wichtigere Komplikation ist die Epilepsie: 

Schon vor dem Anfalle kommen auffallende physische Störungen 
vor, Verwirrung, Unmeblung des Bewusstseins, Verstimmung, Aerger- 
lichkeit Ln Anfalle selbst hört jedes Bewusstsein auf und sie 
erinnern sich aus demselben keinerlei Vorgänge. Unmittelbar nach 
iem AnfELlle zeigen sie immer noch .die auffsdlendsten physischen 
KOnmgen. Endlich spricht er noch unzusammenhängend wie 
ein Blödsinniger, und die Intelligenz stellt sich erst nach 
aehreren Tagen ein. Oft folgen dann krampfhafte Paroxysmen von 
Tobsucht, mit so blinder Wuth und Wildheit, wie kaum bei 
fcm heftigsten Maniacis. In anderen Fällen verfallt er in tiefe Me- 
Uncholie. Alle diese Zustände bessern sich wohl allmählig nach 
nihigem Schlaf, oder sie gehen in stupide Zustände über. 

Bie pathologische Anatomie der psychischen Krankheiten. 

Das Gehirn. 

Der Schädel: anomale Bildungen wie schon oben angeführt 
In den Axterien: Atheromatose , Entartung und Ossifikation, 
lader Arachnoidea: Trübung, Verdickung, Hypertrophie, sehi 
^g auch Haemorhagie in dem Sack derselben. 

DiepiamaterundEindensubstanz:Hyperaemie,gleichmässig 

Drtensive Injektion der feinsten Gefasse, Varicositäten und anomale 
Schlänglung derselben. Aber auch der Gegensatz kommt vor: 
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Anaemie und Oedem der pia mater; ferner Yerwachsung der pia 
mater jf^t der Gehimoberfläche. 

Die Gehirnsubstanz: Hypertrophie iind.^kute Vertrocknung 
mit Anschwellung (kommt selten vor), häufiger Atrophie. Die gjri 
erscheinen dünn, ungleich gewunden, so dass sie höckrige Flachen 
bilden. Die Kindensubstanz zeigt Wucherung und diese führt zur Ver- 
härtung. Sehr oft beobachtet man Sei er ose und Himsubstanz. 

Die Ventrikel: Erweiterung derselben und viel wässeriger 
Inhalt (Hydroc. chron.), selten partielle Verwachsung derselben, oder 
Granulationen oder gar mit Kalksalzen inkrustirte Plättchen; auch 
Hytatiden hat man gefunden. 

Die Ohrblutge schwul st (Otheomatoma) wird häufig bei Irren 
gefunden, entsteht wohl meist aus traumatischen Ursachen, weil 
Irre sich selbst häufig am Ohr zerren, auch glauben manche Wärter 
sie am besten zu zähmen, wenn sie dieselben am Ohr zerren. Diese 
Ansicht erscheint richtiger zu sein als die, dass dies im Zusammen- 
hange mit Vorgängen im Schädel stehe. 

In den Lungen: Pneunomie, Lungenbrand, Tuberculose. 

1) Sehr viele Geisteskranke erliegen der croupoesen Pneumonie, 
namentlich paralytische Blödsinnige. In kalten Jahreszeiten erfolgt 
der Tod daran sehr schnell. Husten, Schmerzen, Auswurf sind da- 
bei selten, Dyspnoe häufiger, am sichersten wird die Diagnose durch 
die physikalischen Zeichen festgestellt. 

2) Die Lungengangrän. Man hält eine ziegeldunkle, brann- 
rothe, später cyanotische Färbung der Wangen für einen sicheren 
Vorboten. Weder Husten, Brustschmerz, noch Dyspnoe sind vor- 
handen, aber die Hauttemperatur ist sehr gesunken. Nahrungsverwei- 
gerung ist ein Hauptmoment der Entstehung, und es zeigt sich auch 
gewöhnlich an äusseren Theilen: Abmagerung, Oppression, grosse 
Schwäche, kühle Extremitäten, Schweisse, fahle Hautfarbe, issi 
ziegelrothen cyanotischen Wangen; sphaceloeser Geruch der sputa 
und des Athems und physikalische Zeichen des pleurit. Exsudats, der 
Lungenverdichtung, Pneumonothorax, Blutungen, äusserste Schwäch® 
und Tod. 

3) Tuberculose (Lungenpthysis). Hieran sterben nahe dei^ 
dritte Theil der Irren; sie entwickelt sich in der primären Fontif 
und es altemiren oft Symptome der Lungen- und Hirnentzündung, bi^ 
erstere entscheidend in den Vordergrund treten. 
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n. Abnormitäten im Herzen gehören im Ganzen zu dem 
seltenen Befunde bei Irren. 

in. In den ünterleibsorganen: Akuter Darmkatarrh, Ver- 
engerung des Dickdarms, veränderte Lage des Colon, Hypertrophie der 
Gangliennerven, fremde Körper (Kieselsteine) im Magen, peritoniti- 
8che Adhaesionen. 

IV. In den Geschlechtstheilen: Prolapsus, Hypertrophien, 
krebsige hydatitoese Degenerationen' an den männlichen und weib- 
lichen Geschlechtstheilen, zumal bei Delirien mit sexueller Aufregung. 
Von der Untersuchung an Leichen handelt das Strafgesetzbuch 
Tit XV SS- 175 — 186, die Kriminalordnung SS- 156—172. Allge- 
meine Verordnungen über das Verhalten bei Sektionen enthält die 
lünisterialverfügung vom 6. November 184J, von der in der Sectio 
forensis ausführlich die Kede sein soll. 

Zu gerichtlichen Leichenöffnungen sollen die Physiker einen 
Zollstab, ein ajustirtes Mensurirgefäss und eine ajustirte Waage mit 
10 Pfund Gewichten bereit halten. 

Auch Untersuchungen an Verbrechensobjekten gehören zu ihren 
Pflichten. 

Von Vergiftungen handelt S- 1 97 des Strafgesetzbuches und spe- 
liflll vom Verunreinigen öffentlicher Brunnen und Waaren, welche zum 
Terbrauch dienen, S- 344 des Strafgesetzbuches. Vom Feilhalten ver- 
dorbener Speisen und Getränke sagt der §. 345 des Strafgesetzbuches: 

{. 345. Nr. 5: Wer verfälschte oder verdorbene Getränke oder Esg- 
irtaren feilhält, wird mit Geldbusse bis zu fünfzig Thalern oder Gefängniss 
bia ni sechs Wochen bestraft. 

Bei der Handhabung der Marktpolizei bedarf es nur einiger 
whr einfacher Chemikalien, um sofort Untersuchungen anzustellen; 
diese sind etwa folgende: 1) Acetum concentratum, 2) Jodkalilösung, 
3) Ammoniak, 4) Solutio argenti nitr., 5) Acidum muriat, 6) Aqua 
hydrosulphurata, 7) Aqua calcariae, 8) Blutlaugensalz, 9) Ein Kupfer- 
^d Zinkstabchen und Filtrirpapier. Alles diess kann in einem Etui 
leremigt sein. 

Praktisch ist für spezielle Untersuchungen die Anleitung Schür- 
inayers und Duflos: 

1) Mit Milch bereitete Speisen und Getränke werden erwärmt 
^d mit etwas Essig versetzt, um sie klar und farblos zu machen. Die über 
dem käseartigen ^Niederschlage erscheinende klare Flüssigkeit wird nur durch 
die gewöhnlichen Beagentien untersacht. 
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3) Schwarzen Kaffee, Bier, rothen Wein, dunkle Wein- 
oder Fruchtsuppe versetzt man mit etwas Milch, dann mit koncentrirtem 
Essig und erwärmt das Gemenge, wodurch, wie Torhin angegeben, ein 
Niederschlag erfolgt. Hier muss aber nicht blos die überstehende klare 
Flüssigkeit, sondern auch das Eoagulum mit den Boagentien geprüft werden. 
Zu letzterm Behufe kocht man am besten das Eoagulum mit salzsäurehal- 
tigem Wasser aus und behandelt dann die so gewonnene Auflösung durch 
Beagentien. Die aber durch Essigzusatz erhaltene Flüssigkeit kann man 
theilweise mit Schwefelwasserstofl^wasser und Blutlaugensalz prüfen, indem 
man von dem ersten bis zum starken Vorherrschen des Geruchs, vom zwei- 
ten aber nur einige Tropfen zusetzt. Verhalten sich beide Reagentien in- 
different, so fehlt ein Metallgift entweder gänzlich, oder es können höchsten» 
nur geringe Spuren davon vorhanden sein. Hat dagegen BlutlaugensaU 
eine röthliche Trübung, und bald darauf eine ähnliche Fällung verursacht, 
so ist die Gegenwart von Kupfer fast unzweifelhaft und man wird sich mit 
Hülfe eines blanken Eisens leicht völlige Gewissheit verschaffen können. 
Ein orangerother Niederschlag durch Schwefelwasserstoff deutet auf Antimon, 
ein gelber auf Arsenik, ein schwarzer oder schwarzbrauner auf Quecksilber, 
Blei, Kupfer, Wismuth, ein weisser auf Zink. Unter diesen Umständen ist 
dann erst eine genauere chemische Prüfung zur sichern und bestimmten Aus- 
mittelung und Darstellung der Art der giftigen Substanz einzuleiten. (Das 
Verfahren sehe man bei Duflos im a. W. S. 1G5) — 

3) Ist die verdächtige Speise eine klare oder fast klare, z. B. Wasser- 
suppe, Fleischbrühe, eine farblose oder fast farblose Flüssigkeit, wie 
Limonade, weisser Wein, so wird sie, wenn etwas Fett oder feste 
Theile darin enthalten sind, auf ein vorher genässtes Filter gegossen, und 
das Filtrat mit Schwefelwasserstoff und Blutlaugensalz geprüft. 

4) Besitzt die verdächtige Speise eine breiige, mehr oder weniger feste 
Konsistenz, wie Kartoffeln, Mehlbrei, Pasteten, Wurst^ so muss 
man sie mit einer hinreichenden Menge Wassers verdünnen, sodann auf 
etwa ^ bis ^ Pfund der fraglichen Substanz 1 — 3 Loth reiner Salzsäure zu- 
setzen, und die Mischung in einer Schaale mit ächter Porzellanglasur unter 
fortdauerndem Umrühren mit einem Glasstabe, fa»t bis zur ursprünglicbea 
Konsistenz einkochen. Der Bückstand wird hierauf mit vielem Wasser ver- 
dünnt, und nach dem Erkalten filtrirt; das Filtrat wird darauf weiter chemisch 
geprüft. 

Der §. 167 der Kriminalordnung und §.15 des Reglements vom 
15. November 1858 schreiben das Nähere vor, wie bei Vergiftungen 
zu verfahren sei. 

Zur Ausführung solcher Untersuchungen requirirt das Gericht 
Sachverständige, resp. Apotheker.*) 

üeber die Kosten der gerichtsärztlichen Untersuchung ist im 
Allgemeinen die Medizinaltaxe vom 21. Juni 1815 maassgebend. 
Neuere Bestimmungen über derartige Untersuchungen von Blut- 
flecken sind folgende: Die Verfügung vom 9. November 1859 zu 
pos. 10 und 11 der Taxe, die Verfügung vom 3. November 1856 



*) Es ist mindestens mir zweifelhaft, ob der Gerichtsarzt zugezogeJ* 
irerden muss; jedenfalls wäre dies in Ordnung. 
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pos. 13 der Taxe. lieber verwendete Beageutien und Geräth- 
baften die Verfügung vom 24. April 1858 und 12. November 1859. 

n. Der Kreiswnndarzt. 

Derselbe muss im Besitz der staatsbürgerlichen Eechte sein, die 
.pprobation als Wundarzt erster Klasse haben, und durch eine be- 
(mdere Prüfung seine forensische Qualifikation nachgewiesen haben. 
Hese wird vor dem Medizinalkollegio abgelegt, §. 50. 51. 63. 64. 
ies Beglements vom 1. Deze^iber 1825. 

Die Oduktionen verrichtet er unter Anleitung oder richtiger ge- 
sagt, in gleichzeitiger Mitwirkung des Kreisphysikus. Er giebt mit ihm 
gÜchzeitig das summarische Gutachten ab, vertheidigt es mit und 
neben ihm im Audienztermine, unterzeichnet mit ihm den Obduktions- 
iMricht, und wenn er dissentirt, so ist er eben so berechtigt als ver- 
ffichtet, sein besonderes Gutachten abzugeben und mit Gründen zu 
Tertreten. 

Zur kurativen inneren Praxis ist er vollständig berechtigt und 
unterliegt in dieser Beziehung nicht den Beschränkungen, welche 
für Wundärzte erster Klasse bestehen. Er gehört in die achte Bang- 
Masse (Verf. vom 15. Sept. 1852) erhält die Bestallung vomMiniste- 
rio imd ist dem Physikus amtlich, aber nicht als Arzt, subordiniri 

Für die Anstellung ist §. 5. 6. der Verordnung vom 24. Januar 
1826 maassgebend, doch ist in neuerer Zeit auch die Anstellung pro 
phydcato qualifizirter Aerzte zulässig (Verfügung vom 9. Februar 
1861 und 20. August 1858), und da die Wundärzte erster Klasse 
nf dem Aussterbeetat stehen, so werden diese Stellen bald nur mit 
iromovirten Aerzten besetzt sein. Eine besondere Instruktion für 
ttnmtliche Kreiswundärzte existirt nicht, sondern wird von den Ee- 
penmgen verschieden erlassen, wohl aber ist eine solche für die in 
Berlin angestellten chirurgi forensis unter dem 14. November 1828 
igangen. 

Sie können zu sanitätspolizeilichen Geschäften selbstständig wie 
ie Kreisphysiker zugezogen werden und zwar in besonderer Be- 
[cksichtigung des dabei betheiligten finanziellen Interesses (K. 0. 
m 14. April 1832 und Ministerialverfügung vom 28. Februar 1838.) 

iSie führen ebenfalls ein Amtssiegel (Verfügung vom 14. Mai 1858). 

Für den Zweck der gerichtlichen Obduktion müssen sie die 
ktionsinstrumente auf eigene Kosten anschaffen (Verfügung vom 
. Januar 1817): 

5* 
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Jeder gerichtliche Wundarzt und Kreischirurgus muss von Amtsweges 
zur Verrichtung der Obduktionen folgende Sektionsinstrumente in guter und 
tadelloser Beschaffenheit stets eigenthümlich besitzen: 

4 bis 6 Skalpelle 9 davon 2 mit gerader, die übrigen mit bauchiger 
Schneide, 

1 Scheermesser, 

2 starke Knorpelmesser, davon eines zweischneidig ist, 
2 Pincetten, 

1 Pincette mit ein^m Haken verbunden, 

2 einfache Haken, 
1 Doppelhaken, 

8 Scheeren, eine gerade, die vorne- ein Knöpfchen hat, oder ohne 
Knöpfchen nicht spitzig, sondern abgerundet; dann eine knunme 
oder Bichter'sche, 

1 Tubulus, 

2 Sonden, 
1 Säge, 

1 Meissel mit Schlägel, 

6 krumme Nadeln von verschiedener Grösse, 

1 Tasterzirkel, 

1 Zollstab. 
Ebenso müssen die Physiker zu gleichem Zweck: 

1 Zollstab, 

1 ajustirtes Mensurirgefass, 

1 ajustirte Waage mit 10 P^nd Gewichten haben. 
Die Königliche Regierung hat hiernach das Weitere zu verf&gen vB» 
dahin zu sehen, dass demgemäss geschehe. 

Ihre Gebühren liquidiren sie nach Abschnitt B. von der Taxe 
vom 21. Juni 1815, Diäten und Reisekosten nach dem Allgemeinen 
Erlass vom 10. Mai 1848 und zwar von dem Domizil des Kreiswrmd- 
arztes aus (Cirkularverfagung vom 30. März 1830). 

Vertreten zum Physikatsamte qualifizirte Kreiswundärzte einen 
Physikus in forensischen Geschäften, so können sie nach den Ge- 
bühren der Physiker liquidiren (Verfügung vom 18. März 1861). 

Taxe für die gerichtlichen Aerzte und Wundärzte. 

A. Der Physikus erhält: 

1) Für die Abwartung eines gerichtlichen Termins . 2 TW^ 

2) Für die Besichtigung eines Leichnams ohne Sektion 2 - 

3) Für den Bericht darüber 1 - 

4) Für die Besichtigung eines Leichnams mit Sektion 4 - 

Für die Sektion und Untersuchung eines schon seit mehreren Jabr0>> 
im Grabe befindlich gewesenen Körpers kann mit Hinsicht auf die dao^ 
verbundene grosse Unannehmlichkeit und selbst dabei möglicherweise stftt^ 
findende Gefahr 

der Physikus .... 10 Thlr., 

der Wundarzt .... 5 
liquidiren (M.-Verf. y. 2. Septbr. 1823). Die Obduktion der Leichen, weldi^ 
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l&ngere Zeit im Wasser gelegen haben , oder deren Verwesung Yor der Be- 
erdigung bereits begonnen hat, f^Ut nicht unter diese Bestimmung. (M.-Yerf. 
T. 8. Okt. 1858.) 

5) Für den Obduktionsl)ericht 2 Thlr. 

Dieser motivirte Obduktionsbericht wird jedoch nur dann ycrgütigt» 
wenn ,<las Gericht sich nicht mit dem vorläufigen, gleich nach der Obduktion 
abgegebenen Gutachten der SachverHtändigen begnügt, sondern einen moti- 
Tirten Obduktionsbericht ausdrücklich fordert. (Reskript des Justiz-Minister. 
▼om 5. JuU 1824.) 

6) Wenn bei diesen Verrichtungen Reisen über Land 
vorfallen und diese länger als einen Tag dauern, so erhält 
er für die übrigen Tage ausser freier Fuhre und 10 Sgr. 
Wagenmiethe Diäten täglich von 2 Thlr. 

Wenn jedoch die Entfernung von der Art ist, dass an 
dem Tage der Operation die Hin- und Rückreise fug- 
lich erfolgen kann, so kann dafür nichts, oder wenn 
nur zu einein von beiden ein besonderer Tag er- 
forderlich ist, für einen Tag Diäten gefordert werden. 

Diese Position, betreffend die bei gerichtlich-medizinischen Geschäften 
Torfallenden Reisen über Land ist antiquirt. Es gelten zur Zeit: 

A) In Betreif der Diäten: die Minist.- Vert. vom 12. Juni 1851, 
-wonach 

a) bei Reisen in Königlichen Dienstangelegenheiten: 

1) die Kreisphysiker ... 2 Thlr. 15 Sgr. 

2) die Kreischirurgen . . . l - 10 

b) bei Reisen in gerichtlichen Partei- und Untersuchungssachen: 

1) die Kreisphysiker ... 1 Thlr. — Sgr. 

2) die Kreischirurgen ... 1 - 10 - 

xn liquidiren haben, wogegen es bei Reisen der Medizinalbeamten in An^- 
le^enheiten ihrer Privatpraxis bei den Bestimmungen der Mcdizinaltaxe vom 
21. Juni 1815 (No. I. resp. 11.) verbleibt. 

b) In Betreff der Reisekosten: 

1) Die Minist.-Verf. vom 11. März 1853 > wonach diese Reisekosten 
sowohl in gerichtlichen Partei- und Untersuchungssachen als in Königlichen 
I>ieD8tangelegenheiten , nach dem Allerhöchsten Erlass vom 10. Juni 1848 
m liquidiren sind. Es haben daher zu erhalten: 

a) bei Reisen auf Eisenbahnen und Dampfächiffen. 

KeisokoRten Nebenkosten beim Za- u. 
auf die Meile. Abgang; v. d. Eisenbahn. 

1) die Kreisphysiker 10 Sgr. 20 Sgr. 

2) die Kreischirurgen 7V2 - 15 - 

b) bei Reisen auf den Landwegen 

1) die Kreisphysiker auf die Meile . . 1 Thlr. — Sgr. 

2) die Kreischirurgen — - 15 - 

Ausserdem darf der Kreisphysikus, wenn seine Dienstreiso über den Ort> 

iro derselbe die Eisenbahn verlüsst, mehr als zwei Poststationen hinaus- 

Sebt, und wenn er zu der Weiterreise einen Wagen mitgenommen hat, für 
«rn Transport des letzteren noch 1 Thlr. 15 Sgr. berechnen. 
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Bei Yergütigung der oben genannten BeisekoBten wird jede angefiungene 
Viertelmeile für eine volle Yiertelmeile gerechnet, und wenn dk 
Dienstreise weiter als eine Yiertelmeile, aber nicht gans eine Meile weit 
geht, 80 sind die Reisekosten nach einer vollen Meile zu berechnen. 

Diese Bestimmungen kommen nicht in Anwendung, wenn Medizinal- 
beamte nicht als solche, sondern lediglich als solche in CivilprozesssadieB 
ibngiren (Ministerialverfilgung vom 9. Oktober 1854). >^ 

2) Minister ialverftkg^ng vom 2. April 1849 : 
Wenn mehrere Beamte bei ein und demselben Gesch&ft konkurrireD, 

Bo werden jedem einzelnen Kommissarius die zulässigen Reisekosten und 
zwar sowohl für Hin- als Rückreise vergütigt. 

3) MinisterialverfQgung vom 4. Januar 1849: 
Der Königlichen Regierung eröffnen wir auf Ihre Zweifel hinaichts der 

Ausführung des Allerhöchsten Erlasses vom 1 Q. Juni a. pr. Folgendes : 

1) Da die gedachte Verordnung im §. 3 sub No. 3 vorschreibt, dass flr 
Geschäfte ausserhalb des Wohnorts in geringerer Entfernung als eine Yiertel- 
meile keine Reisekosten gewährt werden, so hätte die Königliche Regiemiigf 
nicht zweifelhaft seb sollen, dass in dem Falle, wo die Entfernung vom 
Wohnorte bis zum Reiseziel weniger als eine Yiertelmeile, der Weg hin 
und zurück zusammengerechnet aber mehr als eine Yiertelmeile beträgt, eine 
Reisekostenliquidation nicht stattfindet. 

II. Geht die Dienstreise in einer Entfernung von mehr als einer Yiertel- 
meile, aber weniger als eine halbe Meile vom Wohnorte des Beamten, so 
findet ein Zusammenrechnen der auf der Hin- uiid Rückreise zurückgelegten 
Wegestrecken gleichfalls nicht Statt, auch wenn die Rückreise noch an deai'^ 
selben Tage erfolgt. Es kann daher bei einer solchen Dienstreise für iwt^ 
Tolle Meilen liquidirt werden. 

4) MinisterialverfÜgrung vom 23. Februar 1851: 

„Nach dem Allerhöchsten Erlass vom 10. Juni 1848 wird bei Reisen i^ 
Königlichen Dienstangelegenheiten, welche auf Eisenbahnen oder Damp^ 
schiffen gemacht weraen können, für jedes Zu- und Abgehen, zusamme*^ 
ein Pauschquantum zu den Nebenkosten gewährt, welche nach YerschiedeO" 
heit des Rianges der Beamten auf respektive 20, 15, 10 Sgr. festgesei^ 
worden ist. 

Zur Beseitigung der Zweifel, welche wegen dieser Fauschsätze in d^*^ 
Fällen erhoben sind, wo die reisenden Beamten verschiedene Eisenbahn^^ 
auf einer Reise benutzen müssen, wird im Einverständniss mit der Köni^" 
liehen Oberrechnungskammer bestimmt, dass nur dann bei Reben auf EiseS^^ 
bahnen für einen mehrmaligen Zu- und Abgang zu liquidiren und 3^^ 
daftbr zulässigen Entschädigrungen zu bewilligen sind, wenn 

I. der reisende Beamte zur Fortsetzung der Reise sich nach ein^^*^ 

anderen Bahnhof hat begeben müssen, oder wenn 
n. von ihm auf einer längeren Dienstreise an einem Zwischenorte ^^^ 
Eisenbahn verlassen werden muss, um an diesem Zwischenorte e^^ 
Dienstgeschäft zu verrichten, so wie ^ 

HL wenn der reisende Beamte, um auf der Reise zu übernachten nm^ 
erst am folgenden Tage seine Reise fortzusetzen, die Eisenbah^ 
zu verlassen genöthigt g^ewesen ist, 
wogegen in allen übrigen Fällen nur eine einfache Liquidirung der Neben '^ 
kosten als zulässig erachtet werden kann.'' 

5) MinisterialverfÜgung vom 14. Oktober 1851 : 

„Bei den auf Eisenbahnen zu machenden Dienstreisen kommt es hin^ 
sichtlich der Zusammenrechnung der einzelnen zurückgelegen Strecken niciii 
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darauf an, ob die dazu benutzten Eisenbahnen unter einer und derselben 
Direktion oder unter yerschiedenen Verwaltungen stehen, sondern allein darauf, 
ob und wie oft der betreffende Beamte den Bahnhof hat verlassen müssen/' 
6) Gerichtliche Aerzte und Wundärzte können bei auswärtigen gericht- 
lichen Geschäften, ftir deren Verrichtung am Wohnort des Beamten beson- 
dere Gebühren passiren, für alle Tave der Abwesenheit Yom Wohnort Diäten 
liquidiren, fidls diese mehr als jene Gebühren betragen (Ministerialyerftkgung 
Tom 17. Juli 1857 und JustizministcriaWerftkgung vom 16. Februar 1861). 

7) Für ein Attest über den Gesundheitszustand oder 
Verletzung Vs— 1 Thlr. 

Diese Position bezieht sich nur auf beamtete Medizinalpersonen und 
deren ausdrücklich bestellte Vertreter; bei nicht beamteten Medizinal- 
personen greift Pos. 20 und 21 Abschnitt I. der Taxe Platz. Wenn Kreis- 
phjsiker in nicht amtlicher Eigenschaft ein Attest ausstellen, so dürfen sie 
aach nur nach der Taxe der Aerzte liquidiren ( MinisterialTerftkgung yom 
6. Mai 1-^3). 

Po«. 7 und 8 passiren auch nur für Ausftlllung sogenannter Fragebogen 
Bdui& Aufnahme yon Geisteskranken in eine Irrenanstalt. 

8) Ist zur Ausstellung eines solchen Attestes es noth- 
¥endig, dass der Physikus sich zu dem Kranken oder Ver- 
letzten hinbegeben muss, weil dieser selbst nicht das Zim- 
aer verlassen kann, so erhält der Physikus mit Inbegriff 

te ausgestellten Attestes 1—2 Thlr. 

Auch ftür die in Form eines Gutachtens von besoldeten Kreis -Medizinal- 
Wa&ten, resp. deren bestellten Vertretern ausgestellten Atteste finden die 
Pm. 7 und 8 Anwendung, nicht aber Pos. 5 (Ministerialverfftgung vom 13. 
llneBber 1854). Die Gutachten der als Sachrerständige zugezogenen Privat- 
inte müssen nach Pos. 21 I. honorirt werden ( Ministerialverfttgung rom 
12. April 1860). 

9) Für die Untersuchung eines Gemüthszustandes: 

a) wenn das Gutachten darüber zu Protokoll diktirt wird 2 Thlr. 

b) wenn ein besonderes Gutachten verlangt wird, inkl. 
desselben 4 - 

Die Liquidation nach No. 9 a. oder 9 b. des Abschnitts V. der Medizinal- 
^ Bchliesst den Satz ad No. 1 1. c. aus (MedizinalverfÜngung vom 29. August 
1828 und 15. März 1855). 

Sind im Auftrage des Eichters mehrere Besuche nöthig, 
so wird jeder einzelne wie ein gewöhnlicher ärztlicher 
Besuch angesehen und rcmunerirt 

Es dürfen nie ffüar mehr als drei vor dem Ezplorationstermine dem Pro- 

vokaten gemachte Besuche tazmässige Gebühren zugebilligt werden. Femer 

&Uen die Gebühren für das nach dem Termine abzugebende Gutachten weg, 

wenn das Ergebniss der Untersuchung im Termine ein zweifelloses gewesen 

ist und der Arzt deshalb sogleich ein definitives Urtheil zu Protokoll geben 

ionnte (MinisterialverfÜgung vom 14. November 1841). 
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10) Für die Untersuchung eines Tabacks, einer Tabacks- 
sauce oder eines Essigs 3 ^ 

Sind aber mehrere Proben von einem Gegenstand ein- 
gereicht, so wird nur für die erste 3 Thlr., für jede 
folgende aber nur die Hälfte bezahlt. 

11) Für die Untersuchung eines Biers, Weins, Brannt- 
weins, Liqueurs oder ähnlicher Gegenstände . . . 1 — 2 

Bei mehreren Proben eines und desselben Gegenstandes 
wird für die folgenden immer nur die Hälfte ent- 
richtet. 

In den beiden sub 10 und 11 gedachten Fällen muss 
jedoch der Physikus alle etwaigen Kosten des che- 
mischen Prozesses, inkl. der liemuneration des von 
ihm etwa adhibirten besonderen Chemikers, für die 
hier ausgeworfenen Sätze bestreiten. 

12) Für die Visitation einer Apotheke erhält der Phy- 
sikus: 

a) in seinem Wohnort für jeden Visitationstag an Diäten 1 
und 'eben so viel für den Bericht. 

b) ausserhalb des Wohnorts in grossen Städten auf 3 
und in kleinen auf 2 Visitationstage, und für die 
allenfalls noch nöthigen Reisetage täglich .... 2 
Diäten und 10 Sgr. Wagenmiethe bei freier Fuhre, 
für den Bericht aber weiter nichts. 

Note. Die bei dem Visitationsgeschäft zuzuziehenden Apoth( 
erhalten bei freier Fuhre und ausser 10 Sgr. Wagenmie 
wenn sie nicht mit dem Physikus zusammen reisen, 
welches, so viel es sich thun lässt. Statt finden muss, 
jeden Visitations- und Eeisetag Vh Thlr. Diäten. 

Gebraucht der Physikus zu der Visitation einer Apotheke kürzere 
als hier festgesetzt worden ist, so darf er auch nur ftir diese kürzere 
remunerirt werden (Ministerialverfügung yom 29. August 1815). 

Die Ereisphysiker sowohl als auch die zu den ApothekeDvisitationci 
gezogenen Pharmazeuten erhalten an Reisekosten heziehungsweise 10 
und 1 Thlr. und an Diäten 2 Thlr. 15 Sgr. (Mmisterialverftlgung vom 21. 
vemher 184S). 

Für eine Theilnahme an dem Revisionsgeschäft, der sich der Ereis] 
sikus zur eignen Ausbildung unterzieht, hat derselbe auf Diäten und R< 
kosten keinen Anspruch (Ministerialverftlgung vom 20. Januar 1854). 

13) Für die bei Vergiftungen erforderliche chemische 
Untersuchungen erhält der Physikus, wenn solche nicht 
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bei der Obduktion mit abgemacht werden können, so wie 
der zugezogene Chemiker, inkl. des darüber zu erstat- 
tenden Berichts 2—3 Thlr. 

jedoch werden dem Letztem die Reagentien etc. nach der 
einzureichenden Spezifikation besonders vergütet 

Pos. 13- V. ist auf alle Vergiftungen, auch auf solche, bei welchen keine 
Obduktion stattgefunden, und auf chemische Untersuchungen von Giften aus- 
ndebnen ( Ministerialverillgung vom 18. Mai 1 854). Die Gebühren der Che- 
miker sind nach den über die Gebühren der Sachverstftndigen bei gericht- 
liehen Geschäften bestehenden gesetzlichen Vorschriften zu liquidiren und 
festzustellen (für den Bezirk des Appellationsgerichts zu Köln laut Dekret 
vom 18. Juni 1811: ftlr die übrigen Landestheilo laut §. 1 resp. §.4 die 
Yerordnung vom 29. M&rz 1844 in der Regel die höchsten gesetzlich zulfts- 
sigen Sätze). .Bei Zweifeln ist das Gutachten des Königlichen Mcdizinal- 
Kollegiums einzuholen. Baare Auslagen wie früher (Justiz-Ministerialreskript 
Tom 24. März lh65). 

Die Gebühren der Physiker nach der Med -Fers.- Taxe von 1815* 
Für Herstellung absolut chemisch reiner Reagentien darf nichts beson- 
dere in Ansetzung gebracht werden (Circularverftlgung vom 28. April 1862). 

B. Der Kreis- oder gerichtliche Wundarzt. 

«Aalt bei den Obduktionen etc. die Hälfte von den dem Physikus 
»gebilligten Sätzen, ausser bei den Diäten, wo ihm täglich 1 Vs Thlr. 
ngestanden werden. Jedoch kann er für die Theilnahme an dem 
^<IB Physikus gefertigten Obduktionsbericht nichts fordern. 

Wenn ein nicht gerichtlicher Wundarzt oder ein Arzt die Stelle 
•iws Kreis- oder gerichtlichen Wundarztes versieht, so kommen 
ta auch dieselben Gebühren zu, welche dieser letztere erhalten 
Jaben würde. 

Den gerichtlichen Aerzten und Wundärzten sind ftlr die von ihnen in 
l^BterBQchungrssachen vorgenommenen Geschäfte die Gebühren nach der Me- 
wsoaltaxe aus dem Kriminalfonds zuzubilligen, das Geschäft mag am Wohn- 
vte des Sachverständigen oder ausserhalb desselben vorgenommen sein. Im 
^tsteren Falle werden also die Gebühren ausser den etwa noch zu zahlen- 
^ Diäten bewilligt ( Justiz-Ministerialverfügung vom 5. März 1821). 

Die Höhe der Gebühren, welche den zum Fhysikatsamte qualifizirten 
äreiBWQndärzten zu bewilligen sind, ist von der Katur des Geschäft» ab- 
'bgig. Ist das Geschäft von der Art, dass dasselbe von dem zu höheren 
initem nicht befähigten Kreiswundarzt wahrgenommen werden kann, so 
^eo nur die Gebühren der Kreiswundärzte passiren, im andern Fall kann 
kr promovirte Kreiswundarzt, sowie jeder Privatarzt die höheren Gebühren 
des Physikus liquidiren (Circularverftlgung vom IS März 1861). 

Praktische Aerzte und Wundärzte, welche nicht die Stelle eines gericht- 

Üeben Arztes vertreten, sondern von den Gerichten um deswillen zugezogen 

Verden, weil sie aus Veranlassung ihrer ärztlichen Praxis ausschliesslich oder 

TOrcngsweise geeignet sind, ein Auskunft zu ertheilen oder ein sachverstän- 

iigeB Gutachten abzugeben, haben ihre Gebühren nicht nach Abschnitt Y., 
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Bondem nach den Yorbeivehenden Abschnitten der Medisinaitaxe zu liquidi- 
ren (Jostix-MinisterialTeiTOgung Tom 16. Juli 1863). 

Nachträgliche Deklarationen. 

1) Auf den Kriminalkostenfonds können §. 5. des BegnlatiYS 
vom 10. November 1844 nur die niedrigsten Sätze der überhaupt 
zulässigen Auslagen gezahlt werden. 

Bei Untersuchungen wider vermögende Personen dagegen 
können die höheren Gebühren der Medizinaltaxe in Ansatz gebracht 
werden (Justiz-MinisterialverfQgung vom 28. August 1856). 

2) Kopialien für gerichtlich^ medizinische Arbeiten können auf 
Verlangen liquidirt werden (CircularverfÜgung vom 18. Januar 1861). 

3) Für gerichtsärztliche in Kriminalfallen vorkommende mikro- 
skopische Untersuchungen passiren analog pos. 13 2 — 3 Thlr. (Mi- 
nisterial Verfügung vom 26. Februar. 1857). Bei nicht gerichtsärzt- 
lichen Untersuchungen kommen die Vorschriften über die Gebühren 
der Sachverständigen in Anwendung (MedizinalverfOignng vom 30. No- 
vember 1859). 

4) Für gerichtsärztliche Untersuchung anscheinender Blutflecken 
passiren analog, pos. 13 2 — 3 Thlr., gleichviel ob chemische oder 
mikroskopische Untersuchung an verschiedenen Gegenständen vef 
langt, so ist es dem Sachverständigen gestattet, für jede einzeln^ 
Untersuchung die oben erwähnten Gebühren zu liquidiren (MinisteriaX' 
Verfügung vom 5. Februar 1863). 

• 

III. Der Kreisthierarzt. 

Er ist das Organ der Begierung für alle veterinärpolizeilicl>>® 
Massregeln, Epizootien, insbesondere Ueberwachung der ViehmärkrW' 
Er ist dem Kreisphysikus und Landrath subordinirt. Ihre Besoldu0£> 
und Anstellung datirt sich seit der A. K. 0. vom 13. Juni 1817 u*»^ 
19. August 1817. Da es anfangs an qualiflzirten Thierärzten fehli^^' 
so wurde für je zwei Kreise einer angestellt, mit 100 Thlr. Geha»!-*' 
und als sich die Zahl derselben vermehrte, wurde für jeden Kr^^^ 
ein solcher angestellt, aber nur mit 50 Thlr. Gehalt. Erst in neuei 
Zeit sind dieselben eben&lls mit 100 Thlr. dotirt worden. Die 
für massgebende Verfügung ist die vom 31. Januar 1848. 

Die Anstellung als Kreisthierarzt setzt die durch die Circula^ 
Verfügung vom 6. September 1853 vorgeschriebene Prüfung vorauf 
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Ferner ist eine besondere Prüfung, (eine Vereidigung der appro- 
birten Thierärzte findet nicht statt, Hörn n. S. 413) zur Bestallung 
als Departements -Thierarzt vorgeschrieben (CirkularverfÜgung vom 
7. Februar 1855). 

Die Kreisthierärzte sind gehalten, den Ereisphysikem Quartal- 
Yeterinärberichte einzusenden (Ministerialverfügung vom 15. Fe- 
bruar 1834). Der Umfang und Natur dieser Berichte ergiebt sich 
aus der Ministerialverfügung vom 9. März 1838. Er führt ein 
Dienstsiegel und hat die Aufsicht über nicht angestellte Thierärzte 
seines Kreises. Ihre Atteste haben wie die der Physiker amtlichen 
Glauben und sind in Prozesssachen bei einem Werth über 50 Thlr. 
stempelpflichtig und ihre amtlichen Briefe haben ebenfalls porto- 
freies Bubrum. Bis jetzt besteht keine Instruktion für dieselben, 
wohl aber ist bei Hörn H S. 503 ein Entwurf zu einer solchen In- 
struktion abgedruckt, aus welchem sich seine Pflichten und Funktionen 
ergeben. Wegen ihrer veterinärpolizeilichen Geschäfte sind maass- 
gebend die Verfügungen vom 26. April 1856, 10. Juli 1856 und 
4. Juni 1857. 

Sie sind femer nach der Zuchtstück-K6r-Ordnung geborene Mit- 
(Mer des Schauamtes und beziehen dafür Gebühren (Ministerial- 
ntfügung vom 28. Mai 1839). 

Ihren Generalbericht an das Ministerium entsenden sie jetzt 
BW alljährlich und zwar vom 1. April bis 31. März. Für ihren G^e- 
^t haben sie die veterinärpolizeilichen Geschäfte ihres Kreises un- 
<%eltlich zu verrichten. Sind dabei Beisen nothwendig, so liqui- 
^n sie nach der A. 0. vom 10. Juni 1848 die wir S. 69 schon 
^führt haben. 

Für thierärztliche Geschäfte am Wohnorte liquidiren sie entweder 
"ach der Taxe vom 21. Juni 1815 Abschnitt VI in der dazu er- 
SBQgenen Deklaration vom 17. August 1825 und 27. September 1826, 
^^ insbesondere VerfQgung vom 11. März 1854. 

1) Für die Prüfung der Abdecker und Viehkastrirer (Verfügung 
▼om 28. Februar 1847) 1 Thlr. 

2) Die Gebühren bei den Hengst- und Zuchtstier-Könnungen. 

3) Die Gebühren für Pferde bei Mobilmachungen (Verfagung 
▼om 11. März 1853, 3. Oktober 1854 und 23. Juli 1862 für die Be- 
^Ädlnng kranker Gestütpferde (VerfQgung vom 11. Juni 1859). 

In der kurativen Praxis liquidirt derselbe wie jeder Thierarzt. 
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In Bezug auf Dienstaustritt, Pension, Urlaub, Entlassung sind 
die für den Kreisphysikus angegebenen Bestimmungen massgebend. 

lY. Lokal-Medizinalpersonen. 

Man rechnet hierher: 1) die Sanitatskommissionen, 2) die Ar- 
menärzte und 3) die Distriktsärzte. 

1) Sanitätskommissionon. Das Nähere bestimmt schon die 
A. 0. vom 8. August 1835. In Städten von 5000 Einwohnern sollen 
sie permanent bestehen, in kloinen Städten aber, und auf dem 
Lande nach dem Ermessen der Eegieruug zusammentreten. Sie 
bestehen aus dem Polizeivorstand, also dem Landrath, resp. Bürger- ' 
meister oder einem Mitglied dieser Behörde, aus einem oder mehreren 
Aerzten, einigen Mitgliedern des Magistrats und der Stadtverordneten, 
in Gamisonorten aus einem oder mehreren Offizieren und einem oberen 
Militärarzte. Diese Kommissionen sind sowohl eine rathgebende als aus- 
führende Behörde, je nachdem es die Umstände erfordern. In grösse- 
ren Städten, und zumal zur Zeit von Epidemien können nach Erfor- 
dern noch Spezial-Sanitätskommissionen gebildet werden, denen min- 
destens ausser dem von der Bürgerschaft delegirten Mitgliede ein 
Arzt und ein Polizeibeamter beigeordnet sein müssen. Der Pby- 
sikus soll überall Mitglied der Sanitätskommission sein (Verfüg^uBg" 
vom 20. August 1837). 

2) Armenärzte und Armenwundärzte. Das Gesetz vona 
31. Dezember 1842 lautet: 

§.26. Keine Gemeinde oder Ghitsherrschaft darf einen fremden Ani»®^ 
hilflos von sich weisen, sondern muss ihm die nöthige Unterstützung, utite' 
Vorbehalt ihres Anspruches an den dazu Verpflichteten, einstweilen gewähre^' 

§. 38. Einen Anspruch auf Verpflegung kann der Arme gegen eiti®^ 
Armenverband niemals im Rechtswege, sondern nur bei der Verwaltung®' 
behörde geltend machen, in deren Pflicht es liegt, keine Ansprüche za^^" 
lassen, welche über das Nothdürflige hinausgehen. 

§. 34. Ueber Streitigkeiten zwischen verschiedenen Armenverbän^^^ 
entscheidet die Landespol izeibchCrde. Betrifll der Streit die Frage, welcl>^^ 
yon diesen Verbänden die Verpflegung des Armen zu übernehmen hal?^ 
so findet gegen jene Entscheidung der Rechtsweg statt, doch muss letzt>^^ 
bis zur rechtskräftigen Beendigung des Prozesses befolgt werden. Ueber 3-^^ 
Betrag der Verpflegungskosten ist der Rechtsweg nicht zulässig. 

§. 35. Weigert sich derjenige, welcher zur Verpflegung eines Anot»^ 
aus einem privatrechtlichen Verhältnisse verpflichtet ist, diese Verpflichtt»*^^ 
zu erfallen , so muss bis zur rechtskräftigen Verurtheilung desselben , ^* ^ 
Fürsorge fiir den Armen von demjenigen Armenverbande übernommen ^^\^ 
den, welchem dieselbe in Ermangelung eines solchen Verpflichteten oblie^^ 
würde. ^ 

Entsteht hierbei ein Streit unter mehreren Verbänden darüber, wer iT*^^ 
ihnen die Verpflichtung zu übernehmen habe, so ist solcher gleichfalls ni^ 
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3n YorBchriften dieses Gesetzes, mit Berücksichtigunp^ der Bestimmungen 
a §. 34» zu entscheiden. 

Da also jede Kommuno durch das Gesetz verpflichtet ist, für die 
rkrankten Armen zu sorgen, so werden von ihnen in der Regel Ar- 
aenärzte und Armenwundärzte angestellt, und es werden hierüher 
kontraktliche Yerahredungen nach Ermessen getroffen, jedoch sind 
Js Beamte in keiner Art zu erachten. In der Regel sind sie auf 
line .bestimmte Zeit mit Kündigung angestellt. MaSvSgehend ist 
ier die Verfügung vom JO. April 1821 : 

üeber die von der Königlichen Regierung darüber erbetene Bestimmung, 
in welchen Fällen die Aerztc die Kur armer Kranken unentgeltlich 
yerrichtcn, und in welchen anderen Fällen die Gemeinden ihnen da- 
für Vergütung leisten müssen, 
Bkl)en die unterzeichneten Ministerien sich dahin geeinigt: 

1) an solchen Orten, wo bci^oldete Armenärzte von der Kommune an- 
gestellt worden, ist jeder andere Arzt die zur unentgeltlichen Be- 

* handlung bei ihm sich meldenden Kranken dieser Kommune in dw 
Regel an den besoldeten Armenarzt zu verweisen befugt, mithin auch, 
wenn er sich freiwillig, den Anforderungen der Menschlichkeit ge- 
mäss, der Kur eines Armen unterzogen hat, zu einem Anspruch an 
die Kommune nicht berechtigt. 

2) Hiervon ist jedoeh der Fall dringender Gefahr und der Nothwendig- 
keit schleuniger Hülfe ausgenommen. In diesem Falle, so wie 

3) überall, wo ein besoldeter Armenarzt nicht existirt, liegt es in dem 
Berufe, so wie dem Doktoreide des Arztes, dem Eranken, der seine 
Hülfe anruft, dieselbe ohne Anstand zu gewähren ; wenn er aber dem- 
nächst wegen seiner Remuneration Anspruch an die Kommune machen 
will, so muss er 

4) dieser sofort von dem Falle Anzeige machen, und ihr überlassen, ob 
und welche andere Vorkehrungen sie isur Heilung des ihrer Sorge 
anheimfallenden Armen treffen will, und nur in dem Falle, wenn die 
Gemeinde von dem Arzte die Fortsetzung der Kur verlangt, oder in 
gef^rlichen Fällen keine anderweitige Anstalten dazu trifft und den 
Arzt also in die Nothwendigkeit setzt, mit seinen Hülfsleistungen zur 
Bettung des Lebens und der Gesundheit des armen Ejunken fortzu- 
fahren, so ist derselbe von der betreffenden Gemeinde die Bezahlung 
seines tarifmässigen Honorars zu fordern befugt 

5) Die Verpflichtungen der besoldeten Armenärzte gegen die Kommunen, 
so wie überall, so insbesondere auch Rücksichts der Frage, in wie- 
fern sie zur Behandlung solcher kranken Armen verpflichtet sind, die 
einer andern als derjenigen Ortsgemeinde angehören, von welcher sie 
als Armenärzte angenommen worden sind, zunächst und hauptsächlich 
nach dem Seitens der Kommunen mit ihnen abgeschlossenen Verträge, 
oder der dessen Stelle vertretenden Instruktion zu beurtheilen. 

€) Wo aber diese nicht entscheiden, ist der besoldete Armenarzt ver- 
bunden, die ärztliche Behandlung auch derjenigen Kranken unentgelt- 
lich zu fibernehmen, welcher sich anzunehmen die besoldende Ge- 
meinde gesetzlich verpflichtet ist, obgleich sie zu ihr nicht gehören 
und deshalb die besoldende Gemeinde Ersatz ihrer Auslagen von einer 
andern Behörde zu fordern berechtigt ist. 
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3) Die Distriktsärzte in den Bheinprovinzen haben neben der 
Armenbehandlung noch die Pflichten der Polizeiphysiker (Ministerial- 
verftigang vom 8. September 1825): 

Das MiniBterium eröffnet der Königlichen Regierung auf ihren über das 
Yerhältniss der Distriktsärzte zu den Kreisphysikem unterm . . . erstatteten 
Bericht, dass die Kreisphysiker zwar yerpflichtet sind, über sämmtliche He- 
dizinalpersonen in ihrem Kreise Aufsicht zu ftihren und dahin zu sehen, dass 
die gesetzlichen Bestimmungen überall befolgt werden, dass sie jedoch keines- 
wegs als die Chefs, sondern nur als die yon Staatswegen angestellten polizei- 
lichen Aufsichtsbeamten zu betrachten und bei. Yor&Uenden Kontraventionen 
und entdeckten gesetzwidrigen Yer&hren gehalten sind, darüber der yorge- 
setzten Behörde Anzeige zu machen und auf Abstellung anzutragen, sie sind 
daher auch keineswegs die Chefs der Distrikts&rzte. 

Wegen der in dieser Beziehung yon der Königlichen Regierung ge" 
äusserten, zu befolgenden Grundsätze bemerkt das Ministerium Folgendes: 
ad 1) dass es nicht zulässig ist, den Physikern zu gestatten, den Distrikts — 
ärzten Aufbäge zu geben, ohne yorher genauer zu bestimmen, worixa 
diese bestehen dürfen, da die Physiker nicht befugt sind, die ihned 
auferlegten Pflichten durch andere Aerzte erfüllen zu lassen, dsAieM 
die Königliche Regierung hierüber ihre Anträge näher zu bestimmet 
hat. In dieser Hinsicht ist besonders zu beachten, dass die Distrikts — 
ärzte nicht als polizeiliche Staatsbeamte betrachtet werden können^ 
sondern nur in der Kategorie der Kommunalbeamten stehen; 
ad 2) kann die Königliche Regierung den Distriktsärzten nur in ihrer Be— ' 
Ziehung zu den Kommunen Aufträge zukommen lassen, und zwar nuiT 
unmittelbar und nicht durch die Kreisphysiker, da diese Aufträge- 
keine polizeilichen , sondern nur auf Kommunalangelegenheiten sich 
beschränkende Massregeln zum Gegenstande haben dürfen. 
ad 3) Gegen die angeordnete Einreichung der Quartal berichte der Distarikts- 
ärzte an die Kreisphysiker ist um so weniger etwas zu erinnern, da 
allen praktischen Aerzten dieselbe Verpflichtung obliegt. 
ad 4) Die Aufsicht der Kreisphysiker auf die Distriktsärzte in Hinsicht ihrer 
Thätigkeit bei Verwaltung ihres Amts ist nur in so fem zulässig, als 
diese sich auf Gegenstände erstreckt, welche die allgemeine Medizinal- 
polizei betriflib, indem das Verhältniss der Physiker zu den Distrikts- 
ärzten dasselbe ist, wie zu den andern Medizinalpersonen. Die spe- 
zielle Aufsicht über die Distriktsärzte muss die Kommunalyerwaltung 
ftihren. 
ad 5) Sobald der Distriktsarzt der Hülfe des Kreischirurgus , welcher als 
solcher ebenfalls wie der Fhysikus nur ein polizeilicher Staatsbeamter 
ist, benöthigt sein sollte, oder zu sein glaubt, so gehört der Gegen- 
stand zum Geschäftskreise der Physiker und müssen alsdann diese 
die Sache aufnehmen und selbst besorgen, 
ad 6) In der Regel werden die gerichtlichen Sektionen durch einen Kreis- 
medizinalbeamten verrichtet und es ist nur Sache der Gerichte, in 
einzelnen besonderen Fällen ausnahmsweise andere Aerzte zuzuziehen. 
In dieser Hinsicht ist zwischen den Distriktsärzten und den andern 
approbirten praktischen Aerzten kein Unterschied. 

Ueberhaupt ist es aber durchaus nothwendig, die zur Medizinal- 
polizei gehörenden Gegenstände von denen das Kommunalwesen betref- 
fenden ganz abgesondert zu behandeln. Jene gehören zum Geschäfts- 
kreis der Kreis - Medizinalpolizeibeamten und es darf keine fremde 
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Einmischaiig in die ihnen auferlegten Pflichten und in die Ausftlh- 
mng der darauf Beiug habenden Geschäfte stattfinden. Die Distrikts- 
ärzte dagegen müssen lediglich in ihren Dienstleistungen auf die^ der 
Kommune obliegenden Fürsorge für die unbemittelten Kranken etc. 
beschränkt bleiben. 
Nach diesen Grundsätzen hat die Königliche Regierung in Zukunft zu 
Terfikhren. 

Hierher gehört auch die Instruktion der Begierung zu Trier 
Tom 6. Juni 1834: 

1) Der Distriktsarzt soll innerhalb seines Bezirks in dem ihm anzu- 
weisenden Wohnorte wohnen, und hat alle Kranke desselben, welche arm, 
namentlich solche, welche entweder gar nicht oder in der elften und zwölf- 
ten Klasse der Klassensteuer besteuert sind, in allen Krankheitsfällen un- 
entgeltlich zu behandeln und die zu diesem Zwecke nothwendigen Beisen 
IQ nntemehmen. 

2) Die Requisitionen hierzu werden yon dem betreffenden Bürgermeister 
uk den Distriktsarzt unmittelbar erlassen, indem es für diesen genügt, zu 
wissen, dass der Kranke arm ist, um sich der unentgeltlichen Behandlung 

sa unterziehen, und dass er nicht mehr sich zum Arzte begeben kann, um 

die Reise zu ihm anzutreten 

3) Dem Distriktsarzt liegt es ob, das Impfgeschäft in dem Distrikte auf 
das Sorgfältigste so auszufahren, wie es unsere Verordnung vom 22. Februar 
1S27 und die Circularverftlgung vom 26 Februar 1833 yorschreibt. 

4) Der Diotriktsarzt ' ist rerpflichtet, wenn arme Kranke, z. B. arme 
Geisteskranke in eine Anstalt aufgenommen werden sollen, die dazu erfor- 
derliche Begutachtung, ob und in wie fem der Kranke sich zur Aufnahme 
Behufs der Heilung (bei Geisteskranken also in die Heilanstalt zu Siegburg) 
<der der Pflege und Versorgung und um ihn unschädlich zu machen, eignet, 
nf Verlangen des Kreislandraths unentgeltlich zu ertheilen. Hierbei sind 
^Rfiglich die Krankheitserscheinungen und die Thatumstände anzugeben, 
^orch das Urtheil in der einen oder in der andern Beziehung festgestellt 
vid mithin die Aufnahme in die betreifende Anstalt begründet werden kann, 

5) In ihre Heimath beurlaubte Soldaten hat der Distriktsarzt, sofern sie 
^ lind, selbstredend in Krankheitsfällen ex officio zu behandeln, aber auch 
im Falle wirklicher oder vorgeschützter Krankheit bei Wiedereinberufung 
denelben, wenn sie arm sind, sie unentgeltlich zu untersuchen und sein 
pfliehtmässiges Gutachten abzugeben. 

6) Bei seiner Anwesenheit in den Gemeinden Behufs der Schutzpocken- 
Inpfong soll er sich bei den Bürgermeistern, Pfarrern und sonstigen Orts- 
oeuBten und angesehenen Einwohnern erkundigen, ob arme Kranke in dem- 
Klben Torhanden sind, und deren Behandlung sodann übernehmen. Eben 
deshalb hat der Distriktsarzt überall, wie es auch in der Impfordnung Tor- 
geschrieben ist, die Schutzpockenimpfung selbst yorzunehmen. 

7) Der Distriktsarzt darf seine Sorge nicht auf die einzelnen Kranken 
b^chränken, sondern soll auch die Sanitätspolizei in seinem Distrikte (ob- 
gleich diese im Allgemeinen, sowie die medizinisch-gerichtlichen Verrich- 
tuigen zu den Obliegenheiten des Kreisphysikus gehören), besonders in Be- 
zog auf die Abwehrung und Beschränkung allgemein herrschender Krank- 
heiten, der epidemischen, der kontagiösen, so wie der seltener vorkommen- 
den endemischen berücksichtigen und die desfalls etwa nöthigen Vorschläge 
machen, eben so 

8) auf Ausrottung der oft lebenslängliches Siechthum begründenden 
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chronischen Ansteckungskrankeiten (contagia chronica), der LuBtseuche, Krätze 
und des Kopfgrindes, so Yrie der übrigen Bauden, nach Kräften hinwirken 
und auf Erfordern des Kreislandraths wegen der beiden letztgenannten ELrank- 
heiten die Schuljugend untersuchen. 

9) Vorkommende Zuwiderhandlungen gegen die Medizinalgesetze — z. B. 
wenn sich unbefugte Personen eine Einmischung in die Ausübung der Heil- 
kunde oder eines einzelnen Zweiges derselben zu Schulden kommen lassen 
— ist der Distriktsarzt verpflichtet, sobald sie zu seiner Kenntniss gelangen, 
wenn auch nur auf eine unbestimmte Weise, dem Kreislandrath anzuzeigen, 
welcher sie sodann des Näheren durch den Bürgermeister untersuchen, be- 
ziehungsweise konstatiren lässt, um auf den Grund der desfallsigen Verhand- 
lung die gerichtliche Verfolgung einleiten zu können. 

10) Diese Zwecke hat der Distriktsarzt auch bei Abfassung des yiertel- 
jährlichen Sanitätsberichts zu berücksichtigen, und den Bericht nach Ablauf 
des Quartals sofort an den Ereisphysikus einzureichen, welcher denselben, 
'bei Aufstellung des Kreissanitätsberichts benutzen und als Beilage des letc— 
tern, uns in Urschrift einreichen wird, ausserdem auch bei allen Veranlas— 
Bungen an den Kreislandrath zu berichten und am Schlüsse des Jahres jedes- 
mal eine summarische Nachweisung der von ihm behandelten armen Kranken. 
nach der Verordnung vom 15. Januar 1832 einzusenden. 

11) In Abwesenheits- , Krankheits- oder sonstigen Verhinderungsfällen 
ist der Distriktsarzt verpflichtet, f^ seine Vertretung zu sorgen, weshalb er 
vor seiner Entfernung aus dem Distrikte auf mehrere Tage dem Kreislauf' 
rathe anzuzeigen gehalten ist, wer seine Vertretung übernommen hat. 

12) Der Distriktsarzt hat der Einladung des Bürgermeisters u. s. w., ^^ 
einem entfernten Kranken sich zu begeben, so bald als möglich nachzukona* 
men, da auch andererseits die Behörde daf)lr sorgen wird, dass ihm kein® 
unnöthigen Beisen zugemuthet werden. 

13) Der Distriktsarzt ist ftür seinen Distrikt in der Begel der Vertrete'' 
des Kreisphysikus in dessen Krankheits- oder sonstigen VerhinderungsftH^'* 
und erhält in den Fällen, wo er statt desselben zu medizinisch-polizeilicli®^ 
oder gerichtlichen Verrichtungen requirirt wird, die dem Kreisphysikus 2^* 
stehenden Reisekosten, Diäten oder Gebühren. 

14) Durch eine genaue und pünktliche Wahrnehmung seiner Verri^h* 
tungen sammelt sich der Distriktsarzt, wenn er zugleich durch Ablegung ^^ 
Physikatsprüfung sich das Fähigkeitszeugniss erwirbt, die gegründetsten A^' 
Sprüche auf eine Anstellung als Kreisphysikus. 

15) Die Uebertragung der distriktsärztlichen G^schäfle gegen eine ks^" 
sionalsumme als Entschädigung daftLr, ist nur als ein Aufbag zu betracbt^^' 
welcher jederzeit zurückgenommen werden kann. 

16) Für die hier angeführten Leistungen hat nämlich der Distrikts^''^ 
eine den Verhältnissen seines Distrikts angemessene und immer im Vota^ 
durch gegenseitiges Uebereinkommen bestimmte Entschädigung in yiertd^' 
jährlichen Baten zu beziehen. 

Folgende Notiz dürfte hier interessiren: 

In der Grafschaft Stollberg- Wernigerode wird der Zreisphysilf'^ 
von der Grafschaft angestellt und ist dem MedizinalkoUegio d«^ 
Grafschaft nntergoordnet, welches ebenfalls denselben ernennt, ü^^ 
dieses steht wieder unter dem Oberpräsidenten der Provinz Sachs^^* 
Selbst jeder Arzt, der sich in dieser Grafschaft niederlassen wi^*' 
muss hierzu die gräfliche Erlaubniss haben. 
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Y. Das Medizinal- oder HeilpersonaL 

1. Die Aerzte. 

Wir haben noch aus früherer Zeit nach dem Beglement vom 
1. Dezember 1825 (v. Hörn IL S. 41), welches fast nur noch histo- 
rischen Werth hat, sogenannte Medici puri, welche lediglich sich für 
4ie innere Praxis ausbildeten, Andere, welche zugleich in der Chi- 
rurgie ihre Prüfung ablegten, und entweder als Wundarzt oder Ope- 
rateur approbirt wurden. Andere, die zugleich die geburtshülf liehe 
Prüfung ablegten, die früher gar nicht zur Staatsprüfung gehörte, 
sondern nach dieser nach Belieben bei jedem Medizinalkollegio ab- 
grelegt werden durfte. Gegenwärtig muss jeder Studirende die Prü- 
fung in der Dreieinigkeit der Medizin, als Arzt, Wundarzt und Ge- 
burtshelfer, ablegen. Ausserdem ist die Prüfung bei der philosophi- 
schen Fakultät aufgehoben und dafür ein Tentamen physicum ge- 
treten (Zusätze vom 8. Oktober 1852 [v. Hörn n. S. 61] und Min.- 
Vert vom 1. Februar 1856) und in die Staatsprüfung ein physiolo- 
grischer Kursus eingeschoben. Wir übergehen alles hierher Gehörige, 
▼erweisen vielmehr auf V. Hörn und mein „Handbuch der Medizinal- 
polizei'' und beginnen sofort mit dem fertigen Arzt wie er ist und 
wie er sein soll. 

Die Approbation gilt für den ganzen Umfang des preussischen 
Staats, steht jedoch unter §. 42 der Gewerbeordnung und wird nur 
preussischen Staatsbürgern ertheilt. Vor der Niederlassung ist die 
Vereidigung bei einer beliebigen Regierung nachzuzuchen, in der 
Begel, wo man sich niederlässt. Für die Bekenner der jüdischen 
Religion ist ein besonderes Verfahren und ein besonderer Eid vor- 
geschrieben (Verfügungen vom 10. Nov. 1825 und 9. Dez. 1851). 

Nach SS« 16 — 25 der Gewerbeordnung ist demnächst ein be- 
stimmtes Domizil nothwendig, jedoch steht dem Arzt die freie Wahl 
XQ. Die An- und Abmeldung bei dem Physikus ist schon früher 
Angeführt worden. Ist der Arzt Landwehrmann, so muss er sich 
M dem Bezirksfeldwebel des früheren sowohl als des neuen Wohn- 
sitzes melden (Verfügung vom 26. November 1831). 

Der Unterschied der Civil- und Militärärzte in Bezug auf die 
Äaxis ist nunmehr vollständig beseitigt. 

Die ärztliche Praxis kann zwar nach §. 61 der Gewerbeordnung 
^om 17. Januar 1845 auch durch Stellvertreter ausgeübt werden, 
äW diese müssen dieselben Berechtigungen haben, wie diejenigen,, 
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welche sie vertreten, d. h. jeder approbirte, vereidete und domizi- 
lirte Arzt kann den anderen vertreten. 

Bei Entbindungen dürfen Aerzte sich nicht der Wickelfrauen,, 
sondern nur der Hebammen bedienen (Ministerialverfügung vom 
]8. Mai 1853). 

Das Dispensiren von Arzneien ist den Aerzten verboten nach 
dem Edikt vom 27. September 1725 und 2. November 1810 und nach 
dem Strafgesetzbuch vom 14. April 1851. Wohl aber gestattet dies> 
$.14 der revidirten Apothekerordnung vom 11. Oktober 1801 den 
Apothekern, und §§. 460. 461 Th. IL Tit. 8 A. L. ß. 

Aerzte und Wundärzte müssen sich der eigenen Zubereitung^ 
der den Kranken zu reichenden Arzneien an Orten, wo Apotheken 
sind, der Eegel nach enthalten. Auch sogenannte Arcana darf Nie- 
mand ohne besondere Erlaubniss der dem Medizinalwesen der Pro- 
vinz vorgesetzten Behörde zum Verkauf verfertigen (cf. Erkenntnis» 
des Ober-Tribunals vom 5. Mai 1854). 

Hinsichtlich der Befugniss der Aerzte zum Selbstdispensiren von - 
Arzneien nach homöopathischen Grundsätzen bestimmt das 
Eeglement vom 20. Juni 1843 Folgendes: 

Da in Bezug auf das Heilyerfabren nach homöopathischen GrundBätzen 
eine Modifikation der Vorschrift, nach welcher Aerzte etc. dio Ton ihnen 
yerordneten Arzneien in der Begel nicht seihst dispensiren dürfen, ange- 
messen hefunden worden ist, so werden üher die Befugniss der Medizinal- 
personen zum Selhstdispensiren der nach homöopathischer Weise hereiteten 
Arzneien fQr den ganzen Umfang der Monarchie nachstehende Vorschriften 
gegeben : 

§. 1. Einer jeden Medizinalperson soll, so weit sie nach Inhalt ihrer 
Approbation zur CiTilprazis berechtigt ist, künftig, nach Massgabe der nach- 
folgenden näheren Bestimmungen gestattet sein, nach homöopathischen Grund- 
sätzen bereitete Arzneimittel selbst zu dispensiren. 

§. 2. Wer von dieser Befugniss (§.1) Gebrauch machen will, muss 
hierzu die Erlaubniss des Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medi- 
zinalangelegenheiten einholen. 

§. 3. Da die durch das Prüfungsreglement vom 1. Dezember 1825 an- 
geordneten Staatsprüfungen der Aerzte und Wundärzte auf Erforschung der 
pharmakologischen Kenntnisse und der pharmazeutisch - technischen Ausbil- 
dung der Kandidaten nicht mit gerichtet sind, bei dem Heilverfahren nach 
homöopathischen Grundsätzen auch mehrere in die Landespharraakopöe nicht 
aufgenommene Arzneistoffe angewendet werden, so kann die Erlaubniss zum 
Selhstdispensiren der erwähnten Mittel nur denjenigen Medizinnlpersonen 
ertheilt werden, welche in einer besonderen Prüfung nachgewiesen haben, 
dass sie die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten besitzen, um die 
verschiedenen Arzneimittel von einander unterscheiden, die verschiedenen 
Qualitäten derselben genügend bestimmen und Arzneimittel gehörig bereiten 
zu können. 

Diese Prüfung soll vor einer Kommission erfolgen, welche der Minister 
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der geistlieheDy Unterrichts- und Medieinalangelegenheiten ans dazu quali- 
fisirten, und insbesondere mit der Botanik, Chemie und Pharmakologie, so- 
wie mit den Grunds&tzen des homöopathischen Heilyer&hrens praktisch yer- 
trauten Männern b^tellen wird. Diese Kommission hat ihren Sits in Berlin. 
Dem genannten Minister bleibt es indess yorbehalten, bei eintretender be- 
sonderer Veranlassung die erw&hnte Prüfung auch anderswo, durch besonders 
bestellte Kommissarien, abhalten zu lassen. 

§. 4» Die Einrichtungen, welche zur Bereitung und Dispensation der 
Armeien tob den dazu ftlr befugt erklärten Medizinalpersonen getroffen wor- 
den sind, unterliegen in gleicher .Art, wie es bei den Hausapotheken statt- 
findet, welche ausnahmsweise einzelnen Aerzten gestattet sind, zeitweisen 
Yisitationen durch die Medizinal-Polizeibehörde. 

Bei diesen Visitationen müssen die betreffenden Medizinalpersonen sich 
darftber aasweisen: 

a) dass sie zur Bereitung und Dispensation der Arzneien ein nach den 
Gninds&tzen des homöopathischen Heilrerfahrens zweckmässig einge- 
richtetea besonderes Lokal besitzen; 

b) dass die yorhandenen Arzneistoffe und Droguen yon untadelhafter Be- 
schaffenheit sind; 

e) daM die wichtigsten Arznei Stoffe, deren namentliche Bezeichnung er- 
folgen wird, in der ersten Verdünnung angetroffen werden, damit die 
erforderliche chemische Prüfung derselben in Bezug auf ihre Reinheit 
angestellt werden könne; und 

d) dass ein Tagebuch gefthrt wird, in welches die ausgegebenen Arz- 
neien nach ihrer Beschaffenheit und Dosis, unter genauer Bezeich- 
nung des betreffenden Patienten und des Datums der Verabreichung 
eingetragen werden. 

§. 5. Es ist allen Medizinalpersonen untersagt, zubereitete homöopa- 
thische Arzneien zum Behufe des Selbstdispensirens , sei es in grösseren 
oder geringeren Quantitäten, direkt oder indirekt aus ausländischen Apothe- 
ken oder Fabriken zn entnehmen. 

{• 6« Wer homöopathische Arzneien selbst dispensirt, ist nur befiigt, 
dieselben an diejenigen Kranken zu yerabreichen, welche er selbst behandelt 

§. 7. Denjenigen Medizinalpersonen, welche die Genehmigung zum 
SelbMdispensüren homöopathischer Arzneimittel erhalten haben, bleibt es 
UBteraagt» vnter dem Verwände homöopathischer Behandlung nach den Chrund- 
sltsen der sogenannten allopathischen Methode bereitete Arzneimittel selbst 
CO dispensiren. 

§. 8. Wer ohne die im §. 2 yorgeschriebene Genehmigung sogenannte 
homJW>pathische Arzneimittel selbst dispensirt, soll yon der Hefugniss hierzu 
ftr immer ausgeschlossen bleiben und ausserdem nach den allgemeinen Vor- 
schriften Ober den unbefugten Verkauf yon Arzneien bestraft werden. 

§. 9. Eben diese Strafe (§. 8) und zugleich der Verlust der Befiigniss 
mm Selbstdispensiren soll denjenigen treffen, welcher sich einer Ueberschrei- 
tong der Vorschriften der §§ 6 und 7 schuldig macht. 

§. 10. Uebertretungen der §§. 4 und 5 sind mit einer Geldbusse bis 
sn 50 Thalem zu ahnden und können, bei Wiederholung des Vergehenn, 
naeh Torange«mgener zweimaliger Bestrafung, mit der Entziehung der Bo- 
fbgnisa zum Selbstdispensiren bestraft werden. 

^. 11. Die Untersuchung und Bestrafung der Vergehen gegen die Bc- 
sümmiAigen dieses Reglements erfolgt nach den allgemeinen Vorschriflcn 
ftber das StrafVer&hren gegen Medizinalpersonen wegen Verletzung ihrer Be- 
mftpfliehten. 

6* 



34 Yerschwiegenheit. Eunstfehler. Atteste. 

§. 12. Auf die sogenannten isopathischen Arzneimittel findet gegen- 
wärtiges Beglement keine Anwendung. 

Dazu ist [zu adhibiren die Ministerialverfagung vom 28. Fe- 
bruar 1846. 

üeber den Begriff des Dispensirens sind zu beachten das Gut- 
achten der technischen Kommission für pharmazeutische Angelegen- 
heiten vom 4. November 1851 und das Gutachten der wissenschaft- 
lichen Deputation für das Medizinalwesen vom 11. Juli 1843 und 
vom 20. Januar 1852. Hierzu ist zu adhibiren das Erkenntniss des 
Ober-Tribunals vom 24. Februar 1853 (v. Hörn H. S. 107). 

Auf diese Art hergestellte Arzneien dürfen die Aerzte jedoch nur 
an Kranke ihrer Praxis verabreichen und keinen Tausch gegen an- 
dere Arzneien vornehmen. Die Urtinkturen dürfen sie jedoch selbst 
bereiten (Verfügung vom 14. Januar 1862). 

Der Arzt ist verpflichtet, jedem, der seine Hülfe nachsucht, 
nach besten Kräften beizustehen; er ist strafbar, wenn er dies in 
dringenden Fällen ohne hinreichende Ursache verweigert (§. 200 des 
Strafgesetzbuchs) : 

Medizinalpersonen, welche in Fällen einer dringenden Gefahr ohne hin- 
reichende Ursache ihre Hülfe verweigern, sollen mit Geldbusse von zwanzig 
bis zu ftLnfhundert Thalern bestraft werden. 

Verschwiegenheit ist Pflicht des Arztes: 

§. 155* Medizinalpersonen und deren Gehülfen, sowie alle PersoneUi 
welche unbefugterweise Privatgeheimnisse offenbaren, die ihnen kraft ihres 
Amtes, Standes oder Gewerbes anvertraut sind, werden mit Geldbasse bis 
fünfhundert Thalem oder mit Gefängniss bis zu drei Monaten bestraft. 

Der Arzt ist daher auch straflos, wenn er als solcher Duellen 
beiwohnt. Er darf die Behandlung syphilitischer Militärpersonei^ 
vom Fähnrich abwärts nicht übernehmen (Ministerialverfügung vom 
18. November 1834). 

Den Begriff Kunstfehler kennt das Strafgesetzbuch nicht, 
wohl aber sind Fahrlässigkeit und Unwissenheit in dem' 
selben im Allgemeinen vorgesehen: 

§. 198. Wer durch Fahrlässigkeit einen Menschen körperlich verlete^^ 
oder an der Gesundheit beschädigt, soll mit Geldbusse von zehn bis ein' 
hundert Thalem oder mit Gef&ngniss bis zu einem Jahre bestraft werden. 

Diese Bestrafung soll nur auf den Antrag des Verletzten stattfinden, in' 
Bofem nicht eine schwere Körperverletzung (§. 193) vorliegt, oder die Ver^ 
letzung mit üebertretung einer Amts- oder Berufspflicht verübt worden ist. 

Ueber Ausstellung von Attesten sagt das Strafgesetzbuch: 

§. 257. Aerzte, Wundärzte oder andere Militärpersonen, welche nn- 
richtige Zeugnisse über den Gesundheitszustand eines Menschen zum Oe- 
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brauche bei einer Behörde oder VerBicherungsgesellBchafi wider besseres Wis- 
sen aasstellen, werden mit Gef^ngniss von drei bis achtzehn Monaten, sowie 
mit zeitiger Untersagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte bestraft. 

Vergleiche hierüber „Glossen zu dem preussischen Strafge- 
setzbuch gegen Medizinalpersonen. Von einem Medizinalbeamten.^' 
Berlin 1862. Hirschwald. 

Die Approbation erlischt von selbst nach §. 174 der Gewerbe- 
ordnung, wenn dem Arzt die bürgerlichen Ehrenrechte zur Zeit oder 
auf immer abgesprochen sind. Sie kann ihm jedoch auch nach der 
Gewerbeordnung entzogen werden, resp. nach §.71 des Gesetzes 
Tom 22. Juni 1861. 

Besondere Methoden, nach welchen ein Arzt behandelt, braucht 
derselbe der Behörde nicht anzuzeigen, eben so wenig, wie er Quar- 
talsanitatsberichte einzureichen braucht Verdächtige Todes^dle muss 
er anzeigen. 

Auf jedes Eezept muss der Arzt nach §. 2 a. der Apotheker- 
ordnung vom 11. Oktober 1801 das Datum, die Jahreszahl, den Na- 
men des Patienten und seine Namensunterschrift setzen. Verordnet 
er von den in der Tabelle D. der Pharmakopoe aufgeführten Arz- 
neien eine grössere Dosis, als dort als die höchste angegeben ist, 
80 muss er nach der A. K. 0. vom 5. Oktober 1846 ein ! beifügen. 
Hat er dies unterlassen, so muss der Apotheker deshalb bei ihm be- 
sondere Nachfrage halten. 

Die Verordnung kostspieliger Brunnen- und Badekuren, beson- 
ders ausländischer, untersagt schon die Instruktion vom 9. Fe- 
bruar 1800. 

Es ist wünschenswerth, dass darauf gesehen werde, dass junge 
Aerzte in Irrenanstalten angestellt werden (Circularerlass Yom 22. Sep- 
tember 1860). 

Die ärztlichen Gebühren werden, wo keine freie Vereinigung 
der Betheiligten stattgefunden hat, nach der Taxe vom 21. Juni 1815 
bemessen, die wir nebst den Nachträgen und Deklarationen bei je- 
dem Arzte als bekannt voraussetzen können und die in jedem Me- 
dinnalkalender enthalten sind. Ausführlicheres findet man bei y. Hörn 
Th.n. S. 122f. 

Wir heben nur noch im Allgemeinen Folgendes herror: Die 
Verpflichtung zur Zahlung liegt zunächt dem behandelten Kranken 
ob, für welchen dann eveni der zur Zahlung rechtlich Verpflichtete 
stritt, also nach Umständen Eltern, Ehegatten, Erben, Kommunen, 
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der Fiskus. Eine solche Forderung kann im Mandatsprozess ein- 
geklagt werden, wenn die Liquidation mit spezieller Angabe der 
Dienstleistungen und mit Berechnungen derselben nach der Taxe 
versehen ist. Einer vorlaufigen Festsetzung durch die Regierung 
bedarf es nicht, wohl aber dann, wenn es sich um Behandlung aus 
Staatsfonds handelt, oder wenn eine Requisition Seitens der Gerichte 
erfolgt ist. Beim Konkurs- und erbschafklichen Liquidationsprozess 
kommen die ärztlichen Gebühren in die 10. Klasse (§§. 72 und 76 
der Konkursordnung vom 8. Mai 1855). Hierbei können jedoch nur 
die niedrigsten Sätze liquidirt werden. 

Die Gebühren der Aerzte verjähren mit vier Jahren. Die Ver- 
jährung beginnt mit dem letzten Dezember desjenigen Jahres, in 
welchem die Forderung entstanden ist (Gesetz vom 31. März 1838 
§. 1 No. 1, §.2 No. 2 und §. 3 No. 3). 

Da die Aerzte nicht Staatsbeamte sind, so ist für nothleidende, 
altersschwache und dienstunfähige Aerzte auch von Seiten des Staates 
nicht gesorgt Es besteht jedoch eine alte Kabinetsordre vom 2. Mai 
1814, in welcher die Wittwe der in den Militärlazarethen verstc»:- 
benen Aerzte berücksichtigt, und diese wurde beim Auftreten der 
Cholera durch K. 0. vom 10. November 183J wieder aufgenonunen. 

Wir besitzen jedoch Privatvereine zur Unterstützung nothlei- 
dender Aerzte. Einen solchen gründete Hufeland im Jahre 1830« 
Das Statut darüber ist durch die A. 0. vom 21. November 1830 ge-* 
nehmigt. Das Statut der Wittwen- Unterstützungskasse vom Jahr^ 
1836 und 1847 ist in der A. G. vom 7. Juni 1857 ausgesprochen. 

Ausser diesen besteht in Berlin noch eine ärztiiche Unter-^ 
stüizungskasse, in Breslau eine Wittwenkasse für dortige Aerzte, io 
Bonn die Nasse'sche Stiftung und die von Krahmer ins Lebei^ 
gerufene Alterversorgungs- und Lebensversicherungskasse. 

Die Wundärzte werden nicht mehr ausgebildet ; von den Rechter» 
und Pflichten derselben s. v. Hörn 11. S. 40 u. 90. 51. 54. 80. 

2. Der Zahnant. 

Die Ministerialverfugung vom 9. Februar 1857 bestimmt, daa^ 
die Kandidaten der Zahnheilkunde, welche behufs ihrer Yorberei-^ 
tung Vorlesungen auf der Universität hören wollen, über ihre Schul- 
bildung ein Zeichen der Reife für die Tertia eines Gymnasiums, oder 
der Sekunda einer höheren Bürgerschule haben müssen, und ihre 
sonstigen persönlichen Verhältnisse zu keinem Bedenken zur Zulas* 
.sung zu den Vorlesungen Anlass geben dürfen (v. Hörn 11. S. 173). 
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Die Prüfung wird von dem Provinzial-Medizinalkollegio nach 
•dem Beglement yom 1. Dezember 1825 abgehalten. Die Meldung 
geschieht nach §. 50 bei den betreffenden Regierungen und in Ber- 
lin bei dem Polizeipräsidio. Die Prüfung selbst wird abgehalten 
nach §§. 65 — 73 inkL Zu §. 67 dieses Reglements erging eine De- 
klaration vom 8. Juli 1837 (v. Hörn H. S. 174). 

Die Prüfung kann, wenn der Kandidat nicht besteht, noch ein- 
mal , aber nur bei derselben PrüfungsbehOrde wiederholt werden. 
Ueber Approbation und Vereidigung gelten die allgemeinen Be- 
stimmungen. 

Zur Ausübung der zahnärztlichen Praxis ist zwar ebenfalls ein 
fester Wohnsitz erforderlich, der Betrieb ist jedoch auch im Um- 
herziehen gestattet, und es bedarf hierzu keines Gewerbescheines, 
da angenommen wird, dass ein solcher Arzt eine Kunst und kein 
Ckswerbe betreibt; aber er hat die Obliegenheit, sich jedesmal bei 
dem Physikus zu melden (Reglement vom 20. März 1839). Inner- 
ludb seiner Praxis ist ihm das Bereiten und Dispensiren der Zahn- 
anneien gestattet, das Verordnen innerer Mittel ist ihm untersagt 
Es ist ihm aber nicht gestattet, eine Niederlage yon Zahnarzneien 
m errichten (Ministerial?erfQgnu^g Tom 7. Oktober 1820). In Betreff 
^er Anfertigung künstlicher Zähne und des Einsetzens derselben er- 
gingen die Ministerialverfügungen vom 3. Juli 1840 und 6. Septem- 
ber 1847. Den praktischen Aerzten und Wundärzten steht zwar 
^e zahnärztliche Praxis gleichfalls zu, aber nach den Beschrän- 
famgen der VerfQgnu^gen yom 31. Dezember 1826 und 23. Juli 1845. 
Die Anwendung des Chloroforms ist den approbirten Zahnärzten 
gestattet (Verfügung yom 29. Mai 1860). Den Titel eines Doktors 
^ Medizin sind die Zahnärzte nicht zu führen berechtigt (Ver- 
ftgong yom 17. Noyember 1760). Die Praxis ausländischer Zahn- 
vzte wird nach dem Reskript vom 22. September 1821 geregelt 

Zum Staat und zur Kommune steht der Zahnarzt in denselben 
Verhältnissen, wie der Arzt überhaupt; ob sie yerpflichtet sind, 
^tische Aemter zu übernehmen, ist ausdrücklich nicht gesagt, 
iDfisste also in concreto interpretirt werden. Sie sind als Zahnärzte 
^^"^ so wenig gewerbesteuerpflichtig wie die Aerzte, selbst dafür 
^cbt, dass sie Zahnarzneien innerhalb ihrer Praxis debitiren, die 
«ie selbst gefertigt haben {Verftlgung vom 15. Dezember 1841). 
^iben sie jedoch offenen Handel mit Zahnmedikamenten, so sind 
«ie verpflichtet) einen Gewerbeschein zu lösen (Verfügung vom 29. Juni 
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1842). Der Militärpflicht müssen sie in gewöhnlicher Weise ge- 
nügen. Wegen der Gebühren ausländischer Zahnärzte s. Min.-Yef£ 
vom 23. Mai 1860 (v. Hörn Suppl.-Bd. S. 153). 

3. Die Hebamme. 

Die erste Hebammenschule wurde 1755 in Berlin errichtet, seit 
1790 auch in den Provinzen. Es giebt zur Zeit 18 Hebammen- 
anstalten, von denen die meisten königliche sind. Als Mnsteranstalt 
gilt die zu Paderborn, deren Statut vom 6. Juli 1844 von dem Ober- 
präsidenten der Provinz Westphalen genehmigt ist Es ist abge- 
druckt bei V. Hörn n. S. 180ff. 

Die Direktoren dieser Anstalten und die zweiten Lehrer werden 
von dem Herrn Minister angestellt. 

Der Unterricht wird nach dem preussischen Hebammen -Lehr» 
und Fragebuch (3. Ausgabe. Berlin 1866) ertheilt, welches da, m 
der Lehrkursus in polnischer Sprache abgehalten werden muss, also 
in Oppeln und Posen, ins Polnische übersetzt ist. 

Die Aufnahme in eine Lehranstalt ist durch persönliche Eigen- 
schafken und durch das Wahlattest der Gemeinde bedingt (Yerfö- 
gung vom 6. Januar 1841). Speziell sind erforderlich: 

1) ein Attest des Ereisphysikus in körperlich-geistiger Beziehung; 

2) ein Zeugniss des Beichtvaters über unbescholtetien Lebens- 
wandel ; 

3) ein Taufschein (Frauen über 30 Jahren werden in der Kegel 
nicht zugelassen. 

Der Kursus wird zweimal im Jahre abgehalten und beginnt asci 
1. Februar und 1. Oktober für 10 Schülerinnen und dauert 4 Monate. 
Die Schülerin darf nicht unter 18 und nicht über 30 Jahre alt» nich^ 
missgestaltet sein. Hände und Füsse frei von Fehlem, namentlich 
soll sie eine wohlgebildete Hand haben. Schwerhörigkeit und Eurz*^ 
sichtigkeit machen sie unbrauchbar. Die Unterrichts- und Neben'' 
kosten werden praenumerando bezahlt 

Beim Abgange aus der Anstalt erhält jede Hebamme ein Meyer^ 
sches Geburtskissen und einen vollständigen Instrumentenapparat^ 
den sie in bester Ordnung erhalten muss. 

In einigen Gegenden wählen die Frauen aus der Gemeinde,, 
jedoch in den meisten Orten der Gemeindevorstand die Hebammen-- 
Schülerinnen. 

Von der Prüfung der Hebammen handeln §§. 82—35 inkL des 
Beglements vom J.Dezember 1825. 
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Nach Nr. 2 der CircularverfügiiDg vom 6. Januar 1841 dürfen 
nur solche Frauen zur Prüfung zugelassen werden, welche in einer 
Lehranstalt einen yoUständigen Kursus durchgemacht haben. Eine 
Wiederholung der Prüfung kann nur bei derselben Behörde stattfinden, 
hei welcher die Kandidatin die erste Prüfung nicht bestanden hat 
(Verfügung vom 8. November 1849). 

Die Approbation einer Hebamme gilt nur fQr den Bezirk, für 
welchen das Wahlattest ertheilt war, und die Niederlassung behufs 
Ausübung des Gewerbes ist an die Genehmigung der betreffenden 
Polizeibehörde geknüpft. Die Gewerbeordnung hat hierin nichts ge- 
ändert Will die Hebamme verziehen, so kann dies nur geschehen, 
wenn die Approbation auf die neue Niederlassung eingeschrieben wird. 
Die Hebammen gehören zu den nichtbeamteten Medizinalpersonen, 
daher gelten auch hier die allgemeinen bereits bekannten Yorschnffcen. 
Vor Ablauf von fünf Jahren darf eine Hebamme den Ort, von 
dem sie gewählt ist» nicht verlassen (§. 530 des Lehrbuchs). 

Die Hebammen werden nicht nach einem Diensteide, sondern 
nach den S. 297 §. 537 des Lehrbuchs angefahrten Eidesnormen ver- 
eidigt (Verfügung vom 9. Juli 1849. Durch die A. 0. vom 16. Ja- 
nuar 1817 wurde das Institut der Bezirkshebammen ins Leben 
gerufen (v. Hörn n. S. 202). Hierzu gehört jedoch die Circular- 
Terfügung vom I.November 1823, wonach es der Hebamme firei- 
Bteht) sich niederzulassen, wo sie ihr Gewerbe betreiben will (v.Hornü. 
8. 203). Schon nach dem Medizinaledikt vom 27. September 1725 
(l c. Th. L S. 11) ist die Hebamme verpflichtet, einen Geburtshelfer 
berbei zu holen, wenn bei einer Entbindung Umstände sich ereig- 
nen, die eine Gefahr für das Leben der Mutter oder des Kindes be- 
sorgen lassen. Sie hat sich hierbei streng nach dem preuss. Heb- 
unmenbuch zu richten, und zwar besonders nach S. 159 %. 274 — 280: 

a) bei allen Geburtsfällen, zu deren Vollendung andere Werkzeuge 
als die §. 196 genannten nöthig sind, namentlich also Nabel- 
schnurscheere, Kly stierspritze, Katheter, Mutterspritze, Wen- 
dungsschlinge; 

b) bei solchen Fällen, die mit blosser Hülfe der Hand zu voll- 
ziehen sind, muss inmaer nur der Zeitverlust und die Gefahr 
entscheiden, nie der Kostenpunkt, der Wille der Kreissenden, 
der Angehörigen u. s. w. 

c) Ist ein Geburtshelfer nicht so schnell zu haben, 
als zur Abwendung der Gefahr nöthig ist, so darf die 
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Hebamme solche Hülfsleistungen vornehmen, wodurch die 
Geburt mit blosser Hand nicht nur anzufangen, 
sondern auch zu Tollenden ist 

Verschwiegenheit ist im hohen Grade ihre Pflicht ($. 155 
des Strafgesetzbuchs). Sie sollen von Aerzten ausschliesslich bei 
Entbindungen zugezogen werden, niemals aber Wickelfrauen. 

Bei ärztlicher H&lfeleistung an Schwangeren und. Kindern darf 
sie die Grenzen des Hebammenlehrbuchs nicht fiberschreiten, es 
trifft sie sonst die Strafe der Medizinalpfuscherei ($. 199 des Straf- 
gesetzbuchs). Cfr. 8$. 511 — 518 des Lehrbuchs. 

Da Hebammen auch in die Lage kommen können, Atteste 
auszustellen, so kann sie auch der $. 257 des Strafgesetzbuchs tref- 
fen, wenn sie wider besseres Wissen unrichtige Atteste zum 
Gebrauch ffir Behörden ausstellen. 

Plötzliche.ünglficksfälle berechtigen sie die ersten Bettungs- 
versuche anzustellen, wie sie in gedachtem Lehrbuch vorgetragclh 
sind. Beim weiblichen Geschlecht steht ihnen auch das Becht zu, 
die kleine Chirurgie auszuüben (Circularverfßgnu^g vom 15. Juni 1850). 
Das Durchschneiden des Zungenbändchens ist ihnen jedoch nicht 
gestattet (Verfügung vom 23. Juni 1853). 

Jede Hebamme soll einen sogenannten Hülfe apparat be- 
sitzen, welcher auf öffentliche Kosten angeschafft, und der bei der 
unbeanstandeten Prüfung ihr verabfolgt wird, wenn sie die Anstalt 
verlassi £r enthält: 

Eine Nabelschnurscheere, mehre Nabelbändchen, eine zinnerne 
Klystierspritze , eine Büchse mit Pomade, Badeschwamm, Katheter, 
zwei Wendungschlingen, eine Mutterspritze, ein Flaschen mit Aether, 
eine Flasche mit Zimmettropfen, eine Bürste, ein Netz, ein Lehr- 
buch (Verfiftgung vom 20. März 1828). 

Nach dem Beskript vom 18. Februar 1820 müssen die Heb- 
ammen sich mindestens alle drei Jahre einmal einem Bepetitorium 
bei ihrem Physikus unterwerfen. Hebammen, welche sich auszeich- 
nen, sollen zur Unterstützung und zur Bestallung als Bezirksheb- 
«mmen empfohlen, unwissende sollen zu einem neuen Lehrkursus 
angewiesen, denjenigen, die sich ganz vernachlässigt haben, soll die 
Konzession ganz entzogen werden. 

lieber die Entziehung der Approbation entscheiden die Begie- 
rungen ganz allein, die Gerichte nur dann, wenn es das Strafgesetz- 
buch vorschreibt 
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Jede Hebamme ist in gewissen Fällen yerpflichtet und berechtigt, 
die Kothtanfe %ü yerricbten nach den $$. 522 u. 523 des Lehrbuchs. 

Bei Geburt der Juden und Dissidenten ist sie verpflichtet, bei 
Gericht Anzeige zu machen; in der Bheinprorinz bei den Civilstands- 
beamten. 

In Beziehung auf die Praxis ausländischer Hebammen sind die 
auf Aerzte überhaupt erlassenen Verfügungen massgebend. 

Jede Hebamme ist verpflichtet, ein Tagebuch zu führen, wel- 
ches folgende Bubriken enthalten muss: 

1) die laufende Nummer; 

2) Jahr und Tag der Geburt; 

3) Name, Alter, Stand, Wohnort der Gebärenden; 

4) Erstgebärende, Mehrgebärende, zum . . .; 

5) Zahl und Geschlecht des Kindes oder der Kinder; 

6) ob die Geburt zeitig, unzeitig, frühzeitig; 

7) Art der Entbindung selbst: 

a) Lage des Kindes und der Nachgeburt, 

b) ob und welche Zufälle vor, während und nach der Geburt 
stattgefunden, 

c) ob und welche Kunsthilfe und von wem dieselbe geleistet 
wurden; 

3) Erfolg: 

a) für die Mutter, 

b) für das Kind; 

9) Besondere Bemerkungen der Hebamme; 
10) Bemerkungen des bei der Geburt anwesenden Geburtshelfers: 

a) über den Geburtsyerlauf^ 

b) über das Benehmen der Hebamme. 

Die Gebühren einer Hebamme sollen sich sowohl für die Ent- 
bindung als für die Pflege der Mutter und des Kindes nach der 
YerfiEMSung jedes Ortes richten. Sollte, heisst es in der Note zu HI. 
Taxe für den Geburtshelfer, darüber Streit entstehen, welcher weder 
aus der Lokalobservanz noch aus einer anderen Lokalnorm entschie- 
den werden kann, so ergiebt die erwähnte Taxe, in sofern sie auf 
^e den Hebammen zukommende Verrichtung passt, den Massstab 
ftr sie, jedoch in der Art ab, dass ihnen in der Regel nur ein Vier- 
tel des Satzes für den Geburtshelfer gebührt, und dieser kann nur, 
wenn es die Vermögensumstände der Entbundenen erlauben, bis auf 
«in Drittel erhöht werden. Diese Gebühren hat sie auch dann zu 
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fordern, wenn auf ihr Verlangen ein Geburtshelfer zugezogen wor- 
den ist. Das Becht der Bezirkshebammeu, da Bemuneration zu for- 
dern, wo eine andere Hebamme entbunden hatte, ist durch A. 0. 
vom 21. Mai 1827 aufgehoben. 

Bei chirurgischen Verrichtungen erhalten sie den vierten Theil 
bis zur Hälfte der den Chirurgen zugebilligten Sätze. Einzelne Ee- 
gierungen haben jedoch, um Streitigkeiten dieser Art möglichst zn 
vermeiden, für ihre Departements besondere Verfügungen erlassen. 
Unter Umständen können jedoch auch diese erhöht werden (Ver- 
fügung vom 17. Mai 1862. 

Jede von der Behörde approbirte Hebamme ist, so lange sie 
ihrer Stelle nicht verlustig ist, von allen Personalleistungen und 
persönlichen direkten Abgaben, sowohl kommunalen als königlichen, 
befreit. Besitzt sie jedoch ein Grundstück, so muss sie natürlich 
die darauf haftenden Abgaben tragen. Auch von der Klassenstener 
sind sie befreit, wenn sie Wittwen oder unverheirathet sind (Ver- 
fugung vom 13. Juli 1820). Auch von Gewerbesteuer sind sie frei 
(Verfügung vom 13. Juli 1819). 

Nach §§. 71 ff. der Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 kann 
der Hebamme wegen unmoralischen Lebenswandel, grober Fahrläs- 
sigkeit, Widersetzlichkeit u. s. w. die Approbation entzogen werden. 
Auch hierüber führen die Kreisphysiker die Aufsicht. Wenn Heb- 
ammen als Sachverständige oder Zeugen vernommen werden, haben 
sie sich nach §. 279 ff. des Lehrbuchs zu richten. 

Die königliche Regierung hat das Recht, Ordnungsstrafen gegen 
Hebammen festzusetzen (Verfügung vom 11. März 1862). 

Sobald eine Hebamme verhaftet wird, muss von Amtswegen 
dafor gesorgt werden, dass sie durch eine qualifizirte Hebamme 
vertreten werde (Verfügung vom 28. Mai 1822). 

Bei der traurigen Lage, in der die meisten Hebammen sich be* 
finden, war man schon früh bedacht, einen Unterstützungsfonds 
für dieselben zu bilden, und zwar nach der A. K. 0. vom 16. Jan» 
1817 aus den Abgaben bei Taufen und Trauungen durch die Geisi* 
liehen. Jedoch ist in anderen Regierungsbezirken entweder die TJn" 
terstützung der Hebammen durch Zuschläge zu den Ereissteuer^^ 
festgesetzt, in anderen, besonders am Rhein, werden Taufen uti^ 
Trauungen besteuert; die Erhebung der Abgabe erfolgt durch di^ 
Kommunalbehörde. Für Versendung dieser Unterstützungsgelder i^^ 
Portofreiheit bewilligt unter der Bezeichnung „Kollektengelder". Di^ 



Wickelfrauen. Heildiener. 93 

Unterstützung selbst erfolgt durch die Begierung. In welchen Fäl- 
len eine Hebamme vor dem Richter Zeugniss ablegen soll, bestimmt 
$. 526 des Lehrbuches, daher sie ihr Tagebuch gewissenhaft füh- 
ren muss. 

Zum Hülfspersonal der Hebammen gehören die sogenanten Wik- 
kelfrauen und die Hebammengehülfinnen. Die letzteren sind 
zur Iselbständigen Ausübung der Geburtshülfe befugt, und dienen 
namentlich zur Stellvertretung alternder Hebammen (Eegulativ vom 
23. Januar 1821). Die ersteren sind nur für die Dienstleistungen 
nach der Entbindung bestimmt, und ihre Zuziehung ist nur den 
Hebeammen gestattet, den Geburtshelfern aber verboten (Min.-Verf. 
V. 20. Oki 1828 (Simon u. Rönne I. S. 534; v. Hörn H. S. 100). 

4. Der Heildiener. 

Zwar wurde schon durch die Verfügung vom 20. März 1828 
an nicht approbirte Personen die Erlaubniss ortheilt, sogenannte 
kleine chirurgische Hülfsleistungen zu verrichten, aber erst, seit im 
Jahre 1851 die chirurgischen Lehranstalten aufgehoben sind, wurde 
das Institut der Heilgehülfen durch die Verfügung vom 31. Oktober 
1851 ins Leben gerufen (v. Hörn E. S. 219). 

Die Ministerialverfügung vom 27. März 1852 bezeichnet ihre 
Wirksamkeit und setzt die Gebühren derselben fest. 

§. 1. Die Konzession zur Ausübung der kleinen Chirurgie soll künftig 
nur Personen ertheilt werden, welche in Ciril- oder Milit&riarankenhäusem 
praktisch dazu ausgebildet worden sind und sich über ihre erlangte Befähi- 
gung ausweisen können. 

§. 2. Die Zeugnisse darüber, in welchen die Operationen, worin sie 
sich die erforderliche Fertigkeit erworben, namentlich aufgeftlhrt sein müs- 
sen, sowie über ihr Alter, ihre Religion, ihr Gewerbe und ihre sittliche Füh- 
rung haben sie den an den Landrath zu richtenden Konzessionsgesuchen bei- 
zuMgen. Der Landrath befördert die Gesuche mit den einzuholenden Gut- 
achten des Kreisphysikus und des Bürgermeisters und seinem eigenen Gut- 
achten über die Nützlichkeit solcher Personen an dem bestimmten Orte, wo 
sie wohnen oder sich niederlassen wollen, an uns weiter. 

§. 3. Zur Erlernung der chirurgischen Hülfeleistungen und zur Betrei- 
bung derselben als Nebengesch&ft (ihre Ausübung allein kann das Bestehen 
nicht sichern) eignen sich für das m&nnliche Geschlecht vorzüglich die Bar- 
biere; dem Bedürfhiss des weiblichen Publikums wird grösstentheils durch 
äie Hebammen genügt', welche in der Hebammen-Lehranstalt auch in der 
kleinen Chirurgie unterrichtet werden und dieselbe innerhalb der ihnen in 
unserer Verordnung yom 31. Juli d. J. gezogenen Grenzen ohne besondere 
Brlaubniss auszuüben befugt sind. 

$. 4. Alle Konzessionen zur Ausübung der kleinen Chirurgie sind wi- 
derruflich und werden yon selbst ungültig, wenn die konzessionirten Indi- 
viduen ihren Wohnort verändern. Dieselben dürfen die Operationen, fttr 
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welche sie koneesBionirt sind, nur auf jedesmalige Anordnung eines appro- 
birten Arztes unternehmen, und hat jede Ueberschreitung der Ghrenjsen des 
ihnen bezeichneten Wirkungskreises die Zurücknahme der Konzession und 
nach Umständen Bestrafung auf gerichtlichem Wege zur Folge , worauf sie 
bei der Uebergabe der Eonzession durch den damit beauftragten Kreisphy- 
sikus in einem mit ihnen vorzunehmenden und demnächst einzureichenden 
Protokoll aufmerksam zu machen sind. 

§. 5. Jährlich haben die Chirurgengehülfen die Instrumente zu den 
Operationen, deren Ausübung ihnen gestattet worden ist, dem betreffende^ 
Kreisphysikus in einem yon demselben zu bestimmenden Termine vorzuzeigen 
und sich über die Anwendung derselben einer Prüfung zu unterwerfen. Ueber 
den Befund der Instrumente und den Ausfall der Prüfung ist ein Protokoll 
aufzunehmen und uns gleichzeitig mit demjenigen über die jährliche Prü- 
fung der bereits ■ approbirten Hebammen einzusenden. 

§. 6. An Gebühren erhalten die Chirurgengehülfen die folgenden Sätze, 
Ton welchen die höheren in Städten mit einer Hevölkerung von mehr als 
10,000 Einwohnern und ausserdem bei notorisch wohlhabenden Leuten, die 
niederen in weniger bevölkerten Städten und auf dem platten Lande, sowie 
bei Leuten von bekanntlich geringem Vermögen und in allen Fällen, wo die 
Kosten aus öffentlichen Fonds bestritten werden, zur Anwendung kommen. 

1) Für die Applikation des Katheters bei Weibern 7| — 16 Sgr. Wenn 
die Applikation binnen 24 Stunden mehrere Male geschieht, so wird 
fQr jedes Mal nur die Hälfte der vorstehenden Sätze gerechnet. 

2) Für die Zurückbringuug eines Mutterscheiden- oder Mastdarmvorfalls 
71-15 Sgr. 

3) Für die Einbringung eines Mutterkranzes, welcher besonders bezahlt 
wird, 71-15 Sgr. 

4} Für das Setzen einer Fontanelle oder eines Haarseils Tj: — 15 Sgr. 

5) Für die Oeffnung eines Abscesses 1\ — 15 Sgr. 

6) Für jede Applikation der Schröpfmaschine 1 — 2 Sgr. 

7) Für jede Applikation eines trockenen Schröpfkopfes ^ — 1 Sgr. 

8) Für einen Aderlass im Hause des Kranken am Arm oder Fuss 5 bis 
7^ Sgr. 

9) Für einen Aderlass in der Wohnung des Chirurgengehülfen 2^ Sgr. 

10) Für das Setzen eines Blutegels 2 Sgr. Sollen mehrere gleichzeitig 
angesetzt werden, ffStr jeden ferneren l Sgr. Die Blutegel werden be- 
sonders taxmässig bezahlt. 

11) Für das Setzen eines Klystiers 5— 7J Sgr. 

12) Für das Setzen eines Tabackrauchklystiers 10 — 15 Sgr. 

13) Für das Legen eines Blasenpflasters 5 — 10 Sgr. 

14) Für den Verband einer einfachen Wunde 5 — 10 Sgr. 

15) Für die kunstgemässe Einwickelung beider Füsse, Unter- und Ober- 
schenkel, 7 s — 10 Sgr. 

16) Für die Assistenz bei einer Operation 10 — 20 Sgr. 

17) Für eine Nachtwache 20 Sgr. bis 1 Thlr. 

18) Bas Sostrum für den Besuch, bei welchem eine Operation gemacht 
wird, ist in dem Sostrum für die Operation oder den Verband mit- 
begriffen. Für jeden nachfolgenden Besuch 3—5 Sgr. 

19) Für einen ßesuch zur Nachtzeit, d. h. von 10 Uhr Abends bis 6 Uhr 
Morgens, 5 — 10 Sgr. 

20) Wohnt der Kranke über eine Viertelmeile von dem Wohnorte des 
Chirurgengehülfen entfernt, so hat er das Becht, freie Fuhre oder 
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statt derselben 5 ^gr. und den doppelten Säte fth* den Besuch zu 
yerlan^^en, in so weit das Sostrum für die etwa zu machenden Ope- 
rationen nicht höher ist, in welchem Falle der Besuch nicht beson- 
ders honorirt wird. 
21) Bei einer Beise über Land, welche über eine Meile betr&gt, bei fireier 
Fuhre oder 5 Sgr. per Meile für Fuhrkosten, an Di&ten 15 Sgr* bis 
1 Thlr, ausserdem aber nichts för die einzelnen Bemühungen. 

Femer ist Yon der königlichen Regierung in Breslau durch die 
Verf&gung yom 20. Januar 1860 ihnen das Zahnausziehen nach ärzt- 
licher Anordnung gestattet (Hörn Suppl.-Bd. S. 184). Ihre Prü- 
fung, welche von dem Physikus erfolgt, beschränkt sich hierin nur 
auf die Eenntniss der erforderlichen Instrumente und der dabei nO- 
thigen Handgriffe (Verfügung vom 24. Februar 1860). Wenn sie 
sich in Civilkrankenhäusern ausbilden wollen, so haben sie Zeug- 
nisse über Alter, Beligion, Gewerbe und sittliche Führung dem Land- 
rath einzureichen. Dieser im Verein mit dem Physikus und dem 
Bürgermeister berichten das Weitere an die Regierung. Unter dem 
20. Dezember 1852 ist eine kurze Anweisung f&r die Heildiener zum 
Besinfektionsverfahren bei ansteckenden Krankheiten erlassen und 
m dem Minister zur Nachachtung empfohlen worden. 

Die Heildiener werden nicht vereidigt, da sie nur auf ärzt- 
liche Anordnung handeln dürfen. Bei Wiederbelebungsver- 
suchen ist ihnen ein Anspruch auf eine Prämie zugesichert (Ver- 
fägnng vom 23. September 1854). Für die Prüfung haben sie jetzt 
2 Thlr. an den Physikus zu entrichten (Verfügung vom 19. Juli 
1852). Zur Ausübung der kleinen Chirurgie beim weiblichen Ge- 
schlecht sind jedoch Hebammen und Krankenwärter, in soweit sie 
te konzessionirt werden, befugt (Verfügungen vom 15. Juni 1850 
ond 10. November 1854). Die Konzession ist widerruflich und selbst 
^gültig, wenn sie ihren Wohnort verändern, oder wenn sie ihre 
Befagniss überschreiten, d. h. ohne Anordnung eines Arztes Opera- 
^onen, zu denen sie gerufen sind, unternehmen. Alljährlich müssen 
sie dem Physikus ihre Instrumente vorzeigen und sich über Anwen- 
änng derselben einer Prüfung unterwerfen, worüber der Physikus 
«in Protokoll aufnimmt. 

5. Diakonissinnen. Barmherzige Schwestern und Brüder. 

Die Diakonissinnen haben zwei Mutterhäuser, in Kaiserswerth 
^^ in Berlin. Die Allerhöchste Bestätigung des Ersteren ist er- 
gangen unterm 29. Februar 1844 resp. 20. November 1836, und des 
Letzteren, welches im Jahre 1847 gegründet wurde, durch die Mi- 
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nisterialverfögong Yom 29. November 1847. Diese Diakonissinnen 
sowie die barmherzigen Schwestern und Brüder, welche sich zu yer- 
schiedenen Ordensregeln bekennen und speziell sich der Sjranken- 
pflege widmen, können sich auch der kleinen chirurgischen Ver- 
richtungen unterziehen. Hierzu erging die Circularverfügung vom 
2. Juli 1853. In Beziehung auf das Dispensiren von Medikamenten 
ist ergangen die Ministerialverfügung vom 7. November 1859. Da- 
nach müssen sie sich Kenntnisse aneignen von den gebräuchlichsten 
Arzneien, den chemischen Präparaten, den giftigen und heftig wu> 
kenden Mitteln, besonders den direkten Giften, ihrer Anwendung 
und Aufbewahrung, sowie von den verschiedenen Formen, wie An- 
neien bereitet werden. Der Unterricht hierzu ist durch einen Apo- 
theker in seiner OfQzin zu ertheilen, bis derselbe ihr bescheinigt, 
dass er sie für hinreichend ausgebildet hält (v. Hörn SpL-Bd. S. 184). 
Dire Prüfung erfolgt von dem Physikus (Verfügung vom 2. Juni 
1851), wofür sie an denselben 2 Thlr. zu entrichten haben. Das 
Nähere hierüber 's. v. Hörn H. S. 226 ff. 

6. Krankenwärter und Krankenwärierinnen. '* 

Im Jahre 1832 wurde eine besondere KrankenwärtSrschule bei 
dem Charit^krankenhause in Berlin errichtet, in welcher plTch dem 
Handbuch zur Krankenwartung von Dr. C. E. Gedike^un4errichtet 
wurde. Es werden nur solche Individuen, Männer sowie^Frauen, an- 
gelassen, welche von der Ortspolizei dazu Erlaubniss haben. Nach 
Beendigung des Lehrkursus erhalten die Schüler ein QuaMkations- 
zeugniss und bleiben als Wärter in der Charite oder gehen in eine 
andere Krankenanstalt, oder übernehmen die Pflege von Privatper- 
sonen. Das Gewerbe der Krankenwartung steht unter Polizeiauf- 
sicht, schliesst aber nicht die Berechtigung der sogenannten kleinen 
chirurgischen Verrichtungen ein. Der Dienst der Krankenwärter 
ist überall nach besonderen Instruktionen geregelt. Der Staats- 
ministerialbeschluss vom 12. Oktober 1837, wonach bei Anstellungen 
von Krankenwärtern vorzugsweise auf Invaliden Bücksicht genonunen 
werden sollte, ist durch A. 0. vom 23. Juni 1851 dahin modifizirt 
worden, dass auch andere taugliche Civilpersonen dazu verwenclet 
werden sollen, falls ein Militärinvalide hierzu nicht geeignet gefun- 
den würde. Bei unverschuldetem Ausscheiden aus dem Kranken- 
wärterdienst soll ihnen ein angemessenes Gnadengehalt bewilligt 
werden (v* Hörn IL S. 236 u. 237). 
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7. Bandagiiten, Y^ertiger chirargischer Instrumente, Hühneraugen- 
Operateure. 

Für die Pr&fang der Bandagisten und chirurgischen Instm* 
mentenmacher gilt die Verfügung vom 20. Februar 1847. In Betreff 
des Handels mit chirurgischen Instrumenten und Bandagen siehe 
Ministerialverfügung vom 11. März 1862. 

Die Verfertiger von Instrumenten für die thierärztliche Praxis 
sowie die Hühneraugen - Operateure sind ebenfalls einer Prüfung 
unterworfen. Auf die letzteren bezieht sich die Verfügung Tom 
25. August 1845. 

lieber die Prüfungsgebühren aller in diesem Kapitel genannten 
IndiYiduen bestimmt das Nähere die Circularverfügung vom 28. Fe- 
bruar 1847. 

Die Ton einer königlichen Begierung ertheilte Eonzession ist 
auch fiür jeden anderen Begierungsbezirk gültig. 

8. Der Apotheker. 

Das Allgemeine Landrecht handelt von demselben im Ab- 
Schutt 6 Theün. Titel 8: 

). 456« Apotheker sind sur Zubereitung der Arzneimittel, ingleichen 
nm Verkaufe derselben und der Gifte ausschliessend berechtigt. 

|. 457. Naturwzeugnisse, welche, ausser der Medizin, auch su anderen 
faW&en-, Haus- oaer Küchenbedürfiiissen gebraucht werden, mOgen Apo- 
ikeker ebenfalls fthren und, jedoch nur in kleinen Quantitäten, verkaufen. 

|. 458 Zum Handel mit Gewflrz- oder anderen Material waaren sind 
^e Apotheker, als solche, nicht berechtigt. 

!• 459. Doch hat an Orten, wo kein besonderer Gewürzkr&mer oder 
Materialist angesetzt ist, der Apotheker die Vermuthung ftir sich, dass er 
«dl mit Gewürzen und Materialwaaren zu handeln ausschliessend berech- 
tigt seL 

}. 460. Aerzte und Wundftrzte müssen sich der eigenen Zubereitung 
iit den Kranken zu reichenden Arzneien an Orten, wo Apotheker sind, der 
1^1 nach enthalten. 

{. 461. Auch sogenannte Arkane darf Niemand ohne besondere Er- 
Inlnuss der dem Meduinalwesen in der Provinz vorgesetzten BehOrde zum 
^ei^ufe verfertigen. 

J. 462. Das Bedit, zur Anlegung neuer Apotheken Erlaubniss zu geben, 
^onuat allein dem Staate zu. 

{• 463. Dergleichen neue Konzessionen sind nach den Vorschriften von 
^ririlegien zu beurtheilen. 

{• 464. Die Apotheker sbd der unmittelbaren Aufsicht des Staats und 
^ von ihm angeordneten Medizinalbehörden unterworfen. 
. !• 465. Nur diejenigen, welche die Apothekerkunst ordentlich erlernt 
'^i zu deren Ausübung nach angestellter Prüfting von der Medizinal— ^ 

7 
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behOrde tüchtig befunden und zur Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten durch 
diese Beh^Jrde rerpflichtet worden, sind fähig, einer Apotheke ronustehen. 

§. 466. Wem es an diesen Erfordernissen mangelt, der muss zur Ver-* 
iraltung einer durch Erbgangsrecht oder sonst ihm zugefallenen Apotheke 
einen nach obiger Vorschrift qualifizirten Proyisor bestellen. 

J. 467. Ein solcher Proyisor hat die Bechte und Pflichten eines Hand- 
lungsfaktors. 

§. 468. Kein Arzt soll in der Begel eine eigene Apotheke besitze!» 
oder dieselbe durch sich selbst oder durch Andere yerwalten. 

§. 469. Ein Apotheker ist bei Verlust seines Bechts schuldig, daf&r 
zu sorgen, dass die nöthigen Arzneimittel bei ihm in gehöriger Güte zu allen 
Zeiten zu haben sind. 

§. 470. Auch muss er solche Veranstaltungen treffen, dass das Publi- 
kum und die Kranken mit deren Zubereitung, es sei bei Tage oder bei Nacht^ 
schleunig gefSrdert werden. 

f. 471. IMe Pflichten der Apotheker wegen der Zubereitung, des Ver- 
kaufs und der Verwahrung der Arzneien upd Gifte, ingleichen wegen dea 
Kurirens der Krankheiten sind im Kriminalrechte bestimmt. 

§. 472. Apotheker geniessen wegen der einem Gemeinschuldner auf 
Kredit gereichten Arzeneien das in der Konkursordnung näher bestimmte 
Vorrecht. 

§. 473. Die yon ihnen nach kaufmännischer Art geführten Bücher haben 
die Bechte und die Glaubwürdigkeit der Handluogsbücher. 

§. 474. Auch in Ansehung des Wechselausstellers geniessen sie die 
Bechte der Kauf leute. 

Als allgemeines Landesgesetz gilt die revidirte Apothekerord- 
nung vom 11. Oktober 1801, wörtlich abgedruckt bei v. Hörn n. 
S. 240—250 und bei Simon und Bönne I. S. 619ff.; sie gilt bis 
auf einige Abänderungen noch jetzt. Sie handel^ in ihrem ersten 
Titel von den Apothekern überhaupt, von den Lehrlingen, Gehülfen 
und Provisoren. Auch die allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Ja- 
nuar 1845 handelt von den Bechten und Pflichten der Apotheker in 
gewerblicher Beziehung. Femer das Strafgesetzbuch: 

§. 345. Nr. 4. Wer bei der Aufbewahrung oder bei dem Transporte* 
Ton Giftwaaren, Schiesspulyer oder anderen explodirenden Stoffen oder Feuer* 
werken, oder bei Ausübung der Befugniss zur Zubereitung oder Feilhaltung 
dieser Gegenstände, sowie der Ar/eneien, die deshalb ergangenen Yerord-» 
nungen nicht befolgt, wird mit Geldbusse bis zu fünfzig Thalern oder Gte« 
fängniss bis zu sechs Wochen bestraft. 

§. 348. Nr. 2. Gewerbtreibende, bei denen ein zum Gebrauche in ihrem 
Gewerbe geeignetes, mit dem Stempel eines inländischen Eichungsamtes nich^ 
rersehenes Maass oder Gewicht, oder eine unrichtige Waage yorgefunden 
wird, oder welche sich einer anderen Uebertretung der Vorschriften über diö" 
Maass- und Gewichtspolizei schuldig machen, werden mit Geldbusse bis z^^ 
dreissig Thalem oder Gefangniss bis zu yier Wochen bestraft. Auch ist di^^ 
Konfiskation des ungeeichten Maasses und Gewichtes, sowie der unrichtigem^ 
Waage im Urtheile auszusprechen. 

Die Eintheilung der Apotheker in zwei Klassen ist aufgehob^'^ 
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durch die A. 0. Vom 26. November 1853. Unterm 11. August 1864 
ist folgendes Beglement über die Lehr- und Servirzeit, sowie über 
die Prüfung der Apothekerlehrlinge und -Gehülfen ergangen: 

Die Bestimmungen der {§. 15 — 20 Tit 1. der reridirten Apothekerord- 
muig Tom 11. Oktober 1801 > die Lehrlinge und Apothekergehülfen betref- 
üsko, haben bisher ftlr die Begelung des Verhältnisses der Apothekenbesitzer 
so den f&r das Studium der Pharmazie sich yorbereitenden, als Hülfspersonal 
in die Apotheken aufgenommenen jungen M&nner als Norm gedient. Seit 
llngerer Zeit aber hat sich eine Erweiterung der, nach denselben, an die 
wisBenaehaftliche Befähigung der Lehrlinge und an ihre fernere Ausbildung 
ZV stellenden Anforderungen, gegenüber der rasch yorschreitenden Entwicke- 
lung der pharmazeutischen Hülfs< und Fachwissenschaften, als ein unab- 
weisliehes fiedürfniss herausgestellt 

In Erkennung dieser Nothwendigkeit ist daher überall bereits bei der 
Ausfthrung der hierauf bezüglichen Bestimmungen auf den Nachweis eines 
höheren als des zur Zeit des Erlasses der Apothekerordnung yorgesehenen 
Chrades Ton Schulbildung der Lehrlinge yor ihrem Eintritt in die Apotheke 
gehalten worden. Da im Einklänge hiermit auch ein grösserer Umfang yon 
theoretisehen Kenntnisson nach yollendeter Lehrzeit bei dem Lernenden vor« 
ausgesetzt und gefordert werden konnte, ist die Gehülfenprüfiing gleichfalls 
fiut in allen Kreisen der Monarchie nach einem, mit den ursprünglichen Be- 
sthnmungen zwar nicht im Widerspruch stehenden, aber yersch&rften Modus, 
welchen einzelne Regierungen durch besondere reglementarische Verordnung 
Iftr ihren Verwaltungsbezirk festzustellen sich yeranlasst gefunden haben, ab- 
gehalten worden. 

Wenn hiermit der Erledigung des in dieser Beziehung dringend gefÜhl« 
itn Bedürfnisses im Allgemeinen bereits n&her getreten, so hat doch die mo- 
£inrte Auffassung der in Bede stehenden Bestimmungen Seitens der yer- 
•duedenen MedizinalbehOrden eine Ungleichheit in der praktischen Aus- 
tÜDimg derselben zur Folge gehabt, welche im lateresse der Betheiligten 
vnd der Sache selbst einer definitiyen Abhülfe bedarf. 

Unter diesen Umständen und mit Berücksichtigung der hierüber yon 
mehreren Apothekenbesitsem und wissenschaftlichen Autoritäten erforderten 
niachtlidien Aenssemngen habe ich ein ^Reglement über die Lehr- und 
Beryirzeit, sowie über die Prüfung der Apothekerlehrlinge und Apotheker- 

?ftlfen ansarbetten lassen, welches, basirt auf die Hauptbestimmungen der 
15—20 der reyidirten Apothekerordnung, als eine durch die Anforde- 
nngen der Zeit und der Wissenschaft gebotene erweiterte Ausführung der- 
wlben anzusehen und fortan zu befolgen ist. 

Indem ich der EOnigl. Regierung ein Exemplar dieses Reglements in 
^ Anlage zur Nachachtung zugehen lasse, bestimme ich Behufs Ausiüh- 
nng desselben Folgendes: 

1) Die Vorschriften über die wissenschaflliche Vorbildung der Lehrlinge, 
§{. 3 und 4 des Reglements, treten für die Annahme neuer Lehr- 
Imge sofort in EnS^. 

2) Für die bereits angenommenen Lehrlinge yerbleibt es hinsichtlich der 
Dauer der Lehrzeit bei den mit dem Prinzipal abgeschlossen Ver- 
trägen. In Betreff der nach ihrem gegenwartigen Eontrakt zu yier- 
jähriger Lehrzeit yerpflichteten Lehrlinge ist es ftlr den Fall, dass 
der Lehrling das jetzt yerlangte Vorbildungsziel erreicht hat, dem 
Lehrherm gestattet, den Lehrling auch schon nach drei- resp. dritte- 
hzlbjähriger Lehrzeit zur Gehülfenprüfung zu präsentiren. 

7* 
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3) Die Bestimmungen der $§.7 — 15 des Beglements treten am 1 . Januar 1865» 
die Bestimmungen der $§. 18 u. 19. ibid. Tom 1. October 1865 ab m 
S^afty so dass alsdann nur Gehülfen, welche den daselbst voige- 
schriebenen Bedingungen genügt haben, zur Staatsprüfung werden m- 
gelassen werden. 
Die Königliche Regierung veranlasse ich, hiemach das Erforderliche zur 
Bekanntmachung im Amtsblatt und zur Ausführung des Beglements anzu- 
ordnen und namentlich die Kreisphysiker mit eingehender Anweisung sor 
Beachtung der dieselben besonders betreffenden Bestimmungen zu Tersehen. 

Reglement 

über die Lehr- und Senrirzeit sowie über die Prüfung der Apothekerlehrliiigs 

und Apothekergehülfen. 

Von den Lehrlingen. 

§. 1. Jeder Apothekenbesitzer ist befugt, Lehrlinge anzunehmen und 
Oehülfen zu halten. 

§. 2. In der Regel darf ein Apotheker nur soviel Lehrlinge annehmMf 
als er Oehülfen hat. Neben einem Gehülfen zwei Lehrlinge, oder neben 
zwei Gehülfen drei Lehrlinge* u. s. f. anzunehmen, ist in keinem Fäll 
gestattet. 

Ausnahmsweise kann einem Apotheker, dessen Gesch&ftsum&ng so ge* 
ring ist, dass er einen Gehülfen nicht zu salariren vermag, und der als dl 
geglückter, wissenschaftlich gebildeter und th&tiger Mann bekannt ist, Tift 
der betreffenden Königlichen Regierung gestattet werden, einen Lehrlim 
auch ohn e einen Gehülfen zu halten. 

§. 3. Wer die Apothekerkunst erlernen will, muss die wiasensditi^ 
liehe BefUiigung eines Schülers der Secunda eines Gymnasiums oder eintf 
Realschule I. Ordnung oder der Prima einer Realschule IL Ordnung ote 
das Abgangszeugniss der Reife von einer höheren Bürgerschule besitzeB und ] 
den Nachweis dieser Befllhigung durch ein Zeugniss darüber, dass er mii* 
destens ein halbes Jahr den Unterricht in einer der genannten Schulklassei 
mit Erfolg genossen hat, zu fUiren im Stande sein. 

Für den Fall, dass der Aspirant bisher eine öffentliche Schule nieht 
besucht hat, muss er sich durch den Direktor eines Gymnasiums, oder dvNk 
eine G^ymnasial-Prüfungskommission in Bezug auf £e bezeichnete wissea" 
schaftliohe Qualifikation prüfen und das betreffende Zeugniss ausstellen lasseik 
Das Attest eines Privatlehrers genügt zu diesem Zwecke nidit. 

§. 4. Vor Eintritt in eine Apotheke als Lehrling hat sich der quill* 
ficirte Aspirant bei dem betreffenden Kreisphysikus unter Yoriage: 

a) seines Schulzeugnisses (§. 3.), 

b) des von ihm selbst geschriebenen Lebenslaufii, und 

c) seines Yaccinations- und Revaccinations-Scheins 
persönlich zu melden. Nach Prüfung dieser Atteste ist der Kreisphysäiis 
ermächtigt, dem Aspiranten das Bef&higungszeugniss zum Lehrling 
der Apothekerkunst auszufertigen. 

Ohne dies amtliche Zeugniss darf kein Lehrling in einer Apotheke >&* 
genommen werden. 

§. 5. Die Dauer der Lehrzeit wird auf drei Jahre festgesetzt. 

Nur denjenigen Lehrlingen, welche vor ihrem Eintritt in die Lehre ^ 
Nachweis geföhrt haben, dass sie ein g^anzes Jahr den Untenicht der FriiB* 
eines Gymnasiums oder einer Realschule L Ordnung genossen^ oder wd^ 
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bereits die Beife sum Abgang auf die UniTorait&t erlangt haben, wird auf 
den Antrag ihres Lehrherm ananahmsweise ein Nachlass ron einem halben 
Jahre der Lehrzeit seitens der KOnigl. Regierung bewilligt werden. 

{. 6. Der Lehrherr ist verpflichtet, ^r die Ausbildung der Lehrlinge 
durch praktische Anweisung und Uebung in der pharmazeutischen Technik, 
iowie durch gründlichen theoretischen Unterricht in der Pharmazie und 
deren Hül&wissenschaften Sorge zu tragen. Zu diesem Zweck muss der- 
selbe mit den, dem Stande der Wissenschaft entsprechenden Lehrmitteln 
▼ersehen sein. 

Zu Dienstleistungen und Arbeiten, welche mit dem Apothekergesch&ft 
■icht in Beziehung stehen, dürfen Lehrlinge nicht Terwendet werden. Es 
muss denselben ausser den täglichen Arbeitsstunden geeignete Zeit zum Pri- 
▼atstudium und im Sommer zu botanischen Excursionen yergOnnt bleiben. 
Der Lehrherr hat darauf zu halten, dass jeder Lehrling sich ein systematisch 
geordnetes Herbarium der von ihm gesammelten Pflanzen anlegt. 

lieber die im Laboratorium unter Aufsicht des Lehrherm oder Gehülfen 
ausgeführten pharmazeutischen Arbeiten, zu welchen dem Lehrling, unter 
Umständen auch nur des Unterrichts wegen, besonders Gelegenheit gegeben 
werden muss, hat derselbe ein Jonmal mit kurser Beschreibung der Torge- 
nommenen Operationen und der Theorie des betrefienden chemischen Pro- 
aeeaes anzulegen und aufzubewahren. 

{. 7. Die Aufsicht auf den Gang der Bildung der Lehrlinge lieget dem 

Kreisphysikus ob. Um diese wirksam zu führen, hat der Kreisphysikus die 

Lehrlinge in den Apotheken seines Kreises wenigstens einmal jeden Jahres 

■a Beisein und unter Beistand des Lehrherrn über ihre Kenntnisse und 

Fortschritte in der Botanik, Physik, Chemie und pharmazeutischen Technik 

wk prüfen und sich davon zu überzeugen, ob dieselben mit dem Verst&nd- 

■■i der lateinischen Sprache genügend vertraut geblieben sind, ihr Her- 

Mwn in Ordnung gehalten und ihr Laborations-Joumal (§. 6.) vorschrifts- 

■Issig geföhrt haben. 

Ueber den Ausfall der Prüfung wird von dem Kreisphysikus ein bei 
dia Physikatsakten verbleibendes kurzes, von dem Lehrherm mit zu unter- 
•ehraibendes Protokoll aufgenommen. Der Kreisphysikus hat hierbei sowohl 
4en Lehrherm, als auch den Lehrling auf die der Förderang und Nachhülfe 
Wsonders bedürftigen Unterrichtsgegenst&nde aufmerksam zu machen und 
vie diee geschehen, im Protokoll zu vermerken. 

Sollte sich bei wiederholter derartiger Prüfung eine auffallende Untüoh- 
tigkeit des Lehrlings oder eine Yemachl&ssigung desselben Seitens des Lehr- 
l^flrrn herausstellen, so hat der Kreisphysikus hierüber an die vorgesetzte 
Königl. Regierang zur weiteren Veranlassung zu berichten. 

f. 8. Wenn der Lehrling die festgesetzte Lehrzeit zur Zufriedenheit 
leines Principals zurückgelegt hat, so ist er von Letzterem bei dem Kreis- 
physikus zur Prüfung als Gehülfe anzumelden. 

$. 9. Die Gehülfenprüfung wird vor einer Kommission abgelegt, 
welche aus dem Kreisphysikus, als Vorsitzendem, dem Lehrherm und einem 
iweiten Apotheker, der selbst Lehrlinge oder Gehülfen ausgebildet hat, 
^teht 

Den hinzuzuziehenden Apotheker w&hlt der Kreisphysikus vorbehaltlich 
^ Genehmigung der vorgesetzten Königl. Begierang. 

§. 10. Ueber den Gang der Prüfung nimmt der Kreisphysikus ein Pro- 
(^oll auf. Derselbe ist berechtigt über die Auswahl der einzelnen Prü- 
«BgBgegenst&nde zu entscheiden und auch, soweit es ihm von seinem 
o^dpnnkt geeignet scheint, mitzuprüfen. 
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Der Lehrherr des Examinanden hat nnr in den Gegenst&nden zu prüfen, 
welche ihm durch den Kreisphysikus, im Einyemehmen mit dem hinznge- 
zogenen Apotheker, bezeichnet werden. 

§. 11. Die GehtÜfen-Prüfung zerfllllt in einen praktischen nnd in 
einen mündlichen Abschnitt r 

a) Der Hauptzweck des praktischen Prüfungs-Abschnittes ist, 
zu ermitteln, ob dem Examinanden die Funktion eines Bezeptarins anver- 
traut werden darf. Zu dem Ende hat der Lehrling drei Becepte zu Ter- 
schiedenen Arzneiformen zu lesen, regelrecht anzufertigen (resp. zu dispen- 
siren) und zu taxiren. 

Wo es die Umstände gestatten, bleibt es der Kommission überlassen, 
den Examinanden ausserdem noch ein leicht darzustellendes pharmazeutisdies 
Präparat (in massigem Umfang) bereiten zu lassen. 

b) Die mündliche Prüfung wird mit der Vorlage einiger Droguen 
und chemischen Präparate, zur pharmakologischen Bestimmung, und einer 
Anzahl frischer oder eingelegter Pflanzen, zur Erkennung und terminolo- 
gischen Demonstration eingeleitet. Demnächst hat Examinand mindestens 
zwei Artikel aus der lateinischen Landes-Pharmakopöe zu übersetzen. Hieran 
ist in angemessener Weise die Prüfung in den Grundlehren der Botauk, 
Physik und pharmazeutischen Chemie anzuknüpfen. Schliesslich hat sich 
der Examinand über seine Bekanntschaft mit den Bestimmungen, welche f^ 
das Verhalten und die Wirksamkeit des Gehülfen in einer Apotheke mass- 
gebend sind, auszuweisen. 

§. 12. Der ganze Prüfungsakt ist während eines Tages zu absolyiren. 
Die mündliche Prüfung darf in der Begel die Zeit von 3 Stunden nickt 
überschreiten. 

§.13. Im Fall die Kommission die Leistungen des Geprüften für ge- 
nügend erklärt hat, ist der Kreisphysikus ermächtigt, dem Lehrling das 
Zeugniss als Apothekergehülfe auszustellen, worauf der Lehrhecr 
demselben das übliche Dimissions- Attest zu ertheilen hat. 

Die Ton den Mitgliedern der Kommission unterschriebene Prüfungsver- 
handlung wird zu den Physikatsakten genommen. 

Können sich der Kreisphysikus und der als Examinator zugezogene 
Apotheker für den Ausfall der Prüfung nicht einigen, so ist mittelst ge- 
meinschaftlichen Berichts unter Vorlegung der Prüfungs- Verhandlung und 
der schriftlichen Arbeiten die Entscheidung der vorgesetzten KönigL Be- 
gierung einzuholen. 

§. 14. Das Nichtbestehen der Prüfung hat die Verlängerung der Ldir- 
zeit um ein halbes Jahr zur Folge, nach welcher Frist die Gehülfenprüfung 
wiederholt werden muss. Wer auch nach der zweiten Wiederholung nicht 
besteht, wird zur Prüfung nicht wieder zugelassen. 

§. 15* Die aus der Prüfting entstandenen Kosten fallen dem Exami- 
nanden zur Last. Der Kreisphysikus und der als Examinator zugezogene 
Apotheker erhalten ausser den etwanigen reglementsmässigen Keisekosten 
jeder drei Thaler an Gebühren. 

Von den Apothekergehülfen. 

§. 16. Der Gehülfe steht zu dem Apotheken besitzer, seinem Prinxipi^» 
in dem persönlichen Vertragsverhältniss eines ihm für den Geschäfbbetrieb 
Dienenden und ist dessen Anordnungen pünktlichen Gehorsam schuldig 

Der Apothekenbesitzer darf dem Gehülfen das Dispensiren yon Ancnei-' 
mittein in der OfBcin (das Receptiren) und die Anfertigung von pharmaze^'' 
tischen Präparaten im Laboratorium (das Defectiren) selbstständig überlassei^ 
ist aber für die Arbeit des Gehülfen verantwortlich. 



Frivilegiam und Konzession der Apotheker. 103 

Wftlurend knner sufUliger Abwesenheit des Apothekenhesitsers ist der 
Oehttlfe dessen Stellyertrcter. Bei längerer Entfernung vom Gbsch&ft (Bei- 
•en) aber ist der Apotheker, falls sein Gehülfe nicht bereits die Approbation 
als Apotheker erlangt haben sollte, Terpflichtet, einen approbirten Apo- 
theker als seinen Stellyertrcter aniunehmen und dies dem Kreisphysikus 
anzuzeigen. 

§. 17. Der Gehülfe, welcher die Approbation als Apotheker noch nicht 
-erlangt hat, ist verpflichtet, die als Lehrling erworbene pharmazeutische 
Ausbildung durch Uebung und Privatstudium zu veryollständigen. Hierzu 
ist er von dem Prinzipal anzuhalten und mit Anweisung zu versehen. Das 
"Während der Lehrzeit begonnene Laborations-Joumal (§. 0.) hat er ord- 
nungsm&ssig fortzusetzen, mit Erlaubniss des Prinzipals botanische Kxcnr- 
sionen zu machen und sein Herbarium zu erweitem. 

Der Gehülfe muss den Lehrlingen in allen Beziehungen mit gutem 
Beispiel vorangehen und in der Unterweisung derselben den Prinzipal ge- 
wissenhaft unterstützen. 

{. 18. Die Servirzeit eines Gehülfen wird auf drei Jahre fesige- 
«etzt, von welcher Zeit ein Nachlass nicht stattfindet. 

Das Milit&rdienstjahr als einjähriger freiwilliger Pharmazeut in einer 
Hilit&r-Dispensiranstalt wird dem Gehülfen als ein halbes Jahr auf die 
Servirzeit in einer Civil-Apothoke in Anrechnung gebracht. 

§• 19. Behufs Zulassung zur Ablegung der pharmazeutischen Staats- 
prüfung haben die Gehülfen nach Absolvirung der dreijährigen Ser- 
virzeit (§. 18.) noch drei Semester hindurch dem Studium der phar- 
mazeutischen Wissenschaften an einer der preussischen Universitäten obzu- 
liegen. 

Bei länger als drei Jahre fortgesetzter Servirzeit ist ftLr jedes 
tberzählige Servirjahr der Erlass eines Studien- Semesters gestattet. Es 
«ad folglich nach vier Servirjahren mindestens noch zwei Semester, nach 
fflnf Servirjahren noch ein Semester des pharmazeutischen Studiums er- 
forderlich, wogegen Gehülfen, welche sechs Jahre oder darüber vorwurfs- 
frei conditionirt haben, und sich über ein fleissiges Privatstudium genügend 
ausweisen, ohne vorgängiges Universitätsstudium zur Staatsprüfung werden 
zugelassen werden. 

In den altpreussischen Landestheilen steht fest, dass die vor 
dem Edikt vom 2. November 1810 bestandenen Apotheke rprivi- 
legien, wenn sie nicht ausdrücklich nur auf eine bestimmte Person 
lauten, fortdauern und als selbstständige Bealgerechtigkeiten in's 
Hypothekenbuch eingetragen, verpfändet, vererbt und an qualifizirte 
Pharmazeuten veräussert werden können. 

Bei Apotheken, welche kein Bealprivilegium haben, beruht die 
Befugniss zum Betriebe des Gewerbes lediglich auf einer 
an die Person geknüpften Konzession, welche unter mannig- 
&chen Umstanden erlöschen kann und erst wieder für eine Apotheke 
verwendet werden kann, wenn darauf für eine andere Person eine 
neue Eonzession ertheilt wird. Sonach haben wir also noch privile- 
girte und konzessionirte Apotheken. In diesen Beziehungen sind 
%ende Thatsachen zu konstatiren. Nach dem Ableben eines 
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Xonzessionisten kann, bis die Eonzession einem Ande- 
ren ertheilt wird, das Geschäft auf Bechnung des bis- 
herigenBerechtigtenresp. seinesErbfolgers durch einen 
qualifizirten Provisor fortgesetzt werden. So ist nament- 
lich das, was den Wittwen privilegirter Apotheker nach 
$$. 4 und 5 der revidirten Apothekerordnung zusteht, dass sie die 
Apotheken bis zur Grossjährigkeit ihrer Kinder anderweitig verwal- 
ten lassen können, auch den Wittwen konzessionirter Apo- 
theker zugestanden worden. 

Dies ist durch die Circularverfügung vom 23. Juli 1832 ausser 
Zweifel gesetzt worden. Es ist sonach bis auf die Yeräusser- 
lichkeit jetzt kein wesentlicher Unterschied metr zwischen kon- 
zessionirton und privilegirten Apotheken. Auch ist der qualifizirte 
Käufer einer konzessionirten Apotheke vor jedem anderen besonders 
berücksichtigt worden, jedoch in der Art, dass nur die materielle 
Einrichtung, Bestände, das Grundstück etc. Gegenstand des Kaufkon- 
trakts sein durften; und ausser wenigen Modifikationen ist dies noch 
jetd; die Sachlage (Ministerialreskript vom 13. August 1842). 

Im Gerichtswesen sind jedoch noch einige Abweichungen vor- 
handen. So gelten Apothekerprivilegien als solche noch als Beal- 
recht, d. h. es k^nen Hypotheken darauf bestellt werden (Ministerial- 
reskript vom 19. März 1840). Der Verkauf eines solchen Privilegii 
unterliegt dem Immobiliar-Werthstempel (Verfügung vom 18. Februar 
1825). Für den Fall einer Subhastation einer konzessionirten Apo- 
theke enthalten die Reskripte vom 9. Mai 185J und 19. März 1852 
besondere Vorschriften, die uns jedoch hier speziell nicht inter- 
essiren. 

Ueber die Anlage neuer Apotheken spricht sich die Verordnung 
vom 24. Oktober 1811 in folgender Art aus: 

Wir Friedrich Wilhelm, KOnig von Preussen etc. haben^ da die 

bisherigen polizeilichen Gesetze darüber, 

unter welchen Umständen die Anl^^ng neuer Apotheken zu ge- 
statten oder zu versagen sei, 

'ttüsolänglich und mangelhaft befunden worden, Folgendes zu besdüiesaen 

gemht: 

^.1. In Absicht der Torschriftsmässigen PrüfiiDg und Qualifikation der 
Apotheker, so wie ihrer Legitimation, um den Gewerbeschein zum Betriebe 
9u«s Gewerbes lösen zu können, behält es bei den schon bestehendea Gte- 
aetzen sein Bewenden, und yersteht es sich von selbst, dass auch, wer eine 
neue Apotheke anlegen will, allen desfallsigen Forderungen zu genügen hat. 

{. 2. Die Anh^e neuer Apotheken findet, wie in Städten, so in Fleeken 
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und Dörfern nur dann statt, wenn das Bedür&iss einer Yermehrang der- 
selben erwiesen ist 

{. 3. Wenn der Ereisphysikns im Einverst&ndniss mit der Polizei- 
behörde (in den grösseren Städten sind es die Magistrate oder Polizei- 
Präsidien, in den kleineren Städten oder in Flecken, die unter der Kreis- 
polizei stehen, ist es diese) die Anlage einer neuen Apotheke aus Gründen 
nöthig finden, so suchen sie von der Medizinaldeputation der Proyinzial- 
Begierung die Erlaubniss dazu nach. 

§. 4. Für zureichende Gründe werden angenommen: 

eine bedeutende Vermehrung der Volksmenge, 
bedeutende Erhöhung ihres Wohlstandes. 
{. 5. Findet die Medizinaldeputation die angegebenen Gründe hin- 
reichend und klar, so ertheilt sie die Erlaubniss zur Anlage einer neuen 
Apotheke, wenn 

entweder noch gar keine Apotheke an dem Orte vorhanden ist, oder 

wenn der oder die schon yurhan denen Apotheker nach yorhergegan- 

gener Aufforderung der Ansetzung eines neuen nicht widersprechen, 

oder ihren Widerspruch nicht begründen können. 

{. 6. Ist die Medizinaldeputation der Meinung, dass ein solches Wider- 

spruchsrecht begründet sei, so überlässt sie nach der genauesten Ausmitte- 

limg aller Umstände die Sache dem Allgemeinen Polizeidepartement zur 

Entscheidung. 

{. 7- In den drei grossen Städten Berlin, Königsberg und Breslau 
wird die EIntscheidung der Frage über die Anlegung neuer Apotheken vom 
Polizeipräsidio im Einyerständniss mit dem Stadtphysikus allemal unmittel- 
bar Tor dem Allgemeinen Polizeidepartement nachgesucht. 

§. 8. Diese bestimmt, wenn der Vortheil des Ganzen die Anlegung 
wuer Apotheken erfordert, die Entschädigung der bis dahin bestandenen, 
neb den Grundsätzen des über die polizeilichen Verhältnisse der Gewerbe 
cnchienenen Gesetzes vom 7. September d. J. 

§. 9. Die Bestimmung in wie fem mit den Apotheken der kleineren 
Sadte Gewürzkram oder Materialhandel verbunden sein dürfe, gebührt alle- 
mal den Polizei- und Medizinal deputationen der Provinzialregierungen. 

Dazu erging die Circularverfügung vom 13. Juli 1840: 

Eis sind in der letzteren Zeit Anträge auf die Ertheilung der Kon- 
session zur Anlegung einer neuen Apotheke so häufig gemacht, und in 
einem Wege verfolgt worden, welcher mit den desfalls erlassenen Anord- 
iningen durchaus nicht im Einklänge steht, dass es für nothwendig erachtet 
werden muss, die hierüber festgestellten, in jedem einzelnen Falle ohne 
Aasnahme strenge zu beachtenden Vorscbriften zur allgemeinen Kenntniss 
gelangen zu lassen. 

In Gemässheit der Allerh. Verordnung vom 24. Oktober 1841 müssen 
die Anträge wegen Errichtung einer neuen Apotheke an einem Orte von der 
betreffenden Ortsbehörde und dem Kreisphysikus ausgehen. Wird von diesen 
beiden im Einverständnisse die Anlegung einer neuen Apotheke ftLr noth- 
wendig erachtet, so beantragen sie dieselbe bei der Königlichen Begierung, 
unter ausftkhrlicher Erörterung der daf^r sprechenden Gründe. Für zu- 
rachende Gründe werden angenommen: eine bedeutende Vermehrung der 
Volksmenge, bedeutende Erhöhung des Wohlstandes. Hierüber muss eine 
genaue auf spezielle Angaben gestützte Nachweisung geliefert werden, und 
in einzelnen vorkommenden FäUen ist den oben aufgestellten Bestimmungs- 
grttnden nur noch die Berücksichtigung der Hindemisse beizufügen, welche 
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etwa aas besonderen obwaltenden LokalFerh&ltnissen hinsichtlich der Kom- 
munikation mit dem Orte, an welchem sich bereits eine Apotheke befindet, 
für die auf dieselbe angewiesene Umgebung, sich herausstellen sollten. 
Befinden sich an dem Orte, f&r welchen die Errichtung einer neuen Apo- 
theke in Antrag gebracht Vrerden soll, bereits eine oder mehrere Apotheken, 
so sind resp. der oder die yorhandeoen Apotheker zuvörderst mit ihren 
etwa dagegen zu machenden Widersprüchen zu hören, und letztere, von 
einem gründlichen Gutachten darüber begleitet, in den an die Königliche 
Begierung zu erstattenden Bericht mit aufzunehmen. Die letztgenannten 
Behörden haben nunmehr, event. durch veranlasste Bückfragen zur näheren 
Aufklärung der obwaltenden, hierbei als maassgebend zu betrachtenden Ver- 
hältnisse , den an dieselbe dem Obigen gemäss gerichteten Antra^f einer 
sorgfUItigen Prüfung zu unterwerfen, und entweder den nicht ftlr gehörig 
begründet erachteten Antrag, unter Angabe der Gründe, zurückzuweisen, 
oder im entgegengesetzten Falle darüber einen gehörig motivirten gutacht- 
lichen Bericht an das betreffende Königliche Oberpräsidium zu erstatten. 
Von diesem ressortirt demnächst die definitive Entscheidung mit Ausnahme 
der Stadt Berlin, in welcher dieselbe dem Königlichen Ministerium der geist- 
lichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten vorbehalten und also von 
dem Königl. Polizeipräsidium auch an diese zu berichten bleibL 

Aus der obigen Feststellung des hierbei überall strenge zu beachtenden 
Instanzenzuges leuchtet zugleich ein, dass alle und jede Gesuche, welche 
sich auf die Errichtung einer neuen Apotheke an einem Orte beziehen, zu- 
vörderst an die betreffende Ortsbehörde und den betreffenden Kreisphysikus 
gerichtet werden müssen. Was nun fUr den Fall, dass die Anlegung einer 
neuen Apotheke an einem Orte als statthaft anerkannt sein und um die 
Verleihung der Konzession dazu sich mehrere Apotheker beworben haben 
sollte, die Entscheidung der Frage betrifilt, welchem von den Bewerbern die 
in Bede stehende Konzession zu ertheilen sei, so ist hierbei ein ähnliches 
Verfahren zu beobachten. Es haben daher die betreffende Ortsbehörde und 
der Kreisphysikus in dem von ihnen an die betreffende Königliche Begie- 
rung wegen Anlegung einer neuen Apotheke zu richtenden Antrage zugleich 
diejenigen Apotheker namhaft zu machen, welche -sich um die Ertheilung 
der fraglichen Konzession beworben haben, und demnächst, unter ausführ- 
licher Erörterung der Gründe, sich gutachtlich darüber zu äussern, welchem 
von den Bewerbern der Vorzug einzuräumen sein möchte Die Königliche 
Begierung und resp. das Königliche Polizeipräsidium in Berlin prüfen die 
gemachten Vorschläge, und legen dieselben in einem darüber zu erstattenden 
gutachtlichen motivirten Berichte dem betreffenden Königl. Oberpräsidium 
(für Berlin dem Königl. Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Me- 
dizinal-Angelegenheiten zur Entscheidung vor. Um nun den Behörden f&r 
die hierzu erforderliche Beurtheilung einen Massstab an die Hand zu geben, 
hat ein jeder Apotheker, welcher sich um die Ertheilung der Konzession 
zur Anlegung einer neuen Apotheke an einem Orte bewirbt, mit seinem des- 
fallsigen Gesuche zugleich ein vollständiges Curriculum vitae einzureichen, 
welchem die Zeugnisse über seine Führung während der Lehr- und Servir- 
jahre, die durch Ablegung der Staatsprüfung erworbene Approbation, ein 
Nachweis über seine Führung nach erlangter Approbation, der genügende 
Ausweis darüber, ob er auch die zur Etablirung einer Apotheke und zum 
Betriebe des Geschäfts erforderlichen Mittel besitze, die Angabe, ob er be- 
reits eine Apotheke besessen habe, und wodurch er den Besitz derselben 
au&ugeben veranlasst worden sei, und die nähere AnftLhrung der Umstände 
beizuftlgen sind, auf welche einen besonderen Anspruch zu begründen er 
sich glaube berechtigt halten zu dürfen. 
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Indem das Ministerium die Königliche Regierong aufforderty obige Vor- 
schriften durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniss zu bringen, theilt 
solches derselben zugleich zur besonderen Richtschnur hinsichtlich der zu 
treffenden Wahl unter den yerschiedenen Bewerbern um die Eonzession zur 
Anlegung einer neuen Apotheke an einem Orte die hierbei zum Grunde zu 
legenden Prinzipien mit, welche nach dem Sr. Majest&t dem Könige hierüber 
gehaltenen Vortrage von Allerhöchstdenenselben durch die Allerh. Kabinets- 
Ordre vom 30* Juni y. J. genehmigt worden sind, und strenge befolgt wer- 
den müssen, wenn bei den bedeutenden Vortheilen, die der Gew&hlte er- 
langt, und bei dem mithin hierunter auf das Wesentlichste 'betbeiligten In- 
teresse der einzelnen Bewerber, nicht zu begründeten Beschwerden über den, 
einem der Bewerber gewährten unverdienten Vorzug Veranlassung gegeben 
werden soll. 

1) Die Führung und Applikation des Bewerbers während seiner Lehr- 
und Seryirjfüire, die von ihm bei der abgelegten Staatsprüfung ge- 
zeigte gringere, oder höhere Qualifikation. 

2) Das frühere oder spätere Datum der Approbation als Proyisor, welche 
ihm auf den Grund des bestandenen Staats-Examens ertheilt wor- 
den ist. 

3) Die Führung und Leistungen nach empfangener Approbi^on, ob der- 
selbe sich ununterbrochen dem Apothekergeschäfl gewidmet hat, und 
dabei eine immer höhere Ausbildung in seinem Fache sich zu er- 
werben bemüht gewesen ist, dadurch also auch zu desto besseren Er- 
wartungen hinsichtlich der künftigen Verwaltung seiner eigenen Apo- 
theke berechtigt, oder ob dieses nicht der Fall ist, ob er yielleicht 
durch die Ueberoahme anderweitiger Geschäfte auf einige Zeit seinem 
eigenen Berufe mehr oder weniger sich entfremdet hat. 

4) Die frühere oder spätere Meldung zur Eonzessionsertheilung zur An- 
legung der Apotheke, und 

5) der nachzuweisende Besitz der zum Betriebe seines Geschäft erfor- 
forderlichen Mittel. 

€) Anderweitige Verhältnisse, welche zu Gunsten des einen oder andern 
Bewerbers sprechen, z. B. unter Voraussetzung übrigens ganz gleicher 
Qualifikation, die Anerkennung yon Verdiensten, weiche der Bewerber 
durch yorzügliche Leistungen irgend einer Art sich erworben hat etc. 
Es bedarf wohl keiner Be^rwortung, dass nicht ein einzelner dieser 
Punkte als der allein bestimmende betrachtet werden kann; denn wollte man 
^8 solchen z. B. die früher oder später stattgefundene Meldung gelten 
lassen, so dürfle nur jeder Apotheker nach erhaltener Approbation mit den 
Anmeldungen ftiir verschiedene Orte, in welchen die früher oder später ein- 
tretende Statthaftigkeit der Anlegung einer neuen Apotheke vorauszusehen 
ist, sich beeilen, um vor allen spätem, in jeder andern Hinsicht yielleicht 
bei weitem vorzüglicheren Bewerbern den Vorzug zu erlangen. Nur die un- 
]Mtrteüsche Berücksichtigung aller dieser Momente und das Resultat der 
sorgfältigen Abwägung der einzelnen gegen einander darf daher die zu 
treffende Wahl begründen. 

Schliesslich bemerkt das Ministerium nur noch, dass einem Apotheker, 
welcher bereits eine Apotheke besessen hat, die Konzession zur Anlegung 
einer neuen Apotheke nicht zu ertheilen ist, wenn nicht besondere Umstände 
obwalten, durch welche eine hierunter zu machende Ausnahme gerechtfertigt 
erscheinen dürfe, in welchem Falle jedoch jedesmal die Genehmigung des 
Ministeriums dazu einzuholen ist. 

Die Yerlegung einer Apotheke in ein anderes Lokal oder in 
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eine andere Gegend wird nach denselben Prinzipien beortheilt (Ver- 
fügung Tom 23. Anglist 1859). Die Verpachtung einer Apotheke 
ist nicht zulässig (Verfügung vom 19. Mai 1821). 

Die Vorschriften für Erben privilegirter Apotheker sind auch 
für die konzcssionirter Apetheker laut K. 0. vom 9. Dezember 1827 
und Ministerialreskripts vom 18. September 1823 anwendbar. Die 
Fortsetzung einer konzessionirten Apotheke ist nur in folgenden Fäl- 
len möglich: 

1) Wenn sie auf einem Realprivilegio beruht, ein Fall, der in 
der Eheinprovinz nicht vorkommen kann; 

2) wenn die Wittwe das Gewerbe ihres Mannes bis zu ihrem 
Tode oder bis zu ihrer Verheirathung fortsetzen will; 

3) wenn der Sohn ein praktischer Apotheker ist oder noch wer- 
den will; 

4) wenif die Tochter noch minorenn ist und bis zur erlangten 
Majorennität sich an einen qualifizirten Apotheker verheirathen 
wül. 

In allen übrigen Fällen hängt es von der Begierung ab, die 
Apotheke eingehen zu lassen oder die Eonzession anderweitig nach 
Ermessen zu ertheilen. Die K. 0. vom 8. März 1842 handelt von 
der Verbindlichkeit der Apotheker zur Uebemahme der Offizinein- 
richtung ihres Vorgängers. 

Die Konzessionirung von Filialapotheken regelt die Verfugung 
vom 7. Februar 1848; sie werden meist nur auf Kündigung ertheilt, 
z. B. in Bädern ; aber sobald sie eine Existenz gewähren, steht der 
Eonzession einer bleibenden Apotheke kein Bedenken entgegen. 
Hierher gehören auch die neueren Verfügungen vom 22. August 1860 
und 20. Dezember 1861. 

Die Berechtigung der Juden zur Acquisition von Apotheken ist 
anerkannt in der Verfugung vom 5. Februar 1861. 

Titel n. der Apöthekerordnung handelt von der Oberaufsicht 
über Apotheken. Es werden alle drei Jahre, in dringlichen Fällen 
auch zu unbestimmten Zeiten, Visitationen abgehalten. Eine hier- 
auf bezügliche Ministerialverfügung ist unterm 24. Januar 1867 er- 
gangen : 

In Bückgicht darauf, daas die Bestimmung ad Nr. 14 der Instruktion 
fÖT das Verfahren bei Apothekenrevisionen vom 21. Oktober 1819, nach 
welcher die Visitation einer Apotheke in kleinen St&dten in der Begel in 
einem, in grosseren in zwei Tagen beendigt werden muss etc., das ge- 
ringste Zeitmass bezeichnet, dessen Verwendung zur genauen Aus^lhmng 
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^eeee Geediifts Ar erferderlidi sa erachton ist, kann ich ee nieht billigen, 
dees die BeTisoren im Terflossenen Jahre es sich £ut sur Begel gemacht sn 
haben aoheinen, innerhalb eines Tages zwei Bevisionen nnd zwar in yer- 
Bchiedenen StSdten zn absolviren. Da zu beftrchten steht, dass der hiermit 
•etwa beabsichtigte Vortheil der Kostenersparung im Interesse der Gründlich- 
keit der Untersuchung fdr die Sache selbst zum Nachtheil ausschlagen 
dikrfte, 80 ist dies Yeiiahren künftig abzustellen, die BeTisoren aber haben 
die bei den Visitationen etwa erübrigrte Zeit zur Inspektion der an den be- 
treffenden Orten befindlichen Droguen- und Katerialwaarenhandlungen zu 
benatzen, deren in den Berichten der königl. jBegierung bisher nicht Er- 
wähnung geschehen ist. 

Femer mache ich wiederholt darauf aufinerksam, dass es nicht genfigt, 
Torffefnndene Mängel in den Verhandlungen zu bezeichnen, sondern dass 
au<£ die Abstellung derselben in den betreffenden Beyisionsbescheiden aus- 
drQoklidi in Erinnerung gebracht, angeordnet und demnächst kontrollirt 
werden muss. 

Da die Erlaubniss, einen Lehrling ohne Gehilfen annehmen zu dürfen, 
nicht ein- Ar allemal, sondern nur auf besonderes Nachsuchen in jedem 
einzelnen Falle ertheili wird, so hätte der Apotheker in N. in N., welcher 
einen schlechtunterrichteten Lehrling auf Grund einer seinem Vorgänaer im 
Jahre 1839 gewährten Erlaubniss hält und überdies Photografie als Neben- 
gesehäft treibt, zur sofortigen Annahme eines Gehilfen rerpflichtet werden 
sollen. 

Die Revision wird in folgender Art Torgenommen: 
1) Der Kommission sind vorzulegen: a) das Privilegium und die 
Besitzdokumente; b) die Approbation resp. Konfirmation des Provi- 
sors; c) die Pharmakopoe, die Arzneitaxe, das Medizinaledikt, die 
revidirte Apothekerordnung nebst nachträglichen Verordnungen; 
d) das Elaborationsbuch; e) die Giftscheine mit der darüber geführ- 
ten Xontrole; f) das Herbarium vivum einheimischer offizineller 
Pflanzen; g) einige Packete taxirter Bezepte. 2) Haben die Ge- 
hilfen ihren Lehrbrief und Zeugnisse vorzuzeigen, einige Fragen aus 
der Materia pharmaceutica und Chemie zu beantworten, ein Pensum 
aus der Pharmakopoe ins Deutsche zu übersetzen, auch eine Probe 
ihrer Handschrift ad acta zu geben. 

3) Auf ähnliche Art werden die Lehrlinge geprüft 

4) Wird die Offizin nach ihren Einrichtungen und Räumlich- 
keiten beschrieben, wie lang, wie breit, Stellung der Repositorien, 
Tische u. s. w., Zustand der Signaturen auf den Gefassen und Kästen. 

5) Das Laboratorium. Beschreibung der Räumlichkeiten, der 
Apparate und Alles, was sich sonst in demselben befindet. 

6) Die Yorrathskammern. Wo sie sich befinden und wie 
man dahin gelangt. Die Kräuter-, Material- oder Yorrathskammer, 
wo die Separanda sich befinden. In einer besonderen Abtheilung 
derselben befindet sich die Giftkammer. 
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7) Der Medizinalkeller. Beschreibung desselben nach Um- 
fang, Grösse, Höhe, Pflaster, Erhellung, Bepositorien, Bandgefasse, 
Inhalt. Eilner, Anweisung zur Bevision von Apotheken S. 5 — 10. 

Es versteht sich von selbst, dass die Apotheker etc. den Bevi- 
soren nicht nur keine Hindemisse in den Weg legen dürfen, son- 
dern ihnen mit Achtung begegnen, über Alles Auskunft geben und 
Erinnerungen bescheiden hinnehmen müssen. Glauben sie sich gra- 
virt, so haben sie ihre Einwendungen sofort zu Protokoll zu geben 
und die Entscheidung der Behörde zu überlassen. 

Der Apotheker hat femer für die zum Zweck der Bevision noth- 
wendigen Beagentien zu sorgen; die wichtigsten derselben nach 
der sechsten Pharmakopoe sind folgende: 

Acidum hydrochloratom (zum Ansäuern, Nachweisen Ton Silbersalzen etc.), 
Acid. sulphuric. dilut (zum Nachweisen von löslichem Baryt, Blei, Kalk, 
Strontian und Quecksilherrerbindungen).', Acid. tannicum (zum Nachweisen 
Ton Eisensalzen, Bestimmung von Leimlösungen etc.), Ammoniac. caustic. 
solut (auf Kupfer zum Alkalisiren , Zersetzen von Salzlösungen etc.) , Am- 
moniac ozalicum (auf Ealksalze), Aqua hydrosulfurata (auf Metallsalze), 
Argentum nitricum (auf Chlor und seine Verbindungen, kohlensaure und dop- 
pelkohlensaure Alkalien, Jodkalium, Cyankalium etc.), Baryum chloratum (auf 
Schwefelsäure und schwefelsaure Salze), {Charta ezploratoria coerulea (auf 
Säuren), Charta ezploratoria rubra (auf Alkalien), Ferrum sesquichlorat. solot. 
(auf Gerbstoff, Ammoniak etc.), Kali hypermanganicum (auf Chlor, schwefe* 
uchte Säure etc.). 

Einen Abdruck des Protokolls einer Apothekerreyision findet man 
z.B. bei Haekermann, Lehrbuch d. Medizinalpolizei (Berlin 1863) 
S. 173—192, also = 19 gedruckte Seiten. 

Besondere Aufsicht ist auf die sogenannte Series medicami- 
num zu richten, der noch ein Verzeichniss derjenigen Beagentien 
beigedruckt ist, welche jederzeit in der Apotheke Torräthig sein müs- 
sen (Verfügung vom 14. Mai 1847). 

Ueber den Verbrauch resp. Bestand der zu den Apothekenvisi- 
tationen unentgeltlich gelieferten Series medicaminum haben die Be- 
gierungen besonders zu berichten (Duflos, Die Prüfung chemischer 
Arzneimittel und chemisch-pharmazeui Präparate. München 1866; 
Ewald Wolff, Die Prüfung der Arzneimittel u. s. w. Berlin 1866). 

Ausserdem stehen die Apotheker unter steter Aufsicht des 
Physikus, welcher dieselben von Zeit zu Zeit besuchen und beob- 
achten muss. 

Der dritte Titel handelt von der Ausübung der pharmazeutischen 
£unst selbst, also von der Anschaffung und Bereitung der Präparat» 
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irad Bezepte. Der Anhang enthält eine Verordnung wegen Anfbe- 
wahrnng und Yerabfolgung Ton Giften. Hieraus ist Folgendes zu 
merken: 

Nach dem Reglement vom 16. September 1836 ist der Detail- 
handel mit Giften in sofern den Apothekern überlassen, als andere 
Handeltreibende dieselben nicht unter 1 Pfand resp. 2 Loth verkaufen 
dflrfen. Die den Apothekern vorgeschriebenen Yorsichtsmassregeln 
und Strafen gelten jedoch auch für letztere im ganzen Umfange, 
namentlich die S§. 4. 9. 10 des Edikts vom 27. September 1725. Die 
Bestimmungen des Landrechts $§. 693—95 und 697—701 sind durch 
das Stra^esetzbuch aufgehoben: 

{. d45> Nr. 2. Wer ohne polizeiliche Erlaubniss Gift oder AneneioD^ 
soweit deren Handel nicht durdi besondere Verordnungen freigegeben ist, 
zubereitet, yerkauft oder sonst überl&sst, wird mit Geldbnsse bis zu fun&ig 
Thalera oder Gefängniss bis zu sechs Wochen bestraft. 

Die ausftihrliche Anweisung darüber, wie sich sämmtliche Apo- 
theker und Materialisten zu verhalten haben, ist in der E. 0. vom 
10. Dezember 1800 enthalten: 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, KOnig von Preussen ete. 
iAb. thon kund und fügen hiermit zu wissen : Da Wir missftülig vernommen, 
hm den emanirten Verordnungen wegen sorftlltiger Aufbewahrung und yor- 
Bihtiger Verabfolgung der Giftwaaren nicht überall die strengste Folge ge« 
leistet wird, so haben Wir aus landesy&terlicher Vorsorge nöthig gefunden, 
£e in Unserm allgemeinen Medlzinal-Edikt vom J. 1725. S. 27. §. 4.^ in- 
gleichen die in der Verordnung an sämmtliche Apotheker Tom Jaihre 1758 
Mthaltenen Gesetze und Vorsclmften, insbesondere bei denjenigen Giftwaaren, 
welche im Nachstehenden mit dem Kamen direkte Gifte bezeichnet sind, 
iolgeiidermassen zu bestimmen und zu erweitem. 

{. 1. Unter der Bubrik: direkte Gifte sind folgende namentlich be« 
niflfSni: Alle Arsenicalia, als: weisser Arsenik, Operment, Bauschgelb, 
Fliegenstein oder der eigentlich sogenannte Kobalt, femer: Mercurius subli- 
matas corTosirius, Mercurius praecipitatus ruber, imgleichen Euphoreinm und 
weisse Niesswurz. 

§. 2. Zu diesen direkten Giften sind besondere von den übrigen Waaren 
und Medizinalien entfemte Behältnisse und Verschlage zu bestimmeih Be« 
sonders darf auch die hie und da angetroffene Unordnung, Arsenicalia und 
Mercurialia unter und neben einander zu stellen, hinftihro nicht weiter 
stattfinden; sondern es müssen beide nebst ihren besonders dazu bestimmen- 
den und stets reinlich zu haltenden Geräthschaften, als: Waageschaalen, 
Mftrser, hölzerne Löffel etc. in abgesonderten yerschlossenen Bäumen yer- 
wahrt werden. Die Schlüssel zu diesen Behältnissen nimmt der Apotheker 
selbst, oder in dessen Abwesenheit der älteste Gehilfe, in Verwahrung. 

§. 3. Ausser den Fällen, dass einer oder der andere dieser Artikel 
nach Bezepten, wenn solche Ton approbirten Aerzten und Wundärzten rer- 
ichrieben worden, zu dispensiren sind, darf der Apotheker solche im Hand- 
rerkauf nur allein zur Anwendung als Vieharzneimittel, zum technischen 
Ctebrauch für Maler, Färber und andere Künstler und Handwerker, die 
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deren su ihren Arbeiten bedürfen; imgleichen zur Tilgung schädlicher Thiere 
Terabfolgen. Diese Yerabfülgung darf aber nur gegen gültige Scheine, und 
bloss an sichere, unyerd&chtig und gesetzm&ssig dazu qualifisirte Personen 
geschehen. Hierunter sind zu verstehen: Personen aus der Klasse der Ho- 
noratioren, Königliche Bediente vom Ciril- und Militairstande, Ghitsbesitser, 
Prediger, ans&ssige Bürger und Eigenthümer, auch Landwirthe, wenn sie 
Ton dem Apotheker gekannt sind. In den Scheinen ist ausdrücklich anzu- 
geben, zu welchem Gebrauch das Qift bestimmt ist. 

Die Scheine selbst müssen von denjenigen Personen, welche die Gift- 
waaren verlangen, eigenhändig geschrieben und mit ihren Petschaften be- 
siegelt sein, auch nicht etwa von verdächtigen Personen, von Kindern oder 
unsichem Dienstboten überbracht werden. 

Landwirthe und andere zum Empfange benöthigter Giftwaaren quali- 
fizirte, dem Apotheker aber nicht persönlich bekannte Personen, haben sich 
durch ein von der Obrigkeit oder den Predigern ihres Orts beizubringendes 
Attest zu legitimiren. 

§. 4. Die Giftscheine sind in den Apotheken zu numeriren und sorg- 
fUtig aufisubewahren, auch ist zu deren Kontrollirung ein besonderes Gift- 
buch zu führen. Dieses Buch enthält in 6 Kolumnen 

a) die Nummer des Giftzettels, 

b) das Datum desselben, 

c) den Namen des Empfängers, 

d) ob dieser in Person empfangen oder durch wen? 

e) die Art des Giftes 

f) das Quantum desselben. 

§. 5* Da auch die Erfiihrung gelehrt hat, wie es nöthig sei, dass das 
verabfolgte Gift för Jedermann als solches bezeichnet und kenntlich gemacht 
werde, so sollen 

a) diese GKftwaaren nicht in blossen Papierhüllen, sondern in Behält- 
nissen von dichtem Holze oder von Steingut verabreicht; 

b) solche Behältnisse sorgfältig und fest verbunden , versiegelt oder 
sonst wohl verwahrt werden ; auch ist 

c) die Art des darin enthaltenen Giftes und überdem noch das Wort 
Gift besonders deutlich auf die Signatur zu schreiben. Nicht minder sind 

d) zu noch mehrerer Bezeichnung auch für Personen, die des Lesens 
ganz unerfahren sind, diese Behältnisse mit dreien in die Augen fiillenden 
crchwarzen Kreuzen, von der zur Bezeichnung der Grabmäler gebräuchlichen 
Gestalt, festhaltend zu bezeichnen, 

6) Ausser dieser strengem Yerftkgung über Aufbewahrung und Yerab- 
folgung der vorgenannten direkten Gifte wird den Apothekern in Ansehung 
sämmuicher übrigen heftig wirkenden Mittel die Beobachtung der grössten 
Vorsicht hiermit wiederfaolentlich anbefohlen. Des Endes sollen 

Aqua Lauro-cerasi, Opium und dessen Praeparata, Aconitum, Bella- 
donna, Cicuta virosa, Conium maculatum 
und andere Mittel dieser Art, ebenftdls in eigenen abgesonderten und ver- 
schlossenen Behältnissen aufbewahrt werden. Da auch Mittel dieser Art nur 
allein nach gesetzlich autorisirten Rezepten zu dispensiren sind, und gar 
nicht zu technischen und ökonomischen Bedürfiiissen des Publikums ge- 
hören, so wird deren Debit im Handkaufe, es sei mit oder ohne Schein, 
hiermit gänzlich verboten. 

§. 7. Auch die Materialisten, welche Giftwaafen verkaufen, sollen alle 
vorstehende, den Apothekern bei der Aufbewahrung und Debitirung der Gifte 
gegebene Anweisungen gleichmässig befolgen und behalten Wir Uns Tor^ 
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die Gremlinien des Debits der Gifte cwischen den Apothem und Materi*- 
listen n&her zu bestimmen, auch diese so wie jene der Visitation und Kon- 
Irolirung Unserer Medizinalbehörde zu unterwerfen. 

§. 8. Simmtliche Apotheker und Materialisten in Unsem Landen haben 
flieh nun mit dem Inhalte dieser erweiterten Verordnung bekannt zu machen, 
und auTs genaueste darauf zu achten, mit der Verwarnung, dass der oder 
^ejenigen unter ihnen, welche solcher nicht in allen Stücken nachleben, 
ohn^shlbare nachdrückliche fiskalische Geld- oder Gefiingnissstrafen zu er- 
warten haben, welche Strafen nach Befinden verstärkt werden sollen, wenn 
sie, bei etwa sich ereignenden Unglücksfiillen, durch Missbrauch der Gift- 
waaren überflihrt werden, durch Nachlässigkeit und Unvorsichtigkeit in Auf- 
bewahrung und Verabfolgung derselben dazu beigetragen zu haben. 

In Bezug auf andere heftig wirkende Mittel wird die 
grÖBste Vorsicht empfohlen. Auch diese müssen in eigenen Behält- 
nissen aufbewahrt werden, und so weit sie nicht zu technischen und 
ökonomischen Bedürfnissen erforderlich seien, sind sie für den Hand- 
verkauf ganz verboten. Als Ergänzung hierzu ist Folgendes he- 
merkenswerth : 

a) Neu aufgeführt: Atropium sulphuricum, Hydrarg. ozydat. nitricum 
crjstallisatum, Phosphorus; 

b) nicht mehr aufgeftÜirt sind: Acidum hydrocyanatum , Liquor Hydrar- 
gyri bichlorati corrosivi, Oleum Amygdalarum aethereum. 

Am Schlüsse der Tabelle heisst es: Andere, in den Apotheken vor- 
kndene Substanzen von ähnlicher gifliger Wirkung, wie die in vorstehender 
Tiäbelle genannten, sind gleichfalls in denselben abgeschlossenen Räumen, 
neh den f^ die Auf bewaihrung der Gifte bestehenden medizinalpolizeiliehen 
Bütimmungen zu verwahren. 

Von den übrigen getrennt aufzubewahrende Medikamente sind : 

a) neu aufgeführt werden: Acid. hydrochloratum , Acid. hydrochloratum 
crudum, Acid. nitricum crudum, Acid. nitricum, Argentum nitricum 
cum Kali nitrico, Chloroformium, Extractnm Mezerei spirituosum, Kali 
hydricum fusum, Kali hydricum siccum, Kali hydricum solntum, Mor- 
phium hydrochloratum, Badix Ipecacuanhae, Santonium, Sem Golchici, 
Spir. SinapLs, Tinctura Semin. Colchici, Tinctura Semin. Strychni, 
Tubera Aconiti, Vinum Stibio-Kali tartarici, Vinum Sem. Colchici, 
Zincum aceticum; 

b) nicht mehr aufgeführt sind : Acetum Digitalis, Aerugo, Aqua Goulardi, 
Aqua Opii, Aqua phagedaenica, Cuprum sulphuricum venale, Extrac- 
tnm Conii maculati, Extractum Lactucae virosae, Ferrum iodatum sac- 
charatum, Folia Toxicodendri, Hydrargyrum oxydulatum nigrum , Li- 
quor Stibii chlorati, Morphium, Morphium aceticum, Minium, Phos- 
phorus, Pilulae odontalgicae, Scammonium Halepense, Sem. Sabadillae 
Sem. Stramonii, Tinctura Conii, Tinctura Digitalis, Tinctura Stramonii. 

Nach der Verordnung vom 27. Februar 1864 soll der Phosphor 
Ät in dem gewöhnlichen Giftschrank, sondern im Keller besonders 
«rfbewahrt werden. Nr. 2 handelt von der Abschaffung der mit Blei 
'^ersetzten zinnernen Gefasse. Auch die Anwendung der Gefassa 

8 
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aus Neusilber za phannazentischen Zwecken ist den Apothekern 
untersagt (Circnlarverftgong vom 28. März 1851). Nr. 3 betrifft 
die Abschaffung der Magnesia nitri, Nr. 4 die Nichtanwendung des 
Sapo hispanicns zum inneren (Gebrauch, Nr. 5 die Anschaffung und 
Unterhaltung eines Herbarii vivi der offizinellen Pflanzen, ffin- 
sichtUch der Erlernung der Apothekerkunst im Auslande sind die 
MinisterialyerfÜgungen vom 29. Juni 1838 nnd 8. August 1849 zu 
merken. Wollen Auslander in Preussen die Apothekerkunst lemeiv 
so haben sie sich nach der Ministerialverfftgung vom 30. November 
1844 zu richten. 

Die Instruktion fOr das chirurgische nnd pharmazeutische Sta- 
dium auf der Universität zu Berlin enthält die MinisterialverfÜgong 
vom 22. Mai 1829. Unter dem 24. April 1849 sind derartige An- 
stalten auch fOr Breslau und Königsberg errichtet worden. Durch 
A. 0. vom 18. November 1830 ist den Apothekern die Vergünsti- 
gung ertheilt worden, die Militärdienstpflicht in den Dispensiranstal- 
ten der MUitärlazarethe, in der Thierarzneischule resp. Gharitftran- 
kenhanse abzuleisten. Haben sie in ausländischen Apotheken kondi- 
tionirty so soll ihnen dies in Anrechnung gebracht werden (Terf&gOBg 
vom 13. Dezember 1852). Die Staatsprüfung ist festgestellt durcb 
das Beglement vom 1. Dezember 1825. Auch Ausländer können n 
diesen Staatsprüfungen zugelassen werden. Die Vereidigung der 
Apotheker flndet erst dann statt, wenn sie selbstständig die Verwal- 
tung einer Apotheke als Eigenthümer oder die Verwaltung als Ad- 
ministratoren übernehmen. — 

Der vierte Titel der revidirten Apothekerordnung handelt von 
den Arzneien in den Apotheken. 

Gegenwärtig gilt die siebente Ausgabe der preussischen Thtt' 
makopöe (Erlass vom 10. November 1862), zu der wir folgende No- 
tizen machen: Der neue Erlass unterscheidet sich nicht wesentiicli 
von dem zur sechsten Ausgabe vom 5. Oktober 1846, mit folgenden 
Aenderungen: 

Zu Passus 2 ist geändert: Die Apotheken dürfen zwar diejeni- 
gen chemischen und pharmazeutischen Präparate, welche sie selbst 
zweckmässig anzufertigen behindert sind, aus anderen Apotheken, 
chemischen Fabriken oder Droguenhandlungen entnehmen, sind aber 
für die Güte und Beinheit der gekauften Präparate unbedingt ver" 
antwortlich. Die in dem früheren Erlasse gemachte Trennung zwisdieu 
solchen Präparaten, für welche in den Landespharmakopöen kem^ 
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BereitungBweiee voi^eschrieben werden, sowie die in Tab. A. ont- 
»Itenen einerseits, und den selbst 7,u bereitenden oder ausnahma- 
B ans anderen Apotheken zn entnehmenden fallt somit weg. 
Possne 6 des früheren Erlasses ist jetzt Passns 3. Im Passus 5 
e Worte „zwar nicht im Giftschrank, aber doch" weg. Pas- 
B (früher Passus 7) bestimmt; HinsichtUob der Bestrafung et- 
ir ZQwiderhandlnn§fen gegen vorstehende Anordnungen verbleibt 
■liei der Bestimmung vom 5. Oktober 1846. 
> Ans der Vorrede, welche die leitende Redaktion dieser ^eben- 
p Ausgabe enthält, ist nach Posner Folgendes zu bemerken: 
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Yor Allem ist davoo anggegangen worden, dius die Landeapharmakopflo 
Lehrbncli, aondem ein Geaetibuch sein boU. Demzufolge waren bei 
lieibang der Droguen und Prftparate nur diejenigen MerllDiale, welche 
blennang der Aechtheit, G^te und Koinheit derselben unentbehrlich 
Mungeben, mehrere im gewahaliirhea Lebea allgemein bekannte ohne 
sibang >D&ut11hren und Überall solche Erläuterungen, welche dem 
... iA iriisengchaftlicheii Uaterrichls ■□heimloilea, zu lermeidon. 
iSsnelbe Gruudaate war aach {6r die Auswahl der in der PharmakopiSe 
inden Medikatncnle massgebend. Die Menge der ton den Aenten 
ich getogeneu Heilmittel ist gegenwärtig so auseerordentüch grota, 
betiÄabtliehe Aniahl derselben von so sweifelhaftem Werth (tlr die 
Zwecke der Heilkunet, das» es nicht ralhsam erschEiDon konnte, 
ebne Ausnahme and nameDtlich dicjenigcD, welche einielne 
Tielleieht nur auf angeprCfle Empfehlung Anderer oder nach gewie- 
hn Lichte der Wissenschart noch nicht genfigend anfgoklarten spezifi- 
Heilmethoden lu lerordnen gewohnt sind, durch die Au&ahme in die 
liapharmakopEe fSr die allgemeine Anwendung gleichsam EU legslisiren. 
nun in dieser Beziehung eine bestimmte Grenie einzuhalten, sind nur 
« Aimeietoffe und p bann aieu tische Prlparate in die I.AndeBpharmakopOe 
in, deren wesentliche Eigenachallon durch Hülftmittol der Wis- 
it Sicherheit festgestellt worden kOnnen und deren Wirkungaweiflo 
malischen Organismaa sich nach den Lehraatien der Physiologie 
I nach gelButerter ärztlicher ErTahrung mit möglichster ZuTerlSsaigkeit 
Stheileii liLaat. Weon die hiernach getroffene Auswahl der von den Apo- 
rn gesetilich Torr&thig su haltenden Anneien für eine an und für eich 
Mbrftnkte erachtet werden sollte, so muss hiergegen bemerkt werden, 
einer derartigen Begrensung ftr die Sache selbst kein Nachtheil 
n kann. Wfthrend die Apotheker hierdurch einerseits Tor der Ge- 
', Tielleieht eine Menge überflüssiger, nur dem Verderben ausgesetzter 
s hallen la mOssea, bewahrt bleiben, wird es ihnen andererseits 
1 freistehen, die von den Aerzten ihres Wohnortes Tcrordneten, aber 
1 die PharmskopSe angenommenen Arzneien anzuschaffen und «u dis- 
18 Qotllhrdung mediiinalpoliieilicher Interessen ist hierron um 
I befflrchten, als hei jedem Apotheker, so wie bei den Keri- 
_ — D der Apotheken die zur PrBfiing aimmtlicher ArEneiatofle erforderlichen 
Isnntnisse TOrauageeatEt werden dQrfeo. 

Ans diesem Grunde sind auch Prüfangsmethoden überhaupt nor fllr die- 
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jenigen Pr&parate angegeben worden, bei welchen durch die Blethode sogleich 
die Grenze der zu fordernden Reinheit bestimmt werden solL 

Nachdem so die in der Pharmakopoe zu behandelnden Gejeenst&nde £B8i- 
gestellt worden, durfte der mächtige Einfluss, welchen die Leistungen der 
chemischen Fabriken neuerer Zeit auf den pharmazeutischen Geschftftsbetrieb 
mit unabweisbarer Nothwendigkeit ausüben', bei der Beyision der auf die 
eigene Bereitung der Arzneikörper Seitens der Apotheker bezüglichen Be- 
stimmungen der sechsten Ausgabe nicht unberücksichtigt gelassen worden. 
Da die auf die Hülfsmittel ihres Laboratoriums beschränkten Apotheker eiM 
Menge ron chemischen Präparaten in gleicher Beinheit und Wohlfeilhtt^ 
wie sie in chemischen Fabriken gewonnen werden, nicht herzustellen Ter- 
mögen, so können sie auch fernerhin nicht mehr verpflichtet werden, s&mmt- 
liche Chemikalien selbst und zwar genau nach den Vorschriften der Pharma- 
kopoe zu bereiten. Die Apotheker sollen daher künftighin nicht mehr yer- 
pflichtet sein, diejenigen chemischen Präparate, welche sie selbst iswedanässig 
anzufertigen verhindert sind, ausschliesslich aus einer anderen inländiaehei 
Apotheke zu entnehmen, vielmehr soll ihnen freistehen, dieselben auch ans 
chemischen Fabriken und Droguenhandlungen zu beziehen. Sie bleiben aber 
— und dies genügt vollkommen — für die vorschrifbmässige Reinheit dir 
Präparate unbedingt verantwortlich. 

. Demzufolge ist die Tabelle A. der sechsten Ausgabe in Wegfall gekom- 
men. Bei der Redaktion des Textes der Pharmakopoe ist im WesentlidMi 
die Form der früheren Ausgabe, namentlich die alphabetische Anordniutf 
der Arzneimittel, beibehalten worden. Die Benennungen der Arzneistofie aini 
nur da geändert, wo es durch die Fortschritte der Naturwissenschafken ge« 
boten erschien. Ueberall aber sind, xmi Verwechslungen zu verhüten, 010 
älteren Namen den neugewählten in den Ueberschriften beigefOgt wordtfb 
Es ist deshalb eine besondere Tabelle der Synonyme nicht ferner nSthig er 
achtet, dagegen für ein ausführliches Sachregister Sorge getragen. 

Es sind femer für die Bereitung der Extrakte, Tinkturen, ätherisdi« 
Oele, Syrupe u. s. w. allgemeine Bestimmungen den besonderen Vorschriftea 
ffür die Anfertigung der einzelnen Präparate dieser Gruppen vorgesetzt wor- 
den, um unnöthige Wiederholungen bei den einzelnen Präparaten zu vfli^ 
meiden. 

In sämmtlichen Arzneivorschriften sind die Verhältnissmengen in sowohl 
durch Buchstaben als auch durch Ziffern ausgedrückten Theilen ange|pebeii 
worden, damit es dem Apotheker überlassen bleibe, die Gewichtsmengea 
nach seinem Bedarf zu bestimmen. 

Die Temperatur, bei welcher das spezifische Gewicht der ofifizineUn 
Flüssigkeiten bestimmt werden soll, ist auf 15 Grad des Celsius'söhen Ther* 
mometers festgesetzt worden, weil die meisten Versuche über die betreifeB- 
den Verhältnisse bei dieser Temperatur angestellt worden sind. Da diese 
Temperatur jedoch, besonders im Sommer, schwer festzuhalten ist, so ist e0 
angemessen erschienen, der Zusammenstellung der spezifischen Gewichte noch 
eine besondere Tabelle beizufügen, nach welcher dies Gewicht bei jeder Ten* 
peratur zwischen 12 und 25 Grad Celsius geprüft werden kann. 

Die übrigen, zum Gebrauche der Pharmakopoe erforderlichen tabelltr 
rischen Uebersichten sind, wie in der sechsten Ausgabe, am Schlüsse dei 
Buches zusammengestellt. Die einzelnen Tabellen aber sind sorgfältig reri' 
dirt und den Bestimmungen des Textes entsprechend verbessert worden. 

Die Tabelle D. der früheren Ausgabe, die grössten ArzneimittelgabeD 
för Erwachsene enthaltend, hat dadurch eine Erweiterung erfahren, dass neben 
der grössten zuverlässigen Einzeldosis auch die Maximaldosis für den Ver« 
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brauch innerhalb 24 Standen angegeben worden ist. Ausserdem ist diese 
Tabelle mit der Bezeichnung Tabelle A. an die Stelle der jetzt in Wegfikll 

¥)kommenen Tabelle A. der sechsten Ausgabe gesetzt worden, damit die 
abellen B. und C, welche die im Giftschrank aufzubewahrenden sogenann- 
ten Gifte und die Ton den übrigen getrennt aufiEubewahrenden Arzneimittel 
enthalten, an ihrer gewohnten Ueberschrift keine Aenderung erleiden. — 

Bei der Gewiditstabelle findet sich folgende Abänderung: 1 Pfd. Me- 
ditiDalgewicht ist = 'Vao des preussischen Landesgewichts (genau berechnet 
s= 21 liOth Quent 4 Zent 6)99657 Korn). Das Pfund des preussischen 
Landesgewichtes ist, nach dem Gesetz Tom 17. Mai 1856, so festgestellt, dass 
es 500 Grammes des französischen Medizinalgewiohts gleich ist. 

Der letzte Satz, welcher angiebt, dass die Bestimmung der spezifischen 
Ctowichte der Flüssigkeiten bei 17® C. berechnet ist, flült weg. 

Der Umfang der Ed. 7 ist im Vergleich zur Ed. 6 wesentlich reduzirt ; 
idUunend diese letztere (mit Ausschluss der königlichen Sjtbinetsordre und 
der Yorrede) 312 Seiten umfasst, woTon 270 Seiten auf die Auftählung und 
Beschreibung der Pr&parate kommen , und der Best die Tabellen und Be- 
ffister enth&lt, ist die gegenwärtige Pharmakopoe nur 260 Seiten stark, yon 
denen 224 den sachlichen Theil enthalten, und die Seiten 225—260 Tabel- 
len nnd Begister umfassen. 

Zor weiteren Orientirung über die in dieser Pharmakopoe ge- 
troffenen Znsätze nnd Abänderungen empfiehlt sich: Posner, Die 
prenssische Pharmakopoe in ihrer siebenten Ausgabe. Berlin 1863. 
Ausser der Dosengrösse, welche ohne Ausrufungszeichen nicht über- 
sehritten werden darf^ ist noch eine Tabelle der Maximalgaben für 
24 Stunden beigef&gi 

Besonders zu beachten sind wegen veränderter Dosis: 

Aqua Amygdalarum amararum Dr. | [firtther gutt. 60] — Dr. 2; 2 G. 

— 7 G. Colocynthis pulr. [Fruct Colocynth.] gpr. 5 [firflher gr. 2] — gr* 15 ; 

3 D. — IG. Extractum Aconiti gr. J [firtther gr. 3] — gr. 2; 3 C — 12 C. 

Eztractnm Hellebori {früher nign] gr. 2 [froher 10] — gr. 8; 1 D. — 5 D. 

Bzta«ctum Nuc yom. [jetzt Sem. Strychni] spirit. gpr. 1 [fHiher gr. 2] — gr. 4 ; 

6 C — 24 C. Gutti gr. 5 [früher gr. 4] — gr. 15; 3 D. — 1 G. Hydrar- 

gymm büodatum rubrum gr. | [früher gr. }] — gr. 2; 3 C. — ID. Hyd- 

fugyrum iodatum flavum gpr. 1 [früher fpr. 2] — gr. 6 ; 6 C. — 4 D. Liquor 

Hycbargyr. nitrici [jetzt Hydr. oxydul. nitr. solut] gpr. 2 [früher gutt. 3] — 

gr. 8; ID. — 5 D. Oleum Crotonis gr. 1 [früher gutt. 1] — gpr. 5; 6 C. 

— 3 D. Radix Hellebori [statt der früheren Bad. Hellebor. nigr.] gr. 5 

[firtther Skr. 1] gr. 20; 3 D. — 12 D. Solutio arsenicalis [jetzt ^di arse- 

Bicos. solntum] gutt 5 [früher gutt 10] — gutt 20. Stibio-Kali tartaricum 

gr. 4 [früher gr. 6] • — gr. 16 ; 2 D — IG. Strychnium nitricum gr. ^ [früher 

V»i] — 8^' 1 > ^ ^* — ^ ^* Tinctura Cantharidum gr. 10 [früher gutt 15] 

— pr. 20; 6 D. — 18 D. Tinctura Colocynthidis gr. 10 [früher gutt 20] — 
gr.B0; 6 D. -- 18 D. Tinctura Jodi gr 5 [früher gutt 10] ~ gr. 20; 3 D. 

- 12 D. Tinctura Opii crocaU gr. 10 [früher gutt 30] — gr. 40; 6 D. ~ 
2 0. Tinctura Opii simplex ffr. 10 [früher gutt 30] — gr. 40; 6 D. — 2 G. 
"Vcmtrium gr. Vio [früher gr. }] — gr. |; 6 M. 3C. 

"Sen hinzugetretene Präparate sind: 

Addum bensoScnm crystallisatum. Aqua Bubi Idaei, Argentnm nitriomn 
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cam Kali nitrioo, Atropium (ralphurieam, Chloroformium , Cinoboiiiiim snl- 
phuricam, Coffeinamy Collodiam, Cortex Frangalae, Deeootam Sanaptfülift 
ooncoutntum, Emplastram Meserei cantharidatum. Fei Tauri deparatmn tAy 
com, Ferrum oxydulatum lacticom, Fiores Kusso, Gelaiina, Glandulae Im.- 
puli, Glycerinum, Hydrai^gyrum oxydulatum nitricum crystallisatami Kaübi- 
carbonicum purum, Liquor ad Serum LacCis parandum, Morphium hydio« 
chloratum, Oleum Baisami Copaivae, Oleum Cubebarum, Santoniumi Spiritu 
Binapis, Tinctura Chinioidei, Tinctura Formicarum, Tinctura Seminis Strydd, 
Tubera Aconiti, Uoguentum Glycerini, Uoguentum Hydraigyri amidato U« 
chlorati, Zincum aceticum, Zincum oxydatum Tenale, Zincum Talerianieam. 

Zum Yerkanf von Arzneien sind die Apotheker ansschliess- 
lieh berechtigt. Siehe hierüber den Entwurf eines Beglements vom 
16. September 1836, den Debit der Arzneien betreffend: 

Da das auf Ch^nd der revidirten Apotheker- Ordn. vom 11. Okt. 1801* 
Tit. J. §. 13 über den Debit der Arzneiwaaren erlassene Beglement tom 
19. Januar 1802, den gegenw&rtigen Verhältnissen der Gewerbe nicht melir 
ganz angemessen ist, so sollen, in Stelle desselben und der in eincelnfla 
Froyincen zur Anwendung gekommenen speziellen Vorschriften, künftighii, 
und ftLr den Um&ng der ganzen Monarchie, folgende Bestimmungen gelten: 

1) Der Verkauf und Handelsverkehr mit den in der Anlage A. au%e- 
fnhrten Präparaten ist ausschliesslich den privilegirten und konzessionirten 
Apothekern gestattet und allen übrigen Gewerbtreibenden untersagt. 

2) Die in den Anlagen B. und C. verzeichneten ZusammensetaniigM 
und einfachen Stoffe dürfen zwar, ausser von den Apothekern auch von an- 
dern Gewerbtreibenden, namentlich von den Inhabern chemischer Fabrikes, 
von Laboranten, Kaufleuten und Er&mem verkauft werden, jedoch nicht ka 
pulverisirten Zustande, auch die in der Anlage B. au%efÜhrten Gegenstände 
nur in Quantitäten von mindestens einem Pfunde, die in der Anlage 0. be- 
nannten Gegenstände dagegen nur in Quantitäten von mindestens zwei 
Lethen. Der Detailhandel bis zu diesem Gewichte bleibt den Apotheken 
ausschliesslich vorbehalten. 

3) Alle in den angeschlossenen Verzeichnissen nicht erwähnten G«g8B« 
stände sind im Gewerbe- und Handelsverkehr keiner Beschränkung nntir* 
werfen, wenn sie auch in der Pharmakopoe als Arzneistoffe erwähnt sind. 

4) Wegen des Detailhandels mit Blutegeln behält es bei den Bestin- 
mungen in der C. Verf. des Min. der G. U. und M. Ang. vom 17. Sept 1827 
sein Bewenden. 

5) Die diesem Beglement angehängten Verzeichnisse sollen von Zeil 
zu Zeit einer Revision unterworfen und nach Massgabe der weitem Fort- 
schritte der Wissenschaft und der Bedür&isse der Gewerbe von den Mi- 
nistem ergänzt und abgeändert werden. Die Minister sind auch ermächtigt^ 
in geeigneten Fällen ISichtapotheker durch besondere Konzessionen von den 
unter Nr. 1 und 2 vorgeschriebenen Beschränkungen hinsichtlich ^nzelnsr 
oder mehrerer Gegenstände in gemeinschaftlicher Verfügung zu dispensirea. 
In solchen Konzessionen, welche jedoch nur widerruflich ertheilt werdfli 
dürfen, muss jeder Zeit der UmÜLag der dem Inhaber ertheilten Befugnisse 
genau ausgedrückt sein. 

G) Die Medizinal-Polizeibehörden bleiben zur Bevision der Waarenlager 
und Waarenverhältnisse aller Personen, die mit Arzneiwaaren handeln, nzeb 
wie vor verpflichtet; und hinsichtlich der Giftwaaren, deren Transport, Auf- 
bewahrung und Verabfolgung, bewendet es ebenfalls, bis cum Erlaas ander- 



Handverkauf und Beseptor. 129 

imter Yerardniiiig b« den dieserhalb bestehenden, auch auf Nichtapotheker 
«umwendenden Yorachriften. 

7) Jede Uebertrotang der vorstdienden Beatimmangen wird, insofern aia 
schon nadi anderen gesetzlichen Vorschriften eine h&rtere Strafe nach 
aidi aiehty mit einer Geldbnsse Ton ftnf bis swaniig Thalem geahndet; im 
TJnTermSgensfitlle tritt an die Stelle der Geldbasse Terh&ltnissmissige, naeh 
«dm Yorscfariften des allgemeinen Strafrechts su bestimmende GeftngniaS" 
atnfe. 

Bei Wiederholungen, nach Torg&ngiger rechtskräftiger Yerurtheilnng, 
aiad diese Strafen zn sch&rfen, dürfen jedoch fünfrig Thaler Geld- oder 
aechswflchentliche Gefibignissstrafe nicht übersteigen; bei KontraTontionen 
nach rechtskräftiger Yerurtheilung la der ftkr den Wiederholungsfall be- 
jrtimmton Strafe, kann ausserdem nach Bewandtniss der Umstände, dem 
KontraTenienten der fernere Betrieb des gemissbranchten Gewerbes untersagt 



8) Die Untersuchung der Kontrayentionen und die Festsetsungen der 
iStiafen gebührt denjenigen Behörden, welche nach der bestehenden Yer- 
fteniDg die Untersuchung und Bestraftinff der Poliseiyergehen ansteht. 

In den Landestheilen, wo das Vermhren der fransösischen Kriminal« 
Froaeseordnung beibehalten ist, sollen die Friedensgerichte über den ersten 
md aweiten Kontrarentionsfell entscheiden; die Zul&ssigkeit der Appellation 
wird nach den Bestimmungen des Artikels 172 der peinlichen Proxessordnung 
beetimmL 

Die üebertretungen sind im Strafgesetzbuch vorgesehen. Durch 
Bekanntmachang vom 29. Juli 1857 ist festgestellt, mit welchen rohen 
Arzneiwaaren nnd in welcher Menge Droguisten und Materialisten 
handeln dürfen. 

Femer gehört hierher $. 49 des Gesetzes vom 22. Juni 1861, 
betreffend die Abänderungen einiger Bestimmungen der Gewerbe- 
ordnung: Denjenigen, welche Gifte feil haben, ist der Beginn des 
Ctowerbes erst dann zu gestatten, wenn sich die Behörden von ihrer 
Zurerlässigkeit in Beziehung auf den beabsichtigten Gewerbebetrieb 
überzeugt haben. Diese Erlaubniss ist in den Städten bei der Po- 
liieiobrigkeit, auf dem Lande unter Vorzeigung eines Attestes bei 
dem Landrath nachzusuche'n. 

Die Apothekeker können Arzneien sowohl gegen Bezepte als 
im Handverkauf verabfolgen. Das Nähere besagen $. 7 desMe- 
dixinaledikts vom 27. September 1725, die Deklaration vom 22. April 
1727 und $. 3 der Anweisung vom 10. Dezember 1800. Ueber ein- 
zebie Mittel sind besondere Verfügungen ergangen; wegen Chlorc- 
lorm z. B. unterm 31. August 1850. 

Wegen Arsenik sind ausser den schon bekannten Bestimmungen 
^egen Giftecheine noch besonders folgende Vorschriften zu merken 
[ (Verfügung vom 28. Oktober 1810): 

Friedrich Wilhelm eta Um den NaohtheUen, welche bei dem gegen- 
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irftrtigen hftufigen Gebrauche des Arseniks gegen Wechselfieber leicht eni» 
stehen können, möglichst Torzubeugeu, l^tt Unsere Section im Ministerio de» 
Innern ftkr das Medizinalwesen und Euren in dieser Angelegenheit erstatte- 
ten Bericht yom . . . nachstehende YerfQgung 'getroffen, welche Ihr den 
hiesigen Aerzten und Apothekern zur Nachricht und pünktlichen Befolgung 
bekannt zu machen habt: 

1) Es ist eine Auflösung unter dem Kamen Solutio arsenicalis und nach 
der beiliegenden Vorschrift in sämmtlichen Apotheken yorräihig sn 
halten. 

2) Sie darf nur auf ein yon einem approbirten Arzte Terschriebenes, mit 
dem Datum und der Namensunterschriffc desselben yersehenes Becept». 
yersiegelt yerabfolgt werden. 

3) Es da^ keine Bepitatur stattfinden, yielmehr muss das Mittel jedes-^ 
mal yon dem Arzte au& Neue yerordnet werden. 

4) Die Bezepte dürfen nie zurückgegeben werden, sondern sind yon den 
Apothekern gleich den Giftscheinen aufzubewahren. 

5) Die Aerzte haben dafür zu sorgen, dass dieses Mittel immer nur 
durch zuyerl&ssige Leute aus den Apotheken abgeholt werde; fynet 
müssen sie die Kranken auf den Nachtheil, welcher bei dem Ge- 
brauche dieses Mittels aus ünyorsichtigkeit leicht enstehen kann,. 
aufmerksam machen, und endlich die Vernichtung des yielleicht nadi 
dem Gebrauche noch übrig gebliebenen Mittels bewirken. 

6) Die Apotheker dürfen dies Mittel in keinen grösseren Portionen, ais- 
in zwei Drachmen dispensiren. 

Wegen des Verkanfs des Arseniks im Allgemeinen gilt da» 
Pnblikandnm der Begiening zn Aachen (y. Hörn U. S. 321). 

Wegen Vertilgung der Eatten und Mause bestimmt die Ver- 
fügung vom 17. April 1835: Es werden 24 Theile weisser Arsenik 
mit 1 Theil Kienruss und 1 Theil Saftgrün gemischt und in Fleisch 
eingestreut. Gegen Feldmäuse wird das Arsenik in Buben oder Kar- 
toffeln eingestreut und in die Erde gesteckt. Ausserdem empfiehlt 
die Begierung zu Münster: 8 Loth Arsenik, 7 Loth feines Waizen- 
mehl, 1 Loth feine Kohle und Kienruss xmd 1 Gran Bisam; das 
Thiman*sche Arsenikpulver lautet: 8 Loth Arsenik, 7 Loth feines 
Waizenmehl, 1 Loth feine Kohle, 1 Gran Mohn. Zur Vertilgung des 
Ungeziefers bei Schafen ist Arsenik verboten (Ministerialreskript vom 
23. März 1825). 

Wegen der Blausäure gilt das Pnblikandnm des Ober-Präsi- 
diums zu Münster vom 18. November 1824: 

Um Unglücksfälle durch sorgloses Verabreichen und Verordnen der 
Blausäure und anderer Gifte möglichst cu verhüten, ist mittelst Ministerial- 
Beskripts yom 21. y. M. yerordnet: 

1) In Bücksicht der Aufbewahrung und Verabreichung der Blausäure 
sollen dieselben strengen Vorschriften eintreten, welche bei der Aufbewah- 
rung und Verabreichung der Gifte und namentlich des Arseniks voige- 
Bchneben sind. 

2) Werden die Apotheker hiermit yerpflichtet^ die Signaturen an de» 
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Anseneien giftiger nnd heftig wirkender Natur, jedoch auch nur bei diesen, 
selbst XU unterzeichnen, wobei denn in ihrer Abwesenheit der Stellvertreter 
derselben hiemit beauflagt werden muss. 

3) Den Aersten wird empfohlen, alle Gifte, besonders aber die Blau- 
•iure nicht in einer xu grossen Quantitas generalis auf einmal su yer^ 
schreiben, und so riel es nur irgend xul&ssig ist, nicht in Tropfenform, 
sondern nur mit einer gprösseren Menge Wasser verdünnt als löffelweise zu 
aehnaendö Mixtur su verordnen. Eine Vorsichtsmassregel , die jeder be- 
sonnene iVrzt übrigens, ohne einer ausdrücklichen Vorschrift darüber xu be- 
dürfen, schon an und jRlr sich bei Verschreibung aller Gifte beob- 
aditen wird. 

Ferner ist die Yerf&gang Yom 5. AngQst 1825 zn merken. 

Wegen der Phosphorlatwerge bestimmt die Verfügung vom 
21. März 1845: Man schüttelt 8 Gran Phosphor mit 1 Unze heissem 
Wasser, bis das Wasser erkaltet und der Phosphor wieder fest wird, 
und diese Flüssigkeit rührt man mit 3 Unzen Boggenmehl zu einem 
BreL Der Hausirhandel mit Essenzen zum Vertilgen von Unge- 
ziefer ist durch Beskript Yom 20. Juli 1841 untersagt 

Wegen Fliegenpapier siehe Verfügung v. 27. Oktober 1851. 

Ueber Verwechslung des Kali und Zinc. ferruginoso-hydrocya- 
nicum mit Kali und Zinc. hydrocyanicum siehe die Verfügung vom 
10. März 1844: 

Um UnglücksflÜlen, welche aus der Verwechselung des Kali und Zin- 
eom fcrruginoso - hydrocianicum mit dem Kali und Zincum hydrocjanicum 
entstehen können, Torzubeugen, sehe ich mich su folgenden Anordnungen 
Teranlasst : 

1) Kali und Zincum ferruginoso-hydrocianicum dürfen nur unter diesem 
Tollst&ndigen Namen oaer unter der Beseichnung Kali, Zincum soo- 
ticum in den Apotheken aufbewahrt und aus denselben Tersehrieben 
werden. 

2) Medisinaipersonen, welche Kali und Zincum hydrocyanicum (ohne 
Eisen) innerlich oder äusserlich anwenden wollen, haben in den be- 
treffenden Bezepten der Verordnung ein deutliches ! hinzuzufügen. 

3) In F&llen, wo letzteres unterblieben sein sollte, sind die Apotheker 
Terpflichtet, Tor der Bereitung des yerordneten Arzneimittels bei dem 
betreffenden Arzte anzufragen. 

4) Bezepte, durch welche Kali und Zincum hydrocyanicum (ohne Eisen) 
verordnet worden, sind wie Giftscheine zu behandeln, mithin au&u- 
bewahren und in das Giflbuch einzutragen. 

5) Kali und Zincum hydrocyanicum sind, wenn sie in einer Apotheke 
vorr&thig gehalten werden, in gleicher Art, wie die direkten Gifte, 
in dem Terschlossenen Giflschranke au&ubewahren und mit ent* 
sprechender Signatur zu Tersehen. 

Die Königliche Begierung hat s&mmtliche Aerzte, Wund&rzte und Apo- 
ibeker ihres Departements Ton diesen Bestimmungen in Kenntniss zu setzen 
^d dieselben zu deren genauer Befolgung zn yerpflichten. 

Zu empfehlen ist: Dr. E. Müller, Giftverkaufbuch ftir Apo- 
Ibeker und Droguisten. Berlin 1859. 
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Bandwarmmittel dürfen nicht ohne Bezept verkauft werdeft 
(Verfügung vom 11. März 1861), namentlich Konsso. 

Der Handel mit Parfümerien, Seifen, Cosmeticis, Toi- 
lettensachen darf von Jedem, betrieben werden, sofern sie nicht 
als Arzneimittel angekündigt werden. Dasselbe gilt von Konfi- 
türen und Konditorwaaren, z. B. Bonbons, Karamellen. Der 
Hausirhandel mitOlitäten und Medikamenten ist verboten (Be- 
gulativ vom 28. April 1824 §. 14). 

Der Blutegelverkauf ist ausschliesslich den Apothekern über- 
lassen, nur der Handel ist Nichtapothekem gestattet Dass das 
Tabakrauchen und Branntweinschenken in den Apotheken nicht 
gestattet sein kann, versteht sich von selbst 

Die Arzneien sollen durch zu hohe Preise der Gefässe nicht 
vertheuert werden; dies wird sehr ausfuhrlich geregelt in der Ver- 
fügung vom 81. August 1847: das Gutachten der Kommission för 
Berechnung der Arzneitaxe und desgleichen: das der technischen 
Kommission für pharmazeutische Angelegenheiten: Verfügung vom 
15. März 1852. 

Die Arzneitaxe ist dem Verkauf der Arzneien zu Grunde zu 
legen. Die Veränderungen, welche in den Preisen der Droguen von 
Zeit zu Zeit eintreten, machen auch ab und zu Abänderungen der 
Taxe nothwendig. Dies geschieht nunmehr am Schluss jeden Jah- 
res, und der veränderte Preis tritt mit dem 1. Januar in Kraft Eine 
besondere Belehrung hierüber erging als Publikandum, welches seit 
dem Jahre 1853 jeder Arzneitaxe vorgedruckt wird. 

In wie weit die Arzneitaxe beim Handverkauf massgebend sein 
soll, ist ausgesprochen in der Verf&gung vom 1. August 1822, bo 
dass es dem Apotheker frei steht, diejenigen Arzneimittel, mit 
welchen Droguisten und Materialisten handeln dürfen, nicht nach 
der Arzneitaxe zu verkaufen. ^ 

Der unerlaubte Verkauf von Geheimmitteln wird nach J. 34^ 
Nr. 2 des Strafgesetzbuches geahndet 

Niemand darf sogenannte Arkana ohne Erlaubniss der deint 
Medizinalwesen vorgesetzten Behörde verkaufen. Dasselbe ist vor-^ 
gesehen in §f 26 der Gewerbeordnung. Früher konnte durch die 
Zensur die Ankündigung gestrichen werden, jetzt sollen dies die 
Kreisphysiker überwachen, nnd durch Atteste die Erlaubniss zum 
Verkauf ertheilen. Jedoch sollen sie dieselben nicht selbstständig 
ausstellen (Verfügung vom 7. November 1848), sondern nur kontra- 
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fdgnireii, wenn die Medizinalbehörde den Debit erlaubt hat Als 
Beispiel gilt die Bekanntmachung vom 30. September 1854. 

Wo die Behörde von den Nachtheilen solcher Mittel Eenntniss 
hat, werden dieselben öffentlich untersagt. Vom Hausirhandel ist 
Alles ausgeschlossen, was die Natur an Heilmittel hai 

Ausdrücklich verboten sind: die Morrison^schen Pillen, die 
Wandram*schen Kräuter, die Altonaer Wunderessenz, die Lange- 
schen Pillen, Lieber^schen Kräuter, Karras* Geheimmittel gegen 
Hydiophobie, Kiesow^s Lebensessenz, Moll er *s Fiebertropfen» Bob 
de rAffecteor. 

Die Preise der Blute^l sind nicht mehr zweimal des Jahres, 
sondern stets bis auf Weiteres zu bestimmen (Verfügung vom 
8. November 1847). 

Als Anhalt zur Taxation homöopathischer Bezepte ersdieint 
die Verf. vom 27. Juli 1840. Wir entnehmen hieraus nur Folgendes: 
Bei der zehnten Verdünnung steigt der Preis jedes Pulvers, von 2 
bis 12 Pulvern um 8 Pf. pro Stück, bei der 11. bis 20. Verdünnung 
um 9 Pf., bei der 21. bis 30. Verdünnung um 10 Pt Ueber zwölf 
Pulver ist die Steigerung geringer, weil die Dispensation weniger 
kostet Zu diesen Preisen werden alsdann noch die Arzneimittel 
uid Vehikel zugerechnet, welche gemeinhin zweimal 8 Pf., also 
6 Pf. betragen. Li Betreff der Tinkturen würde der Preis das Dop- 
polte der gewöhnlichen Tinkturen betragen, und in Betreff auf Ver- 
dOmiungen tritt dann dieselbe Skala wie bei den Pulvern ein. 

Der früher übliche Rabatt soll nicht mehr bewilligt werden; 
eine Ausnahme machen die Vieharzneien (Verfüg, vom 9. Juli 1836). 

Die Droguen-, Wein- und Materialwaarenhandlungen 
imterliegen derBevision der Medizinalpolizeibehörde nach §§. 131 14 
der Circularverfügung vom 13. März 1820 uud §. 6 des Begulativs 
^om 16. September 1836; Verfügung vom 13. Oktober 1847. 

Die Apotheker sind weder zum Kreditiren noch zur unentgelt- 
lichen Verabreichung von Arzneien verpflichtet (Verfügung vom 
18. Mai 1821). Nur 1)ei Epidemien, wenn die Bezepte mit der Be- 
^ehnung „Cholera", „Cito" und „pauper" versehen sind, müssen die 
Arzneien sofort verabfolgt werden, und die Konmiune muss eveni 
Wahlen. 

Die Forderungen- der Apotheker können wie die der Aerzte im 
liandatsprozesse eingeklagt werden, üeber Veijährung und Ver- 
ebte im Konkurs gelten ebenfalls die für die Aerzte angegebenen 
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gesetzlichen Bestunmungen. Apotheker sind nicht berechtigt, die 
Annahme nnbesoldeter Kommanalämter abzulehnen ($. 74 Nr. 6 der 
Stadteordnung). Eine Ausnahme machen diejenigen Apotheker, die 
ihr Geschäft ohne Gehfilfen betreiben (Yerftigung vom 14. Jnli 1835). 

Die Apotheker mftssen, ausser den gewöhnlichen Abgaben an 
Staat und Kommune, Gewerbesteuer zahlen (A. 0. vom 11. Juni 1826). 

Wird ein Apotheker verhaftet, so muss der Behörde sofort Asr 
zeige gemacht werden, damit in der Offizin keine Störung erfolg» 
(Verfügung vom 28. Mai 1822). 

Dass die Approbation im Verwaltungswege zurückgenommea 
werden kann, wenn die wissenschaftliche Qualifikation, Zuverlässig- 
keit, Unbescholtenheit ihn dazu unfähig erscheinen lassen, wurde 
schon in der Ministerialverfügung vom 26. Januar 1841 ausgesprochen, 
nach iier Gewerbeordnung steht dies unzweifelhaft fest und wird 
ergänzt durch die $$. 71—74 des Gesetzes vom 22. Juni 1861, be- 
treffend einige Abänderungen der Gewerbeordnung. 

Zur Annahme von chemischen Untersuchungen auf Bequisition 
der Gerichte sind die Apotheker nicht verpflichtet. In Betreff der 
Gebühren für solche Untersuchungen gilt die Verfügung vom 14. De- 
zember 1863: 

Axii den Bericht vom . . . erkl&re ich mich mit der Ansicht der KönigL 
Begiemng einrerstanden, dass die Bestimmungen der Positionen 10, 11, und 
13 des Abschnitts V. der Medixinaltaxe Tom 21. Juni 1815 f&r geriehtltdi« 
ehemische Untersuchungen im Allgemeinen der an dieselbe nach dem gegen* 
w&rtigen Standpunkt der Wissenschaften zu machenden Anforderungen und 
der auf dergleichen Untersuchungen zu verwendenden Mühwaltung niät mehr 
in allen F&llen entsprechen. Dies Missrerh&ltniss hat auch bereits in wA- 
reren Yerfftgungen» deren Bestimmungen der Feststellung der LiqtridatioDeii 
der Qericht>ärzte und der Chemiker iOii gerichtlich-chemische Untersuchungen 
je nach dem Umfang und der Bedeutung derselben einen grösseren Spiel' 
räum gestatten, billige Berücksichtigung gefunden, und es wird bei der TOft 
mir beabsichtigten Revision der Medizinaltaze auf eine angemessene Erledi- 

Sing der in dieser Beziehung erhobenen resp. zu erhebenden Bedenken 
edacht genommen werden. 

Was aber die von dem Apotheker N. zu K. im Auftrage der dortigen 
Königl. Garnison- Verwaltung ausgeführte chemische pntersu<£ung des Brun« 
nenwassers der dortisen neuen Kaserne betrifft, von welcher die Königliche 
Beg^erung zu Ihrem Bericht Veranlassung genommen hat, so findet auf die 
Vergütung fftr diese Untersuchung die Medizinaltaze vom 21. Juni 1855 
Überhaupt nicht, und namentlich nicht deren Position 10, und 11. Y,, An- 
wendung. Da diese Untersuchung lediglich einen technisch-chemischen Zwedc 
und Charakter hat, so wäre der damit beauftragte Chemiker berechtigt ge- 
wesen, vor Annahme derselben über die dafür zu gewährenden G^fihireB 
mit der beauftragenden Behörde ein Abkommen zu treffen. Die Königliche 
Begiemng aber n&tte sieh in der Lage befunden, die Feststellung d«r ihr 
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BachtrSglidi TOi^^egten Liquidation über die AusfCÜiraDg einer derartigen, 
weder Ton der Gerichts- noch von der Sanit&ts-Polizeibehörde dem Apo- 
theker aufgetragenen rein technischen Arbeit entweder abzulehnen und zur 
Ausgleiehung der entstandenen Differenz auf den Rechtsweg zu yerweisen, 
oder im Fall der Abg^e einer gutachtlichen Erklärung über die Ange- 
messenheit der Forderung event die Bestimmungen der Gebührentaxe Tom 
29. M&rz 1844 (Ges.-Sammlung S. 73) der Analogie nach zum Anhalt zu 
nehmen. 

Dass die KönigL Regierung aber aus der irrthümlichen Anwendung der 
Positionen 10. und 11. Y. l. auf den Torliegenden Fall dem Apotheker N. 
die Erstattung der an Gerftthen und Beagentien gehabten haaren Auslagen 
nicht zugestehen will, erscheint nm so weniger gerechtfertigt, als sich die 
Bestimmungen der angezogenen Taxs&tze ausdrücklich nur auf den Phjsikus 
beziehen. 

Hiernach überlasse ich der Königlichen Regierung, die Yorstellung des 
Apothekers N. gegenüber der dortigen Königlichen GamisonTerwaltnng in 
erledigen und in ähnlichen Fällen analog zu verfahren. 

Hieran schliesst sich die aUg. Verfügung vom 24. März 1865: 

Das Edikt, vom 21. Juni 1815, betreffend die Einftlhrung einer revi- 
dirten Taxe ffii die Medizinalpersonen, geht unter V. A. No. 13, bei der 
Feststellung einer Gebühr ftlr die in Untersuchungssachen erforderliche Ana- 
Vne durch einen zugezogenen Chemiker von der dem jetzigen Stande der 
Wissenschaft nicht entsprechenden Voraussetzung aus, dass der Chemiker 
dem mit der chemischen Analyse beauftragten Fhysikus nur als Gehülfe zur 
Beite stehe und von ihm zugezogen werde. 

Im Einverständnisse mit dem Herrn Minister f^ die geistlichen, Un- 
terrichts- und Medizinal- Angelegenheiten wird daher bestimmt^ dass in allen 
Fällen, in welchen, wie dies Jetzt regelmässig geschieht, die chemische 
Analyse von besonderen chemischen Sachverständigen selbstständig vorge- 
nommen wird, und die Mitwirkung des Physikus, wenn sie überhaupt noch 
eintritt» sich auf eine Ueberwachung der Operationen des Chemikers be- 
Bchrinkt, die Gebühren des Chemikers nicht nach dem Edikt vom 21. Junil8l5y 
sondern nach den über die Gebühren der Sachverständigen bei gerichtlichen 
Qesohäften im Allgemeinen bestehenden gesetzlichen Vorschriften zu liqui- 
^Üren und festzusetzen sind. 

Für den Bezirk des Appellationsgerichtshofs zu Cöln kommen hiemach 
die Vorschriften des Dekrets vom 18. Juni 1811 und in den übrigen Lan- 
destheilen die $§. 1 resp. 4 der Verordnung vom 29. März 1844, — Gesetz- 
Sammlung S. 73 ff. — , und zwar letztere mit der Massgabe zur Anwendung, 
dass es mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten solcher Expertisen und die 
dun erforderlichen Kenntnisse hier in der Regel gerechtfertigt erscheinen 
wird, den höchsten gecetzlich zulässigen Satz in Anwendung zu bringen. Bei 
entstehenden Zweifeln gegen die von den betreffenden Sachverständigen an- 
g^bene Dauer der Arbeitszeit ist darüber das Gutachten des Medizinal- 
^MuMinms der Provinz einzuholen und der Festsetzung zu Grunde zu legen. 
Die Erstattung der haaren Auslagen ftür die zur ^pertise erforderlidien 
^^agentien ist selbstredend von dem Gebührenbezuge unabhängig. 

Hinsichtlich der Gebühren des Physikus oder des ihn vertretenden 
^ntes', wenn von denselben eine chemische Untersuchung vorgenommen oder 
Von Timen bei derselben mitgewirkt wird, bleiben die Vorschriften der Me- 
dioaal-Gebührentaxe von 1815 maassgebend. 
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Schlieselich ist zu empfehlen; BehDcke, Du 
der Phannaxeoten nnd die AnsbUdang derselben. Berlin 1858. 

Die gegemeitigeii Unterstätzungen in nnverschnldeten TJnglfic^ 
ßllen ist gesichert in dem ontenn 8. September 1820 begrQndetcB 
Apotbekervcrein in Norddeutschland. 

Ueber die Anstalten zur Bereitung künstlicher Mineral- 
wäseer erging die erste Verfögnng am 23. November 1844: 

Uoler den in dem Bericht des kCnigl. Polüeipräaidiums vom •..«>■ 
gettaglen Vioiniadea fioden irir g>.^a dpu Eiloas der in dem Beriobl lU 
. . . TorgeschJageaen polizeiliclieD Verordtiiing in Betreff der Veifertigagl 
Dsd des Oebiu kDnstlicber Minenln&BBer nichts ta erinnem, da Bolobe it 
den Vomchrihen des f 13 der reridlrleD ÄpotbeherordDnDg tom tl> Oktqb« 
1801 ihre rechtliche B^rQndiiiig findet. 

Wir eiTDächtigeD and Terpflichten dahflr das kOnigt. PoliE^pi 

1) die Anlegung einer flnatalt zur Bereilnng künitlieher Mii 
entweder nur Apothekern oder solchen Männern eu geBtsHen, nehiit 
in einer besonderen PrüAing □achgewieaea haben, daüs sie die dw 
nOthigen phyHiksliBchen und chemischen Kenntnisse besitiea; 

2) ehe die ErCtfnung einer Bolchen Anstalt gestaltet wird, durch SailH 
Uedisinalratb unter Zuiiehung eines geeigneten Apolbekers uiM- 
■uchen in Isneen. ob die Anstalt mit den nOtbigen Apparaten Tembai 
und ureckm&seig eingerichtet sei; 

3j durch dieselben Personen jährlich wenigstens einmal eine BenM 
der Anstalten einlreton zu lassen; 

4) VerkAafer kUostltcher Mineralwlsser an diejenigen Anstalten dei In- 
Isudes und des deutschen Zoll Verbandes, welche auf ahnliche Wobt 
TOn ihren fiehOrden beaufsichtigt werden, eu verweisen und eine Au- 
nähme nur bei solchen Anstalten eintreten lassen, die sieb durah n^ 
EÜgliche Leistungen das besandere Vertrauen der BehSrden erwotha 
halen; endlich 

5) nur den Verkauf solcher Kraken und Flaschen mit kOnstlichen IG* 
neralwasBem eu gestatten, welche mit einem Etiquette rersehen liwli 
auf welchem der Name des Mineralnassers und des Verfertigers SD- 
gegeben ist. 

Wir veranlassen das kSnigl. PoliEeipra^idium, diese BoslimmniigeB sof 
angemessene Weise loc Eenotniss des betheitigten Publikums xu bringe». 
Hierzu tritt das Gutachten der wissenschaftlichen DeputatJon 
TOm 8. August 1860: 

Die wissenschaftliche Deputation f^r das Medizin alnesen ist dnrch du 
Dekret des hohen MiDieteriums der geistlichen, Unterrichle- and Mediiinal- 
Angelcgenheiten vom 6. v. M. aufgefordert worden, sich gutachtlich darülwr 
tu ftussem, 

ob die Personen, welche sich mit der Bereitung Ton SodawaUKi 

kohlensaurem Wasser und künstlichem Selterser« asser besohSfUgen. 

von der Ablegung einer besonderen Prüfung zu entbinden swn 

durften? 
Nach der od das SSnigliche PoliieiprSsIdium zu Berlin erlassenen Tsr* 
fBgang dos hohen Ministeriums vom 23. November 1844 ist 

die Anlegung einer Anstalt Eur Bereitung kfinstlicher MineialwliMr 
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•ntweiler nnr Apothekern oder solchen Mknoern la ^Btatten, weloha 
in einer beaoiidereD Prfifung nachgewiesen haben, ilaie nie die dkia 

nOthigen pbjBikaliBcheTi nnd chemiecliea ReanLaiaae besitzea, * 

acb Aer Verfllgnng der hohen Ministerien für Handel elo. und dar 
:hen, Ünterrichu- and Hediiinalangelegenh eilen Tom S, Febrnar 1864 
beadmiDt; 
„duB die D*ch der TerfQ^na Tom 23- November 1344 Toiga- 
uhriebene Prttfong derjenigen Fenonen, nelche kQnitliehe Uinenl- 
wSuer gewerbweise &briairen wollen nnd nicht approbirte Apotheker 
snd, TDD dem MediaiDaliatli der EOnigl. Regierungen im Verein mit 
Kiiem beeonden geeignet erscheinendeD Apotheker abiuhalten iat. Dia 
Prftfang bat eich nicbt allein auf Festetellung der tbeoretiscben Kennt- 
naae de« CotemehinerB lu beichränken, Bondem aoch auf «eine Be- 
EUiignag Ettr EinrichtuDg und Leitung solcher Anstalten durch Uebat- 
tngnog einer chemischen Analyse n. a, «. lu erstrecken." 
iboB seit längerer Zeit ist das mit Kohlenslare Qbersfittigte Soda- 
in England nnd den L&ndera, in welchen engtiscbe Gebr&uche siek 
I verbreiten, ein allgemein beliebtes Getränk geworden und hat siah 
ab OenuaB-, besonilers aber als diaietiachei Mittel allgomeia lel- 
; €8 wird in diesen LAndem in gresser Menge dar^stellL 
S^ kurier Zeit kommt es mgleich mit dem künstlichen SelterwaaBer 
■ I Gebraach, so dasB sowohl hier als auch in andern prenasiachon 
, wie in Breslau etc. eine groBSO Äniahl Ton Fabriken errichtet wor- 
id, nnd stebt ea tu erwarten, daas die Menge derselben bei dem sich 
Ikrend steigernden Verbranch dieser Wtsaer sidi noch bedeutend rer- 

lUe der Zusammensetaung dieser W&sser im Vergleich mit den Bebe 
nen Mineral w&sscrn ergiebt sieb, dass sie in modisiulscher Hineicht 
ewodere BerQcksicbtigung verdieaen. 

u von fiottmacn bereitete gedawaeser enth&lt in hundert Tbeilon 
Floient wBsaerfreies einlaches kohlensanres Natron, ebensoviel enthalt 
oh der Vorachrift von Berrelins bereitete, und ebeneoriel boII du eng- 
entbalten; das von Lucae bereitete etith&lt 0,109 Prozent kohlensaures 
1 und das nach einer Bllgemein verbreiteten Vorschrifl bereitete 0,145 
185 Proient. 

Na wannen Quellen in Karlsbad enthalten 0,132, der Marienbader 
brannen 0,094 und das Wasser von Viohy (grande grille) 0,33 Proienb 
Uensanrem Natron. In den beiden ersten Quellen ist das kohlensaure 
n neben dem echnefel sauren der wirksamere Bestaudlheil, ia dem Waa- 
nn Tichy nor das kohlensaure I^atron. 

Daa Sodawaaaer, welches am meisten getrunken wird, enthält also mehi 
nsanres Katron. als der Manenbader Krenibrunnen, fast ebenaoTiet, als ^^^ 
jirlsbader Quellen und ungel&br ein Drittel lou dem der Quelle lon ^^H 

i der Dantellung eines so wirksamen Wassers kSunen durch Unwis- ^^H 
nnd Fahrlässigkeit leicht Nacbtbeile ftlr das Publikum entstehen. ^^| 

r Genuas des gewöhnlichen käuflichen Sodawaaaers ist des sugegO' 
betrSchtlichen Inhalts an kohlensaurem Natron wegen an sich schon 
ie Gesundheit nicht gleicbgUltig. Es kann derselbe aber nachtbeilig 
m, wenn der ZueaU der Soda Eum Wasser im Qberniässigen VerhUc- 
■rfolgi. Dergleichen Uebelstände sind schun gegenwärtig bemerkt wor- ^^_ 

Ebwfirdigcn Angaben aoU in dem Sodawasser, welches aus ^^H 
1 Fabi^, die TOn einecn EuierUssigen Fabrikanten geleitet ^^H 
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inirde, bezogen war, die doppelte und yierfache Menge an koblensanrem 
Natron, wie sie oben angeführt worden, Torgekommen sein. 

Von groBser Wichtigkeit aber ist die Beachtung der Beschaffenheit der 
Soda selbst, welche zur Fabrikation dieser W&sser rerwendet wird. Bs wer- 
den hierzu saures kohlensaures Natron, eingedampftes kohlensaures Natron 
(rohe Soda) und kiy stall isirtes kohlensaures Natron benutzt Die rohe Soda 
ist Ton ungleichem Gehalt und enthält nicht selten der Gesundheit nach- 
theilige Bestandtheile. Ausserdem aber wird das kiystallisirte kohlensaure 
Natrqn nicht selten auch yon den Verkäufern, die dasselbe aus den grosse* 
ren Fabriken beziehen, des Gewinnes wegen mit mehr oder weniger Glauber- 
salz verfälscht. Der gewissenhafte Fabrikant nimmt in der Begel nur koh- 
lensaures Natron, prüft und reinigt es; er wendet es in Wasser gelöst an 
nnd bestimmt das spezifische Gewicht der Lösung. Andere Fabriksuiten da- 
gegen wenden das eingedampfte kohlensaure Natron (rohe Soda) ohne 
Prüfung und ohne Reinigung an und stellen daher ein unzuverlässigeSi 
mehr oder weniger schädliches Präparat dar. 

Für die Fabrikation dieser Wässer werden femer Apparate von sehr 
verschiedener Vollkommenheit verwendet. Nur die besseren , die jedoch 
nicht ohne Kenntnisse und nicht ohne Sorgfalt gehandhabt werden kön- 
nen, geben ein Wasser von zuverlässigem Gehalt und guter Beschaffenheit 
Diese sind sehr komplizirt Sie besteben wesentlich aus einem Ebtwickler 
der Kohlensäure, zwei bis vier Waschflaschen, einem Gasbehälter, einer 
Druckpumpe, einem Reinigungsapparat der Kohlensäure vermittelst Kohle, 
einem Absorptionsapparat (in welchem der Druck, der mit einem Mano- 
meter gemessen wird, für gewöhnliche Wasser einem Druck von 3 — 4, und 
für Sprudelwässer von 5 Atmosphären gloich ist) und aus einem Behälter, 
worin das Wasser hinübergedrüokt wird, aus dem es dann abgezapft, um 
gleich verbraucht oder in Flaschen gefüllt zu werden. 

Die Apparate sind aus Metall (Kapfer) angefertigt, und diejenigen, mit 
denen das kohlensaure Wasser in Berührung kommt, müssen gut verzinnt 
sein; auch muss sehr sorgfältig darauf gesehen werden, dass das saurs 
Wasser, welches die Oxydation der Metalle leicht bewirkt, nicht lange in 
den Gefässen verweilt. 

Alle diejenigen Zufälligkeiten, durch welche in das Wasser sdiftd- 
liche BestandtheUe hinein kommen können, hier zu erwähnen, würde za 
weit fuhren ; so enthält z. B. die rohe Soda Schwefeinatrium und unter- 
schwefligsaures Natrum, zuweilen auch Blei. Das Wasser kann also Blei 
und Zinn enthalten. 

Zur Untersuchung der zu verwendenden Materialien, so wie zu dor 
des daraus bereiteten Wassers, sind daher gründliche chemische Kenntnisse 
und eine praktische Ausbildung erforderlieh. 

Das Arbeiten mit dem Apparat, z. B. die wichtige Bestimmung des 
Drucks ist nicht leicht Wenn es auch gelingt, einen Arbeiter für die ge- 
wöhnlichen Manipulationen einzuüben, so wird dieser bei ungewöhnlichen 
Erscheinungen sich nicht zu helfen verstehen; je unvollkommener die Ap- 
parate sind, desto häufiger kommen solche Erscheinungen vor. £s ist 
daher stets nothwendig, dass ein Mann mit gehöriger Kenntniss die Arbeit 
leitet und wenn Unfälle eintreten, sie zu beurtheilen und jeden Nachtheilf 
der dadurch entstehen könnte, zu beseitigen weiss. 

Die Darstellung eines Wassers, welches dem natürlichen Selterwassef 
entspricht, ist mit noch mehr Schwierigkeiten verbunden, als die deft 
Sodawassers, weil die Zusammensetzung des ersteren komplizirter ist. Ge' 
wohnlich pflegen die Fabrikanten dazu jedoch nur kohlensaures Natroii 
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und KoehsalE aniowenden; von dem ereteren 0,08 Prozent, Yon dem letz- 
teren 0,23 Prozent, indem sie den Gehalt des natürlichen an kohlensaurer 
Kalkerde und kohlensaurer Magnesia nicht berücksichtigen. Im Uebrigen 
^t davon das vorher Angeführte. 

Auch für die Bereitung des reinen kohlensauren Wassers gilt, was die 
Apparate anbetrifft, dasselbe. Der wissenschaftlichen Deputation ist jedoch 
nicht bekannt, dass es in grösserem Maassstabe verbraucht wird. 

Wie nothwendig die Revision solcher Anstalten ist, hat sich hier durch 
die Erfahrung bereits herausgestellt, indem bei derselben die Revisoren sich 
überzeugten, dass nicht allein zweckmässige Einrichtungen vorkommen, 
sondern dass auch in mehreren Anstalten mit grosser Nachlässigkeit bei 
der Darstellung der Wasser eelbst vei-fahren wird. 

Als Mustereinrichtung sind die Anstalten von N. N. anzusehen, bei 
denen man sich überzeugen kann, wie viel an Kenntnissen und Bildung 
sor Leitung solcher Anstalten erforderlich ist. Bei der allgemeinen Ver- 
breitung chemischer Kenntuisse in unserem Staate wird es jedoch nie an 
Hännern fehlen, die die nöthige Befähigung und Mittel besitzen, um das 
i^orgeschriebene Examen zu bestehen und um solche Anstalten anzulegen 
und BU leiten, wenn nur irgend ein Bedürfniss dafür vorhanden ist. 

Die wissenschaftliche Deputation ist aus den angeführten Gründen der 
Meinung, dass Konzessionen zur Bereitung blossen kohlensauren, so wie 
künstlichen Selterser- und Sodawassers ohne den Nachweis einer besonde- 
ren Befähigung der zu Konzessionirenden nicht zu ertheilen sein dürften. 



Tl. Der Thierarzt. 

Die Idee zür Anlegung einer Thierarzneischule, welche schon 
unter Friedricli dem Grossen angeregt wurde, verwirklichte sich erst 
1790, nnd obgleich nur für die Armee Fahnenschmiede und Bossärzte 
herangebildet werden sollten und die Aufsicht dem Ober-Marstallamte 
zustand, so wurde doch auch Zivilpersonen die Erlaubniss ertheilt, 
an dejn Unterricht Theil zu nehmen, und im Jahre 1804 wurde 
zwischen Militär- und Zivilpersonen kein Unterschied mehr gemacht. 
Im Jahre 1817 kam dieser Unterricht unter das Bessert der Mini- 
sterien des Krieges und des Innern, und später von diesen unter 
das Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangele- 
genheiten. 

Durch Begulatiy vom 24. Juni 1836 wurde endlich das Yeterinär- 
wesen dem Kuratorium für Krankenhausangelegenheiten übertragen, 
welches dann die Bezeichnung erhielt: „Kuratorium für die Kranken- 
haus- und Thierarzneischul-Angelegenheiten". 

Unter dem 10. Dezember 1847 wurde dies wieder geändert und 
die königliche Thierarzneischule in Berlin dem Ministerium der geist- 
hchen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten untergeordnet, 
deren Instruktion vom 10. Noyember 1849 namentlich Folgendes be* 

9 
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Btimint: 1) Bildungsanstalt für Thierärzte; 2) wissenschaftliches In* 
stitut für Thierärzte; 3) höchste wissenschaftliohe Instanz f&r alle 
Yeterinärangelegenheiten. 

Sie hesitzt Erankenställe, eine amhulatorische Klinik, eine Bi- 
hliothek, ein anatomisches Museum, ein chemisches Lahoratoriuiv 
einen botanischen Garten, eine Schmiede. 

Der Lehrplan umfasst sieben Semester. 

Für das Thierspital und die klinischen Lehrer ist unter dem 
30. Mai 1850 eine besondere Instruktion erlassen worden, nsd unter 
dem 12. September 1850 ein Reglement für die Eleyen der Thiei^ 
arzneischule. Ueber die Prüfungen als Thierärzte erster und zweiter 
Klasse siehe die Verfügung vom 6. Oktober 1839. Seit der Ver- 
fügung vom 2. August 1855 werden Zivileleven zu Thierärzten zwei- 
ter Klasse nicht mehr ausgebildet. Für die Prüfung der Thierärzte 
als Kreisthierärzte ist das Regulativ vom 6. September 1853 fi9st- 
gestellt worden (v. Hörn): 

Die bisher üblich gewesene Prüfung derjenigen Thierärzte erster 
Klasse, welche das Fähigkeitszeagniss zur Verwaltung einer Kreisthierant- 
stelle zu erlangen beabsichtigten, hat einen genügenden Anhalt znr Beaz- 
theilung des Masses der Kenntnisse der Kandidaten nicht gewährt. 

Ich habe mich deshalb bewogen gefunden, hierüber anderweitige Be- 
stimmungen zu treffen und übersende der Königlichen Begiemng hierbei 
einen Abdruck des diesfäUigen Reglements (Anlage a.) zur Nachachtanj^ 
und schleunigen Veröffentlichung desselben. Das Reglement tritt sofort 
in Kraft und findet demnach auf alle diejenigen Thierftrzte erster Hu» 
Anwendung, welche zu der Prüfung der Kreisthierärzte nooh nicht tage- 

lassen sind. . , 

Anlage a. 

Reglement 
über die Prüfung der Thierärzte erster Klasse, welche das FähigkeitsseDg- 
niss zur Anstellung als Kreisthierärzte zu erwerben beabsichtigen. 

§. 1. Diejenigen Thierärzte erster Klasse, welche in ihrer Appro- 
bation das Prädikat „vorzüglich gut'* erhalten haben, können Ein Mbr» 
diejenigen, welche das Prädikat „sehr gut'' erhalten haben, drei Jtbtt, 
alle übrigen yier Jahre nach ertheilter Approbation zur Prüfung für Kreis- 
thierärzte zugelassen werden. 

§. 2. Die Gesuche um Zulassung zu der Prüfung werden unter Bei- 
^gUDg des Schulzeugnisses, des Abgangszeugnisses der Königlichen Thie^ 
arzneischule und der Approbation, an den Landrath desjenigen EreiMf 
gerichtet, in welchem der Tbierarzt wohnt. 

Der Landrath übersendet das Gesuch nebst Anlagen^ nach ABbUl^ 
des Ortsvorstandes über die moralische Führung und des Kreisthieraisteft 
über die thierärztlichen Leistungen des Kandidaten, an die vorgesettt» 
Königliche Regierung mittelst gutachtlichen Berichts. 

Diese überreicht das Gesuch, wenn sie dasselbe für statthaft eradite^ 
dem Minister der Medizinalangelegenheiten zur Beschlussnahme über die 
Zulassung des Kandidaten zu der Prüfung. 
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{. 3* Die Prflfting wird vor einer durch den Minister der Medizinal- 
ADgelegenheiten aiyähnich in Berlin su bemfenen Prfifüngskommission ab- 
gel^t» und £erfRllt in drei Abschnitte, den schriftlichen, den praktischen 
nnd den mündlichen. Zn den beiden letzteren Abschnitten mosf der Kan- 
didat aioh in Berlin einfinden. 

§. 4. Die schriftliche Prüfung besteht in der Bearbeitung Ton zwei 
Aufgaben, von denen die eine aus der gerichtlichen, die andere aus der 
polizeilichen Thierheilkunde entnommen ist. 

Diese Aufgaben werden nach erfolgter Zulassung des Kandidaten von 
der Prüfungskommission entworfen und dem Minister der Medizinalange- 
legenheiten eingereicht, welcher dieselben durch die betreffende Regierung 
dem Kandidaten zustellen Iftsst. 

§. 5. Die Ausarbeitungen müssen, in der Regel spätestens sechs Mo- 
nate nach Empfang der Aufgaben, dem Minister der Medizinalangelegen- 
heiten mit der eidesstattlichen Versicherung, dass der Kandidat sie aUein 
und ohne fremde Hülfe angefertigt habe, eingereicht werden. Nach Ab- 
Iftof dieser, oder der ausnahmsweise, jedoch nur einmal zu yerlängemden 
Frist werden die Arbeiten nicht mehr angenommen. 

§. 6. Die Probearbeiten werden der Prüfungskommission zur Begut- 
achtung vorgelegt und Yon derselben mittelst besonderen Berichts dem 
Minister der Medizinalangelegenheiten zurückgereicht. 

Genügen die Ausarbeitungen den Anforderungen der Prüfungskom- 
mission, so wird der Kandidat zu den übrigen Prüfangsabschnitten zuge- 
lassen. 

Wird auch nur eine der Ausarbeitungen mittelmässig oder schlecht 
befhnden, so erhält der Kandidat, wenn er die Prüfang zu wiederholen 
wünscht, nach einer nach dem Ausfall der Arbeiten zu bemessenden Frist 
Ton drei bis zwölf Monaten neue Aufgaben. 

§. 7. Wenn der Kandidat in der schriftlichen Prüfang bestanden ist, 
80 hat er sieh spätestens binnen sechs Monaten zu der praktischen und 
aflndlichen Prüfung bei dem Direktor der Prüfungskommission zu melden, 
widrigenfalls die chriftliche Prüfang zunächst wiederholt werden muss. 

{. 8. Die prak^che Prüfung wird yor dem Direktor der Prüfangs- 
kommission und zwei Prüfungskommissarien abgelegt. 

In derselben hat der Kandidat entweder an einem lebenden Thiere 
einen in gerichtlicher oder polizeilicher Beziehung in Betracht kommenden 
Krankheitsfall zu untersuchen, demnächst einen Bericht darüber sogleich 
mfindlieh Torzutragen und alsdann ein schriftliches Gutachten über diesen 
Fall binnen einer von dem Direktor der Kommission zu bestimmenden 
Frist unter Aufsicht auszuarbeiten; oder die Sektion eines gefkllenen 
Tbieres zu verrichten und den Sektionsbericht nebst Gutachten unter 
Beobachtung der für gerichtliche Sektionen vorgeschriebenen Formen hin- 
ten einer von dem Direktor der Kommission zu bestimmenden Frist 
* toter Aufsicht auszuarbeiten. 

§. 9. Die mündliche Prüfung wird unmittelbar nach bestandener 
praktischer Prüfnnff vor dem Direktor und denselben zwei Prüfungskom- 
Bitsarien, welche oei der praktischen Prüfung beschäftigt gewesen sind, 
abgehalten. 

Die Gegenstände dieser Prüfung werden aus dem ganzen Gebiete der 
gerichtlichen und polizeilichen Thierheilkunde entnommen. 

Es dürfen in derselben gleichzeitig nicht mehr als vier Kandidaten 
geprüft werden. 

§. 10. lieber die praktische und mündliche Prüfung wird ein Pro- 
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tokoll aufgenommen, welches die Gegenstände der Prüfung, das Urtheil 
jedes einzelnen Examinators und die Scblusszensur der Kommission fiber 
das Gosammtergebniss der Prüfang enthalten muss. Dasselbe ist dem 
Minister der Medizinalangelegenheiten einzureichen. 

§. 11. Die bisher für die einzelnen Prüfungsabsohnitte und für die 
Gesammtprüfung üblichen Censuren : „vorzüglich gut'', „sehr gut", »gut", 
„mittelmässig'S und „schlecht'' werden beibehalten. Auf Grund einer äjx 
drei ersten Zensuren wird das Fähigkeitszeugniss zum Kreisthierante 
ertheilt. 

Die beiden letzten Zensuren begründen die Abweisung des Kandidateoi 
dieselbe erfolgt nach Maassgabe des Inhalts der Prüfnngsverhandlungen 
für einen Zeitraum von drei bis zwölf Monaten. 

§. 12. Die Wiederholang der Prüfung resp. der einzelnen Prüfangs- 
abschnitte ist in der Regel nur einmal zulässig, so dass ein zum zweiten 
Male durchgefallener Kandidat für immer abgewiesen wird. 

§. 13. Die von den Kandidaten zu entrichtenden Prüfangdgebühren 

betragen 8 TUr. 

wovon für die schriftliche Prüfung 3 ,» 

für die praktische und mündliche Prüfung zusammen . . . . 3 ,i 

und ftLr allgemeine Ausgaben 2 ,i 

verwendet werden. 

Drei Thaler werden bei Uebersendung der Aufgaben von dem Kan- 
didaten eingezogen, die übrigen fünf Thaler bei der Meldung zur prak« 
tischen und mündlichen Prüfung zur Generalkasse des Ministeriums ein- 
gezahlt. 

U«ber die Prüfdng als Departementsthierarzt spricht die Cir- 
cularverfagung Yom 7. Februar 1855 (y. Hörn): 

Die Qualifikation zur Anstellung als Departementsthieranst hat bisher 
von den Kreisthierärzten nur durch einjährige Dienstleistung als Bepeti- 
toren an der hiesigen Königlichen Tbierarzneischule erworben werden 
können. Inzwischen hat die Erfahrung gelehrt, dass der alljfthrlidie 
Wechsel der Repetitoren mit dem Interesse der genannten Anstalt moht 
wohl vereinbar ist. Ich finde mich daher veranlasst, diese Einriohtiiiigf 
soweit dieselbe die Ausbildung von Departementsthierärzten bezweob« 
hiermit aufzuheben und hinsichtlich der Erwerbung der Qualifikation ib 
Departementsthierarzt folgende Bestimmungen zu treffen. 

1) Nur Kreisthierärzte, welche als solche mindestens fünf Jahre bog 
fhngirt, sich in sittlicher und politischer Hinsicht tadellos geführt und 
durch ihre amtliche Wirksamkeit, sowie durch ihre Leistungen als prik- 
tische lliierärzte die vollkommene Zufriedenheit der Aufsichtsbehörde nnd 
das Vertrauen des Publikums erworben haben, werden zur Erlangung der 
Qualifikation als Departementsthierarzt zugelassen. 

2) Die Gesuche um Zulassung sind an die vorgesetzte Königliebe 
Begierung zu richten und dem Landrath desjenigen Kreises, in welehem 
der Kandidat wohnt, zur Weiterbeförderung einzureichen. 

3) Der LandraUi hat bei Einreiohung des Gesuchs sein Gntaehten 
in den zu 1. bemerkten Beziehungen abzugeben und zu diesem Zwedc 
erforderlichenfalls bei den betreffenden Ortsbehörden Erkundigung einsn- 
ziehen, auch wenn der Kandidat für zwei oder mehrere Kreise angestellt 
ist, mit den betreffenden anderen Landräthen sich zu benehmen. 

4) Die Königliche Regierung überreicht das Gesuch, wenn sie es Ar 
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sulässig erachtet, mit dem Beri6ht des Landraths anter Beifügung ihres 
Gutachtens dem Minister der Medizin alangelegenheiten zur Beschluss« 
nähme über die Zulassung des Kandidaten. Dieselbe wird nur nach 
Massgabe des Torhandenen Prüfungsmaterials und mit Berücksichtigung 
des Bedürfnisses zur Besetzung der Departementstbierarztstellen verfügt 
werden. 

5} Nach erfolgter Zulassung werden dem Kandidaten von dem tech- 
nischen Direktor der Königlichen Thierarzneischule durch Vermittelung 
des betreffenden Landraths gerichtliche Akten, in welchen ein thierärzt- 
Hohes Superarbitrium erfordert worden, zugefertigt, um letzteres binnen 
einer vom Tage nach dem Empfang der Akten zu berechnenden Tier- 
wSchigen Frist auszuarbeiten. In der Regel hat der Kandidat drei solcher 
Superarbritia abzufassen. Doch kann ihm, wenn die beiden ersten als 
^^hr gut" anerkannt sind, das dritte erlassen werden. Auch ist es dem 
Kandidaten gestattet, ein yon ihm in seiner Eigenschaft als Kreisthierarzt 
ausgearbeitetes reterlnair- polizeiliches oder veterinair- gerichtliches Gut- 
achten einzureichen, welches, wenn es probemässig befanden wird, die 
Stelle des dritten Superarbitriums vertritt. 

6) Die Probearbeiten hat der Kandidat mit der eidesstattlichen Ver- 
sicherung, dass er sie allein und ohne fremde Beihülfe angefertigt habe, 
durch den betreffenden Landrath dem technischen Direktor der Königlichen 
Thierarzneischule einzusenden. Der Landrath bescheinigt den Tag der 
Zustellung der Akten an den Kandidaten und der Ablieferung der Probe- 
arbeiten. Sind letztere nach Ablauf der bestimmten Frist bei dem Land- 
rath eingegangen, so gelten sie nicht mehr als Probearbeiten. 

7) Wird ein Saperarbitrium „mittelmässig'' befunden, so kann der 
Kandidat nach drei Monaten anderweit Akten zur Ausarbeitung eines 
Superarbitriums erhalten. Werden zwei Superarbitria „mittelmässig'* oder 
wird auch nur eins „schlecht" befunden, so wird der Kandidat auf min- 
destens ein Jahr zurückgewiesen. Die Wiederholung der Prüfung ist nur 
einmal zulässig. 

8) Die Probearbeiten werden von dem technischen Direktor der 
Königlichen Thierarzneischule mit den von dem Lehrerkollegium derselben 
re ertheilenden Zensuren dem Minister der Medizinalangelegenheiten ein- 
gereicht. Der Kandidat wird hiemftchst, wenn die Arbeiten befriedigend 
aasgefallen sind, zur Abhaltung eines mündlichen Kolloquiums mit dem 
tflcbnischen Direktor und zwei Lehrern der Königlichen Thierarzneischule 
fher wichtige veterinair-polizeiliche oder gerichtliche Gegenstände und zur 
Thdlnahme an den Staatsprüfungen für Thierärzte erster Klasse, welche 
jlbrlidi einmal nach dem Schluss des Wintersemester stattfinden, hierher 
berufen. 

Die Prüfungsabschnitte, an welchen der Kandidat als Examinator 
Thefl nehmen soll, werden von dem Minister der Medizinalangelegen- 
heiten jedesmal bestinmit. Reisekosten und Diäten werden dem Kan- 
didaten nicht bewilligt. Ein Antheil an den Prüfungsgebühren steht ihm 
nidit zu. 

9) Nach Beendigung des mündlichen Prüfungsabschnittes (ad 8) be- 
richtet der technische Direktor der Königlichen Thierarzneischule über den 
Ausfall und über die zu ertheilende Gesammtzensur. Auch die mündliche 
Prüfung darf nur einmal wiederholt werden, wenn der Kandidat dabei 
beharrt, die Qualifikation als Departementsthierarzt erwerben zu woUen. 

10) Nach befriedigendem Ausfall der ganzen Prüfung wird das Be- 
fähigung^zeng^iss unter Angabe der Gesammtzensur ausgefertigt und dem 
Kandidaten dordi die Yorgeaetzte Königliche Regiemug zugestellt. . 
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11) An Prüfungsgebühren sind 12 Thaler zu entriohten, wovon 
6 Thaler bei Zusendung der Akten eingezogen und 6 Thaler yon dem 
Kandidaten bei seinem Eintreffen hierselbst zur mündlichen PrüAing an 
die Kasse der Thierarzneischule eingezahlt werden. 

Die Königliche Regierung hat diese Bestimmungen durch das Amts- 
blatt zu Teröffentlichen. 

Nur die approbirten Thierärzte sind geeignet, ein sachverstän- 
diges Gutachten abzugehen; sie sind hei gerichtlichen Yerhandlnngen 
als Sachverständige anzusehen und nur ihnen ist auf Grund der 
§§. 23. 100. 111. 114. 121 des Regulativs vom 8. August 1835 aus- 
schliesslich die Befugniss zur Behandlung von Rotz, Wurm, Milz- 
brand, Tollkrankheit gestattet. Sie haben femer das Vorrecht, nach 
der Taxe vom 21. Juni 1815 liquidiren zu dürfen, wozu mehrere 
Nachträge und Deklarationen erschienen sind (v. Hörn ü. S. 425). 
Sie sind die Organe der Yeterinärpolizei und der gerichtlichen Thier- 
heilkunde; auch ist ihnen die Befugniss zum Dispensiren von Arz- 
neien in ihrer Praxis gestattet, ohne dafür eine Gewerbesteuer zah- 
len zu müssen. Auch die üeberwachung der Yiehmärkte steht nur 
den approbirten Thierärzten zu. Eine Verpflichtung, kranke Thiere 
zu behandeln, liegt den Thierärzten nicht ob. 

Als Thierärzte sind sie nicht gewerbesteuerpflichtig. Wenn sie 
jedoch das Kuriren gewerhsmässig betreiben, ohne als Thierärzte 
approbirt zu sein, und wenn sie sich mit Verabreichung von Arz- 
neien gegen Entgelt befassen, so werden sie zur Gewerbesteuer her- 
angezogen. 

Es steht ihnen das Recht zu, die Viehkastrirer zu prüfen nach 
dem Reglement vom 29. September 1846. Sie sind verpflichtet^ an- 
steckende Krankheiten der Thiere anzuzeigen und diejenigen gesetz- 
lichen Vorschriften zu beobachten, welche in dem Regulativ vom 
8. August 1835 über alle seuchenartigen Krankheiten der Thiere 
vorgeschrieben sind. 

Die approbirten Thierärzte zerfallen in zwei Klassen (Circular- 
verfögung vom 17, Juli 1839). Die Betreibung der Praxis im Um- 
herziehen ist nicht gestattet. Sie sind nicht befreit von der Ueber- 
nahme städtischer Aemter. 

Die Atteste der Thierärzte sind stempelfrei. 

In Veterinär-gerichtlicher Beziehung sind die Bestimmungen der 
Verfügung vom 12. Juli 1843 zu merken (v. Hörn): 

Nach dem durch die Allerh. Kabmets-Ordre Yom 4. Juli 1839 ge- 
nehmigten Begulative über die EÜntheilang des thierärstlichen Personals 
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vom 25. Mai 1839» wovon nachstehend ein Abdruck mitgetheilt wird, 
l^ebt ea gegenwärtig zwei Klassen approbirter Thierärsts. Diejenigen, 
irelohe sich sn Thierärsten erster Klasse aosbUden wollen, müssen bei 
ihrer Anfoahme in die Königliche Thierarsneischnle, hinsichtlich ihrer all- 
gemein wissenschaftlichen Vorbildang, höheren Anforderungen genügen ; 
lie Studienzeit fUr dieselben ist auf sieben Semester, ftir die Thierärste 
iwetter Klasse nur auf «sechs Semester festgesetzt. Der Unterricht der 
Thierirzte erster Klasse hat eine höhere wissenschaftliche, der der Thier- 
ftrate zweiter Klasse eine rein praktische Tendenz. Die Thierärzte erster 
Klasse hören endlich besondere Vorlesungen über die gerichtliche und po- 
lizeiliche Thierheilkunde und die für dieselben vorgeschriebenen Staats- 
mrfiliingen sind umfassender. Dem entsprecheud erklärt das Regulativ die 
Thierärzte erster Klasse fär die Organe der Veterinärpolizei und der ge- 
richtlichen Thierheilkunde, und behält denselben die Stellen der Kreis- 
ond Departementsthierärzte, so wie die der YeteriDärassessoren bei den 
Ifedizinalkollegien ausschliesslich vor. 

Die Thierärzte zweiter Klasse sind dagegen zwar auch zur unbe- 
schränkten Ausübung der Thierheilkunde befugt, sollen indess bei Epi- 
lootien zur Anordnung und Ausführung der dagegen zu treffenden Maass- 
i^g^ nur ausnahmsweise, und vor Gericht nur über Yorkommenheiten 
ihrer eigenen Praxis als sachverständige 2«eugen zugezogen werden | zur 
Abgabe eines technischen Gutachtens über Gegenstände ausserhalb ihrer 
eigenen Praxis sind sie nicht befugt. 

Auf den Wunsch des Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts- 
und Medizinalangelegeuheiten werden die Gerichtsbehörden von diesen 
Bestimmungen in Kenntniss gesetzt, mit der Anweisung, dieselben, wenn 
es auf Zuziehung von Thierärzten, als Sachverständige bei gerichtlichen 
Verhandlungen ankommt, sorefältiff zu beachten. 

Bei prozessualischen Yerhandlungen sind jedoch folgende Fälle zu 
unterscheiden ; 

a) wenn das Gericht einen Thierarzt als Sachverständigen zuzuziehen 
hat, ohne dass von der Partei ein bestimmter Sachverständiger 
vorgeschlagen und auf dessen Vernehmung angetragen worden ist, 
— und 

b) wenn ein solcher Antrag Seitens der Partei erfolgt ist. 

Da den Parteien die Wahl ihrer Beweismittel nicht beschränkt wer- 
*^ kann, so darf in dem Falle zu b. die Vernehmung von Thierärzten 
swetter Khuse nicht abgelehnt werden. Bei der Beurtheilung des Gewichts 
ihrer Gutachten wird fJ>er der Richter auf die oben erwähnte Verschieden- 
^t der Thierärzte erster und zweiter Klasse hinsichtlich ihrer Vorbildung 
^ Bestimmung die erforderliche Rücksicht zu nehmen haben. 

In dem Falle zu a, da den Gerichten selbst die Wahl der Sachver- 
tttudigen obliegt oder ihnen überlassen worden ist, (§. 38 Tit. 9, Tbl. T, 

Ö. Ger.-Ord. und §{. 64, 65 Anhang zur Allg. Ger.-Ord. §. 60, Tit. 14, 
I. daselbst) werden die Gerichte hierdurch angewiesen, 
Thierärzte zweiter Klasse nur über Yorkommenheiten aus ihrer 
eigenen Praxis als Sachverständige zu wählen und zu vernehmen; 
in allen Fällen aber, in welchen es auf technische Begutachtung 
über Gegenstände der Thierarzneivrissensehaft überhaupt ankommt, 
nur Thierärzte erster Klasse zuzuziehen. 
Dabei wird übrigens in Erinnerung gebracht, dass nach den allegirten 
|<>tiiamungen der Ailg. Ger.-Ord., wenn ein Gericht von Amtswegen einen 
»Mhfentändigen zu ernennen hat, dasselbe zunächst mit der vorgesetzten 
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Behörde solcher Sachverst&ndigen Bücksprache zu nehmen hat^ am sieb 
die geeigneten Personen bezeichnen za lassen, und dass, wenn ein in 
öffentlichen Amtsverhältnissen stehender Sachyerstftndiger Ton den Parteien 
vorgeschlagen wird, ohne Bewilligung der ihm rorgesetzten Amtsbehörd» 
mit seiner Vorladung nicht verfahren werden soll. 

Der §. 71 der Gewerbeordnung ist auch fOr Thierärzte zulässig^ 
hat aber nur den Verlust ihrer Befugnisse und Vorrechte zur Folge^ 
nicht aber die Befugnisse zur Behandlung kranker Thiere. 

Tn. Der Tiehkastrirer. 

Die Viehkastrirer müssen sich nach §§. 45 und 46 der Gewerbe- 
ordnung durch ein Fähigkeitszeugniss bei der Begierung ausweisen 
nach dem Beglement vom 29. September 1846, welches durch das 
Gesetz vom 29. September 1846 eine durchgreifende Bevision er* 
fahren hat. Die Prüfung wird vor dem Landrath und Kreisthier* 
arzt theoretisch und praktisch abgelegt. Zu §. 6 ist durch Ver- 
fugung Yom 20. Oktober 1859 (v. Hörn Suppl.-Bd. S. 23) der Zu- 
satz gemacht, dass die Operation an einem lebenden oder todten 
Thiere gemacht werden muss. Nach $.17 des Hausirreglements ist 
die Betreibung des Geschäfts im Umherziehen gestattet und alsdaim 
steuerpflichtig. 

YUI. Der Abdecker. 

Durch das Gesetz yom 31. Mai 1858 sind die Bechte und Pflich- 
ten der Abdecker festgestellt. 

Ausserdem dürfte das Beglement über das Abdeckerwesen vom 
13. Juni 1846 massgebend sein, welches sich speziell über die An* 
läge der Schindanger ausspricht. Nach §. 45 der Gewerbeordnuog 
müssen Abdecker sich durch eine Prüfung bei der Begierung aus- 
weisen, welche vor dem Landrath und Kreisthierarzt abgelegt wird 
nach dem Beglement vom 29. September 1846. Das Abledern rotziger 
Pferde ist ihnen gestattet. Das Abdeckergewerbe ist steuerfrei. "Ss 
ist nicht nöthig, dass das Nachrichteramt mit dem des Abdecker» 
verbunden ist. 

IX. Die mmtärärztUchen Terhältnlsse. 

Die Bedingungen, unter welchen die Zöglinge in das königl* 
Priedrichs-Wilhelms-Institut aufgenommen werden, sind in der Ver- 
fügung Yom 1. Juli 1852 ausgesprochen. 
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An der Spitze des Militär-Medizinalwesens steht der Medizin al- 
staby dessen Chef der Generalstabsarzt in dem Bange eines 
Obersten ist, dem ein Generalarzt zur Vertretung in Behinde- 
nmgsfällen beigegeben ist Hierzu treten zwei Stabsärzte, ein 
Ober-Stabs- und ein Stabsapotheker und ein Gber-Feld- 
lazareth-Inspektor. 

Bei jedem Armeekorps, deren wir 1 1 haben, und bei dem Garde- 
korps fungirt eine Generalarzt mit Majorsrang. Jedes Begiment hat 
einen Ober-Stabsarzt (Begimentsarzt) mit dem Bange eines Haupt- 
manns. Einige Füsilierbataillone, die Jägerbataillone und das Garde- 
Schützenbataillon haben Stabsärzte mit dem Bange eines Premier- 
lieutenants* 

Die Artillerieregimenter haben keinen eigenen Ober-Stabs- oder 
Stabsärzte, sondern werden von Garnisonsärzten behandelt. 

Jedes Landwehrregiment hat einen Stabs- und Bataillonsarzt, 
welcher jedoch unter dem Arzte gleichen Banges der Linie rangirt, 
aber zn diesem Bange ayanciren kann. 

Die Assistenzärzte haben den Bang eines Sekondelieutenants. 
Durch K. 0. vom 29. Mai 1865 ist den ältesten 22 Ober-Stabsärzten 
Md 25 Stabsärzten der Major und Hauptmannsrang yerliehen worden* 
Die Marine hat einen Ober-Stabsarzt und fünf Stabsärzte. 
Bei dem Kadettenhause in Berlin fangirt ein Ober-Stabsarzt; 
M den übrigen vier Kadettenanstalten je ein Stabsarzt. Jeder Mi- 
litärarzt, der Stabsarzt werden will, muss das Physikatsexamen ab- 
legen. Durch K. 0. vom 17. Mai und Verfügung des Kriegsministers 
vom 31. Mai 1860 ist eine vollständige Beorganisation erfolgt (v. Ho rn 
SnppL-Bd. S..5). 

Zur Zeit ist mir noch nicht bekannt, welche Yeränderungen 
durch den Zuwachs der neuen Provinzen in unserem Militär -Medi- 
ziiuilwesen eingetreten sind.*) Ausserdem sind folgende neuere ¥01*- 
oixbungen im Jahre 1866 ergangen: 

IL Jannar. (A. E. O.) 

Nene Organisation des Instituts der Lazarethgehülfen. Es sollen be- 
stehen: Unterlazareth-, Lazareth- und Oberlazaretbgehülfen, die resp. zu 
d^ Gefreiten^ Unteroffizieren und Sergeanten zählen, Kombattanten sind 
^d deren Zabl durch die Verpflegungsetats bestimmt ist. Sie werden ans 
Mannschaften des Dienststandes nach mindestens Gmonatlicher Dienstzeit 



*) Sollte, wie zu erwarten steht, vor der Beendigung dieses Werkes 
es in diesen Verhältnissen sich ereignen, so werden wir es in einem 
^Achtrag bringen. 
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mit der Waffe eDtnommen. Die Ernennung der Lehrlinge erfolgt bei guter 
Führung nach bestandener Prüfung, eu Lazarethgehülfen nach gesetslieh 
erfüllter Dienstpflicht und erfolgter Kapitulation bei gut bestandener Prfl- 
fui^g, die zu diesem Behufs eventuell wiederholt werden kann; aa Ober- 
Laaarethgehülfen nach vollendeter siebenj&hriger Dienstzeit. An Löhnung 
empfangen ohne Rücksicht auf Truppe und Waffe die Unterlazarethge- 
hülfen, falls f>ie vor ihrer Ernennung nicht bereits eine hbhere^ ümen 
alsdann verbleibende Löhnung empfangen haben, 4 Thlr., die Laiaredi- 
gehülfen mit der Ernennung 5 Tblr., nach 4 Dienstjahren 6 Thlr., nach 
5 Dienstjahren 7 Thlr.; die Oberlazarethgehülfen 9 Thlr. und nach 
9 Diens^ahren 11 Thlr. monatlieh. Ausserdem beziehen die Lmsaretb- 
gehülfen die sonstigen Kompetenzen der korrespondirenden Cbai^gen dei 
Dienststandes. Die Lehrlinge erhalten ebenso, wie s&mmtliche Lazareth- 
gehülfen, freien Mittagstisch im Lazareth, ohne dafSr Löhnqngsabzug m 
erleiden, jedoch unter Weg&Il des etwa bewilligten eztraordinairen Ter- 
pflegungszuschusses. — 

Diese Ordre ist mittelst kriegsministeriellen Erlasses vom 17. Janoir 

Eublizirt und dabei hervorgehoben, dass die Kapitulation gut gedienter 
lazarethgehülfen zur Förderang des Sanitätsdienstes Überhaupt, namentlich 
aber bis zur Erfüllung einer fünQäbrigen Dienstzeit der Betreffenden n 
begünstigen ist, und es im Interesse der Armee liegt, die Niederlassung ab 
Heilgehülfen den Lazarethgehülfen möglichst zu erleichtern, um im Mobil- 
machungsfalle solche zur Disposition zu haben, die sich dcuroh fortgesetits 
Uebung und Erfahrung noch vervollkommnet haben. (Zirkular des Gene- 
ralstabsarztes der Armee vom 23. Januar 1866.) 
11. Januar. (M. O. D.) 

Beschaffung graduirter Porzellanbecher für die Gamiaonlaaarethe tarn 
Eingeben leicht zersetzlicher Arzneimittel; auf je 25 Kranke der Normal- 
krankenzahl wird 1 Becher gerechnet. (Zirkular des GleneralstabsantM 
äet Arm^ vom 30. Januar 1866.) 

11. Januar. (Generalstabsarzt der Armee.) 

Ueber die Ausstellung der ärztlichen Atteste. — Ein Eingehen aof 
etwaige Ansprüche zu Invalidenbenefizien etc« ist in den Attesten zu vtf- 
meiden. 

16. Januar. (M. O. D.) 

Die Butter zur Bereitung der Morgen- und Abendsuppen in den La- 
zarethen wird künftig nicht nach der Zahl der Kranken, sondern nach dtf 
Quantität der zu bereitenden Suppe verabreicht; der Portieossatz für jedei 
Quart Sappe beträgt Vio Loth. 

16. Januar. Generalstabsarzt der Armee. 

Die Anträge auf Beschaffung von Thermometern zum Messen dtf 
Körperwärme sind von den Lazarethen an die Korpsgeneral&rzte zu richten* 

21. Februar. (M. O. D.) 

Ueber die Einrichtung der Giftschränke der Dispensiranstalten. (Zi^ 
kularverfügung des Generalstabsarztes der Armee vom 21. März 1866.) 

3. März. (M. O. D.) 

Ueber die Einführung der weiblichen Krankenpflegerinnen in ^ 
Friedenslazarethe. 

12. März. (M. O. D.) 

Ueber die Revaceination der in den Lazarethen angestellten Zivilkiai^' 
kenwärter. (Verf. des Generalstabsarztes der Armee vom 21. März 1866*) 

23. März. (M. O. D.) 

Die in den Lazarethen befindlichen kupfernen Theekeasel sind sa vo^ 
zinnen. 
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9. ApriL (M. O. D.) 

Einffthmng Ton Messern und Qabeln für die Kranken in den Gar- 
Bonlasarethen. 

16. April. (M. O. D.) 

Ueber den Oelfarbenanstrich der Wände der Krankensimmer in den 
ilitftrlasaretben. 

11. MaL (K. M.) 

Ueber Abkommen mit Zivilärzten bezüglich des ärztlichen Dienstes 
i nicht mit eigenen Aersten rersehenen immobilen Trappen etc. 

23. JanL (A. K. O.) 

Kompetenzen der Aerzte resp. Apotheker bei Krankentransportkom- 
imionen und LasarethreserTedepots. 

Bei ersteren erhält ein Oberstabsarzt 1000 Thlr. Gehalt inkl. 25 Thir. 
Bnrionsbeitrag, 25 Thlr. monatliche Feldzulage, 1 Portion und 60 Thlr. 
obilmachungsgeld; ein Stabsarzt 700 Thlr. Gehalt inkl. 6 Thlr. Pen- 
»nsbeitrag nnd sonst die Kompetenzen wie der Oberstabsarzt; bei letz- 
ren das ärztliche Mitglied (Stabsarzt) 700 Thlr. Gehalt jährlich, davon 
/ 6 Thhr. Pensionsbeitrag, 8 Thlr. Feldzulage, 1 Portion, 30 Thlr. Mo- 
fanaehnngsgeld nnd der Apotheker 240 Thlr. inkl. 2 Thlr. Pensions- 
Bitrag, 8 Thlr. monatliche Feldzulage, 1 Portion und 20 Thlr. Mobil- 
laöhungsgeld. 

19. JuU. (Ä. K. O.) 

1) Bestellung Ton Armeegeneralärsten Behufs einheitlicher Leitung 
es Sanitätsdienstes bei jeder selbstständigen Armee. Ein solcher Armee- 
enerälarzt bezieht inkl. 35 Thlr. Pensionsbeitrag ein jährliches Gehalt Yon 
800 Thhr., monatlidi 75 Thlr. Feldzulage, 1 Portion, 4 Bationen, hat 
inen Trainfahrer rom Book, einen berittenen Pferdewärter, zwei Stangen- 
»ferde; ausserdem erhält er 125 Thlr. Mobilmachungsgeld und 75 Thlr. 
ieihfilfe zur Anschaffung eines zweispännigen Wagens nebst Geschirren eta 
iehnft Fortschaffung der Dienstpapiere und der Effekten des Personals. 
!)ie8es Personal besteht aus 1 Stabsarzt und 1 Assistenzarzt nebst deren 
Traiiisoldaten und 2 Lazaretbgehülfen. Der Armeegeneralant kann bei 
iem Korps, von welchem er entnommen ist, durch einen stellvertretenden 
Generalarzt ersetzt werden. 

2) Die stellvertretenden Generalärzte bei den Provinzialarmeekorps 
beziehen die im Frieden den Generalärzten gewährten Fonds zur Remune- 
nroog des Bureaupersonals. 

S) Für die Dauer der Mobilmachung wird allen mobilen und immo- 
bOen Assistenzärzten ein Gehalt von 300 Thlr. gewährt; Unterärzte etc. 
Unehen die bisherigen Kompetenzen. 



Zweiter Abschnitt. 

Die Sanitätspolizei. 



A. Die ansteokenden Krankheiten der Menschen. 

Die gesetzlichen Bestimmungen hierüber sind enthalten in dem 
Begulativ vom 8. Augast 1835 (Gesetzsamml. S. 239; Simon und 
Eönne ü. S. 147; v. Hörn I. S. 170 ff.). Sie sind auch als Se- 
paratabdruck des Amtsblatts zu haben. 

Da dieselben allzu inhaltreich und in vielen Funkten zum Theil 
schon antiquirt sind, so geben wir hier nur den übersichtlichen In- 
halt derselben nebst den zur Zeit erlassenen Belehrungen. 

§§. 1 — 13. Belehrung über ansteckende Krankheiten im Allge- 
meinen. 

§§. 14 — 17. Vorsichtsmassregeln, welche Wohnung, Kleidung, 
Nahrungsmittel betreffen. 

S§. 18—20. Yon der Vermeidung der Gremeinschaft mit dem 
Ansteckungsstoff. 

S§. 21 — 23. Von der Vorsichtsmassregel, welche die Aerzte be- 
obachten sollen. 

§§. 24—34. Von der asiatischen Cholera; die Belehrung der 
Begierung zu Potsdam vom 26. Juni 1866 ist eine ganz ausgezeich- 
net praktische: 

I. Verbreitungsart der Cholera. 

Schon seit dem ersten Erscheinen der asiatischen Cholera in unserem 
Welttheile und namentlich seit der letzten grossen Epidemie von 184SbU 
1860 sind über die Verbreitungsart dieser Seuche die wichtigsten Erfsh* 
mngen gemacht, deren Kenntniss zur Verhütung ihres Umsichgreifens ton 
der höchsten Bedeutung ist. Diese Erfahrungen lassen sich in folgende 
Sätze zusammenfassen: 

1) Es ist erwiesen , dass die asiatische oder epidemische Cholera 1)^ 
uns nirgend spontan, d. h. von selbst oder durch Miasmen etc* 
sich zu entwickeln vermag, sondern dass sie sich schlechterdings do' 
auf dem Wege des mensidilichen Verkehrs verbreitet. 
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^) Es ist mit der höchsten Wahrscheinlichkeit anzunehmen, dass der 
verschleppbare Krankheitskeim an den Auswurfstoffen der Cholera- 
kranken haftet, und dass die Weiterrerbreitnng der Krankheit in 
der Weise vermittelt wird, dass diese Answnrfstoffe , besonders die 
Exkremente der Kranken, — auch solcher, welche nur an den Vor- 
boten oder leichteren Graden der Cholera leiden, — in den Erd- 
boden gelangen. 
3) In dieser Hinsicht aber verhalten sich die verschiedenen Bodenarten 
nicht in gleicher Weise. Während die eine Klasse derselben in 
hohem Grade die Weiterentwicklung des Krankheitskeims begün- 
stigt, ist die andere Klasse hierzu wenig oder gar nicht empf&nglich, 
so dass selbst nach wiederholter Einschleppang die Cholera dort 
nicht zu epidemischer Verbreitung gelangen kann. 
Als Grund dieses verschiedenen Verhaltens hat sich herausgestellt^ 
38 die für die Cholera besonders empfUnglichen Ortschaften einen Boden 
ben, welcher mit wechselndem Stande des Grundwassers, und zwar eines 
t menschlichem Auswurf, besonders exkrementiellen Stoffen imprägnir- 
I und verunreinigten Grundwassers, behaftet ist Diejenigen Orte da- 
;en, welche von solchem Grundwasser mehr oder weniger befreit sind, 
nentlich also die, welche auf einer, wenn auch unbedeutenden Wasser- 
leide liegen, gemessen eine mehr oder weniger vollständige Immunität 
1 der Cholera. Hieraus erklärt es sich, dass au Flussufem belegene 
Idte verhältnissm&ssig weit mehr von der Cholera gefährdet sind^ als 
meisten Ortschaften des platten Landes; auch abgesehen von der hier 
it geringeren Gelegenheit zur Einschleppung der Krankheit Femer, 
» die unmittelbar am Wasser, als auf der tiefsten Bodensenkung ge- 
enen Stadttheile überall zunächst und am stärksten von der Cholera 
leiden haben. 
Aus diesen Sätzen folgt das wichtige Besultat: 
dass zur Verhinderung der weiteren Verbreitung der Cholera nach 
ihrer Einschleppung 

1) die sofortige Zerstörung des Cholerakeims durch Desinfizinmg 
der Auswimstoffe der £ranken; 

2) eine kräftige Desinfizirung der Nachtstühle, Latrinen und Ab- 
trittsgruben in den infizirten Orten; und 

3) die peinlichste Beobachtung der Beinlichkeit in den Rinnsteinen 
und Wasserläufen derselben auszufElhren sind. 

Diese Massregeln haben bereits in den letzten Epidemien die Probe 
standen, und lässt sich somit erwarten, dass die umsichtige und grfind- 
he Ausfahrung derselben ein verheerendes Umsichgreifen der Seuche, 
e solches früher wegen Unkenntniss dieser Verhältnisse öfters atattge- 
iden, verhüten werde. 

Bezüglich der speziellen Ausführung dieser Desinfizimngen wird Nach- 
ihendes bekannt gemacht: 

Die Desinfektionsüüssigkeit wird folgendermasseA bereitet: Ein Pftind 
senvitriol (schwefelsaures Eisenoxydul oder Kupferwasser) wird in etwa 
Eimer Wasser gelöst und hierzu etwa ein Quart rohen Holzessigs ge- 
ben. Von dieser Flüssigkeit wird eine entsprechende Quantität (| ois 
Quart) in die Gefässe gegossen, welche zum Auffangen der von den 
ranken entleerten Auswurfstoffe bestimmt sind. 

Dieselbe Flüssigkeit dient auch zur Desinfizirung der Abtritte. Bei 
össerer Geräumigkeit derselben wird es sich Jedo(m empfehlen, zuvor 
le Zersetzung der Fäkalstoffe durch einige Sohaufela Gips oder einige 
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luner dttniien Kalkbreies Tommebmeo, beror die EiMBÜiiari^eity unä 
xwar in lolcber Menge bineiDgegossen wird, cUm die Oberfllcbe der Grab» 
•teu mit einer dfinnen Scbiebt Flfiasig^eit bedeckt bleibt 

Unter allen Umständen ist zn rerbaten, das« die Amleerangen der 
Sjwiken nnzenetzt in die Rinnsteine oder die Sffentlieben Wasserlftofe 
gelangen. Vielmehr ist strenge darauf zn balten, dass die Rinnsteine etc. 
wihrend der Dauer einer Cboleraepidemie in den infizirten Orten tXgCcb 
gereinigt werden. 

n. Regeln ffir das Yerbalten bei Annlberung and wihrend 

der Dauer einer Choleraepidemie. 

Die wichtigste Regel ist folgende: 

Die Cholera bricht fast niemals ohne Torangegangene deutliche Vor- 
boten ao^. Wer diese bei Zeiten beachtet und sogleich ftrxtliehe Hfilfe 
naebsncht, bleibt fast ausnahmslos ron der Weiterentwickdang nnd dem 
Aasbrach der Cholera verschont. Wer sie dagegen anbeachtet l&sst, nt- 
mentlich den der Krankheit stets Torangehenden , meist leichten und 
schmenElosen Durchfall Temachlftssigt, steht in hoher €tofahr Tor dem Aus- 
bruch der Cholera. Denn Ton diesem anschmnend leichten Durchfall bis 
zum Choleraanfall ist nur ein Schritt, den die Krankheit meist ohne be- 
sonders auffallende Zwischenstadien und urplötzlich macht 

Da nun aber dieser Durchfall sich leicht and meist in kurzer Zeit 
beben ISsst, so folgt daraus, dass man sich Tor der Cholera sehr viel leich- 
ter and sicherer schätzen kann, als Yor den meisten übrigen SeucheQ) 
deren Vorboten nicht so deutlich und in die Augen fidlend sind. 

Es ist somit die Aufmerksamkeit auf dieses Symptom das wichtigste 
Schutzmittel gegen die Cholera. 

Ausserdem aber ist Folgendes zu beobachten: 

1) Regelmässige Lebensweise, also Vermeidung übermftssiger körper- 
licner Anstrengung , Erhitzung , des Nachtwachens, — kurz aller, 
die Krftfte und Widerstandsfähigkeit des Körpers yermindernden 
Schädlichkeiten. 

2) Vermeidung der Unmftssigkeit und Jeder Ueberladung des Magens. 
Ganz besonders hat sich als spezifische Schädlichkeit der w&hreni 
einer Choleraepidemie stattfindende Torzugsweise Genuss wässeriger 
Vegetabilien herausgestellt. Hierher gehören : rohes, besonders un- 
reifes Obst, Gurken, Salate, Pilze und blähende Gkmfise (Kobl» 
Sauerkraut, Kohl- und andere Rfibensorten) ; femer zu fettes oder 
sähe eingepökelte Fleisch- und Wurstwaaren, fette Fische (Aal^ 
Lachs, Neunaugen) und fetter Käse. 

8) Sorge für Reinlichkeit des Körpers und der Wohnungen, so wiefS^ 
reine Luft in denselben. 

4) Vermeidung Yon Erkältung des Körpers , des Unterleibes und d^ 
Magens. Man setze sich nicht, ohne sich dabei zu bewegeo, der 
kühlen Nachtluft aus, besonders nicht nach heissen Tagen, und vei^' 
meide bei offenen Fenstern und unter leichter Bedeckung zu sohlaffli^* 
Den Unterleib halte man wann. Besonders aber ist während sol' 
eher Zeit der übermässige Genuss kalten Wassers nach Torasg®' 
gangener Erhitzung des Körpers schädlich, selbst wenn derselbo 
äusserlich abgekühlt erscheint. Bei solchen Gelegenheiten ist f^ 
Stillung des heftigen Durstes der Genuss eines kfüten, schwacbeo^ 
yersüssten Kaffee^s mit geringem Zusatz von Rum oder Arrak (1 ^^ 
Kaffee auf 1 Quart Wasser mit ^ Esslöffel Rum) zu empfehlen. ^ 
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Aach müsflen fttr solohe Zeit Junges, nicht ansgegohrnes Bier, jange 
und tanre Weine als schädlich ▼ermieden werden. 

5) Der Gehranoh sogenannter Pr&seryativmitte] , welche Ton den anf 
die Gholerafarcht speknlirenden Pfaschem in solcher Zeit in Gestalt 
▼on PnlTem, Liq neuron, Tropfen, Pflastern etc. angepriesen werden, 
ist als nnnfitz, in yielen FftUen sogar als direkt schädlich au Tor- 
meiden. 

Verfahren heim Ausbruche der Krankheit. 

6) Die Vorboten der Cholera bestehen in der Regel in einem unbe- 
haglichen GefQhl im Unterleibe, Bauchkollern, auch wohl leichter 
Uebelkeit und einem anscheinend mit grosser Erleichterung erfol- 
genden , schmerzlosen , w&s&erigen Durchfall , welcher jedoch noch 
gallig geflirbte Stoffe entleert. Diesen Durchfall warte man im Bette 
ab und beeile sich, den Arzt rufen zu lassen. Bis zur Ankunft des- 
selben nehme man hin und wieder eine halbe Tasse warmen Thee*s 
▼on Chamillßn, Pfeffermünze, Krausemünze oder Fliederblumen. 

7} Ist die Cholera wirklich ausgebrochen, so beobachte man zunächst 
dasselbe Verhalten, suche bis zur Ankunft des Arztes den Kranken 
im Bette durch erwärmte wollene Decken, Wärmflaschen, erwärmte 
Sandsäcke etc. zu erwärmen und lege ihm ein Senfpflaster, aus ge- 
stossenem schwarzem Senf und warmem Wasser bereitet, von der 
Grösse einer Manneshand auf Unterleib und Herzgrube, welches 
jedoch nicht länger liegen bleiben darf, als bis die Haut geröthet 
erscheint (etwa ^ Stunde), und reibe die Gliedmassen untef der 
Bettdecke mit erwärmten, allenfalls mit Kampferspiritus befeuchteten 
wollenen Tüchern. Bei häufigem Erbrechen lasse man Selterwasser 
trinken, oder gebe ab und zu einen kleinen Theelöffel Brausepul- 
ver. Das weitere Verfahren ist dem Arzte zu überlassen. 

Hierher gehört auch die Bekanntmachung des Polizeipräsidiums 
Tom 21. Juni 1866: 

Es giebt Krankheiten, deren Heilung der ärztlichen Kunst nur zu ofl 
Dicht gelingt, deren Verbreitung aber sich abwenden lässt, und deren An- - 
fiuig Ift noch heilbar ist. Dies gilt auch von der Cholera. Nach dem 
Ergebniss der neuesten wissenschaftlichen Forschungen yerbreitet sich die 
Cholera in Europa yorzugsweise, yielleicht sogar nur durch die Abgänge 
^ Cbolerakranken und selbst solcher Kranken, die nicht an ausgebildeter 
Cholera, sondern nur an Choleradurchfällen leiden. So kann sie durch 
Personen, welche, den Keim der Krankheit in sich tragend, aus Orten 
kommen, die yon der Cholera angesteckt sind, nach anderen Orten yer- 
Khleppt werden, so können einzelne Cholera-Erkrankungsfälle eiues Ortes 
^ Heerd bilden, yon dem aus der Ort mit der furchtbarsten Epidemie 
j^eimgesucht wird. Wo daher die Gefahr der Einschleppung yorhanden 
ut,.oder wo die Einschleppung bereits stattgefunden hat, da müssen yor 
Allem die menschlichen Abgänge als die Träger des Ansteckungsstoffes 
Unschädlich gemacht werden. Segreiflicher Weise gilt dies yorzugsweise 
^ den Ausleerungen der an Cholera und Choleradurohfällen Erkrankten. 
Biese Ausleerungen dürfen nicht eher beseitigt werden , beyor sie nicht 
^i dem als Desinfektionsmittel bewährten Chlorkalke überschüttet worden 
ibd. Da aber zur Zeit der Cholera menschliche Ausleerungen überhaupt 
^ yerdächtig angesehen werden müssen, und die Ausdünstungen derselben 
*Qeh, abgesehen Ton der Cholera, die menschliche Gesundheit zu gefähr- 
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den geeignet sind, so ist es erforderlieh, simmtliche Latrinen , 8onk- und 
Kothgpuben und Nachtstfthle t&glieh einem Verfahren sa nnterwetfen, 
doreh welches mit der Beseitigang der übelriechenden AusdÜnstangen so- 
gleich der Keim der Cholera yemichtet wird. Als die geeignetsten Ifittal 
sen einem solchen sogenannten Desinfektionsrerfahren ddrfen, ausser dem 
schon erwähnten Chlorkalk, das Eisenvitriol, die Kohle, die Karbolsftore 
nnd der Aetzkalk empfohlen werden. Gregenwftrtig sind nicht nor in 
Stettin und anderen nahe belegenen Orten« sondern auch in Berlin selbst 
Cholerafälle vorgekommen. Damit die Zahl derselben hier nicht znnehmei 
damit Berlin nicht wieder einer Epidemie verfalle, die leicht wieder Taa- 
sende von Menschen hinwegrafft, müssen die menschlichen Abgangsstofie 
nnschädlich gemacht werden. Durch obrigkeitliches Einschreiten allein 
ist dies nicht darchfOhrbar ; es ist dazn auch der gate Wille jedes Ein- 
zelnen nothwendig. Daher ergeht an jeden Hanseig^thümer und an 
jeden Vorstand eines Haashaltes die dringendste Mahnung, in eeinem Be- 
reiche darauf hinzuwirken, dass alle in den Abtritten, Senkgraben, Kacht- 
Stühlen u. s. w. befindlichen Abgangsstoffe durch Desinfektionsmittel stets 
in geruchlosem Zustande erhalten, die Abgänge solcher Personen aber, die 
an der Cholera oder an CholeradurchfUUen leiden, mit Chlorkalk fibe^ 
schüttet werden. Den Aersten aber darf wohl kaum besonders an das 
Herz gelegt werden, dass sie es sind, welche in dieser Beziehung dorob 
Belehrung und Erinnerung am meisten auf die Bevölkerung einzuwirken 
vermögen. Wenn es Armen an Mitteln zur Ausführung der Desinfektionen 
gebricht, so wird die Anzeige des Arztes ausreichen , um die Behörde EU 
unentgeltlichen Lieferung des erforderlichen Desinfektionsmaterials zu Te^. 
anlassen. Nächst der Möglichkeit, die Verbreitung der Cholera doreh 
Desinfektion der Abgänge zu verhindern, kommt der Umstand in Be- 
tracht, dass die Cholera in ihrem Beginn noch heilbar iat. DarBB 
wolle ein Jeder, den selbst oder dessen Angehörige die ersten Anseicben 
der Cholera befallen, so schleunig als möglich ärztliche Hülfe soeheo, 
nicht aber seine Zuflucht zu sogenannten Schutzmitteln nehmen, direh 
welche die Leichtgläubigkeit des Publikums von unbefdgten und unwiaitt' 
den Personen ausgebeutet zu werden pflegt und welche , wenn sie aoeli 
an sich unschädlich sein sollten, doch durch Verabsäumung eines geng- 
neten Heilverfahrens verderblich werden. Damit es auch der unbeiiiittel* 
ten Bevölkerung an Hülfe nicht fehle, so wird auch ausser dA AimeD* 
Aerzten ein jeder Arzt ermächtig^, Armen, die an der Cholera odertf 
choleraverdächtigen Erscheinungen erkranken, die Arzneien auf öfibntlidis 
Kosten zu verordnen. 

SS. 35—40. Vom Typhus. 

SS. 41-43. Von der Buhr. 

SS. 44 — 58. Von den Pocken (Regulativ vom 7. Februar 1861; 
siehe S. 24). 

SS. 59—61. Von Masern, Scharlach, Röthein. 

SS. 62 — 64. Von der kontagiösen (ägyptischen Augenentzün- 
dung). Die Regierung zu Potsdam hat unterm 4. Dezember folgen^® 
Verfügung erlassen: 

Es ist zu unserer Kenntniss gekommen, dass in mehreren Kto^ 
unsers Verwaltungsbezirkes die sogenannte gpranulöse Augenentzfiod<^ 
sich theils vereinzelt, theils und namentlich in Waisenh&osern, Hospitil^ 
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oken-, Arbuls- und ArnieiihUuscni in grSseror Verbreitung gezeigt b&t 
bn irir bieraas TeranUesiiiig nehmen, die Beachtung der auf die an- 
kkende Augen entzGn dang beEÜglicbeo Yorsahriften des Regulativs vom 
Angtist lS3ä U. b. Ü. 62—61 in Erinnerung zu bringen, beBtimmen wir 
i^esetD Znecbe nocb Falgendcs: 

3) die Orte Polizeibehörden haben anhaltend dafür Sorge xn trageD, 
das9 die Personen eimittelt werden, welcbe an akuten, vordJlcbligen 
Augen eutzündungcn leiden ; 

3) ein besonderes Augenmerk ist auch auf die Scbulen la riohteu, in 
denen die granulöse Augenentzündung (in chronischer Form) mit- 
unter verbreitet ist; 

S) die von dei'artigen Augenentzün düngen Befallenen sind sobald tia 
nbglicb der Behandlung eines approbirlen Arztes oder einer geeig- 
neten Beilanstalt zu überweisen; 

4) die Ortspolizeibcbörden haben ihre besondere Aufmerksamkeit darauf 
XU lichlen, dass die UrsprnngBqaelle des Uebels ermittelt, und von 
dieser aus der Weiterverbreitung des Debcls ein Ziel gesetzt werde. 

In der Beilage findet sieh eine Belehrung über die charaklerii^ tischen 
äon der granulösen AugenentiUndung, so wie über die Wege ihrer 
Breitling und die Mittel, letztere zu verhüten. 

Belehrung 
c d!a cbarsktcri schien Zeichen der granulösen Augenentzöndung , über 
die Wege ihrer Verbreitung und die Mittel, lelzlere zu verhüten. 

I. Ze'ichen der granulösen AngenontzDndang. 
Beim Beginnen der Krankheit hat dieaelbe eine grosse Aohnliolikeit 
► der gewöhnlichen, katarrhalisclipn, meist rasch voröborgehondon Aagen- 
odnng. Das Weisse im Anga und der Augeolidrand ist leicht ge- 
i die Augen sind gegen helles Liobl und gegen Wind empfindlicher 
i Ifarftnen leichter; der Kranke hat das Oeflibl, als sei ihm Band oder 
ob in dieselben gekommen, auch wabl ein GcfOhl von Müdigkeit in den 
na Augenlidern, gleichsam als waren diese zu schwer geworden. Des 
fgens, beim Erwachen findet sich in den Augenwinkeln eine Ansamm- 
le gelblichen Srhieims und leichte Verklebung der Augenlieder. Won- 
i man das untere Augenlid nach aussen, so zeigt sich schon jetzt iu3 
jianen einer Auflockerung auf deinen innerer FIHcbe. 
In diesem Zustande kann das Hebel Ifingere Zeit, wocbeu- und selbst 
taltdang verharren, ohne den höheren Grad zu erreichen. Jedoch ent- 
~'~dl sieh bei längerem Bestehen auch dioses ersten Siadiums der 
ibeit die vorgedachte Auflockerung der Augenlid bin dehant zu einer 
ntbümlichen granulösen (körnigen I Beschaffenheit aus, welche entweder 
ganie Augenlid Aberzieht, oder sieh nur in der Nähe der Augenwinkel 
Tt and sich bei Uramendung des Äugünlidea sofort durch das lebhaftere 
fc der aufgelockenen und granulirten Siellen verräth. 
Btnm Uebergango in das zweite Stadium der Krankheit zeigen sich 
fig grosse gelbe Sehloimflocken auf der AiigBnUdbindBhaut. 
DiesBB zweite Stadium lerrSth sieb durch diu Sloigorung der vor- 
■nnten Erscheinungen. Die Augculider sind gemthet und geschwollen, 
'Weisse im Auge stUrker gerüthel. Schmerzen und äiclitscheu sind 
tiger und aus den Augen* flieset eiue trubo Tbi-anenfeuchtigkeit mit 
B"*l«ni gemischt. Wendet man dos untere Augenlid nach aunaen nm, 
l^ioigt sich dasselbe stark aufgelockert, oft sogar gewnistet and sehe 
Iratiift gerölLet. 
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Im dritten Stadio endlich erreichen alle jene Erscheiniusg^ii ihm 

Srösste Höhe. Es stellt sich anter steigenden Schmerzen eine eitermrtig» 
hsondemng ans dem Auge ein, das ganze obere Augenlid schwillt statk 
an, röthet sieh und h&ngt oft weit fiber das untere herab, so dass dar 
Kranke unvermögend ist, das Auge zu öflfhen. Das Weisse des Auges ist 
meistens gleichfalls aufgelockert und aufgewulstet* In diesem Stadio ist 
die von dem Auge abgesonderte Flüssigkeit nicht blos dicklicher und dem 
Eiter ähnlicher« sondern auch zugleich ätzender, so dass sie auf der hödi- 
sten Höhe der Krankheit äusserst zerstörend wirkt, und zugleich den töehr 
sten Gh-ad der Ansteckungsfähigkeit erreicht. 

Wenn nun gleich die Krankheit, wie bereits erwähnt, in sehr vielen 
Fällen in dem ersten Grade ihrer Entwickelung stehen bleibt, ohne jemals 
die höheren Grade zu erreichen, so befindet sich doch das Auge, wenn 
auch alle Röthe in demselben , namentlich in dem Weissen und auf dem 
Augenlidrande geschwunden, so lange die vorbeschriebene kömige Be- 
schaffenheit nicht beseitigt Ut, immer noch in einem krankhaften Zustande, 
welcher bei einwirkenden Schädlichkeiten leicht in einen höheren Grtd 
tibergeht. 

II. Die Wege der Verbreitung der granulösen Augen- 

entzündung. 

1) Der Ansteckungsstoff dieser Krankheit haftet vorzüglich an der, 
von den kranken Aug^n abgesonderten Flüssigkeit und pflanzt siob 
durch deren Uebertragung, wie solche namentlich bei der gemein- 
schaftlichen Benutzung Ton Beinigungsmitteln, des Waschwassers, 
der Waschnäpfe, Schwämme, Bett- und andere Wäsche, besonders 
Hand- und Schnupftücher leicht erfolgt, von Individuum zn Indivi- 
duum fort. 

2) Je heftiger die Entzündungserscheinungen, und je rascher der yf^ 
lauf der Krankheit, um so leichter findet die Ansteckung statt. 

3) Befinden sich mehrere, an dieser Krankheit leidende Personen in 
einem verhältnissmässig engen Räume vereinigt, so vermag sidi dff 
Ansteckungsstoff dem Dunstkreise der Kranken mitzutheilen, ond 
daher kommt es, dass die Verbreitung der Krankheit besonders in 
Hospitälern , Waisen- , Arbeits- und Armenhänsem , sowie auch in 
Schulen und in Kasernen, aber auch in überfüllten, schlecht venti- 
lirten und unsauberen Wohnungen der ArbeiterbevölJkemng auf dem 
platten Lande und in den Städten beobachtet wird. 

in. Die Mittel, welche die Verbreitung dieser Krankheit zu rerhindem 
im Stande sind, ergeben sich aus dem Vorstehenden. Alle diejoiigw 
Mittel, welche ad 11, 1—3 genannt sind, werden, in soweit es die V<^ 
hältnisse gestatten , zu vermeiden , zu beseitigen oder wenigstens m be- 
schränken sein. Wo es irgend geschehen kann, ist in Anstalten, in we(* 
chen die Krankheit bemerkt wird, eine Absonderung der Erkrankten bis 
zu ihrer — in den leichten Fällen meist rasch erfolgenden ~ Heilung n 
bewirken, unter allen Umständeff' aber muss die gemeinschaftliche Be- 
nutzung der Reinigungsmittel aufhören. 

§§. 65 — 73. Von der Syphilis und der regelmässigen Untersu- 
chung. DastStrafgesetzbuch bestimmt hierüber Folgendes: 

§. 146. Weibspersonen, welche den {k)lizeilichen Anordnungen tOf 
wider gewerbsmässig Unzucht treiben, werden mit Gefängniss bis zu »oW 
Wochen bestraft. Das Gericht kann zugleich verordnen, dass die Ang^ 
schuldigte nach Beendigung der Gefängn issstrafe in ein Arbeitshaus g^ 



Die Kr&tie. 147 

Inmcht werde. Ist die Angesohuldigte eine Aasl&nderiD , so kann neben 
der G^ngnissstrafe auf Landesverweisung erkannt werden. Die Dauer 
der Einsperrung in dem Arbeitshause ist von der LandespolizeibehÖrde nach 
den Umst&nden au ermessen; sie darf aber die Dauer eines Jahres nicht 
äbersteigen. 

§. 147. Wer gewohnheits massig oder aus Eigennutz durch seine Yer- 
mittelang, oder durch Gewftbrung oder Verschaffung von Gelegenheit, der 
Unsucht einer oder mehrerer Personen des einen oder anderen Geschlechts 
Yorschub leistet, wird wegen Kuppelei mit Gefängnis^ nicht unter sechs 
Monaten, sowie mit zeitiger Untersagung der Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte und Stellung unter Polizeiaufsicht bestraft. 

§. 151« Wer unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darstellunsen 
Terkanfty vertheilt oder sonst verbreitet, oder an Orten, welche dem ra- 
blikum augünglich sind, ausstellt oder anschlägt, wird mit Geldbusse von 
aehn bis au Einhundert Thalem oder mit Gefängniss von vierzehn Tagen 
bis an sechs Monaten bestraft. In dem Strafurtheile ist zugleich auf Kon- 
fiskation der ausgestellten und der zum Verkauf oder zur Verbreitung vor- 
rAthigen Schriften, Abbildungen oder Darstellungen au erkennen. 

$$. 74 — 83. Von der Krätze. Hierüber sind ergangen: die Ver- 
fügungen der Begiening zu Bromberg vom 5. November 1837, zu 
Königsberg vom 28. April 1834 und die MinisterialverfQgung vom 
27. Mai 1833; die der Begier nng zu Bromberg lautet: 

19'ach amtlichen bei den Königlichen Ministerien eingegangenen, uns 
durch die Ver£ des Herrn Oberpr&sidenten der Provinz vom 19. v. M. kund 
gewordenen Meldungen, haben sich in diesem Jahre unter den in das 2. 
Azmeeoorps eingestellten Bekruten aus unserm Departement, besonders ans 
den Kreisen Bromberg, Inowradaw, Schubin und Wirsitz, 64 mit der Kr&tze 
behaftete Individuen befunden, und kommen hiervon allein 41 Mann auf die 
im Frühjahre zur Uebung eingea^enen Wehrmänner des 2ten Bataillons 
14ten Landwehrregiments. Diese Thatsache ist betrübend und beweisst die 
ffroaae Ausbreitung, welche diese ekelhafte Krankheit in unserm Verwaltungs- 
bezirk gewonnen hat. Nicht unwahrscheinlich ist dieser Uebelstand grössten- 
iheils Folge der nicht genügsamen Aufmerksamkeit der örtlichen Polizei- 
behörden, bei Ausführung unserer zur Tilgung dieses Uebels vielfach, er- 
lassenen Verordnunffen, welche wir neuerdings nur noch durch unsere Ver£ 
Tom 7. Juni d. J., Amtsblatt ftkr 1837, S. 444 — 449 republicirt haben. Die 
gegenw&rtige besorgliche Lage des Gegenstandes erheischt ausserordentliche 
Massr^geln, und wir verpflichten daher s&mmtliche Polizeibehörden und Be- 
amten des Departements zu verdoppelter Sorgfalt und Th&tigkeit bei Aus- 
fthrung der gegen die Kr&tze gerichteten Tilguogsmassregeln , welche wir 
b nachstehender Art angeben : 

1) Zunächst massgebend fdr das ganze Verfahren bleibt unsere oben 
citirte AmtsblattverfÜgung vom 7. Juni d. J., welche wir hiermit wiederholt 
enuüich einschärfen. 

^ 2) Jedem Bauswirth oder dessen Stellvertreter legen wir hiermit die 
Pflicht auf, Angesichts dieser Verfügung den ganzen Hausstand auf das Da- 
sein der Krätze zu prüfen, und vom Ausfall dieser Prüfung spätestens inner- 
balb drei Tagen nach dem Erscheinen und erlangter gesetzlicher Kraft dieser 
Verfügung der Ortspolizeibehörde mündlich oder schriftlich Anzeige zu 
^ben; die letztere verpflichten wir noch besonders, den Inhalt dieser Ver- 
%uig auf angemessene Weise zur Kenntniss der Bewohner des Ortes 
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EU bringen. Nach dem Ablauf dieses Termins jneht die OrtmoliieibeliSrde 
die ansgebliebenen Nachrichten auf Kosten der rerpflichteten SlnmigeB eil. 
Die diesAUige Kontrole haben die OrtspoliseibehOrden streng m fthraiy 
erent. die in der wiederholt citirten Amtsblattrerftgung rom 7. Jniii d. J. 
auf die Yerheimlichung der Kr&tze gesetsten Strien ohne Nadisidtt it 
realisiren. 

3) Die OrtspolizeibehArden l^gen sofort eine namentliche tabdlarisdw 
Uebersicht der nach §. 2. bei ihnen angemeldeten, entweder offenbar oder 
scheinbar mit der Krätse behafteten Individuen an und fthren solche ordsnt- 
lich imd regelmässig bis zur Tilgung der Krankheit. 

4) Personen, welche nur als scheinbar mit der KriUae behaftet ange- 
meldet werden, und welche selbst über die Existenz oder Niditeodeteni der 
Krankheit bei sich im Zweifel sind, erhalten ron der Ortspoliseibehörde die 
Webung, sich innerhalb 24 Stunden durch ärztliches Attest als rein oder 
unrein zu legitimiren. Die Beibringung dieser Atteste ist nSthigenfidla dank 
angemessene Zwangsmittel zu realisiren ; jedenfitlls muss ein der Kr&tie tb^ 
däätiges Indiriduum der öffentlichen Sicherheit w^gen so lange als wk 
der Krätze behaftet behandelt werden, bis das C^egsutheil du^ sadifsr- 
Btändige Untersuchung feststeht 

5) Mit den KiiUzkranken muss nach Massgabe der §{. 18. nnd 19. dsr 
mehrfiich sitirten AmtsblattrerfÜgung yom 7. Juni d. J. yerfidirea werdeiL 
Den Kranken dieser Art, welche ni(£t in öffentliche Heilanstalten angenom- 
men werden, setzt die Ortspol izeibehOrde eine dreiwöchentlidie Frist nr 
Heilung. Ein solcher Zeitraum ist bei richtiger Behandlung und bei awedc« 
massigem Verhalten des Kranken, selbst bei der eingewurzeltesten Krätae, 
mehr als zureichend zur Genesung, daher denn auch auf Einhalten dieser 
Frist überall mit Strenge gehalten werden muss. Spätestens beim Ablauf 
dieser Frist muss sich der Kranke durch ein ärztliches Attest als geheilt 
legitimiren ; andernfalls muss er durch angemessene Zwangsmittel zur grflnd- 
lichen Kur angehalten, event zu diesem Zweck in eine öffentliche Anstalt 
imteigebracht werden. 

6) Die Genesenen, so wie deren Kleidungsstücke nnd sonstige Effecten 
sind nach §. 21. der yielfach angezogenen Amtsblattrerft^ng yom 7. Juni 
d. J. zu behandeln, beyor sie mit anderen Kranken in Berü£*ung kommen 
dürfen. 

7) Untersuchungen und Attestertheilungen der in den §{. 4. nnd 5. ffi" 
dachten Art, in so fem sie in den Wohnungen oder doch wenigsten^ in den 
Wohnorten der betreffenden Herren Kreisphysiker, Kreischirurgen oder be- 
Boldeten Armenärzte geleistet werden, werden diese Beamten den Armeo 
unentgeltlich gewähren. 

8) Die Kurkosten ftir Krätzkranke tragen diejenigen, welche die An- 
steckung yerursacbten , und sind dazu eyent. im Bechtowege anzuhalten. 
Sind dieselben nicht mit Zuyerlässigkeit oder Wahrscheinlichkeit zu ermit' 
teln, oder sind sie selbst arm, so treten bei armen Kranken dieser Art, wegea 
Deckung der Kosten, die ^Igemeinen gesetzlichen Bestimmungen der i^ 
menkrankenpflege in Kraft. Die Heilung eines armen Krätzigen ist tl^ 
eine Sicherungsmassregel zu den polizeilichen Lasten zu rechnen, weldie 
jede Kommune, in welcher sich ein solcher Kranker aufhält, eyent zu traget 
hat. Deshalb muss bei der Unterbringung eines solchen Kjanken zur i^ 
jederzeit der Vorstand der betreffenden Kommune gehört werden, um eyen^ 
bei gleicher Sicherheit für das öffentliche Wohl den wohlfeilsten Weg s^ 
Kur des Kranken in Vorschlag zu bringen. 

9) Sind in irgend einem Kreise oder Orte besondere Anstalten zur ITfi^ 
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terbringang anner Kr&tEigen nöthig, so ist der betreffende Landrath des 
Kreises eben so befugt wie yerpflichtet, deshalb nngesäamt und mit der 
BÖthigen Sparsamkeit su Werke zu gehen. Ueber Anordnungen und Mass- 
regeln dieser Art, besonders in Betreff des Kostenpunktes, muss uns aber 
nnTenflglich Bericht erstattet werden. Ein gesundes und heizbares, zum 
Yersehliessen eingerichtetes Zimmer, eine Badewanne, das nöth^e Lagerstroh 
nur Streu, Hemde und ein Handtuch sind als nöthige Requisite einer sol- 
ehen Anstalt zu erachten. Dass in dieser die Geschlechter gehörig von 
einander gesondert sein müssen, dass die Anstalt eine Feuerung zur Er- 
wärmung des Badewassers haben müsse, versteht sich von selbst. Derglei- 
chen Anstalten sind in der Begel in Kreisstädten zu etabliren und dort 
unter ärztliche Leitung der Herren Kreisphjsiker zu stellen. 

10) Die Herren Landr&the werden die pünktliche Ausftihrung yorstehen- 
der Anordnungen speziell und strenge kontroliren und sich zu diesem Ende 
Ton 10 zu 10 Tagen ron den Magisträten und Distriktskommissarien, die 
ihre Nachrichten wieder von den Ortsvorständen einziehen müssen, Berichte 
erstatten lassen, aus welchen die Krankenzahl, der Zuwachs und Abgang an 
Kranken ftr jeden Ort besonders hervorgeht. In gleicher Art und in glei- 
chen Terminen , das erste Mal vier Wochen nach dem Erscheinen und er- 
langter gesetzlicher Sjraft dieser Verordnung, erwarten wir die Berichte der 
Herren Landräthe über den Gegenstand, bis sämmtliche hiemach ermittelte 
Kranke geheilt sind. — Es bedarf übrigens keiner Erwähnung, dass eine 
Ihnlicbe Kontrole der Krätzkranken auch über den vorstehend gesetzten 
Zeitpunkt hinausgeführt werden muss, damit der durch diese ausserordent- 
liciie Massregel zu erzielende bessere Zustand der Dinge nicht vorübergehend 
tei, sondern als bleibend festgehalten werde. 

11) Beamte, welche sich bei der Ausübung dieser Massregel pflicht-^ 
fergessen oder lau finden lassen, werden wir ohne Nachsicht und mit aller 
sesetaliehen Strenge, welche die Wichtigkeit des Gegenstandes erheischt 
pehandeln. 

S$. 84—89. Vom Weichselzopf und vom bösartigen Grind. 
S$. 90—91. Vom Krebs, von der Schwindsucht und der Gicht 
$$. 92—108. Von der Tollkrankheit resp. der Hundswuth (Be- 
lehrung des Ministeriums fQr geistliche etc. Angelegenheiten vom 
13. Mai 1864): 

Durch den in dem Bericht vom . . vorgetragenen Fall kann ich das 
Bedürfnis« einer Krgftnzung der §§. 102. und 103. des Reglements vom 
& Angost 1835 nicht für nachgewiesen erachten. 

Den gerichtlichen Behörden ist darin beizutreten, dass die §§. 102. 
vnd 103. 1. c. sich nur auf solche Thiere beziehen, welche von einem an- 
dern wuthkranken Thiere wiiklich gebis^^en worden sind. Die dort vor- 
gesehene Strafe kann daher auf den vorliegenden Fall keine Anwendung 
finden. Dagegen stellt der §. 307. des Strafgesetzbuches die Uebertretung 
der ?on der Regierung zur Yerhiitung des Einführen^ oder Yerbreitens 
Yen Viehseuchen angeordneten Absperrungs- oder Aufsichts • Maassregeln 
nnter Strafe und das Urtel des Knnigl. Obertribunals rom 26. Februar 1855 
(Hom, Med.- Wesen I. S. 253) ergiebt, dass unter diesen Maassregeln nicht 
die durch das Gesetz vorgeschriebenen, sondern die von der Verwaltung^- 
lielidrde angeordneten zu yerstehen sind. Hieraus erhellt, dass die Kom- 
petenz der Königl. Regierung zum Erlass eines wirksamen Verbots in dem 
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von Ihr befürworteten Sinne keinem beffrfindeten Zweifel unterliegt und 
folglich ein Bedfirfniss legislativen Einschreitens nicht besteht 

Eine andere Frage ist, ob eine Anordnung in dem von der Königl. 
Begierung befürworteten Sinne als zweekmftssig anerkannt werden kann. 
So lange Rindvieh, welches nnr in Verdacht steht, von einem wtithkranken 
Thiere gebiiHen zu sein, noch gesund ist, muss es zwar unter sorglKltiger 
Beobachtung gehalten werden, kann aber nach thierttrztlicher Erfabruog 
sehr wohl noch zur Arbeit benutzt und nach Umstanden auch ohne Ge- 
fahr geschlachtet und zum Verzehr verwendet werden. Es erscheint so- 
nach sehr zweifelhaft, ob um des blossen Verdachts willun Sperrmaass* 
regeln in dem beabsichtigten Umfange, welche für die Viehbesitaer mit 
grossen Beschwerden verknüpft sind, für gerechtfertigt erachtet werden 
können und gebe ich der Königl. Regierung anheim, die Angelegenheit 
von diesem Gesichtspunkt aus jedenffdls einer nochmaligen sorgfSltigea 
Erwägung zu unterziehen. 

Ferner die Bekanntmachnng des königlichen Folizeipräsidiams 
zu Berlin vom 26. Dezember 1864: 

In der Umgegend von Berlin sind kürzlich Fälle von Hundswatb 
vorgekommen und leider sind auch Menschen von tollkranken Hunden ge- 
bissen worden und an Wasserscheu gestorben. 

Da immer noch über die Kennzeichen der Hundswuth im Publikum 
mancherlei Irrthümer herrschen, so veröffentlicht das Polizeipräsidium nach- 
stehend diejenigen Ergebnisse, welche in der hiesigen Königlichen Thier- 
arzneischule durch langjährige Erfahrungen in dieser Beziehung gewonnen 
worden sind: 

1) Die Tollkrankheit der Hunde kommt nicht allein bei grosser Som- 
merhitze oder bei strenger Winterkälte vor, wie viele Leute gliuben, 
sondern sie entsteht in jeder Jahreszeit, und zwar entweder direkt 
aus Ursachen, welche man noch nicht kennt, oder durch An- 
steckung, vermittelst des Bisses von tollen Hunden. Auf diese 
letztere Weise kann die Krankheit von einem tollen Hunde zu jeder 
Zeit auf viele andere Hunde übertragen werden. 

2) Unrichtiger Weise glaubt man, dass Hunde mit sogenannten Wolfs- 
klauen, Hündinnen und kastrirte Hunde nicht toll werden können; 
die Erfahrung lehrt aber, dass auch diese Thiere, im Falle sie von 
einem wutbkranken Hunde gebissen werden, nicht gegen die hie^ 
bei mögliche Ansteckung geschützt sind 

3) Wasserscheu, ein sehr anffiillendes Symptom bei den in di^ Wnth- 
krankheit verfallenen Menschen, fe^lt bei dieser Krankheit der 
Hunde so gänzlich , dass man sagen kann : kein toller Hand ist 
wasserscheu. Der Durst ist zwar bei vielen nur gering, aber sUa 
lecken oder trinken Wasser, Milch und andere Flüssigkeiten, und 
einzelne tolle Hunde sind sogar durch Wasser geschwommen. 

4) Die allgemeine Annahme, dass tolle Hunde Schaum vor dem Manie 
haben sollen, ist ganz unrichtig, denn die meisten solcher Honda 
sehen um das Maul ganz so aus wie gesunde Hunde, und nur die- 
jenigen von ihnen, denen die Kaumuskeln so erschlafft sind, dsti 
ihnen das Maul offen steht, lassen etwas Speichel oder Scbleio» 
aber nicht Schaum, aus dem Munde fliessen. 

b) Ebenso ist es unrichtig, dass tolle Hunde beständig geradeaus la>i' 
fen und dass sie immer den Schwanz zwischen den HinterbeioeB 
gebogen halten. 
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4 Dagegen sind als die wirklichen Merkmale der Hnndswath* 

Krankheit folgende za betracliteD: 

«) Die Hunde zeigen zuerst eine Veränderung in ihrem gewohnten 
Benehmen, indem manche von ihnen sehr still, traurig oder Ter- 
driesslich werden, mehr als sonst sich in dunkle Orte legen, 
andere dagegen sich mehr unruhig, reizbar und zvCm Beissen 
oder Fortlaufen geneigt zeigen. 

b) Viele wuthkranke Hunde rerlassen in den ersten Tagen der 
Krankheit das Haus ihres Herrn und laufen mehr oder weniger 
weit davon ; sie kehren aber dann, wenn sie nicht hieran gehin- 
dert werden, nach etwa 24 bis 43 Stunden wieder zurück. 

c) Die meisten dieser Hunde verlieren schon in den ersten zwei 
Tagen der Krankheit den Appetit zu dem gewöhnlichen Futter, 
aber sie verschlucken von Zeit zu Zeit, andere Dinge, welche 
nicht als Nahrung dienen, wie z. B. Erde, Torf, Stroh, Holz- 
Stückchen, Lappen u. dgl. 

-d) Alle tollen Hunde zeigen eine andere Art des Bellens; sie ma- 
chen nämlich nicht mehrere von einander getrennte Laute oder 
Schläge der Stimme, sondern nur einen Anschlag und ziehen 
den Ton etwas lang und in die Höhe, Diese Art des Bellens 
ist ein Hauptkennzeichen der Krankheit. 

e) Manche Hunde bellen sehr viel, andere sehr wenig. Bei den 
ersteren wird nach und nach die Stimme heiser. 

f) Fast alle tollen Hunde äussern eine grössere Beisssucht als im 
gesunden Zustande. Dieselbe tritt gegen andere Tbiere eher 
und mehr hervor als gegen Menschen , ist aber zuweiten so 
gross, dass auch selbst leblose Gegenstände nicht verschont 
werden. Doch behalten die Thiere hierbei oft noch soviel Be- 
vmsstsein, dass sie ihren Herrn erkennen und seinem Zuruf fol- 
gen, oft verschonen sie aber auch ihn nicht 

g) Bei manchen tollen Hunden findet sich, bald gleich beim Ein- 
tritt der Krankheit, bald im weiteren Verlaufe derselben, ein« 
läbmungsartige Erschlaffung der Kaumuskeln ein, nnd in Folge 
hiervon hängt der Unterkider etwas herab und das Maul steht 
etwas offen; doch können auch diese Hunde von Zeit zu Zeit 
noch beissen. 
h) Alle tolle Hunde magern in kurzer Zeit sehr ab, sie bekommen 
trübe Augen und struppige Haare, sie werden nach etwa 5 
bis 6 Tagen allmählig schwächer im Kreuze, zuletzt im Hin- 
tertheil gelähmt, und spätestens nach 8 bis 9 Tagen erfolgt 
der Tod. 
Es ergiebt sich hiemach, dass die Erkenntniss der Hundswuth nicht 
nrner leicht ist; und ist daher Jedem Besitzer eines Hundes dringend an- 
nrathen, dass er, sobald an dem Hunde irgend welche Abweichungen 
^ines gewöhnlichen Zustandes oder Verhaltens bemerkt werden, schlen- 
ligst einen Thierarzt zu Bathe ziehe. 

SS. 109—118. Vom Milzbrand. 
. SS- 11 9-— 122. Vom Rotz, Wurm nnd von der Bftude. 
Die Beilage A. des Begolativs enhält: 
SS- l'-d. Die Mittel zur Desinfektion: frische Luft» Yerbrennen» 
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CUorräacherungen und WaschnngeD, Salpetersäure und salpetersanr» 
Dämpfe, Schwefeldämpfe, Essig, kaustisches Kali. 

$. 10. Von der Desinfektion der Menschen insbesondere. 

§.11. Von der Desinfektion der Lokalien. 

§. 12. Von der Desinfektion der Betten und Kleidungsstücke. 

§. 13. Von der Desinfektion der Waaren. 

$. 14. Von der Desinfektion der Transportgegenstände. 

S$. 15 — 17. Wie bei einzelnen der genannten Krankheiten ins» 
besondere desinfizirt werden soll. 

Hierzu gehört das Gesetz über Bildung von Sanitätskommis* 
sionen (Bönne und Simon n. S. 240 und y. HornU. S. 170), 
Ton dem schon oben die Bede war. 

Für Viehseuchen insbesondere gilt das Patent vom 2. April 1803. 

Von der grössten Wichtigkeit sind jedoch zur Kenntnissnahm» 
folgende Bestimmungen des Strafgesetzbuches zu empfehlen: 

§. 306. Wer die Absperrungs- oder Aafsichtsmassregeln oder Ein- 
fuhrverbote, welche von der Regierung zur Verhütung des Einfährens oder 
Verbreitens einer ansteckenden Krankheit angeordnet worden sind, übertritt, 
wird mit Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. Ist in Folge der Ueber- 
tretung ein Mensch von der ansteckenden Krankheit ergriffen worden , so 
tritt Gef&ngniss von zwei Monaten bis zu drei Jahren ein. 

§. d07. Wer die i^bsperrungs- oder Aufsichtsmassregeln oder Ein- 
fuhrverbote, welche von der Regierung zur Verhütung des Einfahrens oder 
Verbreitens von Viehseuchen angeordnet worden sind, übertritt , wird nüt 
Gefängniss bis zu Einem Jahre bestraft. Ist in Folge Uebertretung Vieh 
von der Seuche ergriffen worden, so tritt Gefängniss von Einem Monat» 
bis EU zwei Jahren ein. 

Die Grundzfige dieses Regulativs sind: 
1) Belehrungen für Aerzte sowohl als für das Volk, welche 
jedoch nach Umständen der Epidemie von denBehördea 
modifizirt werden, wie wir Beispiele bei den wichtigsten an^ 
steckenden Krankheiten angeführt haben, bei denen die Behörde 
etwas leisten kann. 

2) Die Verpflichtung zur Anzeige, sowohl in Bezug auf Er-^ 
krankung, Genesung, Todesfall. 

3) Die Absperrung, jon der man jedoch im Allgemeinen za-^ 
rückgekommen ist. 

4) Die Desinfektion. 

Ausserdem müssen die Behörden da, wo Epidemien ausbrechend^ 
f£tr ärztliche Hülfe, Arzneien und gute Nahrungsmittel Sorge tragei» :s 
nnd besonders das Trinkwasser und die Beinheit der Luft in de 
Wohnungen und auf öffentlichen Plätzen beaufsichtigen. 
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Zn deD Besinfekiioiismittelii sind hinzugetreten: besonders das 
^envitriol nnd das übermangansaure Kali, die Karbolsäure, das 
Kreosot, letzteres 1 Theil auf 100 Tbeile Wasser. 

Zur Desinfektion der Latrinen empfiehlt Ziureck: 20 Theile 
Eisenyltriol, 75 Theile Gjps nnd<6 Theile Karbolsäure, und Ton die- 
ser Mischung 2 Loth auf 1 Kubikfuss Exkremente. 

Unter dem 20. November 1852 ist folgende „Kurze Anwei- 
Bung*^ ftbr die Heildiener zum Desinfektionsyerfiahren bei anstecken- 

Krankheiten ergangen: 



Jeder Heildiener ist yerpflichtet, auf Requisition der Behörden sowohl 
als der prakdpchen Aerste and anderer Privatpersonen bei kontagiösen 
Ijtnkheiten die erforderliche Desinfektion in dein voUen Umfange und 
Klasse, "wie sie nachstehend yorgeschrieben ist, mit der grössten Sorgfalt 
Uid Gewissenhaftigkeit auszuführen. Weigerung, unvollkommene Ausiüh- 
rang oder sonstige Yeistösse gegen die hier gegebenen Vorschriften, wer- 
den mit der grössten Strenge, und selbst durch Konzessionsentziehung, ge- 
ifigt werden. 

I. Die beharrliche Desinfektion. 

Sie findet fortwährend Statt, so lange der Kranke in der Kranken- 
atni» sich befindet. Es gehört dazu: 

1) die Unterhaltung einer beständigen Chloratmosphäre in der Kranken- 
stube^ welche so beschaffen sein muss, dass man das Chlor immer- 
fort leicht riecht. 

Um sie zu bewirken, wird 

a) ein Becken, ein Napf oder ein Eimer mit einfacher Chlorkalk- 
auflösung (Formel I) in der Krankenstube aufgestellt und öfter 
mit einem Stocke umgerührt. 

b) Vier Mal im Tage findet eine stärkere Chlorentwickelung (nach 
Formel II.) in der Krankenstube statt. 

2) Auf dem Flure ist beständig eine ncch etwas stärkere Chlorluft zu 
unterhalten, wofilr die Formel UI. oder IV. nach Umständen zu be- 
nutzen ist. 

^) S&mmtliche Abgänge des Kranken werden jedesmal mit einfacher 
Chlorkalkauflösung aus dem oben unter 1. a. aufgeführten, im 
Krankenzimmer stehenden Eimer Übergossen und dann in die Dün- 
gergrube (nicht in den gewöhnlichen Abtritt) getragen. 

i) Abgelegte Leib- und Bettwäsche des Kranken wird, ehe sie heraus- 
getragen wird, mit derselben Chlorkalkauflösung so Übergossen, dass 
sie davon völlig nass wird. 

5) Dieselbe Auflösung wird zum Waschen der Hände für Arzt und 
Wärter benutzt, wenn sie den ELranken berührt haben 

6) Personen, welche mit dem Kranken in Berührung kommen, müssen 
sich, ehe sie das Krankenhaus verlassen, mit dieser Lösung waschen, 
und wenigstens 5 Hinuten lang auf dem Flure oder in einem be- 
nachbarten leeren Zimmer einer stärkeren Chlorluft ausgesetzt sein. 

"7) Wenn der Kranke stirbt, so ist die Leiche, so lange sie in dem 
Lokale bleibt, stärkerer Chlorluft (nach Formel lU. oder lY.) aus- 
zusetzen; die Leiche selbst ist beim Einlegen in den Sarg in Tücher 
au schlagen, welche in Cblorkalkauflösung getränkt sind.] 
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8) Qenesene müssen, bevor sie das Krankensimmer yerlassen, sieh, so- 
viel nach ärztlicbem Ennessep zulässig ist, mit einfacher Chlorkalk- 
auflösung abwaschen und reine Kleider anlegen. 

IL Die Schlussdesinfektion. 
Sie findet statt, sobald das Krankenzimmer geleert ist, sei ea, dass der 
Kranke ins Hospital gebracht wurde, sei es, dass er als genesen entlassen, 
öder dass er gestorben und die Leicht beerdigt ist. 

Verfahren. 

1) Die Krankenstube wird der stärksten Chlorräuchemng (nach 
Guyton-Morveau, Formel IV.) bei verschlossenen Thüren, Fenstern und 
Ofen während 12 Stunden ausgesetzt. 

2) Nachdem dies geschehen, wird Alles, was als werthlos vertilgbar 
erscheint, vertilgt. Dabin gehören : Bettstroh, Lumpen, werthlose Wäscbe 
und Kleidungsstücke, besonders solche, mit welchen der Kranke in unmit- 
telbare Berührung kam. Trink- und Essgeschirre, Nachtgeschirre etc. 

Das Vertilgen kann durch Vergraben, durch Ausschütten in die Dfln- 
gergrube, und nach Umständen und unter gehöriger Vorsicht auch doroli 
Verbrennen bewerkstelligt werden. 

3) Alles, was waschbar ist, wird mit Lauge und Seife, nachdem eJ 
vorab mit einfacher Cblorkalkauflösung angefeuchtet ist, gewaschen. 

Hierher gehört alles Leinenzeug, das weisse Baumwollen zeug etc. 

4) Wollene, seidene* und andere Kleidungsstücke, wie auch Betteo, 
Matrazen, Fenstervorhänge etc. werden, insofern sie nicht waschbar er- 
scheinen möchten, noch besonders mit Chlor geräuchert und nachher einer 
erhöhten Temperatur ausgesetzt, demnächt aber längere Zeit auf Stangen 
auseinander gehangen und an geeigneten Orten dem Durchstreichen der 
frischen Luft ausgesetzt 

Noch besser ist es, wenn zusammengesetzte Gegenstände, als Betten, 
Matrazen etc., aufgetrennt und Hülle und Inhalt, jedes besonders, desinfi- 
zirt werden. Wo eine Bettfedemreinigungsanstalt ist, wird die erforder- 
liche Reinigung am besten in einer solchen bewirkt. 

5) Hölzerne und andere Mobilien, Ledersachen, sowie die Fussböden 
werden mit Lauge abgescheuert. 

6) Die Wände der Krankenstube werden, wo möglieh, mit Kalk nea 
übertüncht. 

III. Formeln zu den ChlorrÄucherungen. 

I. Einfache Lösung von Chlorkalk in Wasser: 4 Loth Chlorkalk auf 
3 Quart Wasser. 

II. Stärkere Chlorentwickelung: gleiche Theile Chlorkalk und gepul- 
verter Alaun werden in einer flachen Schaale mit Wasser angefeuchtet und 
umgerührt. 

Die Chlorentwickelung hält, allmälig abnehmend, 4 bis 6 Stunden an* 

HI. Starke Chlorentwickelung: 4 Loth Chlorkalk werden auf einer 
flachen Schaale mit eben so viel verdünnter Schwefelsäure nach und nadi 
Übergossen. 

IV. Stärkste Chlorentwickelung (nach Guyton-Morveau) : 2 Theilö 
Braunstein und 3 Theile Kochsalz, sorgfältig gemischt, werden mit ebef> 
st) viel verdünnter Schwefelsäure auf einer flachen Porzellanschaale über'^ 
gössen. 

Wenn man die Mischung gelinde erwärmt, wozu ein Becken mit g9^ 
dämpften Kohlen oder ein Nachtlicht benutzt werden kann,. so entwickeli^ 
sich die Chlordämpfe reichlicher. 

Die verdünnte Schwefelsäure besteht aus gleichen Theilen roher kon-^ 
zentrirter Schwefelsäure und Wasser. Wenn man sie ' selbst bereitet, s 
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f die SchwefelKftnra dem Wasser nar ganz ailinUlig und tropfbnveiie 

1 nerden, icdein sicli sonet das Gcmisob eq euhr erhitzt. 

IV. VoraicbtsmttBBregeln. 

1) Die alarkeu CblordSrapra erregen heftigen Hustenreiz OEd strengen 
' aupt die Bruätorgnne an. 

)d lange daher der Kranke sich im Krankenzimmer beÜDdet, dfir- 
mmor nar die achm Helleren Formeln benulit werden , und wo in 
Uägeleerten Krankenslube die Wärkeren Funneln bebufi der ScIilutiB- 
Mnl^klion zur Anwendung kommen milsaen, da inuas derjenige, welcher 
k admiEiütrirt, Hieb gegen das EinatbmeD derselben dnrcb Abwenden des 
^chls oder Vorhallen eine» Tuches vor dem Mundo zu fchQtien EUcbeU. 
3) Die CbtordSrnpfe greifen alles blanke MetallgerAlhe, so wie viele 
rtien an, worauf bei ihier Anwendung RDobüicbt zu nehmen ist. 

3) Wie Tiel von den tuigegebeuen Ingredienzien jedesmal geuomman, 
B oft die Chloren twiaksluiig erneut weiden mUEa, das bHngt iheils von 
t OrGsBO der Lokalitaiea , äeits von anderen UmalUndeD, t. E, Feiitig- 
't der Fenster, ob ein Ofen mit Ofenlocb in der Stube, Annahl und Er- 

I der Tbüreti etc., ab. lies» sich hier nur aniiäherd boatinimeu und 
dem Brfolge nach beunbeilt werden. 

4) WUacbe, Betten, Kleidungsstücke etc. müssen, damit sie von den 
lordttmpfen recht durchdrungen werden , nicht fest ansammengepaekt 
[BD bleiben, sondern auf Stühlen oder Stangen lose auseinander gehan- 

5) Es ist zweckmässig, wenn bei vorhandenen oder drohenden Kouta- 
' gionen der Heildiener immer einigen Vo^iatb van dun zur Desinfektion 

erTuideilicben Subalanzen bei sieb trägt, 

61 Mit der kouzentrirten ächwetulsäure, welche sehr fretisend und ge- 
fShrliob ist, mui>B er aber hliohst vorsichtig umgeben, damit er selbst und 
Andere, bosoudera Kinder, niuht Schaden nehmen. Nie darf er sie arglos 
stehen lassen, sondern muss sie Immer vorsicbtig einsohliesseu. 
V. Taie. 

l] Die Bub I. aufgeführte beharrliche DesinfelitiqE ftllt unter die in der 
Taxe tüT die Heildieoer sub Nr. Ja. und IG. anfgeiahrten Satze ilir Kran- 
kenpflege 

2) Fdr die SchluBsdeBinfektLDn , wenn sie ganz vollständig vom Heil- 
diener zur Ausffihruag gebracht ist, wird als Bemuneration teatgoaetzt 10 
bia 20 Sgr. 

Bei Doloriscb Armon soll dieser Betrag jederzeit aus den Ortaarmen- 
■lirtolQ TergOtet werden. 

Sowohl die Physiker als die Thierärzte raüssea eine aorgfallige 
Kenntnias der sowohl iu diesem Regulativ genannten Kranltheiten, 
als einiger anderer Thierkranltheiten sich aneignen, welche erst seit 
Erlaes dieses Begulativs hekannt geworden sind, z. B. der Beschäl- 
krankbeit, der Finnen nnd hesonders der Trichinen; nur Ton dem 
Wichtjgaten soll hier die Rede sein. 

B. Die Eraukheiten der Thiere. 

Krankheiten, die auf Menschen überJragbar sind: 1) ToUwutb, 
2) Milzbrand, 3) £ot£ und Wurm, 4) Trichiiion. 
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Krankheiten, die auf Menschen nicht übertragbar sind: 1) die 
Binderpest, 2) die Lungensenche , 3) die Pocken, 4) die Bände, 
5) die Franzosenkrankheit, 6) die Beschälkrankheit, 7) die Maul- imd 
Xlauenseuche, 8) die Finnen der Schweine, 9) die Drehkrankheit. 

Krankheiten, die anf Menschen übertragbar sind. 

1) Die ToUwnth (Wnthkrankheit, Hnndswuth, Babies camna^ 
Lyssa). Sie kann sich spontan entwickeln, Torzflglich aber wird sie 
durch Kontagium übertragen. Man unterscheidet eine stille uni 
eine rasende Wuth, besonders aber nimmt man drei Stadien an^ 
das Stadium melancholicum, St. initationes und St. paralyticum. 

Als wirkliche Zeichen der Wuthkrankheit gelten die in der Be- 
kanntmachung des königl. Polizeipräsidiums von Berlin vom 26. De* 
zember 1864 aufgeführten Merkmale. 

In Beziehung auf die Untersuchung wuthverdächtiger Hunde 
durch die Kreisthierärzte erging die MinisterialYerfügung vom 30. No- 
vember 1848: 

Unter Bezugnahme auf den Bericht der Königlichen Begfierung rom . ., 
die Obduktion der als wuthverdächtig getödteten Hunde betreffend, theile ich 
derselben hierbei Abschrift der weiteren gutachtlichen Aeusserung des Lehrer« 
kollegiums der hiesigen königlichen Thierarzneischule (Anlage a.), mit wel' 
eher ich einyerstanden bin, zur Kenntnissnahme mit und yesanlasse die Kö- 
nigliche Begier ung, die unterm 12. Oktober 1846 an die Landräthe erlassene 
Verfügung, nach welcher die Kreisthierärzte zur Untersuchung der als wnth* 
verdächtig erschlagenen Thiere nicht mehr requirirt werden sollen, znr&d' 
zunehmen. 

Anlage a. 
Gutachten des Lehrerkollegiums der Königlichen Thierarzneischule rom 

20. November 1848. 

Auf die uns mittelst hochverehrlicher Bandverftigung vom 22. September 
zugefertigte, gehorsamst wieder beigeftlgte Erwiederung der Königlichen Be* 
gierung zu N. auf unsere gutachtliche Aeusserung über die Obduktion wuib' 
verdächtiger Hunde, erwiedem wir ehrerbietigst, dass wir dennoch bei u&' 
serm desfallsigen Gutachten vom 15. Augnst c. (Anlage b.) im Interesse der 
Sanitätspolizei beharren müssen. 

Die Königliche Begierung beruft sich besonders darauf, dass die Ob' 
duktion wuthverdächtiger Hunde diese Krankheit nicht mit Bestimmtheit 
konstatire, weshalb die desfallsige Vorschrift im Regulativ von 1835 keine 
Anwendung finden känne. Hierzu erlauben wir uns jedoch die gehorsamste 
Bemerkung, dass es in der Medizin und speziell in der Veterinairmediziit 
nur selten solche evidente Gewissheit giebt, wo nicht wenigstens die Mög' 
lichkeit eines Anderssein gedacht werden könnte. Dagegen kann durch &0 
Obduktion bei wuthTerdächtigen Hunden im Verein mit den vorgegangene!^ 
Umständen die Tollkrankheit sehr oft mit derjenigen Gewissheit nachgewie^ 
Ben werden, dass auf Grund dessen etwa gebissene Menschen und Thier^^ 
erstere der strengsten prophylactischen Behandlung unterworfen > und gebi0^ 
0ene Hunde getödtet werden müssen. 



UnloranohuDg wuthTordiditiger Hände. Uilzbriod. 



15' 



D diesem Sinne kann aucli nur das Wort „Gcwiasheit" beiüglidi der 
erdachtigen Uoiide im Regulativ von läSÖ aufgefasüt verüeu. 
Anlage b. 
Desgileichen vom 15, August 184S. 
NmIi der MittJieiluag des Departementsthieranl«» N. bat die KCoigliche 
Ec^oniDg zu N. unterm 12. Oktober 184G eine YerfQgung an dia Landra^a 
erlsEBeii, norin es heiaet, dase die Ereiatbierärzte zur Unteraucbung äei aU 
natbierdEcbtig erachlagonon Thii^re gar nicht requirlrt werden Bollton, indem 
ua dem SettJonabefiinde die Erüikheit nicht mit Bestinunlheit ermiltelt 
■erden könne, dennoch aber ist aio, namentlich bei Hunden in den moiBten 
F!Lll{>n, in eo fem tob gmaser Wichtigkeit, als dadurch der Yerdacht rer- 
nindert und selbst beseitigt, oder im Gegentbeil bis lur grGBsten Wahr- 
Bcbeinlichkeit, last zur Gewissbeit gesteigert worden kann. 

Deshalb erscheint es auch im Interesse der Sanititspoliiei sehr wün- 
nsirerth — Ja notbKendig, dass in allen den Fallen, wo ein vegen Ver* 
L( auf Tollimlh erschlagener Hund Menseben und andere Thiere gebis- 
n hat, Tom Kreisthierarat geäffnet wird. 

AnBser beim Hunde bat man dio Wuth beobachtet bei Katzen, 
Men, Rindern, Schafen, Schweinen, Wölfen, Füchsen, beim Ge- 
|b1 nnd beim Menachen, Die Uebertragung kann erfolgen dnrcli 
i, Speichel, Schleim, Genuss von Fleisch und Milch. Inlcnbations- 
t ist höchstens 12, in der Kegel 6 Wochen; bei Hunden oft 
] in drei Tagen. 

[ Die Sektionsergebnisse sind oft ganz unerheblich. Im Ganzen 

B Abmagemng, schnelle Verweanng, Blut sehr venös, schwer 

nnbar, das Gehirn injizirt, eben so vagus, hypogloasus, sympa- 

I, an der Zunge manchmal Erosionen, Bläschen. Der Magen ist 

i allerlei Dingen gefüllt. Das Blut in den Lungen, dem Herzen 

ft den grossen Gefässen ist schwarz, schmierig. Sämmtliche Bauch- 

kne sind fa;perämisch. 

■ Eb ist Vorurthei], dass die tollen Hunde immer wasserscheu 

i; dagegen werden wohl Menschen, welche durch ihren Biss wuth- 

i»nk werden, wasserschen; efr. Edikt vom 20. Febr. 1791 (v. Hörn L 

8. 248), Gutachten der Thierarzneischule vom 7, August 1846 

fr Hörn L S. 255) und dio SS- 92—108 des Begul. vom 8, Aug.'l835. 

2) Milzbrand, Anthrax typhoans carbuncularis (Lion's Abriaa 

äer Veterinär-Sanitätspolizei S. 5). Der Milzbrand ist eine Blut- 

b'ankheit, welche sich durch eine dunkelschwarze Färbung, zäh- 

f^öaeige, thonartig aufgelöste Beschaffenheit des Blutes oder gänz- 

Mfl UnEihigkeit desselben zu gerinnen, und durch die Beimischung 

I onet gelbsulzigen Flüssigkeit zu erkennen giebt. Nächstdem 

?nä die Karbunkeln, Brandbeulon, Brandpusteln; charak- 

Sie sind verschieden geformt, vom Knötchen bis zur all- 
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gemein yerbreiteten Geschwulst, sie sind bald weich, bald mdi- 
mentair, flnktnirend, wenig schmerzhafl, enthalten klebriges gelbes 
Wasser, oder wenn sie hart, schwielig sind, nnr blutiges Serum. 

Man unterscheidet nach dem Auftreten und nach den Erschei- 
nungen verschiedene Formen. 

Anthrax cum apoplexia. Die Thiere werden von grosser 
Angst befallen, taumeln, fallen nieder, als ob sie betrunken wära, 
rasen (Milzbrandwuth), bis sie entkräftet unter Konvulsionen hin« 
.sinken. Die Augen sind stark geröthet, rollen in ihren Höhleo, 
aus dem Maule fliesst blutgetränkter Schleim, der Athem ist stöh- 
nend, und obschon der Puls sehr lebhaft ist, so ist der Herzschlag 
kaum fühlbar. Der Tod erfolgt oft in wenigen Stunden. 

Anthrax acutissimus. Treten Eoliksymptome hinzu, so nennt 
man es Milzbrandkolik. Die Mistung ist unterdrückt, mit Blut 
und Schleim überzogen (Milzbrand-Bückenblut). Hierzu gesellen 
sich bald fieberhafte Erscheinungen und selbst Blutschwitien. 
Besonders charakteristisch ist der Karbunkel, die Milzbrand- 
blatter, die in Eorm und Gestalt sehr mannigfach auftreten. 

Beim Bindvieh ist der Milzbrand am häufigsten in der Gegen! 
der Zungenwurzel (Zungenkarbunkel), beim Bind am Triel, l)ei 
Pferden am Schlauch, beim Schwein an der Zunge und im Bachen, 
das Bankkorn und die Bräune der Schweine, als Antonins- 
f euer bei Schafen, Schweinen, und bei ersteren besonders als Blut* 
Beuche, Blutstaupe. 

Die Form und das Auftreten des Milzbrandes sind also unge- 
mein mannigfach, so dass derselbe als eine bestimmte Form oftgsr 
nicht dargestellt werden kann. Er kommt bei allen Thiergattongen, 
imter allen Himmelsstrichen, zu allen Zeiten vor, und wird anek 
auf Menschen übertragen, und zwar durch den Genuss milzbrandi- 
gen Fleisches, oder wenn die Säfte eines solchen kranken TMeree 
mit denen des Menschen in Berührung kommen. 

Der Milzbrand dauert selten länger als zwei Tage, oft sterben 
die Thiere schon nach wenigen Stunden. 

Die Ergebnisse der Sektion beziehen sich besonders auf die 
Blutmischung. Die Kadaver erkalten langsam, gehen aber schnell 
in Fäulniss über. Nach Wegnahme des Fettes findet man die Tenen 
von dunkelfarbigem, schwarzem Blute strotzend und überall, im Blntr 
Fett, in den Organen, findet man die gelbsulzig^ Flüssigkeit Immer 
ist das Blut dunkel schwarz, theerartig, so dass es sich indenGe- 
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Aasen nicht fortetreichan lässt, und es enthält gelbe Tröpfchen. 
Das Herz ist mit dunkeln Flecken bedeckt. Eonstante Veräiide- 
mDgeu zeigt die Milz, die meist wie Muss breiig ist. 

Ausser der Ansteckung hat man gewisse Ortseigenthflmlichkeiten, 
besonders durchnässte Boden beschuldigt, and daher Eogenannte Milz- 
bFBnddistrikte in sumpfigen Gegenden, so dase man Malaria und 
Milzbrand identifizirt bat. Die Inkubationsfriat kann Minuten, auch 
Tage dauern, und die Krankheit beginnt immer von der Infektions- 
Btelle aus. 

Hierüber sind zu beachten die %. 109—1 1 8 des KegulatiTS Yom 
t 1835: 



|. 100. Wijä ein Ttier VQm Milzbrände befallon, ao ial bei VermeU 
dung einec Geldstrafe von 5 Tbalern oder achttägiger Gof&DgiiiBBatrafe der 
Polizeibehörde sofort Anzeige davon zu mechen. 

R§. 110- Die erkrankten Thiere müssea von den geaunden genau ab- 
odert und geeigneten Wärlern Obergeben werden. Dieae aind Aber die 
hr der Ansteckung und die zur Verhütung derselben m befolgenden 
ichUmaBBregeln zu belehren. Inäbeeondcre dürfen die Wärter keine 
jtKungen im Gesichte oder an den Händen haben. 
S- 111. Allen Pereonen, die nicht approbirta Thierärzte sind, Ut das 
rea miUbrandkrankcr Thiere, und beaondora das aogenannte Brechen 
BeraaaziehcB dea RUckenblntea , bei einer Qeldatr^e von 10 bia 20 
em oder vierzehntagigor bis viernOchentlicher Qeftugnissa träfe verboten. 
J, 1 13. Die ThierSTzM haben bei Vermeidung gleicher Strafe darnnoh 
.^hen, daaa das Aderl&esblut von milzbrandutigen Tbleren, die bei den- 

selben gebrauchten naaraeile, die Leder aua den Fontanellen und ähnliche 
mr weiteren Verbreitung der Krankheit geeignete Gegenatände hinlänglich 
lief »ergraben oder sonat semicbtet werden. 

%. 113. Das Schlachten mibbrand kranker Thiere, so nie der Verkauf 
und Verbrauch des Flelacbes und der Milch con ihnen ist hei 10 bia 20 
Thalern Geld- oder acht- bia rierzehntägiger GefUngniesa träfe rerboteu. Ist 
dadurch aber ein Schaden veranlasat worden, eo treten die allgenteinen ge- 
Betidichen Strafbeatimmungen In |g. 777. sei^. des Allgemeineo Landrechta 
TU. U. Tit. 20. ein. 

^. 114. Die an einer Milzbrandkrankbeit krepirlen Thiere dDrfea oicbt 
Abg;ezogen werden, aondora müssen mit Haut und Haorcu, — nachdem die 
Haut torber, Dm sie unbrauchbar zu machen, an mchrereu Btellen durch- 
Bchnitten worden, — in 6 Fuaa tiefe Gruben geworfen, in denselben mit 
einer wenigstens eine Hand hohen Schicht Ealk Oborscbüttet und sodann 
lait Erde und Steinen bedeckt werden. 

Nur den Aerzten und Thierärzten ist es erlaubt, in einzelnen Fällen 
aur genaueren UnleriiuchuDg der Krankheit ein solches krepirtea Pferd zu 
Sfiien, jedoch nur nach dem vCIligen Erkalten des Kadarera nnd bei ge- 
nauer Beobachtung der erforderliühon VoraiohlamaaBregeln. 8. §. HG. 

§. 115. SäDimtliche mit dem kranken Tbiere in Berübmng genesene 
OegeDatÜndo, die von demaelben zurückgebliebenen Auawurftatoffe, der Stall, 
in welchem eich dasselbe befunden, müsaeo theils yemichtet, thails nach 
"Vorschrift der Desinfektionsinslrukticn gereinigt werden. S. §. !J6- 

|, HS. Schweine, Hnnde, Katzen, FedeiTieh anA andere Thiere müssen 
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Ton den St&llen und Ton den Abgängen der miUbrandkmnken Thiere, so 
wie Ton den Kadayem derselben auf das SorgAltigste abgehalten werden. 

Hinsichtlich der nach §§. 114.» 115. und 116. zu treffenden yoraichts- 
massregeln hat die Polizeibehörde fftr die gehörige Belehrung der Betheiligten 
SU sorgen, und die pünktliche und genaue Ansprang durch die §. 23. an- 
gegebenen Mittel zu sichern. 

§. 117. Erkrankt ein Mensch durch Ansteckung ron milzbrandkranken 
Thieren an der schwarzen Blatter oder auf andere Weise, so mnss daron 
sogleich der Polizeibehörde Anzeige gemacht werden. (J. 107.) Bleibt de^ 
selbe in seiner Wohnung, so findet bei Vermeidung der im §. 2G. erwähnten 
Strafe eine Bezeichnung derselben mittelst einer Tafel oder eine genuie 
Isolimng des Kranken nach §. 18. a. b. Statt 

§. 118. Alles, was zum Reinigen und Verbinden des Kranken ge- 
braucht worden ist, muss ohne Verzug vernichtet werden. Nach Beendigan^ 
der Krankheit sind die Wohnung des Kranken, so wie s&mmtliche mit des- 
selben in Berührung gekommene Gegenstände, nach Vorschrift der Desinfek- 
tionsinstruktion und bei Vermeidung der §. 27. angedrohten Strafe, la 
reinigen oder resp. zu Temichten. 

Femer die Yerfügung Tom 26. Februar 1862 über die Blntseache 
der Schafe: 

Auf den Bericht vom . . ., !die Anwendbarkeit der für den Milzbrtnd 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen auf die Blutseuche der Schaafe be- 
treffend, lasse ich der Königlichen Begieruog das hierüber Ton dem Lehrer- 
kollegium der Königlichen Thierarzneischule erforderte Gutachten Tom 3* 
d. M. in der Anlage (A.) abschriftlich zugehen. 

Da nach den Ausführungen desselben, mit welchen ich durchweg 
einverstanden bin, die bereits in §. 97. Nr. 17. der zweiten Beilage zum Be- 
ffulatiy vom 8. August 1835 (Belehrungen über ansteckende Krankheiten) 
henrorgehobene Thatsache, dass die Blutseuche der~Schafe zu einer der aln- 
testen Formen des Milzbrandes gehöre, als unzweifelhaft festgestellt sn- 
genommen werden muss, so sind zur veterinairpolizeilichen Behandlung dieser 
Sjrankheit die ron dem Milzbrand im Allgemeinen handelnden Bestimmangesi 
{{. 109 — 118. des Begulativs yom 8. August 1835, im Wesentlichen als 
ToUkommen ausreichend zu erachten. Es wird daher des Erlasses einer die 
Blutseuche der Schafe betreffenden besonderen Verordnung Seitens der Kö- 
niglichen Regierung ftr den Umfeng Ihres Verwaltungsbezirks nicht bedürfen. 
Zur Beseitigung der hierüber obwaltenden Zweifel hat die Königliche Begie- 
mng yielmehr den Landr&then, sowie den Viehbesitzern die hierauf beirilg- 
lichen Bestimmungen des Begulatiys von Neuem zur geftlligen Beacbtong 
in Erinnerung zu bringen und in Bezug auf die hinsichtlich der Ortsspeire 
n. B. w. beim Herrschen dieser Krankheit unter den Schafen in dem mit- 
geiheilten Gutachten angegebenen Modifikationen das Erforderliche anzu- 
ordnen. 

Anlage A. 

Ew. Excellenz ermangeln wir nicht den von uns mit der yerehrliehdi^ 
MarginalyerfÜgung yom 20- Dezember y. J. hochgeneigtest zugefertigten Be- 
richt der Königlichen Regierung zu N. yom 30. Noyember y. J., 

,,betreffend die Anwendbarkeit der für den Milzbrand bestehenden 
gesetzlichen Beatimmangen auf die Blutseuche der Schafe'' 
hiemeben ehrerbietigst zurückzureichen, und yerfehlen wir nicht, insbesondere 
darüber: 
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„ob die Bogenannte Blutseache der Schafe i^ eine hinsiohtlioh 
ibrer EantagioeitlLt von dem Milzbrands uo Hieb bo abwoichenda 
Krankheit tu erachten sei, <laaa auf dieselbe die in den §|. 109. 
tia 118. dea Regulatirs vom 8. Auguat 1835 lur veterinairpolizei- 
licben Behandlung des Milzbrände« TOrgeschriebenen Maasregela 
im tollen umfange nicht Annendung finden dDifen?" 
B Ansicht in Folgendem gans gchoraamBt aussuaprechen. 
B sogenannte Blutseuche ^ Blutstaupe u. s. w. dec ficbafe ist wisaen- 
fUit^ und durch Erfahrung ala eine höchat akute und ala die gewöhn- 
— n de» Milzbrandes bei den Schafen , euit mehr als 50 Jahren an- 
aod ebenso steht es durch zahlreiche Beobachtungen und durah 
9-gucbe uniiteifelbaft fest, itasa diese Krankheit einen AnsteckungaataS' 
, irelchcr im Blute und in allen Tbeilen dea kranken Thieres, aelbat 
und Eikrctianen deeaclbcn enthalten ist und sich in seinen Wir- 
n dem Kotitagium der übrigen Anthrajlbrmea gleichartig zeigt, indem 
ll Dnmittelbaro BerOhrung seiner Vehikel Menschen und Thiere inSiirt 
, und hierbei ein dem Mililirande analogus Laiden, am häufigsten 
ludblatter entsteht In vie weit das Eontagiuiu bei der 
euehe ftQchtiger und tntensiier ist als das bei dem Milibrande des 
"*' lässt sich nach den bis jolzt hieiDher gesammelten BeobachtUQ- 
iober angeben. 

r wesentlichen Uebereinstioomung der Blutaeucbe mit dem Mili- 

B kann ea kaum einem Zweifel unterliegen, daaa, ivenigstens in genere, 

) Krankheit derjeulgea veterinairpulizeilicbea Behandlung Tollständig 

fen Bein muaa, welche in den gegen den JJilzbrand bestehenden ga- 

a Beatimmungen, namentlich in dem Begulativ vom 8. August 1835 

1)9 — 113. Torgeschrieben ist. 

^a dürfte hierüber um so weniger ein Bedenken bealehen, als in der 
aUegirten Gesetze gegebenen Belehrung über die ansteckenden 
9ub f<o. 17. nach der ÜberacliriAlichen Benennung „Milzbrand"] 
'. neben den Teracbiedeneu andern Mamen ttir die einzelnen Formen 
k Aathnukrankheiten auch die Blutaeucbe, Blutstaupe angefllbrt sind, und 
a Schluaae der Beschreibung dos akuten Milzbrandes «örtlich g«- 
„Wegen diesea Blulauaflusaes aus der Nase, dem Maule u. s. w. 
le Form der Krankheit bei Schafen fast Qberall die Blatseucbe oder 
Mpe genannt." 

Vean dennodb — nie dies in dem hier vorliogonden Antragschreibea 
c Kflniglichen Begiemng zu K. an Ew. Eicellenz ausgesprochen iat und 
~ii ein Gleiches aus den Teterin airberichten der Kreisthieränte mehr* 
iien haben ~ im RegierungsbeEirk N. der Ausbruch der Blutaeucke 
lit den LandrStben augeEeigt wird, und wenn die Letitereu in der 
ne Anzeige über diese Krankheit an die Königliche BegLerung 
liegt dies wohl nicht am Mangel der hierüber baetehendaa Tar- 
en, aoudem nur an einer mangelhaiien Auffassung and Befolgung der- 
L Denn hu i. 109. des Bogulativa ist befohlen: dass, „wenn ein Thier 
n Milzbrände betllen wird, bei Vermeidung einer Geldstrafe ton 4 Tha- 
. Btagiger Gefilngnissstrafe, sogleich dec PoiUeibebörde hierüber 
lemadit werden soÜ." 

<t aomit nicht angeordnet, daea die Anzeige nur übor Milzbrand des 
s geschehen solTj nach der Torausgegangenen Beschreibung der 
»i^eil im J. 97. gabt vielmehr berror, daaa dies von jeder Milibraad- 
banUieit bei almmtliclien Hauathieren nnd insbesondere auch hinsiolitliah. 
Her Blutaeucbe der Schafe gilL 

u 
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Ebenso müssen demnacb, bei dieser Milzbnindform wie bei dem Mils- 
brande des BindTiehes, die §§. 113. und 114., betreffend das Verbot des 
Scblachtens, des Fleiscbverkaufe und des Abziehens der Haut, gleicbmftssig^ 
und allgemein zur Anwendung kommen. Wenn in dieser Hinsicht die 
Landr&the ungleich verfahren, so liegt dies wieder nur in mangelhafter Anf- 
£Eissung und Ausföhrung des Gesetzes. 

Ganz so anwendbar bei der Blutseuche sind auch die folgenden Para- 
graphen des Regulativs vom 8- August, n&mlich §. 110* (die Absonderung 
der kranken Thiere etc), — 111. (Verbot des Kurirens durch Personeiv 
welche nicht approbirte Thier&rzte sind), — 112. (Beseitigung des Aderlass» 
blutes etc.), — 114. (Vergraben der Cadarer und Sectionen), — 115. (Bei- 
nigung der Ställe und Desinfektion), — 116. (Abhaltung der Schweine, des 
Federviehes u. dgl. von den Cadavem), — 117. und 118. (Vorschriften bei 
stattgefundener Infektion eines Menschen). Denn in allen diesen Punkten 
besteht bei der Blutseuche kein Grund zu Abweichungen von den gegebenen 
Vorschriften des Regulativs. 

Diese Vorschriften sind jedoch, wie die Königliche Regierung zu N. m 
ihrem Antrage vom 30. November richtig bemerkt, ftir sich allein nicht voll- 
ständig genug, und sie kOnnen auch nicht passend durch die Bestimmungea 
des Viehseuchenpatents vom 3. April 1803 Kap. IV., den Milzbrand bäm 
Rindvieh betreffend, ergänzt werden, weil dieselben theilweise zu weit gehen 
(|§. 131 — 133., 136 — 139., 141., 142.), theils durch das Regulativ vom 
8. August 1835 aufgehoben sind (§. 135.). Es dürfte aber, nach nnserelr 
nnvorgreiflichen Ansicht, ausreichend sein, wenn : 

1) hinsichtlich der Sperre des Orts oder des infizirten Gehöftes; 

2) hinsichtlich der Dauer der Massregeln nach dem Aufhören der Krank* 
heit; und 

3) hinsichtlich des ausnahmsweise zu gestattenden Schlachtens gesund 
scheinender Thiere im Seuchenorte, oder des Wegtreibens derselben 
aus ihm, entsprechende Vorschriften beständen. 

Wir bemerken hierüber: 

ad 1. Der §. 140. des Patents vom 3. April 1803 verbietet, Rindrieh» 
Bauchfutter und Dünger aus dem Orte und über die Grenzen zn bringen; 
und §. 141. verbietet den Ein- und Durchtrieb in den Sencheort andi UB 
andern Orten. 

Da nun die Blutseuche eine akute Milzbrandkrankheit ist, so müsste 
bei ihrem Herrschen in einem Orte, konsequent diese Massregel auch in 
Betreff der Schafe stattfinden. 

Die Königliche Regierung zu N. hat die Sperre mit Bezugnahme auf 
einen kürzlich in ihrem Bezirke vorgekommenen Fall, in welchem Sdisfe 
aus einer mit Blutseuche inficirten Heerde aus der Gegend von Kyrits nadi 
Berlin auf den Schlachtmarkt getrieben wurden, auf dem Marsch theflweis 
starben und den Treiber infizirten, beantragt; die Königliche Regierung zn 
N., in deren Bezirk die Blutseuche so häufig vorkommt, hat sich aber (nadi 
AnftühruDg der Königlichen Regierung zu N. vom 30. November) gegen die 
Sperre erklärt, theils weil die KranUieit angeblich kein flüchtiges Konta- 
gium entwickelt, theils weil sie dort in manchen Orten stationair.und Isng^ 
dauernd ist, also auch die Sperre sehr lange bestehen und sehr lästig wer» 
den würde. Der erstere Grund ist ganz unhaltbar, weil viele Beobachtangen 
dafür sprechen, dass das Kontagium unter Umständen auch flüchtig ist; ^^ 
letztere verdient dagegen einige Berücksichtigung; aber die g^rössere Rück- 
sicht muss doch das Wohl des Publikums sein. 

Mit Rücksicht auf beide oben angedeutete Umstände erlauben wir ^ 
Torzuschlagen* 
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m) diM bei der Blotseuohe der Schafe, neben den übrigen Blassregeln 
des Begnlatirs Tom 8. Augnst ISS5, eine Sperre nnr ftr die Schafe 
des Orts nnd nnr in der Art eintreten möge, dass auch gesund schei- 
nende Schafe w&hrend des Bestehens der Krankheit nnd bjs 4 Wo- 
chen nach dem letzten Erkranknngsfalle nicht ohne besondere Er- 
lanbniss in einen anderen Ort gebracht und eben so auch nicht ge- 
schlachtet werden dürfen; 
b) dass dagegen fremde Schafe durch den Seucheort und über dessen 
Feldmark, jedoch ohne sich daselbst auf Weiden aufzuhalten, getrie- 
ben werden können; und 
e) dass der Verkauf des Bauchfutters ron dem Verbot (der Sperre) aus- 
geschlossen bleibt. 
In dieser milden Weise wird der Sanitätszweck erreicht, ohne dass 
^gendwo durch die Massregeln eine übermässige Belästigung entsteht. Denn 
er Verkauf und das Schlachten kranker Schafe ist ohnedies schon rer- 
oten; und an den Orten, wo die Krankheit stationair ist oder alljährlich 
of längere Zeit wiederkehrt, erleiden die Schäfereien so grosse Verluste, 
aas sie gewöhnlich aus Ueberfluss keine Veranlassung zum Verkauf ge- 
onder Schafe haben, also auch die Sperre sehr wenig oder gar nicht 
Ühlen. 

Die speziellere Sperre der einzelnen Höfe vorzuschlagen , halten wir 
icht f^ zweckmässig, weil, wenn in einem Orte mehrere Schäfereien be- 
tten, theils gleiche Ursachen auf dieselben einwirken nnd deshalb anch 
ie Krankheit in ihnen m^rentheils zugleich entsteht oder entstehen kann, 
nd weil bei Beschränkung der Sperre auf einzelne Höfe im Orte die Kon- 
'ole sehr erschwert wird. Ist aber nur eine Schäferei im Orte, so trifft ja 
18 Massregel auch nur diese allein und berührt die Interessen anderer £in- 
rohner gar nicht. Wo indess die Oertlichkeit eine genügende Kontrole der 
*perre einer infizirten Heerde ftür sich gestattet, dürfle die letztere ihren 
iweck wohl erfüllen. 

ad 2. Wie oben sub la. angedeutet, soll die Sperre bis zum Ablauf 
on rier Wochen nach dem letzten Erkrankungsfall fortdauern. Dies ist 
onform wie beim Milzbrand des Bindyiehes und erscheint deshalb als 
ÖChig, weil die Blutsueche die Eigenthümlichkeit besitzt, dass sie oft in 
tnrem Herrschen kleinere oder grössere Interrallen macht, und weil somit 
las Ausbleiben neuer Erkrankungen während nur einiger Tage nicht als das 
finde der Krankheit angesehen werden kann. Andererseits lehrt aber die 
£r&hrung: dass die Krankheit, abgesehen tou den Einwirkungen der Aus- 
lünstungen des Erdbodens und von der Beschaffenheit der Nahrungsmittel, 
uuptsächlich durch die Witterung ihre Entstehung findet, wie auch, dass 
Bbe gleiche Witterungs- und Luftbeschaffenheit selten über vier Wochen 
Tortbesteht und, dass die Hlutseuche in der Regel wirklich erloschen ist, 
wenn binnen vier Wochen neue Erkrankungsfälle nicht eingetreten sind. 

ad 3. Es ist bereits oben sub 1 a. bei der Sperre darauf hingedeutet 
worden, dass die noch gesund scheinenden Schafe im Seuchenorte oder min- 
destens aus den als infizirt zu betrachtenden Heerden ohne besondere Er- 
Unbniss nicht geschlachtet und nicht aus ihm in einen andern Ort gebracht 
werden dürfen. Es kann aber sehr wohl der Fall vorkommen, dass z. B. in 
der Bittergutsheerde eines Ortes die Blutseuche besteht, unter den Schafen 
^ Hauern aber nicht, und dass doch das Bedüfhiss von frischem Fleisch 
®u»tritt; oder, dass ein Gutsbesitzer auf einer andern Feldmark ein Vorwerk 
'Jut gesunder Weide besitzt, auf welche er seine gesund scheinenden Schafe 
""'igen und sie hierdurch selbst gegen die Krankheit konserviren kann. 

11* 
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Unter diesen und ähnlichen Yerhältniflsen erscheint eine Ausnahme TOn der 
Sperrmassregel bei gehöriger Vorsicht billig und ohne Gefisbhr auch aul&ssig. 
Eine solche Ausnahme darf aber stets nur mit Bewilligung der PoliseibehOrde 
und nur dann stattfinden, wenn das dringende Interesse der Einwohner, 
resp. der Schafbesitzer bei der Behörde nachgewiesen und die Gtesand- 
heit der betreffenden Schafe von einem approbirten Thierarzt bescheinigt 
worden ist 

3) Botz nndWnrm (Ozaena contagiosa und Cachexia Ijmpba- 
tica farciminosa (Abriss S. 19) sind dem Wesen nach dieselbe Ejank- 
heit und nur der Form nach verschieden. Sie sind eine dem Pferde- 
geschlecht eigenthümliche, dyskrasische, ansteckende, tuberkolose, 
lymphatische, cachektische Krankheit, mit eigenth&mlicher Geschwür- 
bildung in der Nasenschleimhaut und deren Fortsetzung in der äusse- 
ren Haut, Aufschwellung und Verhärtung der Lymphdrüsen, ins- 
besondere der Kehlgangsdrüsen, und Tuberkelbildung in den 
Lungen. 

Je nachdem die Krankheit aus innerer Ursache oder durch An- 
steckung entsteht, ist die Form und der Verlauf Terschieden. An- 
schwellung der Kehlgangdrüsen, Ausfluss aus der Nase, 
Geschwüre auf der Nasenschleimhaut und Tuberkeln luden 
Lungen sind stets die charakteristischen Zeichen. Besonders ist 
auf den Ausfluss und die Geschwüre zu achten. Der Ausfluss ist 
zähe, eiweissartig, klebermehlfarbig, graugrünlich, übelriechend, selbst 
blutig, mehr oder wenig ätzend, so dass die Epidermis abgestossen 
wird, und ein Nasenloch kleiner erscheint, als das andere. Die 
Geschwüre sind von vielfacher Form und Grösse, haben einen ver- 
tieften, speckig glänzenden Grund, gezackte aufgeworfene Bänder, 
klebrige Absonderung, keine Schorfbildung, und sitzen wie Ferien 
auf eine Schnur aui^ereiht und fressen immer mehr um sich, je 
nachdem immer neue Tuberkeln auftreten. Ueber ihnen sitzen oft 
Narben geheilter Geschwüre von stemartiger Form und geripptem 
Aussehen. 

Die Wurmbeulen (Wurmgeschwüre). Sie stehen einzeln nnd 
schnurförmig an einander gereiht, von der Grösse einer Erbse bis 
zu einer WaUnuss, brechen auf und ergiessen eine gelbbräunliche 
Jauche, so dass Geschwüre mit speckartigem Grund, aufgeworfenen, 
zackigen Bändern entstehen. 

Man spricht auch von Lungenrotz, Lungenbräune, jo 
nachdem Hals oder Lungen besonders afflzirt sind. 

Bei der Sektion muss man immer Tuberkeln finden, dieeBt* 
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ireder die Substanz der Lungen durchdringen oder auf der Ober- 
fläche aufsitzen. 

Die sanitätspolizeilichen Vorschriften enthalten die $$. 119 bis 
122 des BegulatiYs vom 8. August 1835: 

§. 119. Hinsichtlich der Verhütung der Verbreitung der Rotz- und 
Wurmkrankheit unter den Pferden Tvird auf die bestehenden polizeilichen 
Vorschriften yerwiesen und nur namentlich bemerkt, dass des Rotzes oder 
Wurms verdlichtige oder daran leidende Pferde, bei Vermeidung einer Geld- 
strafe Ton fQnf Thalem oder aclittUgigem Gefängniss, der Polizeibehörde 
anzuzeigen, erstere abzusondern, wirklich rotz- oder wurmkranke Pferde 
aber sogleich zu tödten und die mit ihnen in Gemeinschaft gewesenen 
Pferde von andern abzusondern und unter Observation zu stellen sind. 

§. 120. Sämmtliclie mit den rotz- oder wnrmkranken Thieren in Be- 
rfihmng gewesenen und durch die Answurfsstoff« verunreinigten Gegenstände 
mtlssen vor^chriftsmAssig gereinigt oder vernichtet werden. 

Die Polizeibehörde hat für die gehörige Belehrung der Betheiligten 
fiber diese Massregeln zu sorgen und die pünktliche und genaue Ausfüh- 
rung auf die §. 23 angegebene Weise zu sichern. 

{. 121. Jedem Pferdebesitzer liegt die Pflicht ob, sich und seine 
Knechte, Kutscher und Pferdewftrter mit den Zeichen der Rotz- und Wurm- 
krankheit bekannt zu machen und in zweifelhaften Krankheitsfftllen , die 
mit dem Rotz oder Wurm Aehnlichkeit haben, einen approbirten Thier- 
arzt oder Physikus zu Ratlie zu ziehen. 

Die Wärter solcher Pferde sind mit den zur Verhütung der Ansteckung 
erforderlichen Vorsichtsmassregeln bekannt zu machen, und dürfen na- 
mentlich keine Verletzungen im Gesicht oder an den Händen haben. 

§. 122. Ist die Ansteckung eines Menschen durch Rotz- oder Wurm- 
krankheit erfolgt, so gelten die §§. 117 und 118 gegebenen Vorschriften. 

Ausserdem existiren mehrere vereinzelte Regierungsverordnungen 
de dato Erfurt den 18. Februar 1856 und die EdiktalverfQgung vom 
20. April 1855 und 14. April 1860. 

Das Abledern der rotzigen Pferde ist unter den vorgeschrie- 
benen Vorsichtsmassregeln gestattet (Circularverf. vom 9. April 1861): 

Der Königl. Regierung erwidere ich auf den Bericht vom . ., dass ich 
mich nicht veranlasst finden kann, dem Antrage derselben, das Abledern 
rotziger und wurm kranker Pferde einfach zu untersagen, zu entsprechen. 

Wenn das Regulativ vom 8. August 1835 sich hierüber nicht ausspricht, 
BD ist durch dasselbe die Ausnutzung der wegen Rotz- und Wurmkrankheit 
getödteten Pferde nicht verboten. 

Die in dem von der Eönrgl. Regierung zu Koblenz erlassenen Regle- 
ment über das Abdeckereiwesen vom 13. Juli LS46 §. 4. c. d. vorgeschrie- 
benen Cautelen, unter welchen das Abdecken von rotzkranken Pferden ge- 
stattet ist, haben sich bisher als vollkommen ausreichend bew&brt, wie dies 
auch das, bei Gelegenheit einer in der Rheinprovinz vorgekommenen strei- 
tigen Falles erfordene Gutachten des technischen Direktors und der Lehrer 
der hiesigen Königl. Thierarzneischule vom 11. Mai 1856 anerkannt hat. 
Es ist aber hierbei Veranlassung genommen worden, die den Gegenstand be- 
treffenden Bestimmungen der von der vormaligen Regierung zu Cleve unterm 
20. Mai 1817 erlassenen Polizeiverordnung ihrer zweifelhaften Fassung wegen 



256 ^^® Trichinenkrankheit. 

n&her su pr&cisiren resp. absti&ndern. In Folge dessen sind den B^AnigL 
Begiernogen zu Düsseldorf Köln und Trier, in deren Bezirken jene Poliiei- 
verordnung resp. die mit derselben gleichlautende Verordnung des damaligen 
Generalgouvernements rom 6. M&rz 1816 bis dahin Geltung gehabt hatte, 
folgende Bestimmungen zur Naohachtung und Publikation durch die Amtf- 
bl&tter unterm 17. Mai 1857 suppedirt worden. 

1) Die rotzig befundenen Pferde müssen sogleich getödtet werden md 
zwar, so viel wie möglich, in den nächsten Abdeckereien oder sonst u 
Orten, welche Ton Landstrassen , Wohnungen und Stallungen wenigstens 
1000 Schritt entfernt liegen. 

Das Hinf&hren zu dem Orte der Tödtung oder zur Abdeckerei muM 
sp&t Abends oder Nachts und, wo möglich, mit Vermeidung der Hsnpt- 
strassen, auf Nebenwegen ohne Aufenthalt an Wirthsh&usem etc. mit Ver- 
meidung jeder Berührung mit anderen Pferden und so geschehen, dass die 
kranken Pferde nicht an den B&ndem der Wege und Qr&ben dta daselbst 
wachsende Gras abfressen. 

2) Das Abh&uten und die sonstige Ausnutzung der wegen Botzkrankheit 
getödteten Pferde ist nur in den Abdeckereien gestattet, jedoch müssen die 
Abdecker dabei die nöthige Vorsicht zur Verhütung jeder Ansteckungsge&Iir 
bei Menschen und Thieren in Anwendung bringen. Namentlich sollen sie 
darauf sehen: 

a) dass die Personen, welche zu diesem Geschäft verwendet werden, 
keine offene Verletzungen an den Händen haben; 

b) dass die Cadaver der Pferde vollständig, erkaltet sind, ehe das Ab- 
häuten an ihnen vorgenommen wird; 

c) dass die Häute sogleich auf einem der Zugluft ausffesetzten Boden^ 
zum Trocknen aufgehängt und nur nachdem sie wenigstens 14 Tag» 
im Sommer und 4 Wochen im Winter gehangen haben, verkamt 
werden, oder wenigstens 24 Stunden hindurch in Ealkwasser gelegt- 
und dann erst an den Gerber abgegeben werden. 

d) dass ebenso die Sehnen zum Leimsieden nur im trockenen Zustande^ 
Fleisch und Fett aber nur im ausgekochten oder geschmolzenen Za* 
Stande verwendet werden. 

3) Diejenigen Pferde, welche an der Botzkrankheit gestorben, so wie 
diejenigen, welche nicht von Abdeckern nach obiger Vorschrift getödtet sind, 
dürfen nicht abgehäutet oder anderweitig ausgenutzt werden, sondern sollen, 
nachdem ihre Haut an mehreren Stellen zerschnitten ist, mit der Haut in 
einer wenigstens 6 Fuss tiefen Grube vergraben werden. 

Der Eönigl. Regierung wird überlassen, diese Bestimmungen auch för 
den dortigen Begierungsbezirk, wenn nicht etwa besondere Bedenken ent- 
gegenstehen, in Anwendung treten zu lassen. 

Der Botz ist eine Gewährkrankheit, in Preossen mit Gewälir 
von 14 Tagen. 

4) Trichiniasis. Diese Krankeit hat erst in neuerer Zeit die 
Aufinerksamkeit der Sanitatspolizei angeregt, seit Zenker dasE^* 
kranken von Menschen durch den Genuss trichinenhaltigen Fleisches 
nachgewiesen hat. Trichinen sind mikroskopische Thierchen, welche 
aus dem Darm in die Muskeln einwandern, dort durch ihre grosso 
Zahl Zerstörungen anrichten, so dass das Leben durch ein typhöses 
Fieber ge^hrdet wird, welches im Anfang nur die ErscheinttDff 



Die Trichinenkrankheit. 



16T 



ies Blieuinatismns darbietet; sie werden erst nnscliädlich, wenn sie 
verkalken. 

Wir geben hier 2 Zeichnungen von Trichinen (Fig. L): 1) die 
Trichine selbst, a] Kop^ k] Schwanz; 2) a] die Trichine in der Eap- 
^1, b] die wandernde Muskeltrichine. 

Fig. I. 




Es ist also hier keine Ansteckung durch Kontagium, sondern 
ur durch den Genuss des Fleisches möglich, und man ersieht das 
Nähere am besten aus der Verordnung der Regierung zu Potsdam 
om 14. Februar 1864: 

Die Erfahrungen, welche im Laufe des yerganffenen Jahres Betreffs der 
pt-ichinenkrankheit und deren Uehertragung auf Menschen gemacht worden 
^nd, Teranlassen uns, unsere Amtsblattbekanntmachung vom 7* April yorigen 
^^es (Stck« 16 Pag. 99) in folgender Weise zu bestätigen und su er- 
^nzen: 

1) Eb hat sich bestätigt, dass die Trichinen im trichinenhaltigen Schweine- 
fleisch durch l&ngeres, mehrere Wochen andauerndes Pöckeln getödtet 
werden. 

2) Heisse Bäucherung der Würste tödtet die Trichinen schon binnen 24 
Stunden. 

Dagegen genügt hierzu eine dreitägige kalte Bäucherung nicht. 
Dass durch längeres Aufbewahren kalt geräucheiier Wurst das Leben 
der Trichinen zerstört wird, ist nicht als bestimmt anzunehmen. 

.3) Durch die Zubereitung des Fleisches in der sogenannten Schnell- 
oder Fix-Bäucherei, bei welcher die Fleischwaare entweder gar nicht 
oder nur kurze Zeit und schwach geräuchert, und dann mit Kreosot» 
Holzessig etc. bestrichen wird, werden die etwa rorhandenen Tri- 
chinen nicht getödtet, und bleibt daher der Genuss eines solchen 
rohen Schinkens etc. verdächtig. 

Dagegen ist der in der alten Weise geräucherte Schinken, welcher 
monatelang in Bauch gegangen, vollkommen unschädlich. 

4) Es ist bereits in unserer Bekanntmachung vom 7. April v. J. darauf 
hingewiesen worden, dass die Trichinen durch die Siedehitze zwar 
sicher getödtet werden, und dass daher vollkommen gar gekochtes 
oder gebratenes Fleisch unter allen Umständen unschädlich ist. Da- 
gegen ist darauf aufmerksam gemacht worden, dass dieser Hitzegrad 
bei der Zubereitung mancher Fleischwaaren , als Brat- und Böat» 
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w&rsteD, FleischklCBsen, ELlops, Eoteles und Karbonaden niebt immer 
erreicht wird, indem zwar das Fleisch etc. an der Oberfl&cbe sdiaii 
geröstet erscheint, im Innern dagegen noch roth nnd sogar blutig 
bleiben kann. Ist letzteres der Fall, so ist die Hitze im Innern nodi 
nicht bis zu dem Gh*ade gediehen, bei welchem die Trichinen sterben. 
Wie nothwendig es aber ist, gerade in dieser Hinsicht Torsichtig za 
sein, beweisen die Erfahrungen, welche bei der Trichinenepidemie in 
Hettstedt vor einigen Monaten gemacht worden , und bei welcher 134 
Erkrankungen und 23 Todesföllo stattgefunden haben. Die bei weitem 
meisten Erkrankungen traten nach dem Genüsse yon Bostwürstchen 
ein, zu welchen der grösste Theil eines starken zweijährigen Schwei- 
nes verarbeitet war, und welche nach kurzer B&ucherei, nur bis zom 
Schmelzen des Fettes auf der Fanne etc. erw&rmt, genossen wurden» 
Noch unfehlbarer und gefährlicher erkrankten -Diejenigen, welche das 
rohe Hackefleisch verzehrt hatten. 
5) Es ist behauptet worden, angeblich auf Grund gemachter Er&hrungen^ 
dass der reichliche Genuss von Branntwein das trichinöse Fleisch un- 
schädlich mache. Dies ist vollkommen unrichtig. Vielmehr beweisen 
direkte Versuche, dass selbst der stärkste Spiritus nach stundenlanger 
Einwirkung das Leben der Trichinen nicht beeinträchtigt. Ueberhsnpt 
ist bis jetzt ein Mittel, welches die in den Darmkanal oder die Mus- 
keln gelangten Trichinen tödtet, noch nicht gefunden worden. 
Ernstlich muss daher vor dem Vertrauen auf gewisse, in eben 89 
leichtfertiger als gewissenloser '\i\^ei8e angepriesene Liqueurkompositionen ge- 
warnt werden, welchen die Eigenschaft angedichtet wird, den Genuss tri- 
chinenhaltigen Fleisches unschädlich zu machen. 

Ferner die Verfugung vom 20. April 1866: 

Wenn die Polizeiverwaltung zu N. beabsichtigt, eine Polizeiverordnnng 
nach Massgabe desjenigen Entwurfs zu erlassen, welchen sie der Königlichen 
Begierung zur Genehmigung vorgelegt hat und welcher von Ihr mittelst Be- 
richts vom 1. d. M. eingereicht worden ist, so können wir hierzu unsere 
Zustimmung nicht ertheilen. Der Standpunkt, von welchem die Staatsregie- 
rung in Betreif der gegen die Verbreitung der Trichinenkrankheit zu ergrei- 
fenden Massregeln ausgeht, ist folgender: 

Im Allgemeinen sind die Regierungen und Ortspolizeiverwaltungen auf 
Ghund des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 ff^ 
kompetent zu erachten, Polizeiverordnungen zum Schutz des Lebens nnd 
der Gesundheit gegen die Infektion durch trichinenhaltiges Schweine- 
fleisch ftir den Umfang ihres Verwaltungsbezirks zu erlassen, also auch 
die mikroskopische Untersuchung der zur Schlachtung kommenden Thiere 
vorzuschreiben. Eine sorgfältige mikroskopische Untersuchung ist, wenn 
der Untersuchende die iünf verschiedenen Körpertheile, in welchen die 
Trichinen am häuflgsten vorzukommen pflegen, namentlich die Muskel- 
fasern am Zwergfell, die Augenmuskeln, die Kaumuskeln, die Zwischen- 
rippenmuskeln und die I^ackenmuskeln , einer sorgfältigen Besichtigung 
unterwirft und wenn er zur Vermeidung absichtlicher oder unabsicht- 
licher Täuchungen die zu untersuchenden Fleischtheile selbst von dem ge- 
schlachteten Schweine entnimmt, ein geeignetes Mittel zur Konstatirung von 
Trichinen in den geschlachteten Schweinen. Auch haben derartige Unter- 
suchungen wiederholt den Erfolg gehabt, dass Trichinen in den geschlach- 
teten Schweinen aufgefunden worden sind, und dass dadurch der Trichinen- 
infektion in einzelnen Fällen vorgebeugt worden ist. Die mikroskopische 



Die TrichiDenkrankheit. 2g9 

TleiBcliscbaii ist daher, wo sie als eine freiwillige geschieht, beizubehalten 
und yerdient wegen ihrer Nützlichkeit dringend empfohlen und auf jede zu- 
lissige Weise gefordert zn werden. Qleichwohl stehen einer zwangsweisen 
^nf&hmng derartiger Untersnchnngen erhebliche Bedenken entgegen, welche 
mindestens in der Begel eine solche Massregel nicht als angemessen erschei- 
nen lassen. 

Die obligatorische Fleischschan kann zunächst nicht allg^emein durch- 
geftihrt werden. In grosseren StAdten wird es an qualifizirten Sachverstän- 
digen, welche sich diesem Geschäft unterziehen, nicht fehlen , wohl aber in 
den kleineren Ortschaften und aut dem Lande, namentlich in den zerstreut 
liegenden Dörfern und GehOflen. Eine zuverlässige Kontrole darüber, dass 
jedes zur Schlachtung kommende Schwein mikroskopisch untersucht wird, 
nsst sich nicht erreichen. Dieselbe wird selbst in den Städten sehr schwie- 
rig sein, so lange öffentliche Schlachthäuser mit dem Zwange, die Schweine 
nur dort zu schlachten, nicht vorhanden sind. Auf dem Lande aber wird 
diese Kontrole sich noch schwieriger zeigen. Es erscheint femer nicht 
möglich, auf zuverlässige Weise festzustellen, dass das zum Verkauf oder 
mnf sonstigem Wege zum Verbrauch gelangende Schweinefleisch von solchen 
Schweinen herrühre, welche bei der Schlachtung mikroskopisch untersucht 
worden sind. Dies gilt vorzugsweise von demjenigen Fleische, welches an 
einen Ort von auswärts eingebracht wird, resp. von den in den Handel kom- 
menden Fleisch waaren , welche vom Auslande eingeftihrt werden. Wollte 
man die einzelnen von auswärts eingeftihrten Fleischstücke oder Fleisch- 
waaren an dem Orte, wo sie zum Verkauf oder Verbrauch kommen, einer 
besonderen mikroskopischen Untersuchung unterwerfen, so würde die tech- 
nische Ausführung dieser Massregel schon des Zeitaufwandes wegen auf die 
grössten Schwierigkeiten stossen und doch jede Gewähr dafür fehlen, dass 
alle untersuchungspflichtigen Gegenstände auch wirklich zur Untersuchung 
vorgelegt werden. 

Den Zwang zur mikroskopischen Untersuchung des Schweinefleisches 
auf die in den Städten zur Schlachtung kommenden Schweine zu richten, 
dagegen das daselbst von auswärts eingeführte Schweinefleisch von einer 
solchen Untersuchung freizulassen, würde den Erfolg der Massregel, die nur 
dann, wenn sie allgemein durchgeführt wird, eine Gewähr bieten kann, illu- 
sorisch machen, überdies als eine die Schlächter in den Städten treffende 
Prägravation unzulässig sein, während andererseits ein Verbot, Schweine- 
fleisch — rohes oder verarbeitetes — von auswärts einzuführen, abgesehen 
von der Frage, ob nicht internationale Verträge einem solchen Verbot ent- 
gegenstehen, nach der bestehenden Gewerbegesetzgebung und im volkswirth- 
Bchaftlichen Interesse sich nicht rechtfertigen lassen würde. 

Die mikroskopische Untersuchung des Schweinefleises giebt aber auch 
^, wo sie wirklich stattgefunden hat, keine untrügliche Sicherheit g^gen die 
Infektion durch Trichinen. Um ihren Zweck zu erreichen, setzt die Mass- 
Tegel voraus, dass die Untersuchung in jedem einzelnen Falle mit der denk- 
bar grössten Genauigkeit und Gewissenhaftigkeit durch eine im Gebrauch 
^es Mikroskops wohlgeübte Person ausgeftihrt werde. Zu einer derartigen 
sorgfältigen Untersuchung eines jeden Schweines bedarf es mindestens einer 
Wben Stunde und das Geschäft erfordert daher an Orten, wo viele Schweine 
geschlachtet werden, einen bedeutenden Zeitaufwand. Dass bei diesen, noch 
wi durch ihre Einförmigkeit ermüdenden Untersuchungen keine Versehen 
torkommen, dafOr kann eine Garantie nicht übernommpn werden, selbst 
^enn die Polizeiverwaltungen die Untersuchungen durch von ihnen selbst 
eingesetzte Fleischschaukommissionen, also durch von ihnen selbst aus- 
gesuchte Sachverständige und unter ihrer Oberaufeioht bewirken lassen. Die 
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letEtere Art der Ausffthrniig erscheint ftberdies um deshalb bedenklich, w«il 
durch dieselbe die Oelegenheit, die Untersuchung yornehmen su lassrai, sehr 
erschwert und hierdurch sur Umgehung der erUssenen Vorschriften angereirt 
wird. Eine andere Folge davon, dass die Polizeibehörde den betreffenden 
Personen nicht die Wahl des Sachrerst&ndigen überl&sst, sondern die Am- 
fUirung der mikroskopischen Untersuchung selbst übernimmt, würde die 
sein, dass die Erhebung von polizeilichen Gebühren ftür diese Untersuchun- 
gen nicht gestattet werden könnte und daher die Kosten der Massregel den- 
jenigen zur Last fallen würden, welche die sachlichen Kosten der Polisei- 
yerwaltung zu tragen haben. Mögen aber die Sachyerst&ndigen noch so 
Borg^ltig ausgesucht sein, und noch so sorgfältig das ihnen übertragene 
Geschäft verrichten, so ist doch fUr verarbeitete Fleischwaaren überall kein 
sicheres Resultat zu erwarten, weil in denselben häufig das Fleisch von ver- 
schiedenen Thieren zusammengemengt ist, und weil man nicht jedes einzelne 
kleine Stück, aus welchen dieselben bestehen, untersuchen kann. Endlidi 
aber hat die Er£fthrung bereits gelehrt, dass selbst bei sorgfältiger Unier* 
Buchung des Fleisches aus den oben bezeichneten Körpertheilen des Schwei- 
nes die Gegenwart von Trichinen hier oder in anderen Muskelgruppen den- 
noch übersehen werden kann, und dass daher das Nichtfinden von Triobineo 
keine absolute Gewähr für das Nichtvorhandensein derselben zu leisten 
vermag. 

Während nach allen diesem die Ergebnisse einer zwangsweise einzo- 
ftihrenden mikroskopischen Fleischschau unsicher sind, fehlt es nicht ^u 
einem zuverlässigen Präservativ gegen die Gefahr der Trichineninfektion, 
da trichinenhaltiges Fleisch durch scharfes Braten oder Kochen, durch Pö- 
keln oder Bäuchern, vollkommen unschädlich gemacht werden kann. Bei 
Anwendimg dieser Vorsichts massrege In vermag sich Jedermann selbst sa 
schützen und die Staatsregierung muss deshalb Bedenken tragen, ein Ver- 
fahren anzuordnen, welches ohne sehr grosse Belästigungen und Störung des 
öffentlichen Verkehrs, so wie der häuslichen Oekonomie nicht ausftibrbar 
ist, eine vollständige Garantie aber nicht gewährt, vielmehr leicht dazu fah- 
ren kann, dass das Publikum sich durch das Vertrauen auf die polizeilich 
angeordnete Fleischschau verleiten lässt, die als bewährt erprobten Tor- 
sichtsmassregeln bei der Zubereitung von Speisen und Schweinefleisch vi 
vernachlässigen. Die Stäatsregierung kann ihrerseits nicht weiter gehen, 
als die im Schweinefleisch vorhandenen Schädlichkeiten in ihrem ganzen 
Wesen zu konnzeichnen, vor der daraus zu befürchtenden Gefahr zu warnen 
und die Mittel zur Vernichtung der Schädlichkeit da, wo sie yermuthet 
werden darf, an die Hand zu geben. Dass hierbei mikroskopische Unter- 
suchungen des zur Konsumtion bestimmten Schweinefleisches in sanit&ts- 
polizeilicher Beziehung von grossem Werthe sind, ist bereits oben anerkaniit 
worden. Die Behörden werden daher -r- neben Veröffentlichung der anf 
Veranlassung des mitunterzeichneten Ministers der geistlichen, Unterricbts- 
und Medizinalangelegenheiten von der Königlichen wissensohafblichen Ds' 
putation für das Mediziualwesen ausgearbeiteten, in der Anlage beifolgenden 
9,Belehning über die Vermeidung der von der Trichinenkrankheit der 
Schweine ausgehenden Gefahren'' darauf hinzuwirken haben, dass das Fn* 
blikum in möglichst umfassender Weise Gelegenheit erhält, das zu konsa- 
mirende Schweinefleisch mikroskopisch untersuchen zu lassen. Zu diesem 
Behuf wird der Versuch zu machen sein, die Gemeindebehörden an den gO" 
eigneten Orten zur freiwilligen Einrichtung von öffentlichen Fleischschanen 
zu bestimmen, welche, ohne dass ein Zwang zu ihrer Benutzung stattfinde^ 
das von den Konsumenten vorgelegte Fleisch kostenfrei, das von den Sohl&ch' 
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tem Toigelegte Fleisch aber gegen eine möglichst geringe Gebühr za nnter- 
raoben haben. 

Die Königliche Begierung wird yeranlasst, nach rorstehenden Qmnd- 
aÜKen in Ihrem Bezirk zu veifEthren. 

(Anlage a.) 
Belehrung 

über die Yermeidang der von der Trichinen-Krankheit der Schweine aus- 

4 gehenden Oefitduren. 

Es sind in neuerer Zeit so zahlreiche, schwere, oft zum Tode fEkhrende 
Mnnkungen durch den Genuss triohinenhaltigen Schweinefleisches veran- 
lasBi worden, dass besondere Vorsichtsmassregeln getroffen werden müssen, 
vm fernere UnglücksftUe zu verhüten. Dieselben sind um so noth wendiger, 
als das Fleich der so erkrankten Thiere ganz den Anschein des gesunden 
hx und letztere auch w&hrend des Lebens durch kein sicheres Zeichen die 
Krankheit und die gef&hrliche Beschaffenheit des Fleisches yerrathen. 

Um die Gefahren zu verhüten, mit welchen auf diese Weise Gesundheit 
und Leben durch allgemein gebräuchliche und unentbehrliche Nahrungsmittel 
bedroht werden, giebt es zwei Wege: 

es sind entweder die geschlachteten Schweine vor der Verwendung 
mittelst Mikroskops auf Vorkommen oder Fehlen von Trichinen zu 
untersuchen, 

oder 
es muss durch eine angemessene Bereitung der diesem Thiere ent- 
nommenen Speisen für sichere Tödtung etwa vorhandener Trichinen 
gesorgt werden. 
Die mikroskopische Untersuchung muss, wenn sie zuverlässige Ergeb- 
nisse liefern soll, von einem gewissenhaften , über die Natur der Trichinen 
wohl unterrichteten und überdies praktisch geübten Mann ausgeführt werden. 
Dieselbe muss sich über verschiedene Gegenden des Schweinekörpers er- 
strecken, namentlich sind die Muskeltheile des Zwergfells, der Zwischen* 
fippenräume, des Auges, der Kiefer, des Kehlkopfes und der Oberschenkel 
genau zu prüfen und von jeder der bezeichneten Stellen mehrere, zum min- 
desten 5 Proben zu entnehmen. Das zu gebrauchende Mikroskop muss bei 
binlftnglicher Deutlichkeit und Schärfe eine 80- bis 120fache Vergrösserung 
geeUtten. 

Eine solehe mikroskopische Fleischschau ist dringend zu empfehlen; 
dordi dieselbe ist bereits vielfach die Krankheit erkannt worden, ehe das 
H^seh zum Verbrauch kam und Unglücksfälle veranlassen konnte. 

Leider ist diese Massregel nicht mit völliger Sicherheit allgemein 
<birehfährbar, namentlich nicht für die dünn bevölkerten ländlichen Distrikte^ 
^^ die erforderliche Zahl von Untersuchern, welche mit den für dieses 
^diäft unerlässlichen Eigenschatten ausgerüstet sind, nicht beschafft wer- 
^ kann. Ueberdies ist die Sicherheit, welche hierdurch erreicht wird, kei- 
i^eswegs eine unbedingte, sondern abhängig von der Geschicklichkeit, Sorg- 
et und Gewissenhaftigkeit des Fleischbeschauers ; bei geringer Anzahl von 
^riehinen kann deren Gegenwart übersehen werden und für verarbeitete 
Reischwaaren, besonders för die vielfach im Handel vorkommenden Würste 
tleibt das Ergebniss der Prüfung immer ein unsicheres. 

Aus diesen Gründen ist es gerathen, keinesfalls die zweite Vorsichts- 
ftuusregel zu vernachlässigen, sondern stets Sorgo zu tragen, dass durch eine 
^fee^ete Zubereitung etwa im Schweinefleisch vorhandene Trichinen un- 
achädlidi gemacht werden. 
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Trichinen werden durch Siedhitzo (80* "R»), ja schon darch die Tem* 
peratnr des gerinnenden Eiweisses (50 his 60® R.) getOdtet Erreicht daher 
das Fleisch beim Kochen, Braten oder Rösten durch und durch eine solche 
Temperatur, so werden die darin enthaltenen, noch lebenden Trichinen sicher 
sterben. Allein bei grösseren Fleischstücken erreicht das Innere derselben 
diese Temperatur nur selten , und selbst bei kleineren Stücken bedarf es 
einer langen Einwirkung der Hitze, um die Stücke ganz su durchdringen. 
Alle diejenigen Theile, welche nach dem Kochen, Braten oder Rösten noch 
roth aussehen, oder noch rothen Saft ausfliessen lasten, sind ungenü* 
gend zubereitet und können noch grosse Gefahr bringen. Längeres Kochen 
bei hoher Temperatur, namentlich im Papinianischen Topfe, gewährt grös- 
sere Sicherheit, als Braten und namentlich als Rösten. Am meisten Siäer- 
heit ist zu erreichen, wenn das Fleisch stets in kleineren Stücken gekocht 
oder gebraten wird. Jedenfalls bedarf es grosser Sorgfalt und Gewissenhaf- 
tigkeit der Köche und Köchinnen, um jedesmal die richtige Zubereitung n 
erreichen, und gewisse Speisen, wie Fleischklösschen, Klops und dergL wer- 
den immer bedenklich bleiben, wenn das dazu verwendete Schweinefleisch 
nicht vorher untersucht ist. 

Nächst der Wärme ist namentlich die längere Einwirkung von Koch- 
salz in konzentrirter Form ein vortreffliches Mittel, die Trichinen im Fleische 
zu tödten. Pöckelfleisch, Schinken^ Wurst, welche in der Art zugerichtet 
werden, dass das Fleisch zuerst trocken mit Salz in ausreichender Menge 
(1 Loth auf ein Pfund) in innige Berührung gebracht und darin eine län- 
gere Zeit gelassen wird, sind ziemlich sicher, zumal wenn sie nicht gans 
frisch genossen werden. Wird ausser dem Salz frühzeitig eine massige 
Wärme anhaltend angewendet, so kann die Wirkung des Salzes schneller 
eine durchgreifende sein, wirkt dagegen, wie es bei der Kalträucherung ge- 
schieht, nur eine sehr geringe Wärme ein, so muss die Pökelung länger, 
mindestens 2 bis 4 Wochen , fortgesetzt werden. In jedem Falle ist es zn 
empfehlen, auch solche Rauchwaaren nicht zu frisch in Gebrauch zu nehmen, 
sondern sie noch einige Zeit aufzubewahren; das Trocknen der Oberfl&che 
trSgt sehr wesentlich dazu bei, das Leben der vorhandenen Trichinen zu he- 
enden. 

Am eindringlichsten muss aber davor gewarnt werden, Schweinefleisch 
roh zu genieseen. In den sächsischen Ländern sind gerade durch das Essen 
des sogenannten Hackfleisches die allerschlimmsten Erkrankungen Tor- 
gekommen, ja, die erschreckende Heftigkeit der letzten Epicjßmie ist we- 
sentlich dem Umstände zuzuschreiben, dass ein grosser Theil der dortigen 
Bevölkerung sich daran gewöhnt hatte , regelmässig rohes Schweinefleich zn 
geniessen. 

Ein grosser Theil der Gefahren, welche durch den Genuss trichinischen 
Schweinefleisches herbeigeführt worden sind, hätte gewiss vermieden werden 
können, wenn die Einzelnen mehr die Warnungen, welche von den Natur- 
forschem nachdrücklich genug hervorgehoben worden sind, beachtet nnd 
sich nicht durch gewissenlose und unwissende Personen immer wieder znr 
Fortsetzung ihrer gewohnten Lebensweise hätten bestimmen lassen. 

Schliesslich bemerken wir, dass das natürliche Vorkommen von Tri' 
chinen im Muskelfleische bis jetzt auch bei folgenden Thieren: bei der 
Katze, der Ratte und der Maus, beim Fuchs und beim Baummarder beoh- 
achtet worden ist. Es sind dies nämlich Fleisch fressende Thiere. 

Bei Säugethieren, welche wesentlich- oder ausschliesslich Pflanzennahrnng 
geniessen, sowie bei Vögeln und Fischen sind die Trichinen bis jetzt in na^ 
türlichem Vorkommen nicht mit Sicherheit beobachtet. Insbesondere dfli£^^ 
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dal Bind und das Schaf, der HiAse nud das Beb, das Huhn, die Gans, die 
_ l^te und Pute als rein betrachtet werde», Selbst kOnatliche Ffltterupgen 
Kgpit triehiniBchem Fleische schlagen bei diesea Tbierea eDtweder gar uidlt, 
^Hj^er doch nur selten und uavollst&ndig an. 

I 



^ankheiten, die auf Uonscbeii nicht übertragbar sind. 



1) Die Einderpeat (peatis bovilla, Tebris maJigna pesti- 
itialis, Typhus boum contag.) ist eine dem Kindergeschlecbt eigen- 
Mmliche, ansteckende, bösartige, typhöse Seuchenkiankheit, welche 
jedoch die Thiere nur einmal bolallt. Man bi?merkt meist ein Sta- 
äiim Prodrom., welches selten über 24 Standen dauert. Ausser Fie- 
lt erbenegungen zeigt sich eine Gier nacb Putter, wobei die Milch- 
absonderung abnimmt und der Eoth fest und dunkel wird; es treten 
Kespiiaiionsbesch werden mit kurzem dumpfem Husten ein, die Haare 
Milben sieb, das Auge wird trübe, das Thier speiclielt starfr, die 
bendengegend wird empfindlich, das Blut, aus der Ader gelassen, 
genant wenig oder gar nicht, und ist oft eine braunschwarzrothe, 
"limartige Flüssigkeit, das Thier wird immer schwächer, dieEörpei- 
le vermindert sich, wird fast eisig, die Thiere können sich nicht 
recht halten, der Bück wii'd unstät, ängstlich, aus der Käse fliesst 
zähe klebrige, grünlich graue Flüssigkeit, aus dem Maule ein 
r, taxHer, knoblauchartiger Genick, man sieht Aphthen, Binsen, 
Zange schwillt auf, die Milchsekretion hört ganz auf, der Urin 
libt dabei klar oder wird mir massig gelblich. Der Koth wird 
|l)6r bald durchfallartig; wässerig, grünlich, mit Fut- 
esten und Schleim gemengt, jauchig, stinkend, rahr- 
litig. Die Entkräftung steigert sich und der Tod erfolgt oft schon 
:tien dem 4. und 7. Tage, selten verzögert es sich bis zum 
Tage. 

Die Sektion erglebt Folgendes: Seim Anschneiden der Hant- 

lecfcnngen strömt Luft aus dem Zellengewobe, die Muskeln sind 

und weich, der After steht offen, missfarbig, Jauche aus- 

iesaend, die Blutgefässe strotzen von dunklem, theerartig fiüssigem 

Int, auf Netz, Bauchfell sieht man Ecchymoaen, die Milz ist in einen 

ii verwandelt. Der Futterinhalt des Magens ist trocken, 

iegedörrt, fest zwischen den Falten des Magens einge- 

Irfickt. Die Peyerschen Drüsen sind geschwollen, speckig, ge- 

Ecbw&rig. Das £ontagium ist sehr flüchtig, erstreckt sich auf alle 

j^iaile, mit denen das Thier in Verbindung kam, und wirkt noch 
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nach Jahren. Confr. Patent vom 2. April 1803, Beilage A; Cap. VL, 
Verordnung vom 27. März 1836 und 15. Oktoher 1864. 

Die Infizirung des Wollenviehes von dieser Krankheit hespriclii 
die VerfQgung vom 23. August 1864: 

Auf den Bericht Tom . . ., die Infizirung des Wollenviehes yon der 
Binderpest betreffend, erwidere ich der königlichen Regierung, dass die 
Uebertragbarkeit der Kinderpest auf Schafe und Ziegen bereits aus anderer 
Veranlassung wiederholt Gegenstand amtlicher Erwägung geworden ist. Nach 
den hierüber gemachten Beobachtungen erachtet die hiesige königliche Thier- 
arzneischule die Schlussfolge ftlr gerechtfertigt, 

dass die bei Schafen und Ziegen beobachteten Krankheits- und Sek- 
tionserscheinungen mit denen der Binderpest bei den Bindern eine 
hinreichende Aehnlichkeit besitzen, um die Krankheit bei den genann- 
ten Thiergattungen als identisch ansehen zu können. 

Es sind insbesondere F&lle nachgewiesen, in denen die Erkrankung der 
Schafe durch Ansteckung von rinderpestkranken Bindern erfolgte und eine 
Bückübertragung yon Schafen auf Binder stattfand. 

In wie weit hierdurch Anlass zu einer Abänderung der bestehenden Ge- 
setzgebung geboten ist, wird bei der beabsichtigten Bevision der einschlagen- 
den Verordnungen in Erwägung gezogen werden, bis zu welchem Zeitpunkt 
es der königlichen Begierung unter Bezugnahme auf den §. 307 des Straf- 
gesetzbuchs und das Erkenntniss des königlichen Ober- Tribunals vom 26* Fe- 
bruar 1855 überlassen bleiben muss, eintretenden Falls die nothwendigen 
Anordnungen gegen die Einschleppung und Weiterrerbreitung der Krankheit 
im Anschluss an die ftbr die Binderpest bestehenden Vorschriften zu treffen^ 

Inzwischen erscheint es aber mit Bücksicht darauf, dass die Umstände, 
unter denen eine Uebertragung der Binderpest auf Schafe und Ziegen statt- 
findet, noch sehr im Dunkeln liegen, nothwendig, die Thierärzte, namentUch 
in den Grenzprovinzen , mit den bis jetzt gewonnenen Erfahrungen, welche 
sich im ersten diesjährigen Hefl des Magazins ftür die gesammte Thierheü- 
kunde zusammengestellt finden, bekannt zu machen, ihre Aufinerksamkeit 
auf dieselben besonders hinzulenken und sie zu schleum'ger und genauer 
Berichterstattung über die etwa zu ihrer Kenntniss gelangenden Erkrankungs* 
fälle und über das Besultat der von ihnen dabei gemachten Beobachtungea 
anzuweisen. 

Die königliche Begierung yeranlasse ich, in diesem Sinne Verföguog ta 
treffen. 

2) Die Lungenseuche, Lungenfäule (Pleuro pneumonia 
exsudatoria contagiosa) [s. Abriss S. 50] ist eine dem Rindvieh eigen- 
thümliche Seuchenkrankheit, welche sich durch schleichenden Ver- 
lauf und Verhärtung der Lungen (Hepatisatio pulmonum) aus- 
zeichnet. Alles konzentrirt sich hier wesentlich in dem Husten wie 
erschwertem und beschleunigtem Athmen, von dem geringsten, kaum 
merklichen Grade bis zur Erstickungsgefahr und gestörter Weg- 
samkeit in den Lungen in geringem und grösserem Umfange. Nach 
Gerlach ergiebt die Perkussion der Brustwandungen an der einen 
oder anderen Brustseite einen dumpfen Ton, und die Ausknlia- 
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tion lä88t an dieser Stelle das respiratorische Geräusch verschwin- 
den (Spinola). Es treten sehr bald fieberhafte Bewegungen, wie wir 
sie schon kennen, hinzu, aus der Nase Qiesst ein verschieden ge- 
färbter, selten blutiger Schleim; es zeigen sich am Kehlgange und 
am Bauch odematöse Anschwellungen; es treten Durchfälle undEol- 
liquationen hinzu; die Zufalle der Athemnoth steigern sich, bis das 
Thier vor Ermattung endet. 

Die Sektionsergebnisse sind verschieden , je nachdem das Thier 
früher oder später geschlachtet wird. Die Lunge ist stets unge- 
mein vergrössert, bis zu 20— 30 Pfund und ist immer hepatisirt, 
durch plastische Exsudate mit dem Bippenfell verbunden. Die Schnitt- 
fläche erscheint fast immer marmorirt, die hepatisirten Theile sind 
von denen, die noch gesund sind, scharf abgegrenzt. Sind Aus- 
schwitzungen vorhanden, so hat man sie wohl auch die feuchte 
Lungenfäule genannt. Die Ansteckung ist unzweifelhaft, 
sowohl in dem chronischen als akuten Stadium, und verschwindet 
selbst noch nicht einmal zur Zeit der Genesung. Ob das Kontagium 
ein fixes oder flüchtiges, ist zweifelhaft; letzteres ist wahrscheinlich, 
jedoch erstreckt sie sich nur auf das Bind. Man kann zwar keine 
Ltmgenseuchendistrikte, aber bestimmte Lungenseuchenjahre anneh- 
inen, besonders in viehreichen Niederungen. Confr. Kap. lY. des 
Patents vom 2. April 1803, Abschnitt I. Kap. HL sub X. und Xm. 
Die Einschleppung muss möglichst verhütet werden durch eine 
Quarantäne von mindestens sechs Wohen. Wo sie aufbritt, ist es 
am besten, den ganzen Yiehstand sofort zu schlachten und dann zu 
desinfiziren (Publikandum vom 3. Dezember 1815; Gutachten der 
Thierarzneischule vom 27. Juli 1853). 

Zu beachten ist noch die Ministerialverfügung vom 19. Oktober 
1865 wegen Ausnutzung der Kadaver der an der Lungenseuche ge- 

fillenen Thiere: 

• 

Auf Grand des Gesetses über die Polizeiyerwaltang yom 11. M&rz 1850 
i* 11 verordnen wir ftr den Umfang unseres Verwaltungsbezirks was folgt: 

1) Die S§. 10. 11. 12 und 16 unserer Verordnung yom 2. Oktober 1815 
(Amtsblatt 1815 S. 277 ff.) werden aufgehoben. 

2) Nicht nur das Abledern, sondern auch die Ausnutzung der Kadaver 
Ton an Lungenseuche gefiillenem (nicht geschlachtetem) Vieh wird den Ab- 
^^kem unter den nachstehenden Bedingungen gestattet. 

3) Der Transport der Kadaver zur Abdeckerei muss in den Jahres- 
"^ton, in denen das Vieh ausgetrieben wird, zur Nachtzeit in den Stunden 
Ton 9 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens erfolgen. 

Im Fall der Transport des Kadavers bei Tage nicht zu vermeiden sein 
BoUte, BD darf der Abdecker mit demselben nirgends anhalten. Ihm begeg- 
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nenden Thieren rnuss er, wenn der Baum es ffeetattot, answeiclien, oder wa 
letzteres nicht geschehen kann, sie durch fnallen mit der Peitsche yom 
Wege abhalten. 

4) Die Abdecker sind yerpflichtet, jedem Viehkadaver, welchen sie ab- 
holen', vor dem Aufladen desselben auf den Karren und w&hrend des Tnuu- 
ports einen ledernen Beutel dergestalt über Maul und Nasenöffnungen la 
befestigen, dass kein Abfluss Yon Schleim, Blut oder anderen Flftssigkeiten 
auf den Weg erfolgen kann. 

Ausserdem muss der ganze Kadaver auf dem Karren mit einer dicbtoi 
Leinwand bedeckt und letztere so um das Hintertheil herumgelegt werden, 
dass auch von diesem Theile aus keine Abfälle irgend einer Axt erfolgen 
können. 

5) Ist an einem Kadaver auf dem Grundstücke des Viehbesitaerg die 
Obduktion gemacht worden, so müssen sämmtliche Ebgeweide auf diesem 
Ghrundstfick an einem geeigneten Orte tief yergraben und es darf nur der 
leere Körper, yoUständig wieder zugen&ht und in obiger Weise bedeckt^ mit- 
genommen werden. 

Die Ausnutzung der nicht obduzirten Kadaver in der Abdeckorei ist 
ebenfiblls nur nach der daselbst erfolgten Yergrabung der Eingeweide ge- 
stattet und muss sofort nach der Ankunft des Kadavers in der Abdeckoei 
Yorgenonmien werden. 

6) Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmungen sollen mit einer 6Md- 
Btrafe von 2—10 Thalern oder verh&ltnissmässiger Gef&ngnissstrafe geahndet 
werden. 

7) Bezüglich des Schlachtens lungenseuchekranker Binder behält es 
sein Bewenden bei den in unserem Yerwaltungskreise bereite eingefUuten 
Bestimmungen der Verfllgung des Ministeriums des Innern vom 28. Augut 
1847 und des Ministeriums der geistlichen, Unterrichts- und Medicinalange- 
legenheiten vom 29. April 1850, nach welchen das Schlachten lungenseaiie- 
kranker Binder unter folgenden Bedingungen gestattet ist: 

a) das Schlachten muss am Seucheorte selbst erfolgen; 

b) das Fleisch darf erst nach völligem Erkalten ausgeführt werden; 

c) die Lungen müssen am Seucheorte zurückbehalten und dort Teign^Ma 
werden; 

d) die H&ute dürfen nicht im frischeh Zustande, sondern erst, nadidem 
sie getrocknet sind, aus den von der Seuche heimgesuchten Ortschaf- 
ten ausgetührt werden. 

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen a bis d ziehen gleiehfalli 
die ad 6 angedrohten Straten nach sich. 

3) Die Pocken, Blattern (Variola) sind eine fieberhafte, 
ansteckende Krankheit, die sich, wie bei dem Menschen, durch den 
Ausbruch von Pusteln dai-thut, welche regelmässige Stadien durch- 
laufen und von der alle Haussäugethiere befallen werden kGnnfiiif 
namentlich Pferde und Kühe, Ziegen, Schafe, Schweine. Auch hei 
Hunden will man sie beobachtet haben. Besonderes Interesse haben 
die Kuhpocken, die Jenner 1746 entdeckte (Abriss S. 57) 

Der Verlauf ist in der Begel in 12 Tagen beendet. Man kenoi 
plattgedrückte, zusammenfliessende, brandige Pocken» 
Aaspocken, bei denen ein tödtlicher Ausgang erfolgen kann. 1>0^ 
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Sehafeiii weldie za Pocken besonders disponiren, ist diese Krankheit 
am Terderblichsten. Das Kontagium ist ungemein flüchtig und wirkt 
«08 grossen Entfernungen; strengste Separation und Impfung sind 
daher zu empfehlen. Confr. Verfügungen vom 27. August 1806, 
9. Noyemher 1839 und 2. Noyember 1861. 

Man unterscheidet Schutz- und Nothimpfung. Zur Impf- 
stelle wählt man am liebsten das Ohr oder die woUfreie Fläche des 
Schwanzes. Die Pocken sind eine Gewährkrankheit, in Preussen 
mit Frist Ton acht Tagen. 

4) Die Baude (Scabies) ist eine fieberlose ansteckende Haut- 
krankheit^ wo durch ein Insekt, die Krätzmilbe, unter Bildung von 
Knötchen und Bläschen sich Hautrisse bilden und die Haare ausfallen. 

Man kennt trockene und nasse Baude, und obwohl sie fost 
bei allen Hausthieren vorkommt, so sind doch besonders die Schaf-, 
Hunde- und Pferderäude Gegenstand der Sanitätspolizei. Die 
Ansteckung basirt auf der Milbe selbst, und man will behaupten, 
dass der Inhalt des Bläschens an sich gar nicht anstecke. Auch 
sollen nur befruchtete weibliche Milben die Baude erzeugen. Pferde- 
läude kann sich auch leicht auf Menschen übertragen; die Hunderäude 
ist besonders Kindern gefährlich. In Betreff der Schafräude ergiug 
die Belehrung der Begierung zu Cöslin vom 10. Oktober 1861; we- 
gen der Pferderäude siehe die Belehrung der Begierung zu Breslau 
vom 17. Oktober 1855. 

Die Baude ist eine Gewährkrankheit^ in Preussen mit Frist von 
U Tagen. 

5) Die Franzosenkrankheit (Stiersucht, Pestseache, Tn- 
berkelsncht, venerische Krankheit) ist eine langwierige, fieberlose, 
unheilbare Krankheit, bei welcher konstant Knotenbildung an den 
serösen Häuten der Brust und Bauchhöhle vorkommen und die Kühe 
dauernd geschlechtlich aufgeregt sind, ohne trächtig zu werden, und 
salbst, wenn dies der Fall ist, stets verkalben. Unter Verlust des 
Termögens des Wiederkauens magern sie ab und enden an Aus- 
zehrung. Die Alten hielten diese Krankheit für Yenerie ; in neuerer 
Zeit ist man darüber nicht mehr in Zweifel, dass es Tuberkeln sind 
(Yirchow's Archiv Bd. 14 S. 47). Sie gehört überall zu den C^e- 
irlhrkrankheiten. Sanitätspolizeimassregeln gegen diese Krankheit 
and nicht bekannt 

6) Die Beschälkrankheit. Die Kenntniss derselben ergiebt 
Ach am besten aus der Belehrung der Thierarzneischul- Direktion 

12 



278 ^^® BeschMkrankheit. Die Maul- und Klauenseuche. 

Tom 22. Oktober 1851. Man unterscheidet die eigentliche Beschäl^ 
krankheit, anch die bösartige genannt, und die Bläschenkrankheii 
der Geschlechtstheile, welche man mit Unrecht die gutartige ge- 
nannt hat. 

a) Die eigentliche Beschälkrankheii Bei Hengsten Bei- 
zung an den Geschlechtstheilen, Anschwellung des Schlauches und 
des Hodensackes; das Pferd ist dabei matt und legt sich gern nie- 
der. Nach 2—3 Wochen wird die Haut trocken, das Haar glanz- 
los und es entstehen Anschwellungen an verschiedenen Theilen des 
Körpers, von verschiedener Grösse, heiss, geröthet, empfindlich, in 
der Mitte eine kleine Vertiefung. Sie bestehen 4 — 8 Tage, ver- 
lieren sich und es kommen wieder neue; sie sind das charakte- 
ristische Zeichen dieser Krankheit. Man kann sie mit Wurmbenlen 
nicht verwechseln, welche knotenförmig unter der Haut sitzen. Wird 
das üebel nicht gehoben, so stellt sich Abzehrung, Zittern, Lähmnng 
der Glieder, selbst Kreuzlähmung ein und sie enden an Erschöpfung* 
Bei Stuten sind nur die örtlichen Erscheinungen verschieden. Die 
Schleimhaut der Schamlefzen wird geröthet, mit einem gelblich- 
weissen Schleim besetzt, welcher aus den Schamwinkeln abträufelt 
Endlich brechen wie bei den Hengsten die oben beschriebenen Hant- 
ausschläge hervor und der Tod erfolgt ebenÜEills unter allgemeiner 
Abmagerung, Kreuzlähmung, Erschöpfung in Zeit von 6 — 8 Monaten. 

b) Der Bläschen- oder Beschälausschlag. An der Bntbe, 
meist an dem mittleren Theile derselben, bilden sich Knötchen in 
der Haut von der Grösse eines Hirsekorns bis zu der einer Bohne, 
ohne Böthung und Färbung, und nicht schmerzhaft. Aus diesen 
Knötchen werden bald Bläschen, welche vertrocknen und, wenn die 
Borken abfallen, eine weisse Narbe zurücklassen. Bei den Stuten 
schwellen die Geschlechtstheile und es zeigen sich später dieselben 
eben beschriebenen Knötchen. Die Ansteckung kann nicht geleug- 
net werden, obschon die Krankheit an sich gut verläuft und selten 
Geschwüre entstehen. 

7) Die Maul- und Klauenseuche (Abriss S. 32) ist eine 
aphthöse Krankheit, ein blasiger Ausschlag an der Schleimhaut des 
Maules oder an dem homartigen Bezug der Klauen. Sie kann symp- 
tomatisch, sie kann selbstständig auftreten und im letzteren Fall 
auch epidemisch. Unter Fieberbewegungen werden die Schleim- 
häute geröthet, und der Gang wird eigenthümlich , kothenständig 
gespannt, als ob das Thier verschlagen ist. Auf der Schleimhaut 
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les Mundes sieht man sehr bald Blasen von der Grösse einer Linse 
bis zu einer Wallnnss, und ebenso zeigen sich an den Fnssenden 
ülerlei Geschwülste, so dass die Krone anfschwillt. Aach am Enter 
Brscheinen oft gelblich gefüllte Blasen, nnd an den Augen hat man 
liese Erscheinung als epizootische Augenseuche bezeichnet. 
Die Blasen platzen oft schon binnen 24 Stunden, die Oberhaut löst 
dch los und oft trennen sich die Klauen so ab, dass die Thiere 
ganz ansschuhen. In 8 — 14 Tagen ist in der Begel Alles vorbei. 
Bilden sich aber Caries, Necrose, Geschwüre an den Klauen, so 
aennt man es Elauenwurm. Oft bleibt eine Nachkrankheit, das 
Sinken. 

Die Krankheit ist sehr ansteckend. Durch den Genuss der 
rohen Milch können auch Menschen erkranken. Eine Täuschung 
kann durch das sogenannte Moderhinken erfolgen, wenn fremde 
Körper, z. B. Lehm, sich zwischen den Klauen festsetzen und Ent- 
zQndung und Eiterung verursachen (Begulativ vom 8. August 1835, 
Gntachten des Kuratoriums der Thierarzneischule vom 18. Juli 1843 
und Casper Bd. X. S. 366). 

8) Die Finnen der Schweine (Abriss S. 72) entstehen durch 
das Vorkommen des Cysticercus tellulosae und tenuicollis in den 
Weichgebilden, nur im Speck werden sie selten vorgefunden. Dem 
blossen Auge erscheinen sie als hirse- bis erbsengrosse Bläschen 
Tou bläulicher oder gelb weisser Farbe; mikroskopisch sieht man 
eine Blase, welche den Wurm von allen Seiten einschliesst und 
die Finnen lose enthält. Sie beeinträchtigen die Gesundheit der 
Schweine sehr wenig. Die Finne ist nicht die Folge einer Cachexie, 
sondern ein Parasit, der mit dem Bandwurm, der bei anderen Thie- 
^n und beim Menschen aus dem Genuss finnigen Fleisches ent- 
steht, verwandt ist 

Nach dem Gesetz gehören Finnen zu den Gewährkrankheiten 
init einer Frist von 8 Tagen; nach dem jetzigen Standpunkt der 
^Vissenschaft ist dies nicht mehr gerechtfertigt. 

9) Die Drehkrankheit der Schafe wird hervorgerufen durch 
den sogenannten Blasenwurm, Coenurus cerebralis, wenn er sich im 
Gehirn der Schafe vorfindet. Man nennt ihn auch Dreher, Segler, 
Traber, je nachdem dieser Wurm auf der Seite, vorn oder hinten 
^ Gehirn sitzt. Auch im Bückenmark hat man ihn gefunden. Die 
Blasenwürmer werden vom Darmkanal zunächst aufgenommen und 
iTolangen dann durch die Blutmasse zu den verschiedenen Theilen 

12' 
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des Körpers und schliesslich ins Gehirn. Die Drehkrankeit zeigt 
sich erst dann, wenn die Blasenwürmer eine gewisse Zahl nnd Qrbm 
erreicht haben. Dieser Zeitpunkt ist verschieden nnd kann oft 
nach 6 — 7 Monaten eintreten. Eine ältere Belehrung hierüber fin- 
det sich bei Simon und Könne Th. IL S. 386 de dato 22. Oktober 
1822. — Nach Erfahrungen der neuesten Zeit verhüte man beson- 
ders, dass die Schafe die Eothentleerungen der Hunde, in denen sidli 
oft Bandwurmreste vorfinden, verzehren. Es gilt hier dasselbe wie 
bei den Finnen der Schweine (Kraus, Kompendium der speziellen 
Pathologie und Therapie unserer Haussäugethiere, Erlangen 1867). 

C. Die Oewährkrankheiten. 

Hierunter versteht man solche Gebrechen oder Krankheiten der 
Thiere, welche den Käufer berechtigen, entweder den Kauf r&ck- 
gängig zuf machen, oder eine Entschädigung zu beanspruchen» und 
zwar sprechen wir hier nur von denen, welche das Gesetz voige- 
sehen hat (Gerlach, Handbuch der gerichtlichen Thierheilknnde. 
Berlin 1862). 

Ueber Gewährsmangel bestimmt das allgemeine Landrecht: 

§' 199. Wenn ein Stück binnen 24 Standen nach der üebenrabe kEtiik 
befanden wird, so gilt die Yermuthang, dasa selbiges schon vor der Ueber- 
gäbe krank gewesen seL 

§. 200. Doch muss der Käufer, bei Verlost seines Beehtes, die be* 
merne Krankheit dem Verk&ofer deigestalt anaeigen, dass noch eine üotflr- 
suchnng ftber den Zeitpunkt ihres Entstehens stattfinden könne. 

§. 201. Ist der Yerkäofer nicht am Orte zugegen, so muss die Auaige 
bei den Gerichten des Ortes, oder einem Sachyerst&ndigen geschehen. 

§. 202* Stirbt das Vieh binnen 24 Standen na<£ der Uebergabe, tO 
ist der Verk&ufer aar Vertretung; rerpflichtet, wenn nicht klar ansgemtUeB 
werden kann, dass die Krankheit erst nach der Uebergabe entstandmi sei« 

i. 203. Aeussert sich die Krankheit des Viehes erst nach Verlan! fOl^ 
24 Stunden nach der Uebergabe, so trifft der Schade den K&u&ri wen^ 
nicht ausgemittelt werden kann, dass der kränkliche Zustand sohon fvr Zai^ 
der Uebeigabe entstanden. 

i« 204. Bei Schweinen, welche innerhalb 8 Tagen nach derVehofpb^ 
finnig befunden worden, gilt die Vermuihung, dass sie es schon lUTor ffi* 
wesen sind. 

§. 205. Eine gleiche Vermuthung gilt ron Pferden, bei welchen ui^ 
Dämpfigkeit, Heraschl&gigkeit, Baude, wahre Stätigkeit» schwaner StM^# 
Mondblmdheit und Botz innerhalb vier Wochen nuach der Uebetgabe hf^ 
Yorthun. 

J. 206. In allen Fällen, wo wegen der von dem Verkäu&r au yertror 
tenden Hänge! der Bftcktritt yom Kaufe und der Ihrsata des ganzen Kauf* 
Preises nicht stattfindet, muss die dem Käufer zu leistende Veigtttang *~ 
dem Gutachten rereideter Saohyerständiger bestimmt werden. 
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Hieran schliessen sich die Bestimmungen im Anhang zum all- 
gemeinen Landrecht. 

§. 13. Wenn lich bei Schafen die Pocken und beim Rindvieh die so» 
genannte französische Krankheit innerhalb acht Tagen nach der üebergabe 
ioaaert, so gilt die Vermuthung^ dass solche schon vor derselben vorhanden 
gewesen« 

§. 14. £ine gleiche Vermuthung nlt yon Pferden, bei welchen sich 
wahre Stitigkeit innerhalb vier Tagen, R&ude und Bots innerhalb yierzehn 
Tagen, Dimpfigkeit, Herzschl&gigKeit, schwarzer Staar, Mondblindheit und 
Dunmkoller aber innerhalb vier Wochen nach der Uebergabe herrorthun. 

Ausserdem bestimmt das allgemeine Landrecht im Th. L Tit. 5: 

§. 348« Der Gew&hrleistung können die Parteien überhaupt gültig 
entsagen. 

Zu weiterer Orientirung f&hren wir noch Gesetz vom 3. Mai 
1859 an: 

§. 1. Bei dem Verkauf yon Hausthieren muss die auf Gew&hrm&ngel 
gegründete Klage und Einrede bei Verlust derselben binnen einer Frist ron 
iwei und liersig Tagen nach der Ueberlieferung aufgestellt, beziehungsweise 
geltend gemadit werden (Artikel 1648 des büigerlichen Gesetzbuchs). Der 
Tsg der Ueberlieferung wird in die Frist nicht eingerechnet. 

Sind mehrere Thiere gleicher Art yerkauft, und ist bei einem derselben 
ils Gewlhrsniangel eine ansteckende Krankheit nachgewiesen, so kann der 
K&afer die Zurücknahme sftmmtlicher Thiere fordern, wenn sie bei dem 
Ycrkftnfer mit einander in Berührung gekommen sind. 

L2. Eines yorherigen Sühneyersuchs bedarf es bei dieser Klage nicht, 
ihe ist als dringliche und summarische zu behandeln. 

{. 3. Innerhalb der im §. 1. bestimmten Frist und yor Anstellung der 
Klage kann der K&ufer das Vorhandensein yon Gew&hrsm&ngeln bei den ge- 
bnften Hausthieren durch Sachyerst&ndige feststellen lassen, die sich zu- 
l^iidi über das wahrscheinliche Alter des yorhandenen Mangels gutachtlich 
a Inssem haben. 

§. 4» Auf seinen Antrag ernennt und yereidet der Friedensrichter des 
Ortes, an welchem sich das Thier befindet, je nach den Umst&nden, einen 
o4er drei Sachyerst&ndige. 

Bei Departements- und Kreisthier&rzten genügt die Bestätigung des Gut- 
iditaiB anf den seleisteten Diensteid. 

|. 5* Der ^edensrichter yerordnet gleichseitig, dass und in welcher 
Weise der K&ufer yon der yorzunehmenden Untersuchung des Thieres in 
IiwntniBS SU setzen ist Auf den Antrag des Verk&ufers kann die Zujde- 
hag fernerer Sachyerstilndigen angeordnet werden. 

). 6- Zu den in den beiden yorhergehenden Paragraphen angegebenen 
Ttnräitnngen des Friedensrichters ist bei dessen Verhinderung auoi der Er- 
ffazongsrichter befugt. 

|. 7. Das schräUich abzufiissende Gutachten der Sachyerst&ndigen wird 
9d der Gerichtsschreiberm des Friedensgerichts, welches die Sachyerst&ndigen 
mumat hat, hinterlegt 

). 8. Der in dem sp&teren Prozesse erkennende Richter kann das in 
dem Yorrerfahren erstattete Gutachten seiner Entscheidung zum Ghrunde 
kgen; auch kann aus der Ertheilung des Gutachtens kein Grund hergeleitet 
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werden, die Sachyerflt&ndigen in dem späteren Prosesse £U Terwerfen (Art 
283. der bürgerlichen Prozessordnung). 

§. 9. Die Kosten dieses Yorrerfahrens werden in dem sp&teren Pro- 
zesse den Kosten der letzteren gleichgestellt. 

§. 10* Alle Yorstehenden ftir den Kauf ron Hausthieren gegeben«! 
Vorschriften sind auch auf den Tausch derselben anwendbar. 

Hierher gehören femer: 

A. L. K. Th. I. Tit 11 $$. 192—196: Wegen fehlender Eigen- 
schaften überhaupt. 

L. c. Th. I. Tit 5 §$• 319-322. 

L. c. Th. I. Tii5 $$. 325— 332: Wegen fehlender Vorbedin- 
gungen und gewöhnlich vorausgesetzten Eigenschaften. 

L. c. Th. I. Tit. 9 $§. 58—69 u. 250—253: Wegen Verletzung 
über die Hälfte. 

L. c. Th. I. Tit. 4 §§. 84-86, Th. I. Tit. 5 $§. 285. 349-351. 
359: Wegen Betrug etc. 

Zu beachten sind noch: das Präjudiz des Ober -Tribunals Tom 
29. April 1837 und 18. Dezember 1848, besonders aber das Gesetz 
fOr die hohenzollerschen Lande vom 5. Juni 1863: 

4 

Art. 1. Der Verkäufer Yon Pferden, Bindyieh, Schafen und Schweinen 
hat nur ftlr die hiemach bezeichneten M&ngel und nur während der einem 
jeden derselben beigesetzten Frist hraft Gesetz Gewähr zu leisten, nämlid: 

A. bei Pferden : 1) ftbr schwarzen Staar, 2) ftbr Koppen ohne Abnutzaiig 
der Zähne acht Tage lang; 3) für Botz, 4) fda Hautwurm, 5) ffix Dämpfig- 
keit vierzehn Tage lang; 6) ftür Koller einundzwanzig Tage lang; 7) f&r fiu- 
lende Sucht achtundzwanzig Tase lang; 8) ftbr Mondblindheit (periodisdia 
Augenentzündung) vierzig Tage Tang. 

B. bei Bindvieh: 1) fEbr Tragsack- und Scheidevor&U , sofern er xM 
unmittelbar nach einer Geburt vorkommt, acht Tage lang; 2) ftbr Losgea- 
sucht vierzehn Tage lang; 3) ftbr fiedlende Sucht, 4) fEbr Perlsuchty achtand- 
zwanzwanzig Tage lang. 

C. bei Schafen: 1) ftbr Milbenräude, 2) fEbr Fäule (Anbrach), vienebB 
Tage lang. 

D. bei Schweinen: Air die Finnen, achtundzwanziff Tage lang. 

Ein allgemeines Versprechen, wegen aller Mängel zu haften, wird iof 
die hier aufgezählten beschränkt. 

Art. 2. Der Verkäufer steht daftür ein, dass das verkaufte Thier TOi 
den im Art. 1. bezeichneten Mängeln am Tage der Uebergabe fir^ seL 

Wenn solche innerhalb der in demselben Artikel festgesetzten und tob 
Tage nach der Uebergabe zu rechnenden Fristen sich offenbaren, so wA 
bis zum Beweise des Gegeniheils angenommen, dass das Thier tdion liB 
Tage der erfolg^ten Uebergabe mit denselben bcÄiaftet gewesen. 

Die Abkürzung, sowie die Verlängerung der gesetzlichen Fristen kaiii 
nur urkundlich (schriftlich) verabredet werden. Bedungene Fristen weidei 
in derselben Weise berechnet, wie die gesetzlichen. 

Art 3. Die Gewährleistung fällt weg: 
1) bei gerichtlich nothwendigen Verkäufen; 
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der Veik&ufer sich Oon&hrireiheit urkundlich (schriftlich) 
„in hat; 
] veon er btnreiat, dasB dem E&ufer der Mangel dee Thiores bekannt 

gewsEeD ist. 
Alt. 4. Wenn der Fall der Oenahrleistung eintritt, ao kann nur die 
Iwbung des Verkaufs, nicht die Minderung dos Eaufproisea verlangt 





n dem geschlachtelea 
luf den £rsati des< 
ea Mangel herbei- 



sieb der Mangel n 
a der KILufer den Verk&nfer nur 
1 Schadena bolangon, der ihm wegen der durch i 
1 UoTerkauSichkeit dea Fteiachea zugeht. 

D Klage negen QbürmBssiger Vcrlotinng kann auf da« Vorttanden- 
X im Artikel 1. angeführten Mängel nicht gegründet werden. 
;. 5. Die Aufhebung des Tertrages verpflichtet den Vertlufer mir 
ng des Eauipreiaea , sowie der Xosten des Eaufa und der gericht- 
E Besichtigung und der von dem Terxuge in der ZuiOcknahme des 
irwachaenen Eosten derFQtlerung und Pflege. An diesen letst- 
aaten lat jedoch der vom Eftufer aua dem Thiere von jenem 
gesogene Kulten in Abiug za bringen. 
IT Terkäuter hat ncbsldem Entschadignng zn leiaten, wenn er das Da- 
■ Mangels gekannt hat. 

Ein Anspruch auf Gev&bTleistung iat nur culftasig, wenn der 

tätigte innerhalb der gesetzlitben oder verabredelen Fristen der Artikel 

i 2. Elsge erhebt, oder in dringenden Fällen [Artikel 9-) wenigstens 

1 dea l'bieres bei Gericht anzeigt, dosaen Besichtigung beantragt 

1 Falle innerhalb weiterer vienehn Tage Klage erhobt. 

I. 7. Die Elago auf Gewährleistung kann sowohl vor dem Ge- 

), bei welchem der Beklagte seinen ordentlichen Gerichtsatsnd, als auch 

mjenigfti, in dessen Beiirk der Vertrag geachlossen worden, erhoben 

letitere Gerichtsstand gilt, vorbehaltlich der durch Stanls vertrag« 
iten anderweitigen Beatimmnngen, inabeaondore auch für Aasländer, 
m der Beklagte zur Zeit der Ladung nicht im GeriohtsbeKirk auwe- 
and keine VennBgenaatDcke daaolbst besitzt 

8. Für du Verfahren Im Prozesse kommen die Vorschriften der 
. and 3B, der Verordnung vom 21. Juli 1S49. (Gesetz- Samml. S. 307.) 
Anwendung- 
Art. 9. Eann der zur Elago Berechtigte irgend wahrscheinlich machen, 
w> jeder Verzug sein Elagerccht gefährde, so iat er befugt, auch schon 
W Erhebung der Klage bei dem Gerichte, in dessen Bezirk daa mit Mao- 
fü behaftete Thier sieb befindet, auf dessen alsbaldige BeBichtigung, geeig- 
*«teii Falla Oefliiung und Zerlegung aniutrageD. 

ArL 10. Wenn über eine Gewahrleistung ein Reohlsstieit entsteht, bo 
JBjede Partei berechtigt, die Versteigerung des Thieres und Hinterlegung 
™ KrlflaeB zu fordern, apfem die Besichtigung deaaelben nicht weiter noth- 

Art, 11. Der verurtheilte Verkäufer kann, auch ohne voi^ngige ßtteit- 
^kftn^gnng, Beinen Vonnann auf Gewährleistung belangen, sofern der 



^Kündigung, Bemen Vonnann aui 1 
■Wgel in der diesen bindenden Friat 

Die Klu;e muss jedoch innerhalb vierzehn Tagen noch 
'^dUsknfi des ürtels erhoben werden. ■ 
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Alt. 13. AD« luimtMiliM, lir im Katf 
Tondriftett nid aaf den Taudb dcrfibf 

Art. 13. IKe Bntinnmi dieMs GweCav gdftni waA föä 



Art. 14. IKe ftr dai Fbilcadkai Bak&mfSkrm-Sigmanagai 
TcmdMmgn m» 1. llu 1766, 9. April 1809, 2S. Min 1811 n 
MBiber iSu Bowie die flkr dai FttnteBthai Hokesscdleni-Hecliiii^ 
MM YcntduBc TOB 1& DeaeBbor 17S6» welriie die Gewiknli 
TiA - - - 



Dritter Absohnitt. 

Sanitätspolizei und Gesundheitspflege. 



I. Die öffentliche Krankenpflege. 

Dieselbe kann eine häusliche oder eine Erankenhanspflege sein, 
on der Ersteren war schon die ßede. Die Letztere wird in be- 
onderen Anstalten, die wir mit dem allgemeinen Namen Eranken- 
läuser bezeichnen wollen, ausgeübi 

Krankenhäuser überhaupt können mannigfacher Art sein. 
He werden von Kommunen, Provinzial- und Kreisverbänden errich- 
tet. Das einzige königliche Krankenhaus ist die Charit^ in Berlin, 
ausserdem giebt es konfessionelle Krankenanstalten, wie die der 
warmherzigen Brüder, das katholische St. Hedwigskrankenhaus, Be- 
kamen, Krankenhäuser der jüdischen Gemeinden in allen grösseren 
Städten; bei den Meisten ist jedoch die Aufnahme Kranker anderer 
Konfession nicht ausgeschlossen. Auch einige Gewerke, z. B. Knapp- 
schaften, ebenso Gesellschaften von mehreren Eisenbahnen haben 
^e besonderen Krankenhäuser. Mit grösseren Gefangnissen sind 
il)erall Krankenanstalten verbunden. Die Kliniken an vielen Uni- 
versitäten sind ebenüeJls öffentliche Krapkenanstalten , und sind so- 
wohl stabile, d. h. für die Behandlung im Hause, als poliklinische, 
^* h. für die Behandlung ausserhalb der Anstalt bestimmt. Das 
^tär hat ebenfalls überall seine besonderen Krankenanstalten, La- 
arethe. 

Ausser diesen gewöhnlichen Krankenanstalten, welche zur 
&ii&ahme innerer und äusserer Kranken jeder Art bestimmt sind, 
siebt es noch Krankenanstalten für besondere Formen und besondere 
Zwecke. Wir nennen namentlich Entbindungs-, Irren-, orthopädische, 
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Kaltwasserheilanstalten n. dgl. In neuerer Zeit sind besonders Privat- 
Erankenanstalten in die Mode gekommen, welche f&r Kranke aUor 
Art, gleichviel, welcher Arzt sie behandelt nnd gleichviel, welche 
Knr sie brauchen, geöffnet sind. 

Alle Krankenanstalten stehen imter dem besonderen Schutz dos 
Staates (A. L. B. Th. IL Tit. 19 $. 32), aber auch unter dessen Auf- 
sicht (L c. $. 37). Oeffentliche Krankenanstalten können durch könig- 
liche Beleihung die Bechte einer Korporation erhalten. Sie haben 
diese selbstredend durch ihre Statuten, wenn sie durch ihre eigene 
Dotation bestehen (1. c. $. 42). 

Legate und Schenkungen dürfen öffentliche Krankenanstalten 
nur nach Massgabe des Gesetzes vom 16. Mai 1833 annehmen. Sie 
bedürfen der königlichen Genehmigung, wenn sie über 1000 Thlr. 
betragen, wenn dadurch eine neue Anstalt gestiftet oder eine schon 
bestehende Anstalt etwa zu einem besondem Zweck eingerichtet 
werden soll. 

Durch Ministerialverfügung vom 11. April 1866 ist die Ver- 
fügung der Begierung zu Frankfurt vom 28. Dezember 1865 den 
Physikern zur Nachachtung empfohlen worden: 

Der Königlichen Begierung übersende ich hierbei ein Exemplar der 
von der Königlichen Regierang zu Frankfurt unter dem 28. Dezember t. J. 
an die Kreisphysiker und Magistrate ihres Verwaltungsbezirks in Betreff der 
BinfÜhrung einer geregelten Beaufsichtigung der Kommunalkrankenanstaltea 
erlassenen CircularVerftgung zur Kenntnissnahme mit der Veranlassung, Be- 
hufs der Erzielung einer Verbesserung der Einrichtung und Verwaltung der 
Kommunalkrankenanstalten eine ähnliche Verfügung auch für den Umfiuag 
des dortigen Verwaltungsbezirks zu erlassen und von derselben Absohrin 
hierher einzureichen. 

Berlin, den IL. April 1866. 

Der Minister der geistlichen^ Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten. 

von Mühler. 

Bei den kürzlich ausgeführten medizinisch-technischen Revisionen einer 
grösseren Anzahl von städtischen Krankenhäusern des Verwaltungsbezirks 
hat sich ergeben» dass mehrere derselben den, an sie ihrer Bestimmung 
nach zu machenden Anforderungen keineswegs entsprechen» dass vielmehr 
nicht selten in denselben ein hoher Ond von Unordnung, Unsauberkeit und 
Verwahrlosung, eine mangelhafte Verpflegung und Beau&ichtignng der 
Kranken und in einigen derselben wegen fehlender Benutzung ein bedauer- 
licher Ver&U der leerstehenden Räume wahrgenommen worden sind. 

Indem wir daher die Magistrate hiermit auffordern, der Einrichtung und 
Verwaltung, sowie der häufigeren Benutzung der Krankenhäuser und Stadft- 
lasarethe eine erhöhte Sorg&lt zuzuwenden, bestimmen wir zur sachgemässen 
Ueberwachung dieser Angelegenheit von Au&ichtsweg^n Folgendes: 

Die Herren Kreisphvsiker» zu deren Amtsobliegenheiten als der Organe 
der Medizinal- und Samtätspolizei die Beau&iehtignng der Krankenaostalten 
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■ GesehUlBkreiBea gehbn (von Hörn, PreussiBchea Medislnsliressn, Bd. Ü. 
3S0)> luben auf die EinrichtunD; und Vorwaltung der stAdtiaoheo Kran- 
lIilDBer ihrei Wohnortes sleCs ihie beaDndere Aufmerksamkeit tu richten 
und mDsBon auch die auBBeihnlb ihcea Wohnorta Im Kreise vorhandenen 
■tlid^achen Krank enhäuser inr Venueiduag von KoBteu bei Gelegenheit bq- 
derer DlenBlrGiEen unter Zuziehung doB betreffenden MagislralijdirigeQteu oder 
Jm toq demeelbea hierzu näher zu boetimmendou MagiatratsmilgliedeB BO 
Uafig nla müglich boBichtigcn, die biorboi wahrgenommcaea UUngel n&her 
bmeichneD, auf deren Beseitigung heim Magistrat nnCrogen event. bei etwa 
aagetretecer DifFereuE in den Ansicbton, die bazüglicLen MAngel bei ans 
ni Änieigo bringen. 

Äuaserdem sind in i&mmtlichen SlAdten des VerwaltungsbeziikB , in 
Seneii sich Eraokenh&uscr oder Sladtlasarelbe beflnden, selbige einer grQnd- 
lidien, jshriich wiederkebrenden Revision su unternorfen. Diese Revisionen 
«etden von dem MagiBlratedirigenten unter Mitwirkung des Kommunal- 
^KnokenhauB') Arztes und in denienigen Städten des Verwaltangabazirk«, 
m dunen die Herren Eroispbygiker ihren Wohnsitz haben, unter Mifrirkung 
der Leli(«ren im Laufe der Monate Februar und 'März jeden Jahres aus- 
nfUitt, und sind bit^rboi unter genauer Beubachtung der, in der hiernebcn 
MigdUgten Zu aammen Stellung enihallenen Nummern Ober den vorgefundenen 
'HiiUiutand unter spezieller AnfQhrung der trahrgonommenea MÄngel eln- 
gelieDde Beliindprotokolle au&unehmen. Diese Protokolle, welcho von 
•tnimclichen BoviBorcn zu uiitorBchreiben sind, worden alsdann bia lum 
15. April jeden Jahres mittelst gemeinBchaHtich von dem Magietratadirigenten 
<nid dem KreisphyBikuB, beziehentlich von dem Eummunalarzte zu orsCstten- 
ita gutachtliebon Bericlitos an ans zur weiteren VcranlaBsung eingereicht. 
~ Der Einsendung der ersten diesl^lligen Berichte aehen wir bia zum 
lä. April l(i|i6 entgegen. — Auch irird daflir Sorge getragen werden, dasa 
l'^l Oelegenheit der Apothehcnvisitationen durch den Bogicrungsmedizlnot- 
"äi, resp. durch die mit den ApothekenviBitationen heauflraglcn Herren 
■'^phjBiker ausBergowShnliche, untcnnutliete BovlBionen der Bt&dtiBehen 
Ktukeohiiuaer Eur Auaf&brung gelangen. 

Echliesslich bemerken wir noch, daaa wü: dioaem wichtigen Tbeile der 
~ienkrankenpflege unaere ganze Aufm erkaamkcit widmen, die bei den He- 
uen feBtgeslellten Nacbl&aaigk eilen und Verwahrlosungen emBtlieh rOgen 
m auf deren Beaeitigung mit allem Nachdruck binwirkea werden. 
Fianklnrt a. O., den 38. Desennber 18i;5. 



ZusamiDen&telluiig 



I. Einleitung. 

Li) BeTiaienakommiaBorium (wann und von welcher BehOrde 
Bli.1). 

K2) Bevisionskommiasaiien (Namen deraelben). 
■ n. Loge und Einrichtung des Krankenbau saa. 

mi] Geogriphiache und topographiaäio Lage dea KrankenhauaeB l 
t»& — flofV Garten?J 

) BeBObreibung des Gebäudes reap. der Oeb&ude (ob masBlv, ob 
in- oder raehretSckig ? — ob unterkellert 7). 
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V 

5) Beschaffenheit des Trmkwassera und des Bronnens. 

6) Anlage der Ableitungen — der Senkgruben — der Latrinen asf 
dem Hofe (wie weit sind die Latrinen Tom Bronnen entfernt?). 

7) Lage der Treppen, Flore ond Korridore. 

8) Lage der Krankensimmer (ihre Anzahl — ob ftr M&nner ond Frmieii 

SehSrig getrennt? — ob fOr Pockenkranke, Kr&tE- ond Yenerisdiknuike — 
esgleichon für passante Geisteskranke besondere Gelasse TiMrhanden sind 
— event. beschau werden können? — Sind ftür passante Geisteskranke m» 
Zwangsjacke und ein Zwangsgurt angeschafft?). 

9) Erw&rmung und Ventilation der Krankenzimmer = LoftbesdiaffBB- 
heit in denselben. 

10) Beschaffenheit der Fussböden, Thüren ond Fenster. 

11) Beschaffenheit der Lagerstellen (woraos bestehend? Ao&tellong der» 
selben, ob eng oder weit?). 

12) Waschapparate in den Krankenzimmern. 

13) Beleochtung der Krankenzimmer. 

14) Zimmer für das Krankenwartpersonal. 

15) Beschaffenheit des Badezimmers. 

16) Die Hauslatrinen — wie beschaffen (stehen Nachtsttkhle in den 
Krankenzimmern ?). 

17) Kammer ftr das Brennmaterial (wo belegen ond wie besehaffen?). 

18) Beschaffenheit der W&sch- ond Kleiderkammer — Beschaffenheit 
der Wftscheyorräthe. 

19) Yiktoalienkammer. 

20) Speiseküche — Waschküche (wo gelegen?}. 

21) Leichenkammer. 

HL Yerwaltong des Krankenhaoses. 

22) Die leitende Behörde (ob Krankenhausdeputation?). 

23) Die ärztliche Behandlung (Name des Krankenhausantes — resp. der 
KrankenhauBwundarztes — wie besoldet?). 

24) Krankenwärter und Wärterinnen — Zahl derselben — ihre Be- 
soldung. 

25) Hausordnung. 

26) Befriedigung des religiösen Bedürfiiisses der Kranken. 

27) Verpflegung der Kranken (worin bestehend? — Zosammenstellong 
der gewöhnlichen Diätformen — Küchenzettel). 

28) Tägliche Verpflegungskosten pro Kopf. 

29) Zahl der am Berisionstage im Krankenhause yorhandenen Krankes 
(ind. der Siechen und Hospitaliten). 

30) Mit welchen Krankheiten waren dieselben behaftet 

31) Waren dieselben nach der Natur ihrer Leiden zweckmässig vef* 
theilt und untergebracht? 

32) Waren dieselben, ihre Lagerstellen, ihre Wäsche, reinlich ge* 
halten? 

33) Beschaffenheit des gelieferten Brotes, der Semmeln und der flon* 
stigen Speisen und Getränke am BeTisionstage. 

34) Wieyiel Kranke werden jährlich nach einer 5j2Üirigen Fraktion 
durchschnittlich im Krankenhause behandelt? 

35) Wird das Bezeptionsbuch (Krankenliste) bezüglich der Aufnabtf^ 
nach Datum und Jahr — bezüglidh des yoUständigen Nationais — de^ 
Krankheitsnamens — bezüglich der Art der Entlassung nach Datum ^^ 
Jahr (ob geheilt, gebessert, ongeheilt oder gestoiben) genau geftkhrt? 

36) Sonstige Bemerkungen ond Verbesserongsyorschläge. 
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Bei dem Bau, der Einrichtong und Yerwaltnng eines Eranken- 
xises dürften folgende Momente zu beachten sein: 

Wahl des Platzes. Trockener Boden nebst freier isolirter 
Ige. Zu yermeiden ist die Nähe industrieller Anlagen, gleichviel, 
) sie durch Geräusch stören oder Bauch imd Ausdünstungen yer- 
"eiten. Fliessendes Wasser in der Nähe ist nicht nöthig, weil die 
)8eitigung der Abgänge durch Kanalisirung erfolgen kann, und 
\i meine sogar, dass es unverantwortlich wäre, das zu anderem 
)brauch notiiwenige Wasser zu verunreinigen. 

Orientirung des Gebäudes. Die Lage nach Süden ist die 
)ste; im Nothfall kann sie etwas gegen Osten gerichtet werden. 

Form. Die Höfe dürfen von Gebäuden nicht ganz umschlossen 
in. Die beste Form ist die eines Yordergebäudes mit Seitenflügeln^ 
dass der mittlere Baum frei bleibt 

Bäumlichkeiten. Souterrain, Korridore, grössere und. klei- 
ire Krankenziittner, Theeküchen, Badezimmer, Elosets, Baderaum. 

Fernere E^inrichtungen. Wasserleitung, Eanalisirung, Yen- 
lation und zweckmässige Heizung. 

In den Souterrains können angelegt werden: Küche, Waschhaus, 
Drräthe, Wohnungen für das Dienstpersonal, Todtenkammer. Sie 
ässen 1 Fuss über dem Niveau sein. 

Die Krankenzimmer für Männer und Frauen müssen ge- 
mnt sein und höchstens 12 — 15 Kranke au&ehmen, je kleiner, 
sto besser für die Kranken. Sie müssen 14—15 Fuss hoch, in den 
»heren Etagen 10 Fuss hoch sein. Es ist nicht gut, wenn ein Kranken- 
Lus mehr als zwei Etagen hoch ist. Der Baum für jeden Kranken sei 
K) Kubikfuss, in England ist er gegen 1000 KubikAiss. Flächenraom 
Fuss breit, 9 Fuss hoch; eichenartiger Oelanstrich, gute Beschläge 
)r Thüren,%anit sie nicht knarren, die Fenster 3—4 Fuss vom Boden, 
Snnen den dritten Theil der Wand einnehmen. Gegen die Sonne 
5mien sie zeitweise durch Jalousien geschützt werden. Der Fuss- 
xlen sei von Holz, geölt, am besten Patentfussboden, damit weder 
»scheuert noch Sand gestreut wird, die Wände grau, die Decken 
eiss. Die Betten müssen 6 Fuss lang, 30 Zoll breit sein und wer- 
en am besten von Eisen gearbeitet, dazu Matrazen, Kissen, wol- 
ine Unterlage, Laken, wollene Decken, IJeberzüge von Leinen, Alles 
oppelt zum Wechseln, daneben ein doppeletagisches Nachttisch- 
hen für Urin- und Speiglas, Arzneien und Geräthschaften aller Art. 

Die Heizung. Kamine wären vorzüglich, weil sie schnell und 
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angenehm erwärmen und gute Ventilation bewirken, aber diese Hei- 
zung ist für unsere Brennmaterialpreise zu kostspielig. Yen 6m 
Oefen taugen die eisernen nichts; sie erwärmen schnell, aber kflhlen 
schnell aus. Am besten sind gute Kachelöfen mit hermetischen 
Thüren, letzteres besonders, weil die Gefahr der Vergiftung durch 
Eohlenoxydgas dadurch unmöglich wird, 

Ausserdem haben wir Heizung mit erwärmter Luft und Wasser- 
heizung (Dampfheizung). 

Die Heizung mit erwärmter Luft trocknet die Luft zu 
sehr aus und ist für Menschen und Mobiliar schädlich. Sie führt 
stets Staubtheile mit sich und der heftige Zug hält dieselben in 
immerwährender Bewegung; in den Bohren nistet gern Ungeziefer, 
besonders Wanzen. Ausserdem kann man in den verschiedenen 
Bäumen nicht verschiedene Wärmegrade feststellen und erhalten. 

Die Wasserheizung. Heisses Wasser wird in einem Kessel 
erhitzt und durch Bohren in die Bäume geleitet Die Anlage ist 
sehr komplizirt und kostspielig. Es ist ein grosser Aufwand yon 
Brennmaterial erforderlich, und da kein Ventil mit derselben ver- 
bunden ist, lässt sich eine gleichmässige Temperatur nicht erreichen. 

Für diejenigen, welche darüber Näheres wissen wollen, sei Folgendes 
bemerkt Es giebt zwei Systeme der Warmwasserheizung. Das eine ist ein 
offenes Zirkulationssystem, in dem das Wasser wohl bis 80 Ghrad erhitrt 
werden kann, aber selten diese Temperatur erreicht. Bei der andern, eigent* 
lieh Heisswasserheizung genannt, befindet sich das Wasser in Bohren ein- 
geschlossen, und kann weit über 80 Grad erhitzt werden. Die Bohren rnttB- 
sen natürlich sehr dickwandig sein, brauchen aber nur wenig Oberfläehe, 
die stark vorgewärmt, die Bäume heizt. Dadurch wird dieses System in der 
Anlage billiger als das erstere und bietet ausserdem noch den Vortheil, 
dass es eine bedeutend grössere Wassermenge au&immt, in der die Wärme 
länger anhält. Die Bö^n des Heisswassersystems haben durchschnittlidii 
IVs Zoll im Durchmesser und werden dauernd von den Flalhp^en berflhii 
Ein Bohr geht nach oben durch die Zimmer, bildet somit Oeren, oder gelit 
durch die Wände, unter die Wände u. s. w. und kehrt darauf zurück. Durch 
das Aufsteigen des erwärmten Wassers und Senken des abgekühlten ent- 
steht ein anhaltender Kreislauf des Wassers, so dass die Bohren für Iftn- 
gere Zeit nur einmal gefüllt zu werden brauchen. Bei der Warmwasser- 
heizung wird ein Kessel aufgestellt, wie der der Dampfmaschinen. Von ihm 
geht ein Bohr aufvfärts und erreicht den höchsten Punkt des Gebäudes, wo 
sich ein mit Wasser gefölltes Vertheilungsgefäss befindet, von dem ein 
zweites Bohr hinunter in den tiefsten Theil des Kessels führt. An dieses 
Abfallrohr schliessen sich die einzelnen Oefen in den Wohnungen an. Diese 
Oefen sind meist so eingerichtet, dass das Wasser oben eintritt, und unten 
wieder austreten kann. Durch Hähne hat man es immer in der Gewalt, den 
Ofen mehr oder weniger zu erwärmen. Um Unregelmässigkeiten yorzuben- 
gen, die dadurch entstehen können, dass in den Abfallröhren Wasser, das 
seine Wärme abgegeben hat, mit dem erwärmten Wasser zusammenkommt, 
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ui neben dieBeo KGbren ncch eine iweito angebracht, die das ans den 
abflieasende Waapcr nieder aaÜDinimt. Die Oefeo aelbsC beliehen aus 
■inaader Hegenden BflhrcD, die in schCner Auaetattun;; zugleich einea 
L«k fllr das Zimmer bilden können. Darch die ErwUrmung der da- 
liegenden Luft vird zugleich eine forldanemdo, sebfine Cirkulaüon 
In Berlin ist diese HeiEnng in der EDaigl. Bibliotliek, im Tele- 
it und in dem grossarligen neuen Batbbauae eingeltibrt, und man 
eilt, daas die Heilung; liel besser und billiger iet, als die EeisB- 
ng, so dass mit den Anlagekoaten die Oeaammtkosten beider 
sich beinahe anagleicbeQ. riimiut man z. B. ein Haus mit 14 
lie (flglick geheilt werden, so nerden tierau 50- 60 TWr. an 
ial erforderlich sein. Im Katbbause werden jeUt schon 220 
koiosaalen Dimensionen gebeiat nnd die Eosten pro Ofen und 
en I'/t Sgl. Alleidiogs sind die Anlagekasten bedeutend, da sie 
r £00 Tblr. betrogen. Bei der Heieswusserheiiung betragen die 

_ . ein kleines Zimmer von 100 Kub.-Fusa 40 Thlr. Alles dies wiegt 

Ab die oben gennnatun Unannehmlicbkoiten nicht auf, und darum sind 
dicM EinrichcangeD l^r Kiankenbäuser trotz ihrer materiellen Vortheile nicht 
■n tnpfeblen. 

Zn der wichtigaten FüraoTge gehört die für die Keinheit der Luft, 
Die Luftreinigunff. Hierauf ist schon beim Bau Köcksicht 
m nehmen, weil bierin spater nicht mehr nachgeholfen werden kann. 
Die grösste lieinlichkeit, Vermeidung aller fremden Stoffe, gato Aus- 
güBse, sowie Waterkloaeta aiad Vorbedingungen. Die Zimmer müs- 
Hen täglich gelüftet werden. Zuerst werden die Korridore durch 
Ofl&en der Fenster mit frischer Luft angefüllt, dann die Fenster 
geschlossen und nun die Thüren zu den Krankenzimmern geöffnet, 
tind dies wird ao lange wiederholt, als es nGtiiig ist-. Besonders 
»iclitig sind gnto Kachelöfen. Oeffiinngen an den Wänden der 
Schornsteine sind nicht zu empfehlen, weil sie leicht itauch und 
6ble Gerüche ins Zimmer führen. Besser sind Dunstrohren, die un- 
ter der Zimmerdecko entspringen, innerhalb der Mauer dicht neben 
4em Schornstein verlanfeu und zum Dach hinausgeführt werden, da 
Bie die Krankenzimmer mit der äusseren Luft in Verbindung brin- 
gen, und im Znsammenhang mit Kachelöfen die Lull am besten 
reinigen. Eben so gut sind Luftröhren, die von aussen kommen und 
'Uter dem Fussboden fortlaufen, durch den Ofen aufsteigen und so hoch 
"Is möglich ausmünden. Die Luft wird dadurch zugleich erwärmt. 

Es giebt yielerloi Fensterventilationen, die aber alle ohne Zug- 
Inft nicht eingerichtet werden können, und daher vielleicht in öffent- 
^^9B Lokalen, aber nicht in Krankenhäusern empfehlenswerüi sind. 
Man hat auch vielo künstliche Ventil atioussysteme, und je nacb- 
'*m man Dmck oder Saugkraft anwendet, nennt man sie Ventila- 
^^ durch Pnlsion oder Aspiration. Bei der ersten treibt man mit 



292 Ventilation und andere Einrichtungen. 

einer Druckpumpe frische Luft hinein und lässt die yerdörbene Luft 
entweichen. Die saugende Ventilation zieht die schlechte Luft ans 
dem Zimmer heraus, während die Msche Luft durch Fenster und 
Thüren oder andere Oef&iungen nachströmt. Sie sind dabei alle 
sehr kostspielig und komplizirt und eigentlich überflüssig. Die be- 
kanntesten Systeme sind die Yon Jenkins, Ferkins, Arnott, 
verbessert von Leon Duvoir, yan Hecke. Seiffert inSchmidfs 
Jahrbuch 1865 S. 321 und ebendaselbst XCIV. S. 5 hat eine der 
besten neueren Arbeiten über diesen Gegenstand geliefert. 

Damit die Luft erneuert werden kann, müssen Erankenzimmer 
ab und zu ganz geleert werden können, und für diesen NothfEdl müs- 
sen Beseryezimmer yorhanden sein. Korridore muss jedes Enm- 
kenhaus besitzen, weil sie zur Ventilation wesentlich beitragen. Sie 
müssen 9—10 Fuss breit sein, stets an der nördlichen Seite liegen, 
da die südliche Seite den Erankenzimmem yerbleibt, sowohl yon als 
nach der Giebelseite Fenster haben nnd geheizt werden können. 

Die Erankenwärterzimmer sind immer zwischen je zwei 
Krankenzimmern anzubringen. Der Baum muss für zwei Wärter 
und ihre Geräthschaften passen. Neben diesen Zimmern sind die 
Theeküchen anzulegen oder sie bilden yielmehr den halben Bansi 
der Zimmer zwischen je zwei Sälen. In ihnen ist ein Eochheerd 
anzubringen, um in möglichster Nähe der Kranken Thee und Eata- 
plasmen bereiten zu können. 

Badezimmer dürfen in keiner Etage fehlen. Die Badeanstal- 
ten selbst können an irgend einem geeigneten Orte angebracht wer- 
den, jedoch immer so, dass Zugluft yermieden werde. 

Latrinen müssen aus geruchlosen Waterklosets für Schwer- 
kranke im Zimmer selbst» für andere Eranke am besten in der Thee* 
küche, jedenfalls leicht zugänglich für alle Eranke angelegt werdeoi 
und ausserdem entferntere für den allgemeinen Gebrauch. Li Lob« 
don sind die Abtritte mit Bücksicht auf Ventilation eingerichtel^ in- 
dem sie mit den Eaminen in Verbindung stehen. 

Femer gehören zu einem guten Erankenhause Bekonyales* 
zentenzimmer. 

Für Sterbende müssen VT'andschirme yorgestellt werden, od^ 
sie müssen, wenn sie in agone sind, in besondere Zimmer gebracht 
werden. 

Für Leichen müssen besondere Todtenkammem yorhanden seio- 
Sie müssen mit der Wasserleitung auf einer Seite in Verbindno^ 
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stehen, um immer geruchlos zu bleiben, und damit etwaige Abgänge 
durch gute Kanäle in fliessende Wässer oder besser in gute Senk- 
gruben geleitet werden können. 

Die gesetzlichen Bestimmungen über Errichtung von Kranken- 
anstalten enthält §.16 des Eegulativs vom 28. Oktober 1835. 

Die Entbindungsanstalten. Im erhöhten Masse muss Lüf- 
tung und Eeinlichkeit in Geburtsanstalten yorhanden sein, weil sich 
sonst leicht das yerderbliche, sehr ansteckende Puerperalfieber ent- 
wickeln kann. Martin hat hierzu folgende Massregeln empfohlen: 

1) Jede Kreissende und Wöchnerin erhält einen frisch gewasche- 
nen, mit gutem Stroh gefüllten Strohsack, frisch überzogene wol- 
lene Decken und Kopfkissen, nie aber Geburtskissen oder wachs- 
leinene Unterlagen, welche eine andere Ki'eissende oder Wöchnerin 
schon benutzt hatte. 

2) Yor jeder Untersuchung müssen die Hände der explorirenden 
Person gewaschen werden. Praktikanten, welche sich kurz yorher 
nut Leichen beschäftigt haben, dürfen an demselben Tage nicht ex- 
ploriren. 

3) Katheter u. s. w. sind aus Metall zu beschaffen (Silber, Neu- 
dber, Zinn), damit sie yor dem Wied^rgebrauch bei einer anderen 
Person mit Lauge ausgekocht werden können. 

4) Die Lochien der Wöchnerinnen dürfen nicht yon den Wär- 
terinnen, sondern müssen yon besonderen Wäscherinnen entfernt und 
l>esorgt werden. 

Sobald sich ein Fall yon Pueperalfieber zeigt, ist die strengste 
Absonderung geboten. 

.Das übermangansaure Kali (2 Drachmen auf ein 1 Pfd. destil- 
Ürtes Wasser) ist hier als das wirksamste Desinfektionsmittel zu 
Empfehlen. Die Kinderwäsche darf nicht in der Stube der Wöch- 
^rin getrocknet werden. 

Statistisch ist nachgewiesen, dass kleine Gebäranstalten in Be- 
wg auf die Verhütung des Puerperalfiebers keinen Vorzug yor grösse- 
wn haben. Am meisten wäre noch der Vorschlag zu berücksich- 
%n, dass jede Wöchnerin ihr besonderes Zimmer habe; jedenfalls 
äflrfte sich für solche, die am Pueperalfieber erkranken, Einzelzim- 
^^ dringend empfehlen, und wenn die Epidemie nicht zu sehr um 
^ch greift, dürfte dies auch in den meisten Anstalten durchzusetzen 
■ÄL Ueber Priyatenbindungsanstalten confr. die Circularyerfügung. 

■ ^m 7. Mai 1866. 

13 
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Die Anstalten für Angenkranke bedürfen mannig&cher be- 
sonderer Einrichtangen, namentlich ist auch hier darauf zu sehen, dass 
die kontagiöse Angenentzündung sich nicht entwickeln oder 
gar von hier aus weiter verbreitet werden kann. Es gelten caeteiis 
paribus hier dieselben ßücksichten, die wir soeben angeführt haben. 
Yeiigl. Knapp, Ueber Krankenhäuser mit besonderer Bficksicht auf 
Angenkranke. Heidelberg 1866. 

Die Irrenheilanstalten erfordern spezielle Bücksichten in 
Bezug auf den Kurplan und die Sicherheit, und hier ist Folgendes 
EU bemerken: 

1) Die Fenster müssen mit eisernen, mit weisser Oelfiirbe an* 
gestrichenen Gittern, yersehen sein. In den Zimmern für Tobende 
müssen diese besonders solide gearbeitet und 7 Fuss hoch vom Fnss- 
boden sich befinden. / 

2) Die Thüren müssen fest und solide gebaut sein, Observations* 
fenster haben und nur von aussen schliessen. 

3) Der Fussboden muss stets reinlich gehalten werden können, 
daher empfiehlt sich für unreinliche Irre Asphalt, sonst geöltes Holz. 

4) Die Wände in den Zinmiem können Oelanstrich haben; in 
den Zellen für Tobsüchtige können sie gepolstert sein. 

5) Die Waterklosets wie im Krankenhause, jedoch im Innem 
möglichst verengt, damit die Irren nicht mit den Händen hinein- 
gerathen können, auch müssen sie von aussen angebracht werden 
können, da wo eben keine Luftklosets sind. 

Die Aborte in den einzelnen Zellen müssen ganz eigen eingerichtet sein, 
weil die Sorge für die Reinlichkeit mit der für die Sicherheit yerbanden 
werden muss. Vom Korridor aus wird durch einen angemessenen tiefen und 
langen Kanal ein eisernes wie TOn einer Gabel nm&sstes GtefSbw nadi der 
Zelle geschoben; über dem Qefäss wird das Sitzbrett durch einen sidiea 
Metalldeckel geschlossen. Das Gefäss selbst ist mit einer Lufb'öhre in Ter- 
bindung, die in der Mauer verläufl, neben dem Schornsteine in die Höhe 
steigt, und sich innerhalb der Zellen unter dem Sitz öffnet Die EnÜeenug 
gelangt in die sogenannten Spülzellen, und von da unter WasserabschluBft 
durch weitere Kanäle in die Senkgruben oder in die fosses mobiles^ je nach- 
dem eine dieser Einrichtungen beliebt wird. 

Wie bei Gemüthszustands - Untersuchungen zu verfahren sei, 
haben wir schon S. 51 angegeben. Davon unabhängig sind die 
Fälle, wo Jemand wegen Geisteskrankheit zur Heilung in eine An-* 
stalt aufgenommen werden soll. Schon in der Kabinetsordre Yom 
29. September 1803 ist dies vorgesehen: 

Friedrich Wilhelm etc. etc. Wir haben bemerken müssen, dass io 
Fällen, wo die Kammern, um der Sicherheit des Publikums willen^ f&r notk— . 
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einen nahn- odfr lilGdainnigen MeoBohSD in f 
•BBtelt ontenubriDgen, nicht Jederzeit die gcsetElicheo Formklitlten be- 
teehtet und besonders das in der G. O. 1. 38. |. 3. rerordnete Verikhren 
ucht immer eingeleitet, Tislmebr Öfters dorgloichen Wahn- und BlAdsinnigs 
tlma Torgfingiges richlerlicLea Erkenntniss, bloa auf InatanE der Yerwundten 
iliat der Ortspol iieib eh Orden , wenn auch nach rorgängiger Untersuchung 
I GemBthain Standes durch einen Sachierat&DiIigea , in eine Irrenanstalt 
Vebracbt werden. Es sind aber Orflnde genug vorhanden, die es noth- 

iBObeD, die in den Geeetien einmal bestimmte Form des VerüihrenB 

lu erhalten, und wir finden uds daher vcranlaast, Each hierbei Fol' 
a Eurer Direktion und Achtung eu erCfüian: 
X] Wenn die OrtspolizeibehOrde In Erfahrung bringt, da^a sich irgend- 
1 ihrem Distrikt eine nahn- oder blSdsinnige Frau aafhält. so gebohrt 
Ihan das Becht des ersten Angriffs und sie ist hiemach so berechtigt 
irpfliEhtet, solche Vorkehrungen xu treSen, damit das Publikum gegen 
Igsbrüohe des Wahn- oder BlOdsInns möglichst gesichert werde. 
\j Diese Vorkehrungen sur Sicherstellung des Publikums können in der 
^^nor durch eine an Ort und Stelle auEuurdnende Auisicbt übet den 
Fahnsinns verdächtigen Menschen bewirkt werden. 
Sie Kasten der Aufzieht werden aus dem VermCgen des WahnsinDlgeii, 
bei dessen Uaxulässigkeit aus den gewöhnlichen Armenfonds des Orta 

Jodann mnsa 

) die OrtflpollEoIbehBrdo schleunigst der Kammer der ProrinE davon 
^ macben. 

} findet die Kammer, das» der Wahn- oder Blödsinn de» Menschen 
^igermafsen bescheinigt ist, so ertheilt dieselbe dem Landesjustiikot- 
der ProvinE davon Nachricht, datalt dasselbe einen fiskalischen oder 
m JastixbeBmten beanitragt, nach Yorscbrifl der A,. 0. O. Tbl. I. Tit, 
^ 2 — 8 die Untersuchung bei dem Richter in extrahiren und daraaf 
!igen, daes der Meneob t^r wahu- oder blödsinnig erklärt werde. 
hs dabei eu beobachtende Verfahren ist In der A. G. 0. gehörig vor- 
Fenn indessen der Wahnsinnige besonderur OrOnde wegen, aas seinem 
nlicheo Oerichtä stände nach dem Orte, wo das LandBejnstizkolleglnm 
I Bits hat, transportirt werden muss, so kann dlitst^s sich nicht ent- 
/a, die Untersuchung selbst eu fUiren. 

<) Ehe nicht das Krkenntniss den Menschen lUr wahn- oder blSd- 
erklbt, darf derselbe in der Kegel nicht in eine Irrenanstalt aufgenora- 

BoUte jedoch das Erkenntniss in der Hauptsai^he nicht ohne Aufent- 

erfolgen können, die Umstände aber schleunige Maasregela erfordern, 

dag Vermögen des Wahnsinnigen nicht von der BesohafFenheit sein, 

daraus die Enr Bestellnng eines besonderen Aufsebera erforderlichen 

en bestritten werden feflnneo, ao iat das die Untersuchung dirigironde 

it belugt, die einstweilige Aufnahme des Wahn- oder Blödsinnigen in 

inhaus dtiroh die Kammer lu veraoatallen, wenn auch nur ein gehOiig 

Arzt ihn <&r nahn- oder blödsinnig erklärt. 

diesem Fall kann die weitere Untersuchung des Gemülhsüustandes in 

mnnatalt selbst durch den bei derselben angeatcllteD ArEt erfolgen etc. 

IrAlle Irrenanstalten sind mit derartigen Instruktionen versehen, 
e älteste von Owinsk vom 27. Febr. 1838 (Simon u. RBnne II. 
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Dieae BeEtimiitimgeh sind neuerdings wieder in Eriimenmg ge- 
bracht durcli die Verfügung vom 17. Jannar 1867: 

Wir haben -niederLolt in Erfahrung gobraebt, dags die Bealii&mnnni 
unserer AEitablatt-Bekanntmachungen »om li. Mai 1839 und 29. Ma« iS^ 
die AuftinJime von Geiates- und GoniütiiflkrankeQ in Irrenanstalten betreffend, 
nicht überall so, wie ea erforderlich ist, beobachtet werden ; wir brinsBa 
daher in Erinnemng, dass 1) die Aufhahme eines angeblich Oeistes- am 
0«niDthe kranken, sei ea ein heilbarer oder nnheilbarer, nie auf blosse Fri> 
vatrequiaition, eelbat nicht der Eiters oder einea Ehegatten, sondern nur all 
Ansuchen dea Qerichta oder der Ortepol lEeibehOrde erfolgea darf und iwu 
auf Orund eines vorgelegten Attestea clnea Fhjsikua oder eines anderen n- 
Terlaaeigen Arztes, welches den geiateskAnken Zustand dea betreffenden la- 
difidui und falls ea sich um die Aufnahme in eine Irreupdegeanstalt hu- 
delt, die Uoheilbarkeit desselben bescheinigt; daas 2) unmittelbar nseh ds 
Authahmo von dem Inhaber oder Vorsteher der Irrenanstalt detjenigen Ge- 
ncbtabehOrdo , vor welcher der betreffende Kranke seinen persSnlicben Ge- 
richtsstand Tür der erfolgten Aufnahme hatte, hehufa etwaiger Einleitung dN 
Interdikdoaaverfahrens Anzeige zu machen ist und zwar mit dem Ersnohoi, 
tlber die erfolgte Anzeige eine Empfangabescheinignng erlheilen zu wof' 
Diese Anzeigen sind, wenn der Krfrake innerhalb eines Bezirkes wohnt, 
die rheinische Gesetzgebung gilt , an den betreffenden Oberprolcnratol ti 
lichten, bei Ausländem, beziehentlich deren die zuständige GerichtsliehOcdt 
unbekannt ist, an die betreffende aosnärtige Kegiorung oder auch so na^ 
damit durch Termitielung dea KSnigl. Ministeriums der auawärügea Angele- 
genhsiten die Zustellung der Anzeigen an die kompetente Gerich tsbehSrd« 
bewirkt werden kann, 

Bebuft Erleichterung des Nechweiaea, dasa die Toratehor oder Pntor- 
nehmer von Irren anatatfen den vorstehenden Bestimmungen nsdigebomiaH' 
sind, haben dieselben ein besonderes Jeumal eu fllhren, welches in Inmo- 
deren Colonnen ergiebt : 

1) Die laufende Kummer. 

2) Datum der Aufimbme. 

3) Don Vor- und Zunamen dea Kranken, 

4) Stand, Alter und Wohnort deaaolben. 

5) Namen und Wohnort des Arztes, welcher die Geist eakrankheit b»- 
Bcheinigt hat. 

G) Namen der Gerichts- oder PolizeibehGrde, auf deren Anauclm £• 
Auftiahnie erfolgt ist • 

7) Bezeichnung der Behfirde, ircicher Ober die Au&ahme Aniuga gt" 
macht worden ist. 

8) Batnm der Anzeige. 

9) Datum der Empfangebescfaeinigung über dieselben. 

10) Datum des Abganges des Kranken auj der Anstalt. 

11) Besondere Bemerknngen. 

Die Schriftstücke, welche als Beläge für die Bichügkeit der EinlruU| 
dienen, sind zusammenzuheften, mit Nummern, welche mit denen des Jon- 
nala übereinatimmea, zu versehen und auch nach dem Abgange des Eranbl 
au&uhovrahren, weil nicht selten auch dann noch über das bei der AnfiubM 
atattgefundene Verfahren Auskunft gegeben worden musa. 

Journal und BeliLge sind den OrtapolizeibahSrdeu, wo die Analalt iJlfi 
hei den von ihnen vorzunehmenden periodisolion Boviiionen auf ~ " 
TOrzu legen. 
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Wir enraHen, äata hiernach Kr die Folge auf das Qeiuueate rerfoluen 
d, indem andernfalls gegen die Voratefaet Sffentlicber Irrenanstalten aaf 
] Diuiplinarwege eingeechrTtCea werden, den ünternelimern von Privat- 
heil- Bnd PSegeanstatton dagegen nach UmatSnden die Konzession ent- 
1 Verden wQrde. 

Ii die Vorsleher and Mitglieder geistlicher Korporationen oder Or- 
'den, welche sich damit befassen, ÖeiateS' oder Oemfithskranko bei »ich auf- 
EQnehmen, haben sich iDTatehende BesCimmuDgen zur Bicblacbnur dienen zu 

Nacli denBelbon Grundsätzen werden ancb die GefängnisBe 
gebaut, wobei die Isölirzellen mit 700— 750 Kubikfuas Laftraum ein- 
zurichten sind, mit einem Fenster von 60 Quadratzoll Lichtfläohe. 
Da jede Isolirzelle ihren Abort hat, so muss für gute Ventilation 
gesorgt werden (s, S. 194). 

Anstalten, welche Kranke gegen Bezahlung aufnehmen, bedurf- 
ten früher zu ihrer Gründung oder Erweiterung auch der Genehmi- 
gang des Oberpräsident^n (confr. %. 11 Nr. 4 Lit. D. der Instruktion 
für die Oberpräsidenten Tom 31. Dezember 1825). Jetzt bedürfen 
eie nach %. 43 der Gewerbeordnung nur der Eonzession des Mini- 
steriums der geistlichen etc. Angelegenheiten, Dieser Paragraph 
bestimmt Folgendes: 

Acrzte, WnndUrste, AugeaHrzte, Zahnärzte, Gehurtsheller, ApotheEer 
und Unternehmer von Privat-Kranken- und -Irrenanelalten bedQtfen einer 
Approbation des Mini Sterin ms der Medizinalangelegenheiten. 

Wohl ZU unterscheiden hiervon ist die Anwendung einer be- 
stimmten Eurmethode, zu der es keiner Eonzeseion bedarf. Eine 
Ausnahme machen orthopädische und Kaltwasserheil-An- 
stalten; confr. Beglement für die Errichtung nnd Vorwaltung von 
Wasserheilanatalten vom 15. Juni 1842 (Ges.-8. S. 243). Unter- 
nehmer, welche nicht approhirte Medizinalpersonen sind, werden einer 
besonderen Prüfnng unterworfen. 

Wenn auch über die Aufnahme der Kranken in Anstalten die 
jedesmaligen Statuten derselben entscheiden und in gewöhnlichen 
Fällen hierzu Legitimation und Bezahlung gefordert werden darf, so 
mces doch in Fällen dringender Gefahr, namentlich wenn dies von 
einem Arzte bescheinigt ist, die Aufnahme in jeder Öffentlichen An- 
stalt ohne Weiteres erfolgen. Die Knrkosten werden in öffentlichen 
Anstalten pro Tag berechnet, und zwar nach 2 und 3 Klasse osätzen. 
In Privat krankenheilanstalten hängt dies von Statuten und Verab- 
redung ab, in der Eegel wird dies nach Wochen und Monaten be- 
jcjchjiet. Die Bezahlung filr arme Eranke ist geregelt durch die 
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Gesetze vom 31. Dezember 1842 und 21. Mai 1855. Als Muster- 
anstalt för ein grosses Erankenhans gilt die Charit^, welche in 
Y. Hörn I. S. 54 beschrieben ist 

Die Annahme junger Aerzte in Irrenanstalten ist yorgeschrie- 
ben in der Yerfögung vom 22. September 1860. Durch Ministerial- 
yerfQgung vom IL April 1866 ist den Physikern aufgegeben, ge- 
mäss der Verordnung vom 28. Dezember 1865 die Erankenh&nser 
zum Oefteren zu revidiren und jährlich darüber zu berichten. Die 
Beaufsichtigung derselben gehört an sich zu ihrem Bessert. Sta- 
tistische Berichte über Irrenanstalten sollen einen Zeitraum Yon 
3 Jahren umfassen. Irrenanstalten müssen periodisch Yon den Kreis- 
physikem revidirt werden. Der Errichtung von Heil- und Mege- 
anstalten för blödsinnige Kinder, Idioten, Eretinen ist Auf- 
merksamkeit gewidmet durch die CirculanrerfÜgung Yom 3. August 
1858. Irrenanstalten werden yon Provinzialverbänden errichtet und 
aus Proyinzialfonds unterhalten. Der ärztliche Direktor wird Ton 
den Ständen gewählt und Yom König bestätigt Die Oberaufsiclit 
fahrt der Oberpräsident der Provinz: cfr. derartige Statuten v. Hornl 
Seite 61: 

§. 13. Zur ßegrflnduxig der Aufnahme eines Kranken in die Anstalt, 
welcher einem zum Landarmenverbande der Kurmark associirten Orte ang»' 
hört, gehören folgende Nachweisungen : 

1) die schriftlich oder protokollarisch toi^ der Ortspolizeibehörde abge- 
gebene Erklärung der nächsten Verwandten, d. h. der Eltern, She- 
gatten, Kinder oder der im Orte befindlichen Geschwister , so vie 
resp. des Vormundes, dass sie die Einlieferung des Kranken in die 
Anstalt verlangen resp. genehmigen und zwar entweder: 

a) bereit sind, die etatsmässigen Unterhaltungskostenbeträge am to 
Kranken oder ihrem eigenen Vermögen zu bezahlen, in weldieB 
Falle die Verpflegungsklasse f^r den Kranken näher zu bezeichneo 
und ausdrücklich anzugeben ist, wer die Zahlungsrerpflichtnog 
und überhaupt die Vertretung desselben in seinem Veiiiältniw iv 
Anstalt übernimmt, oder : 

b) die Wohlthat der Landarmenpflege, unter Beg;ründung ihres Aa' 
Spruches darauf, ganz oder theilweise, somit also entweder m 
kostenfireien Verpflegung des Kranken oder mit einem ennäss^ton 
Beitrage zu den Unterhaltungskosten in Anspruch nehmen ; ersteteB 
Falls ist die gänzliche Vermögenslosigkeit des Au&unehmendea 
ortspolizeilich pflichtmässig zu attestiren, andern Falls aber der 
Ertrag seines Vermögens zur wenigstens theilweiseil Deckuog ^ 
Unterhaltungskosten nachzuweisen und sicher zu stellen; endlldi 
aber der Zustand des Vermögens und der Erwex^syerhftltnisse dv 
Eltern, Kinder und Ehegatten des Kranken Behoft der Feststfll* 
lung eines Beitrages zu den Unterhaltungskosten durch ein octa- 
polizeiliches Attest pflichtmässig nachzuweisen; 

2) ein yon der Ortsobrigkeit, event. dem Ortsgeistliohen, ausgestelUtf 
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ZengniM Über die Heimaih, den bflrgerlichen Stand, dms Religions- 
bekenntnisB, das Älter, die persönlichen und sonstigen Verhältnisse 
des Aufiranehmenden und Aber das thats&chlicbe Vorhandensein ron 
Geistesstörong, welches, unabhängig yon der äntlichen Beschreibung, 
auf besondere in dem Zeugniss näher su bezeichnende amtliche Er- 
kundigung zu gründen ist; 

■3) die an Eidesstatt abgegebene Beurkundung und Beschreibung der 
Geistesstörung nach Anleitung des anliegenden, so viel thunlich zu 
beantwortenden Fragebogens (s. Anlage) mit besonderer Berücksich- 
tigung der unter Ziffer 9. auf die Begründung der Ausnahmsqualifi- 
kation des betreffenden Individuums in die Anstalt gerichteten Fragea 
durch einen approbirten Arzt, in dessen Behandlung der Kranke steht, 
oder der zu diesem Zwecke besonders hinzugezogen wird; 

4) die nach §. 28. von der Ortspolixeibehörde beim Gericht zu extra- 
hirende Verhandlung über die Bekanntmachung des Erbrechts an die 
Angehörigen. 

§. 14. Soll ein Kranker ohne Zustimmung seiner nächsten Verwandten 
«der seines Vormundes im polizeilichen Wege aufgenommen werden, so wird 
•als Beleg des Aufnahmegesuches erfordert: 

1) ein ortspoliseiliches Zeugniss, dass der Kranke der öffentlichen Sicher- 
heit oder sich selbst gefährlich oder ganz hülflos ist, dass in anderer 
Weise nicht für ihn gesorgt werden kann, und dass die gerichtliche 
GemüthsBustandsuntersuchung, welche in diesem Falle sofort einge- 
leitet werden muss, beantragt ist; 

2) das unter Ziffer 2- des ▼erstehenden Paragraphen erwähnte Zeug^niss; 

3) die unter Zifter 8. des yorstehenden Paragraphen YorgeschriebeBtt 
amtliche Beurkundung und Beschreibung. 

Die Entlassung eines in diesem Wege Au^nommen muss sogleich er* 
iblgen, wenn die Provokation auf Blödsinnigkeitserklärung zurückgewiesen ist- 

§. 16* Die Aufnahmegesuche für Assoziirte werden auf dem platten 
Lande durch die Orftspolizeibehörden bei dem betreffenden Landrathe, m den 
Städten bei dem Magistrat eingereicht, welcher für die ungesäumte Beibrin- 
gung der in {. 18. reep. §. 14. Torgeechriebenen Erfordernisse zur Aufnahme 
Ton Amtswegen Soige zu tragen hat und yerpflichtet ist, alle Verhältnisse» 
irelche au einem bestimmten Urtheile erforderlich sind, namentlich auch in 
Betreff der Unterhaltungskosten oder eines Beitrags zu denselben, näher sn 
erörtern« 

In Betreff der yon einem Arzte zu liefernden Beurkundung und Be* 
sdhseibnng der Geistesstörung ist im Interesse der etwa wünschenswerthen 
Oeheimhidtung yon Familienverhältnissen in besonderen Fällen die unmittel- 
bare Uebersendung derselben an die Direktion der Anstalt mit der Mass- 
fabe gestattet, dass dem bei dem betreffenden Landrathe oder Magistrate 
eiasnreichenden Aufiiahmegesuohe nur ein Auszug, namentlich in Betreff der 
Mar Ziffer 9. des Fragebogens enthaltenen G&ünde der Versetcnng des 
JKnaken in die Anstalt beigeschlossen wird. 

$. 17. Der Landrath oder Magistrat hat das in yoigeechriebener Weise 
buirfindete Aufiiahmegesuch (in nicht dringenden Fällen mit allen Belägen) 
lOnrfc bei der Landarmendirektion der Kurmark einzureichen und in dem 
des&llsigen Schreiben nach seiner pfliohtmässigen Ueberseugung sich dnr- 
ifcsr anisinsprechen : 

1) ob nach den erörterten Verhältnissen und gelieferten Nachweisen die 
Aufnahme des Kranken in die Anstalt üb^aupt erforderlidi und ia 
«bringenden Fällen, ob und weshalb sie schleunig erforderlich ist; ■ 
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2) ob nach den gepflogenen Verhandlungen die Unterhaltangskoaten gans 
oder zum Theil, Ton wem und in welchem Betrage zu erstatten sind, 
oder ob der Kranke der Landarmenpflege gänzlich anheim ftllty end- 
lich aber, ob in Gemässheit des nachstehenden Paragraphen die Ver- 
handlungen zur Feststellung eines Kostenersatzes nachträglich noch 
Terrollst&ndigt werden müssen. 

(Anlage.) 

Fragebogen ^ 

zur ärztlichen Untersuchung des Gemüthszustandea des (der) welcher 
(welche) in die Land-Irrenanstalt der Kurmark zu Neu-Buppin aufgenommen 

werden soll. 

1) Vor- und Zuname, Alter (mit Angabe des Geburtstages), Gebnrts- 
nnd jetziger Aufenthaltsort» Beligion des (der) Kranken? 

2) Name, Stand, erlangtes Alter der Eltern und Geschwister, ihr Cha- 
rakter und ihre Gesundheitsyerhältnisse im Allgemeinen? Anlage zu ähn- 
lichen Krankheiten bis zu den Grosseltem? 

3) Körper- und Geistesbeschaflenheit des (der) Kranken Tor dem Be- 
ginn der Seelenstörung, Kinder-, Entwickelungs- und andere KrankheiteD, 
Geistesanlagen, Temperament', yorherrschende Leidenschaften, Neigung zn 
starken Affekten? 

4) Erziehung, Unterricht, Stand, Erwerbszweig, Lieblingsbeschäftigung 
Lebensweise, Moralität, Beligiosität (Aberglaube), Massigkeit oder Unmässig- 
keit im Essen, Trinken und den Gescblechtsyerrichtungen (Onanie), häus- 
liche und ökonomische Verhältnisse, ob yerehelicht, Kinder? eheliche Ver- 
hältnisse? Bei Müttern Verlauf der Schwangerschaften, Geburten, Wochen- 
betten? 

5) Geschichte und Beschreibung des Ausbruchs, Zeit desselben und des 
weiteren den Körper wie den Geist ergreifenden Verlaufs der Seelenstörang, 
der Vorläufer, der Dauer, des Charakterwechsels der einzelnen Paroxysmen 
nnd freien Zwischenräume und der sie begleitenden Umstände, der Verän- 
derung in dem Benehmen, den Manieren, der Haltung und dem Gange dal 
(der) Kranken, der Verhältnisse beim Schlafen und Wachen , bei den Sin- 
nes- und Gescblechtsyerrichtungen (der Menstruation), dem Hanger und 
Durste, dem Blutumlaufe, den yerschiedenen Sekretionen, der Beinlich- 
keit, der Komplikation und Epilepsie und anderen körperlichen Leiden nnd 
Schäden. 

Zustand des geistigen Vermögens, zumal beim Blödainne, Grad de^* 
selben? 

6) Form der Seelenstörung (Diagnose)? 

7) Ursächliche Momente, prädisponirende und exaitirende, physiBclifr 
unterdrückte Ausleerungen, HSymorrhoiden, Geschwüre, Ausschläge u. s. w.? 

Moralische: unglückliche Liebe, Kummer, fehlgeschlagene Firojek^ 
Unglücksfälle, yeränderte Lebensweise? 

8) Vorgenommene Kurmethode, somatische nnd physische, und deren 
Srfolg? 

Angabe des seitherigen Aufenthaltsortes, der etwa angewendeten ZwsDgir 
mittel und der Behandlung, die der (die) Kranke zu Hause erfahren? 

9) Entwickelung der Gründe, welche die Versetzung des (der) Krttt« 
ken in die Irrenanstalt nothwendig machen? Heilbarkeit oder UnheUbarkeil 
des Uebels, Hülflosigkeit, Unverträglichkeit, Verletsung des öffsnüidien 
Anstandes, Geftkhrlichkeit des Kranken gegen seine Person oder Umgebung? 
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Diese letaleren Umstände müsaen durch Thatsaehen nachgewiesen wer- 
D, wobei anaugeben ist, ob sie aus eigener Anschauung oder Tom Hören- 
den entnommen sind? 

üel)6r die Annahme von Geisteskranken sind vielerlei allge- 
)ino und provinzielle Vorschriften gegeben. Es kommt nament- 
;h darauf an, ob sie heilbar sind oder nur detinirt werden sollen, 
lü sie unheilbar sind. 

Die neuen Werke über Bau und Einrichtung von verschiedenen 
ien von Krankenhäusern der neueren Zeit sind: Esse, Die Kran« 
nhäuser (wovon gegenwärtig eine neue Auflage unter der Presse 
;) und Deegen, Der Bau der Krankenhäuser, mit besonderer Be- 
cksichtigung der Ventilation und Heizung, München 1862; Pap- 
enheim, Sanitätspolizei Th. U. S. 210; Lion, Handbuch der Me- 
zmalpolizei S. 60 ff. üeber die Einrichtung von Wasserheilanstalt 
m ist besonders das Beglement vom 15. Juni 1842 zu merken. 
eiBonen, welche nicht die Approbation als praktische Aerzte haben, 
ürfen selbstredend ausserhalb der Anstalt Kaltwasserkuren nicht 
nordnen ($. 199 des Beglements vom 15. Juni 1842, $. 177 der 
rewerbeordnung). 

II. Bäder, Brnnnen und Badeanstalten, HeilqneUen. 

Alle derartigen Einrichtungen, sie betreffen künstliche oder 
Aiürliche Wässer, stehen unter Aufsicht der Bezirksregierung. Zur 
oilage gewöhnlicher Badeanstalten ist die Erlaubniss der Ortspolizei- 
•ehörde erforderlich, doch wird zur Anlegung derselben kein aus- 
chliessliches Becht ertheilt (Beskript vom 26. Oktober 1828). Bei 
'Inas b ädern muss die Behörde die Stellen ausmitteln und an- 
eigen, in denen ohne GeMr gebadet werden kann, und dies all- 
ihrlich wiederholen (Belehrung vom 26. Juni 1842): 

Schon hat in diesem Jahr eine grosse Anzahl Menschen beim Baden 
ttren Tod gefunden, obgleich der Sommer erst angefangen hat Die anhal- 
ende ungeheuer warme Witterung reizte die Menschen mehr als sonst zur 
ibkOhlung durch kaltes Baden in offenen Gew&ssem, madbte aber auch, 
tu sie oft erhitzt in das kalte Wasser kamen und sich den Tod zuzogen. 
411 Leichtsinn und Unbekanntschaft mit dem, was Vorsichtigkeit hierbei zu 
lim und zu meiden gebietet, setzen Viele ihre Gesundheit und ihr Leben 
I Gefahr oder kommen um, aus Mangel an thfttiffer und geschickter HtUfr« 
östong. Mit Betrübniss muss man er&hren, &is oft bei einer grossen 
enge mflssiger Zuschauer kein Mensch sich findet, der Eenntniss, Ge- 
littliehkeit und Muth genug hat, die schleunige Bettung eines im Wasser 
BnmglOckten zu Tersuchen, oder bei leichter und baldiger Auffindung des- 
Iben die allein nützlichen WiederbelebungsTersnehe gdiörig anzustellen; 
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ja es wird wohl gar Ton den Verwegenen aas der anwissenden Menge der 
letzte Lebens funke in dem Scheintodten gewaltsam erstickt dnrbh ▼ermeinfc- 
liehe Hülfsleistungen , die so sch&dlich iHs thöricht sind. Daher sind Bei» 
spiele Ton glücklicher Bettung der Ertrunkenen, wie sie in anderen Ländern 
und St&dten, s. B. in London, Amsterdam und Hamburg h&ufig yorkommen, 
bei uns nur selten. Zur Erhaltung der Gesundheit und Stärke des KOrpen 
kann die Gewöhnung zum kalten Bade von den frUhsteD Jahren an nicht 
genug empfohlen werden, und es ist nur zu beklagen, dass dasselbe dorch 
Leichtsinn, Unerfahrenheit im Schwimmen und Unachtsamkeit auf das ridi- 
tige Verhalten dabei, yielen Menschen sch&dlich, ja tödtlieh sind. Vielleieht 
finden folgende Erinnerungen an einige Vorsichtsmassregeln und an die 
Hülfsmittel bei entstehender Gefahr hie und da so viel Eingang, dass sie 
auf der einen Seite mehr Vorsicht und Bedachtsamkeit lehren, auf der andern 
Seite aber Lust und Eifer zu ordentlicher Erlernung des Schwimmens er- 
wecken und zur Minderung der Unglücksj&lle beim Baden etwas beitragen. 
Zum erfrischenden Bade in W&ssern schickt sich am besten die Zeit, wo 
eine anhaltend warme Witterung die K&lte des Wassers schon bedeutend 
gemässigt hat. Wer überhaupt gesund ist, kann sich ohne Nachtheil kalt 
baden, wenn der Magen nicht mit Speisen oder Getränken angefüllt, der 
Unterleib nicht aufgebläht und der Körper nicht erhitzt ist Man bade daher 
nie kurz nach der Mahlzeit, sondern nüchtern, oder nachdem man von krl^ 
tigen Nahrungsmitteln nur wenig genossen hat, am besten des Morgens und 
vor dem Abendessen, oder auch einige Stunden nach demselben. Nie sehe 
man auch nur mit wenig erhitztem Körper und ohne Torher den Kopi ab- 
zukühlen, ins kalte Wasser, nie bleibe man länger als eine Viertelstande 
darin. Je kälter das Bad ist, desto kürzer mus das Bad sein. Bei nasser, 
windiger, kalter Witterung ist das Baden zu unterlassen TOn allen, die Tor 
ihrem schädlichen Einflüsse und Tor Erkältung nicht durch Abhärtaiur und 
lange Gewohnheit gesichert sind. Nach dem Bade ist eine massige Bewe- 
gung nöthig. Wer an hypochondrischen Beschwerden, an Gicht und aa 
Krämpfen oder Nenrenübeln leidet, zu Bluthusten oder ähnlichen Uebeln 
geneigt ist, oder wessen Körper an heilsame Aussonderungen, z. B. an 
Fussschweisse grewöhnt ist, der unterlasse das kalte Baden, und befrage 
vorher den Arzt und mache sich durch Marcard's Schrif);: Ueber die Nator 
und den Gebrauch der Bäder 1793 — mit den Wirkungen des kalten Bades 
auf den menschlichen Körper und den Bedingungen des Gebrauchs desselben 
bekannt Ausserhalb den von den Polizeibehörden bekannt gemachten Bade- 

£lätzen in den Flüssen halte Niemand das Baden für sicher, der nicht ein 
[eister im Schwimmen ist, und überdies einen Gesellschafter bei sidi hü, 
welcher obenialls gut schwimmen und sein Better werden kann, weia 
Schwindel, Mattigkeit, Lähmung ihn plötzlich beiallen sollten. Das Schwim- 
men ist die Torzüglichste Leibesübung und sollte die allgemeinste sein; 
keine andere ist fCir die Erhaltung und Stärkung der Körperkraft und der 
Gesundheit wohlthätiger. Der Schwimmende geniesst die Annehmliebkeü 
des Badens doppelt und vertraut sich mit Zurersicht einem Elements aO| 
das dem Ungesouckten und Feigherzigen, der nicht schwimmen lernte, leit- 
lebens gef^rlich und furchtbar bleibt Die Vortheile, der Schutz, den du 
Schwimmen gegen eine Gefahr gewährt, welcher die Menschen in Tielea 
Gegenden nicht selten ausgesetzt sind, der Gedanke an die MöglichkeHi 
einem Andern dadurch das Leben retten zu können, müssen yorzüglifih ii 
den Herzen rüstiger und unverdorbener Jünglinge Entschluss und Sd^ndit 
nach einer möglichst vollkommenen Kenntniss und Uebung in der Schwimia* 
kunst erzeugen. Eltern, Vormünder und Lehrer verkennen diesen wich^oen 
Funkt der Erziehung immer noch zu sehr und versäumen über todtem Wort 
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» ihircli üebnng der ECrperVr^ EDgleicli Mutb und Thaten- 
;, beaociden bei der mannliphen Jugend zu wecken. Wftre ea anders, b( 
' "»tode acbon langst keine bedeutenda Stadl, wenigstens sn Strömen und 
Beeen ohne SchwimmBchule sein , die Oberoll mit Erfolg leicht zu errichten 
aeb wird, wo jenes Bedür&iBs gefllblt und anerkannt iat, Die Sehwimm- 
kunst ist nber j« nioht «u verwechseln mit dem zuftllig abgemerkten und 
eingeöblen Voitheile, den Kopf eine kune Zeit auf der FlÄclie des Wae- 
lere zu halten. Wer dica vermfig und aich deswegen IHr einen ToUkom- 
menen Schwimmer faiüt, oder als solchen zeigen will, begisbt sich leicht in 
Befahren, deren er nicht mächtig ist, und dann ulitor vergeblichen Anstren- 
gungen umkommt. Die Leichtigkeit, einen solchen Yortbeil abxumerken, 
yarieitel in dem Wahne, al^ sei damit die Schwimmkunat begriffen uild 
lim regelmSuaige Erlernung ganz unnflthig. Um Tanten, Fechten, Reiten 
m Itmtn, solieut man den dazu nölhigen Aufwand nicht, ob man gleich 
(, B. nolhdllrllig reiten kann , ohne achulmSsaigen Unterricht. Im tiefen 
Wuser aber ertrinkt jeder, der nicht HchH'immcn kann, und liicmand 
Mllwimmt und laacht sicher, der oa nicht ordentlich gelernt hat. Das Tau- 
ttini und die Fertigkeit, mit den FOaaen auf den Grund des Wassere zu 
kommen, ist eine UauplBache in der Schwimmkunat. Ohne gut tauchen EU 
küimen, ist man immer nur ein sehr unvollkommener Schwimmer, daher 
Mch gute Lchrmeiater im Schwimmen ihre Schüler mit dem Tauchen den 
An&ng machen laaaon. Mit Anwendung der gewChnlicben Hülfsmittel beim 
"^Iwimmen, ». B. der Blaaen, Sch«immgKrtel, aei man sehr vorsichtig. 
Q einige dieser Torrichtungen aiiid brauchbar Rlr die, welche damit um- 
a gelernt haben. Dahin gohOrt der Naat'scho SchwimmgQrtel mit n&- 
la Sorkbolestackehen und die Vorrichtung der Bleiplatten an den 
cum Au&echtsCehen im tiefen Wasser. Der Bath der Sachverst&n- 
n ht dabei nothwendig. Wenn des aenun geachtet Personen beim Baden 
r bei anderen Tcranlaesnngen ertrinken, fo tritt tCr die, welche es sehen, 
:i der Muhe sind, die Fäiolil der Bettung ein. Bei schneller 
e Bad richtigem Verfahren etc. 

lieber Errichtung von Wasserheilanstalt eii erging das Kegle- 
JBlt Tom 15. Juni 1842: 

1 Da es in Baiug auf die Errichtung und VerwaitiiDg von Wasserheil- 
n an den erMrderlichen, den EigenthQmlichkeiten derselben entapre- 
fnden BaBtimmnngen mangelt, so werden darüber und bis die weiteren 
khningan ein «icherea Urtheil über die Wirkaamkeit dieser Anstalten ge- 
lten, nachsehende Vorachriften ertheilt. 

L i. 1- Die Errichtung und Verwnltung von WasserheilanstsUen soll anch 

m PeiBonen, welche keine ärztliche Qualifikation hositzeu, gestattet Bein. 

_ _ aolchen Anstalt darf nur mit Erlaubnias der Begierung 

Diese ErlaubnieB soll nur dann veraagt werden, wenn die Anlage, 

a TOD dem dadurch benweckten Hell lerfah reo, polizeilich unzulSaaig 

{. 2. Die WaBserheilanstallen sind der Aufsicht der Medizinal potüei- 
ifiiden unterworfeit , welche von der Kim-ichtung und dem Zustande der- 
•dben jederzeit Kenntnias nehmen kSnnon 

Die Enrbebandlung der Kranken in der Anstalt iat aber von aller BiD- 
wirkung Seitens der Behörden frei. 

g. 3. Ein jeder Ernnko, welcher in eine Waaserheilanatslt eintritt, ist 
mft seinem Kamen und Stande in eine von dem Inhaber der Anstalt xa 
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fthreBde Liste einzutragen > unter gleichzeitiger Angabe der Krankheit, an 
welcher er leidet 

Die Beschaffenheit der Krankheit muss durch das Attest einer appro- 
birten Medizinalperson bescheinigt sein^ und vor Beibringung dieses Attestei 
darf kein Kranker zum Gebrauch der Anstalt zugelassen werden« 

§. 4. Die Inhaber der Wasserheilanstalten haben den Austritt eines 
jeden Patienten in der genannten Liste genau anzugeben und dabei dasBe- 
Bultat der Kur zu bemerken. 

§.5. Am Schlüsse eines jeden Monats haben die Besitzer Ton Wasser- 
heilanstalten einen Auszug aus der Ton ihnen über den Zu- und Abgang 
geführten Liste, nebst den dazu gehörigen ärztlichen Attesten dem Kreis- 
physikus einzureichen, welcher die Erfolge der Kurbehandlung zu beobachtoa 
und darüber am Schlüsse eines jeden Yierteljahres unter Beifügung der 
Listen an die Regierung zu berichten hat. Diese Berichte sind am Jahres- 
schlüsse Ton der Begierung bei dem Ministerium der Medizinalangelegenheiten 
einzureichen. 

§. 6. Wer ohne die im §. 1. Torgeschriebene Erlaubniss eine Wasser« 
heilanstalt errichtet, hat ausser der Schliessung derselben eine Geldbuase 
bis zu fünfzig Thalem verwirkt 

§. 7. Die Nichtbefolgnng der in §§. 3. und 4. ertheilten YorschrifteB 
zieht eine Geldbusse bis zu 50 Thalem nach sich, und kann bei Wieder- 
holung des Vergehens nach yoigängiger zweimaliger Bestrafung mit der 
Entziehung der Befugniss zum ferneren Betriebe der Anstalt geahndet 
werden. 

§. 8. Bei Untersuchung und Bestrafung der KontraTentionen ist dtf 
in dem Beglement wegen des Debits der Arzneiwaaren vom 16. September 
1836 S- 3. vorgeschriebene Yer&hren anzuwenden, lieber die SchUessuog 
einer WasserheUanstalt in dem Falle des §. 6. wird jedoch im Yerwaltongs- 
wege von der Begierung mit Yorbehalt des Rekurses an das Ministerium aer 
Medizinalangelegenheiten entschieden. 

§. 9. Stellt sich eine Wasserheilanstalt nach den über ihr Wirken ge- 
machten Erfahrungen dergestalt als nachtheilig heraus, dass ihr Fortbestehen 
das öffentliche Wohl gefUirden würde, so kann die Ibrlaubniss zum Betriebe 
der Anstalt von der betreffenden Regierung vorbehaltlich des Rekurses an 
das Ministerium der Medizinalangelegenheiten zurückgenommen werden. 

Bei den natürlichen Mineralbrnnnen, gleichviel, ob znm Trinken 
oder znm Baden, kommt es zny Orderst darauf an, ob die Quellen 
königliches, Kommnnal- oder Privateigenthum sind. 

An jedem irgend bedeutenden Bade fiingirt zunächst als tech- 
nischer Beirath die Direktion. 

Eine besondere Prüfung dieser Aerzte über ihre Fähigkeit^ ab 
Badeärzte zu fungiren, findet nicht statt. Die Badedirektion resp* 
der Besitzer der Quelle oder Anstalt schlägt sie vor, der Begierung 
bleibt die Genehmigung vorbehalten, die sie ohne Angabe der Gründe 
verweigern kann. Ueber Berichte von Heilquellen spricht die Mini' 
sterialverfügung vom 16. März 1826 (v. Hörn I. S. 84). Von drei 
zu drei Jahren soll über Bäder der Begierung Bericht erstattet wer- 
den, zufolge Verfügung vom 5. Februar 1856. Femer sind [zu be^- 
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^Bten die MiuisterialverfQ^ug vom 10. Dezember IS57 und das 
^■stz Tom 2. März 1850.- Ueber Mmeralwässer sind ergangen die 
^Batze vom 23. November 1344, 1. Juli 1861 und 7. Januar 1S64. 
^B Der Eeyiaionsb Bricht muss nicht nar angeben, dass das Fabri- 
^^Vgot ist, sondern dass auch die Fabrik, die Utensilien und Dro- 
^Ki, besonderB, das Schwefelsänre und Soda chemiacli rein sind. 
^Bldler [müssen den Nachweis führen, doss sie die Fabrikate nur 
^Klionzessionirten Fabriken bezogen haben. Die Eevision kann in 
^■ÜBdenuigBfällen des Uedizinalraths auch durch den Fh;rstker er- 
^HjGD (Uiiiisterialre Skript vom 13. August 1S63). 

^B m. Der KarktveTkehr. 

^B Die Physiker sind es officio verpflichtet, dem Marktverkehr ba- 
^^Bere Au&nerksamkeit zu widmen, namentlich aber Obst, Fische, 
^Hicb, Uilch und das Trinkwasser zur Zeit von Epidemien einei 
^Hngen Kontrole zu unterwerfen. 
^H, Gegenstände des Marktverkehrs sind nach §. 78 der Oewerbe- 

^H] rohe Natnrerzengnisse, mit AusBchlnsa des grösseren Viehes; 
^■t) Fabrikate, deren Erzeugung mit der Land- und Forstwirth- 
^B Bchaft oder der Fischerei in unmittelbarer Verbindung st43hen, 
^B öder zu den Nebenbeschäftigungen der Landleute der Gegend 
^B gehören, oder durch T^olühnerarbeit bedmgt werden, mit 
^B AnsBchluss der Getränke (d. h. der Spirituosen); 
^p3) frische Lebensmittel joder Art. 

^fet Das Verzcichniss der Gegenstände, welche überall auf Wochen- 
pMrWen feilgehalten werden dürfen, ist durch Circularverfügung der 
I Knigter des Innern und der Finanzen vom 26. Dezember 1847 fest- 
l pitellt. Es liegt nicht ia dem Plane dieser Arbeit, eine spezielle 
I fiihnmgsmittellehre zu bearbeiten, und wir müssen deshalb schon 
I m das apeziclie Stadium der betreffenden Literatur verweisen. Wie 
I Bllirmgsmittfil chemisch untersucht werden, ist schon S, 65 ge- 
sagt. Wir beschränken uns daher hier auf Folgendes: 

Der Milchmesser der Berliner Polizei besteht aus einer Glas- 
Hhre, die unten dicker und schwarz ist, Sclirotkugeln enthält und 
it Grade getheilt ist nach ;18 Grad Reaumur. Zeigt derselbe, in 
^ Müch getaucht, 16—18 Grad, so ist sie normal, bei 13 Grad 
■st sie polizeiwidrig verdünnt (Stadelmann, Ueber die gesund- 
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heitsschädlichen Yenmreinigangen der Milch der Kühe durch Knok« 
heiten des Bindviehes, in Casper's Y. J. Sehr. ü. S. 318; Lion, 
SanitätspoUzei S. 422. 

Das Brod muss folgende in's Auge fallende Eigenschaften ha- 
ben: lockere, gleichmässige Krume ohne separate Wasserstreifen; 
es darf nicht rissig werden; der Geruch darf weder sauer, dampf 
noch sonst f^mdartig sein, und der Wassergehalt höchstens 40 Pro- 
zent betragen. Verunreinigungen mit Mutterkorn, Kornrade, Taumel- 
lolch sowie mit Metallen sind durch chemische Analyse nadum- 
weisen. 

Das Fleisch muss sich fest anfühlen, gut schneiden, eine leb- 
haft rothe Farbe und den bekannten Fleischgeruch haben, das Fett 
muss fest sein (Kern, üeber die Beurtheilung des Fleisches kran- 
ker Hausthiere. Erlangen 1853). Bei der Oeffhung des Viehes 
darf weder Milzbrand, Binderpest, Hundswuth, hitziges Eaulfieber, 
Lungenfaule u. s. w. gefunden werden, was aus der Veterinärpoüiei 
zu ersehen ist. Trichinen müssen mikroskopisch festgestellt werden.' 
Literatur: Lion, Handbuch der Sanitatspolizei Abschn. 9 und An- 
hang, und die betreffenden Artikel in Pappenheim, Sanitätspoli- 
zei; besonders Duflos, Die wichtigsten Lebensbedürfnisse u. s. w., 
2. Aufl. Berlin 1846; Fresenius, Anleitung zur praktisch -chemi- 
schen Analyse, 9. Aufl. Braunschweig 1859; Moleschott, Lehrbuch 
der Nahrungsmittellehre, 3. Aufl. Erlangen 1858; Bonget, Hygiene 
alimentaire etc., Toulouse 1866; Schwanert, Hülfsbuch zur Aus- 
führung chemischer Arbeiten für Mediziner, Braunschweig 1865; 
Klencke, Die Verfälschung der Nahrungsmittel, Leipzig 1858. 

Das Trinkwasser (Schnee-, Bogen-, Fluss-, Quellwasser) soll 
überall in hinreichender Menge vorhanden sein und muss Yor Ver- 
unreinigungen geschützt und namentlich zu Zeiten von Epidemien»' 
besonders von Cholera, Buhr, Typhus, dahin untersucht werden, ob 
es mit organischen Stoffen, z. B. Exkrementen, verunreinigt ist Die 
einfächste Methode ist die mit übermangansaurem Kali und Gold- 
Chlorid; ausserdem nimmt man an, dass das Wasser gut ist, wenn 
es circa 3 Prozent Kohlensäure enthält, die Seife leicht auflöst, aitf 
Theo gegossen keine schwarze Farbe annimmt, Hülsenfrüchte weich 
kocht, wenn Lakmus- und Curcumapapier die Farbe nicht ändern» 
Kalkwasser, Oxalsäure, salpetersaures Silber und salpetersaure Baryt- 
auflösung keinen oder nur geringen Niederschlag machen. GalläpW' 
dekokt (acid. tann.) bildet einen mehr oder minder dunklen, sdiwa^ 
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lea Niedersclilog, je nachdem Eisen im Wasser enthalten ist; dnrch 
twBfelwaBserstofF worden Kupfer, Blei, Arsenik mit Sicherheit er- 
telt (Bolley, Handbuch der chemischen Technologie, 2. Band, 
«ppe. Braunschweig bei Vieweg; Knbel, Anleitung zur Unter- 
nng von Wasser, ßraunschweig 1866), 

setzHche Bestimmungen sind: %. 129. Tit. 8 Th. I. A. L. R., 
tzag auf Brunnen (j. S04 des Strafgesetz bnchs; 
304- Wer voraHUlich Brunnen oder Wasserbehälter, welche 2um Oe- 
e Anderer dienen, Tergiftet oder denselben Stoffe beimiacht, voa denen 
ilunnt ist, doss sie die menschliche Gesandfaeit zu lerBtSreo geeignet 
Wird mit Zachthaus Ton fünf bis fun&ehn Jahren begtiall. 

Wegen Bedeckung der Brunnen erging die Verfügung der kur- 
JBchen Begierung vom 10. Februar 1810. Die Circularverßlgung 
'89. Oktober 184.S und 18. Juni 1861 verbietet, dass Zink zu den 
1- und Sangwerken verwendet werden. Flachs- und Hanfrösten 
1 nicht an Flüssen angelegt werden: Gutachten der wissen- 
Qichen Deputation vom 26. Soptomher I82(J; wegen Ableitung 
lieber Abgänge in Flüsse: Verfügung vom 24. Februar 1816, 
1 neuester Zeit sind zahlreiche Untersuchungen über bleierne 
BrieitungsrOhran voa Grabe w und Ho ff mann (Wagner'a Jahr- 
1858. 8.436), Korating ebendaa. 1863. 3; 513, Varren- 
(Dingler's Journal CLXXV. S. 286) angestellt worden, wekhe 
)redo stellen, dass nachtheilige Wirkungen dnrch solche Was- 
1 entstanden sind; b. auch Wagner's Jahrb. 1865. S. 571. 

IV. Oewerbliclie Anlagen. 

Jle gewerljlichen Anlagen nnd öffentlichen Anstalten, sowie 
azn gehörige Personal stehen unter Aufsicht des Staates. 
Eövörderst gehören hierher: I) das Eegulativ über Beadiäfti- 
jngendlicher Arbeiter in Fabriken vom 3. März 1839: 

<r EUTÜokgeloglein nennten Lebensjahre darf ITiemand in einer Fkbrik 
li Berg-, Hfitten- und Pecbirerken su einer regelmässigen Bescbäf- 
angenoiomen worden, 

. !■ '■ 

"Wer nach nicht einen dreijährigen regelmäBsigen ächuluDterrichl; ge-i 
Uieen bat, oder durch ein Zeugnisa des Schul vors tan des nachveiset, dass 
et (eine Muttereprache geläufig lesen kann und einen Anfang im Schreiben 

Simacht hat, darf tot zurückgologtem sech^Eohnten Jahre lu einer aolcbea 
Mcbftftiguug ja den genannlan Anstalten nicht ungonoiDinen »erden. 

Eme Auanahme hierron iat nur da gestattet, wo die Fabrikhorren dmoti 
Errichtung und Unterhaltung von FabrikEchulen den Unterricht der Jungen 
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Arbeiter Bichcrn. Die Beurtheilung, ob eine solche Schule genflge, gebührt 
den Regierungen, welche in diesem Falle auch das Verh&ltniss swischM 
Lern- und Arbeitszeit zu bestimmen haben. 

§. 3. 

Junge Jjeute, welche das sechszehnto Lebensjahr noch nicht znrftokgelegt 
haben, dürfen in diesen Anstalten nicht über zehn Stunden t&glich beschlf- 
tigt werden. 

Die OrtspolizeibehOrde ist befugt, eine Torübergehende Verl&ngeniBg 
dieser Arbeitszeit zu gestatten, wenn durch Naturereignisse oder UnglfidES- 
flLlIe der regclm&ssigo Gcschäflsbetrieb in den genannten Anstalten unter- 
brochen und ein Termehrtos Arbeitsbedürfhiss diMlureh herbeigefthrt wor- 
den ist 

Die Verlängerung darf täglich nur eine Stunde betragen und darf hSeh- 
Btens nir die Dauer von rier Wochen gestattet werden. 

J. 4. 

Zwischen den im rorigon Para^phen bestimmten Arbeitsstunden ist 
den genannten Arboitom Vor- und Nachmittags eine Müsse Ton einer Vier- 
telstunde und Mittags eine ganae Freistunde und zwar jedosmal aneh B^ 
w^ung in £rei^ Luft tu gew&hren. 

§. 5. 

Die B«#ch]U'tiping solcher jungen Leute Tor 5 Uhr Moigeni nd 
nach ^ l'hr Abend», so wie an den Sonn- und Feiertagen, ist giailkk 
nntenagt. 

2) Pio AbändoruniTon dain vom 16. Mai 1853: 

Die im $. 1. de^c R^^latir« rom 9. Min 1S39 (Geseti Sammln^ 
1$&^ S^xt«' l>6Kerw&hntip Be»chiftiping jngendlidier Arbeiter ist im 
1. •'^c^; iNv ar. rur nafh furüc^^^Jegtem sehnten, rom 1. Juli 1854 an BV 
mA r&TÜcl^Jo^n eK^n. und rom 1. Jn!: 1S55 aa nur Baeh mrüekge- 

Vovr. 1. Ola.-Vr InSS ab ctrfn: ;cn^ Lmte unter sucluielin Jahren 
K": «^n :m $ 1. 3f« Iw^laiivr p^a^^tec ^TmtaHfTi nicht weiter baMfatf- 
t^ WKWT . wtpr.r ihr Vsasr o3er V Ancnnd don Ari»eitgeber aidit du IB 

•"^cpmA^K^ At^^mwc ^tTTTT. K» STIL ^«lucDdesai TieReluitoB Leben^ahn 
t^-1w>. T1L7 Mv>i* :^D3fT. W onr. nt f . 1. des Bqgnlatits gedaditen Ab- 
K:&;«rT. >«mi«-'>JL^^ w-irsw« : ft:r dMwCii»: pen^ ein, in dieee AibialifW^ 

S.V.>rr ^nrci. üir Ax:f.^.hn.n^ d*eMr 2>«!(^n]nu^g bereits besteheaden Ai- 
Mai>»<»r. ^ff p>thi^ ArSi^iSf^kraf^. fntrjtpoL w^rdeoi. so ist der 'if™"*— • ft j 
KaiMM»'. (rf«nf»-Vy< i:T<r. ^ftpT1Cv-0)f \r^m ermfcfihtagt. im K ia ie m ehmen wSi \ 
tf^ATT VirrnMc <ffc V ni9rrru'?hi»an^jf^vrEnh«iii«E «af biisrinBiUi Zeit AusnsbBW 

TW i^a«'*> ^ 4 ^iv Iß^^üu.«^ 4i<«r. -iq^cmdiisiMiii Ariieiseni in gewibronatf 
Vi««v ^^r ^intv ^ io'-^.^:«riin4v > n**» vnc >ariunittaj>f wird snf je eine kiAe 

."^v Tir $ s 4i<* K<yr.iiir-irv au ,*• rVr Mnqpn» bis 9 Uhr Ab»* 
•^■w;tiytat*,^: •,»! ,\*-»iv.-*M .14*' *! a^'sft-i«): ^rtrÄ« «c' r-t riir MngeBS bii SVi 
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Jede nnter rorstehende Bestimmungen fallende Besch&fUgunff jugend- 
Ikher Arbeiter muss von dem Arbeitgeber zuvor der Ortspoliceibehörde an- 
j^emeldet werden. In Betreff der, beim Erlass dieses Gesetzes bereits be- 
sdi&ftigten Arbeiter ist diese Anmeldung binnen rier Wochen zu bewirken. 

%. 8. 

AuBserdem ist der Arbeitgeber rerpflichtet, halbjährlich der Ortspolizei- 
behOrde die Zahl der beschäftigten Arbeiter unter sechszehn Jahren an- 



3) Die CircülarverfÖgung vom 18. August 1853: 

In Bezug auf die AusftLhrung des Gesetzes, betreffend einige Ab&nde- 
langen des Beg^lativs vom 9. M&rz 1839 über die Beschäftigung jugend- 
licher Arbeiter in Fabriken, Tom IG. Mai d. J. (Ges. -Samml. S. 225} wird 
die Königliche Begierang auf Grund des $. 12. dieses Gesetzes, so wie des 
J. 10* des erwähnten Begulatirs^ mit folgender Anweisung yersehen! 

I. 

Snn&diBt ist ftlr eine roUstandige Uebersicht derjenigen Anstalten Sorge 
lu tragen, welche den Vorschriften des Gesetzes unterliegen. Entstehen 
Zweif<u darflber, ob eine Anstalt unter das Gesetz fällt, so ist vor AUem 
' die Art und der Zweck der Beschäftigung der jugendlichen Arbeiter sorg- 
"ftHig zn prüfen. Ergiebt sich hierbei, dass ein festes, die gesammte Aus- 
Inidung der jugendlichen Arbeiter zum selbstständigen Betrieb eines G^ 
fdiäftes, bezweäendes Lehrrerhältniss nicht Statt findet, so ist das Gbseta 
' nr Anwendung zu bringen. Im entgegengesetzten Falle kommen in Be- 
treff des Schulunterrichts nicht die Vorschriften des Gesetzes vom 16. Mai 
d. J., sondern die allgemeinen Bestimmungen über den Schulbesuch zur 
Aiwendong. 

Letateres gilt auch ron der Beschäftigung jugendliafaer Arbeiter ausser- 
halb der Fabruationsstätten , namentlich bei dem Feld- und Gartenbau zu 
I'ibrikationszwecken, wie z. B. zur Bübenzuckerfabrikation. 

Treten in solchen Fällen besondere Gefahren ftlr den Schnlbesudi ein, 
w empfiehlt es sich, dnrch Polizeirerordnung^ auf Grund des Gesetses 
vm 11. März 1850> die Arbeitgeber ftir den Schulbesuch der Arbeiter da- 
dnrdi yerantworüich zu machen, dass ihnen ftlr jedes während der Schul- 
itonden ohne Erlaubniss der Ortsschulinspektoren TOn ihnen beschäftigte 
adolpflichtige Kind eine Strafe angedroht wird (vergl. Amtsblatt der K5- 
i^l^icuen B^erung zu Magdeburg 1852 S. 65> der Königlichen Begienug 
' n Merseburg 1853 S. 40). 

Die Tollständige Uebersicht über die bezüglichen Anstalten zu gewinnen, 
^Mi durch die Vorschriften der §§. 7. und 8. des Gesetzes wesentlich er- 
«chtert Die hier erwähnten Anmeldungen sind von den OrtspolizeibehOr- 
^ in einer Liste einzutragen, welche nach g. 8. fortzuführen und am Jah- 
iVBBchlnss der Königlichen Begierung abschriftlich einzureichen ist. 

U. 

Bei jeder Anstalt, welche dem Gesetz vom 16. Mai d. J. unterliegt, ist 
Sil prüfen, ob dieselbe 

A. in baulicher, 

B. in sittlicher Hinsicht und 

C. in Beziehung auf die Art der Arbeit und deren Einfiuss auf dia 
Gesundheit 

*^Qionderer Anordnungen bedarf. 

14 
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Zu A. find die Bau- nnd SMiit&tsbeamien der Kreise und Beiirke ro 
beauftragen ({. 7. des Gesetses rom 12. Februar * 1850 y Ck»eti-SaBmihm(^ 
1850 S. 46)» bei Gelegenheit ihrer amtlichen .Reisen , unter Zusiehung der 
Foliaeibehörden, die betreffenden Lokal it&ten in Augenschein au nehmen und 
demn&chst der Königlichen Begiemng dasjenige yorsutraffen, was, in Berfld[- 
sichtigung der Yorschriften des GeseüEes^ su Anseigen oder Vo^sdülgen An« 
lass bieten möchte. 

Wenn hierbei mit Bdcksicht auf die FOrsdrge für die Srhal&uiff deirOe» 
suodheit der jugendlichen Arbeiter Aenderungen in schon bestehendta Loki- 
lit&ten Air unerl&sslich erachtet werden, so hat die Königliohe Bcigierang 
Ar deren Ausführung in angemessenen Fristen, nöthigenfiüls im Wege d<r 
administrativen Exekution su sorgen und nach Befinden der Umst&nde einsi- 
weilen die Besch& ftigung der jugendlichen Arbeiter in soldien nngesuttdes 
B&umen zu tinteitegen. Als notwendig erschien, soweit sie irgend 'aus- 
führbar sind^ besonders solche Einrichtungen, welche die £rhahl^lg veiiter 
Luft in den Fabrikräumen und die Beseitigung sch&dlicher Einflfisse der 
K&lte oder Hitse bezwecken. 

Mit besonderer Sorget sind neue BaupUne dieser A^ ^M^. prQfen und 
nach den erforderlichen Anweisungen zu ▼eLrolist&ndigen. 

Bedarf eine Anlage, in welcher jugendliche Arbeiter beschlftigt wertlsn 
sollen, nach den VorschnfUn der.gg. 27» seq. .der Ailgenieineii Oewor)«- 
ordnung einer polizeilichen Konzession , so ist bei Erthcolung derselbe ssf 
den Inhalt dieser Anweisung Rücksicht zu nehmen. 

Zu ß. ist zu prüfen, ob nnd weldie besoiidere Gefahren ,nao|i der IMor 
der speziellen Yerh&ltnisse in sittlicher Beziehung den in einer. Ans^h. be- 
schäftigten Jugendlichen Arbeitern drohen. Solchen Ge&hren ist mit Ener- 
gie entgegenzutreten. Im Allgemeinen sind hierbei folgende Rtkcksidi^ ca 
beobachten. . ^ ' .. .^ 

1) Die Besch&fUgung der Kinder in Gemeinschaft mit Erwaciiksenen ist, 
wenn dies mit, dem Fabrikbetrieb Tereinbar ist, zu. yerhüten. oder..dQdijo 
viel irgend möglich zu beschränken, jeden&lls aber, wenn sieb djes^be.aiflit 
Tormeiden lässt, von den Fabrikanten sorgfiÜUg zu beanniciitigen. Idsm- 
sondere ist « darauf zu sehen, dass». wo es sich irgend Termeidea. lässig HSd- 
chen unter 16 Jahren nicht mit Knaben oder .Mäni^ei^ gleidu^eitig in^dep- 
selben Räumen arbeiten; die Cigarrenfabriken und Buchdruckermen bedftnen 
hierbei besonderer Aufmerksamkeit» 

2) Es darf nicht geduldet werden, dass, wo jugendlich^ Arbeiter, ge#- 
thigt sind, der Entfernung von der elterlichen Wohnung nalber , auSseiba^ 
der letzteren zu übemadbten , in denselben Schlafräi^nett i gloic^eitig Per- 
sonen yerchiedenen Geschlechts Aufnahme finden. Qie Konaqssion sifr Ter- 
miethung solcher Schlafstellen darf nach §. 49. der Allgemeinen Geweil)e- 
Ordnung nur unbescholtenen und TöUig zuTerlässigen Personen ertheüt mor- 
den. Die Aufnahme jugendlicher A/beiter darf nur. unter Genehm^gofig 
ihrer Eltern oder Yormünder stattfinden. 

3) Der Yerkehr der jugendlichen Arbeiter auf dem "Wege nach und tob 
der Fabrik wird der besonderen Fürsorge und Ueberwachung der f&r jedes 
Ort zu bildenden Aufbichtsorgane zu empfehlen sein. 

Zu C. muss sorgfältig erwogen werden, welche Besch&fkigangen' l&r jo* 
gendliche Arbeiter überhaupt nicht geeignet sind und daher. ftU*. letztere gäoi' 
Bch yerboten werden müssen, und welche Yorsichtsmassivgeln döthig 6^ 
scheinen, um den schädlichen . Folgen zulässiger Beschäftigungcai yotkabea' 
gen. Die Königliche Regierung ist auf Grund des Gesetses, vom 11. 1^ 
1850 behigt, sowohl allgemeine als spezielle Anordnungen in dieser Befie* 
hung zu erlassen. 
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Bei der VeTschicdenartlgkeiC der Besch&ftigungBneiBc, seibat Kr eine und 
ÜMelbe Alt der Arbeit, laesen eich bierübet Ar alle Fälle gQltige Tor- 
lehrifien nickt ertheilen. Im Allgemeinea bemelkeD irir Folgendes: 

1) Die Be«ilxer solcher geverblicber Anstoltea , in denen jugendliclie 
Afbeiter beacbüftigt «erden, und in welchen der Betrieb Staub aufi-est, oder 
die Arbeitsrantne mit der Oesundheit nach tbeil igen Stoffen erßillt, aiad an- 
inhnlKui^ aotche Torkf^rnngsa' zu treffen. Welche ^;eeignet sind, die Circu- 
iHion der frischen LuA eu lichern. Wo dies auanahmaKeise nicht ausföhr- 
bar ist oder wo die Verbesserung der LuA auf diesem Wege nicht lu er- 
idchen ist. ist i^r Abiflaung der jug^dlltrhen Arbeiter hl aUgoroessenen 
SwUcbenrSumen lu sorgen,, 

2) Bio Beacli&itigung solcher Arbeiier mit giftigen Stoffen ist nur in 
u ireitizu gestatten, als, selbst bei Versehen uns Ucgesobiok oder Unror- 
lidiligbelt eine Gefahr Cur Oesundbeit oder Leben nicht zu besorgen ist. In 
dlner Beciebung kann die BuschMligung jugendlicher Arbeiter mit Handha- 
buig geiriseer iJtoSa, namentlich giAiger Farben, gani unteraagl oder an 
IwtUmmle, genau eu konlrolirende Bedingungen und Vorschrülen geknüpft 

3) Eine BeschKAIgung jugendlicher Acheilet in dauernd gebückter Stel- 
hmg ist nicht pbne solcbe Torkehmogen zu gestatten , nelche emer Ver- 
bfimmung des Rückgrates oder sonstigen Xa«hthetlen für die Oesundbeit 
Mglichat vorbeugen. 

Die Aufs ich tsorgane haben «ich von Zeit tu Zeit toh der BeachtttBg 
itr gegebenen Voisoiirtllen zu überzeugen und der Efiniglicheu ßegierung 
Uer das Ergebnis« der Reviniansn Bericht zu erttatten, 

" " ' ' ^^■ 

' Der Schulbesuch der jugpndlidien Arbeiter ist in Gemaeaheit des Ge- 
Mtes Tom 16. Mai d. J. nunmehr folgen dergestalt lu ordnen: 
" A. Die Bchnl Pflichtigen Kinder dürfen fortan täglich nur sechs Stunden 
Mct^&ftigt nerden aod müssen tilclich wenigsten» drei Stunden Sch)ilunter- 
4At erhalten. Dieser Onterriobt kann in besonderen, auf Soaten der Fa- 
fcHtBtiUB zd errich^nden Fabrikscbulen oder in afFentlicheti Elementarschu- 
le ertheilt werden, ist aber in beiden Fällen so zu regeln, dasa für ^e am 
Yatnittag arbeitenden Kinder de^ Unterricht Nachmittags, nnd Rlr die Nach- 
Uttw« arbeitentirin di>r Ubtmtehl!' Vermtttags 'eiiheilt wird. Die Anordnung 
Jtr Zeit und Stunde bleibt im Üebrigen, je nacl^ den speziellen Ortliohen 
TeihallniBsen, der B^flniglichen Hederung Oberlnssen; jedenfalls muss aber 
Ümr gesorgt werden, diss bti die Fabrikscbulen, dbm Erlkss todi 9- Oktober 
ISSl (Minist -Bl. S, 250) gemäss, in jeder Beiiehung diesolhen Anfordemn- 
ifm gestellt werden, wie an die flffentlichcn Schuten. 

V"'-'- Äuuiahmeri roh' der Vorschrift des g. 4. können 'nÄch dem zweiten Ali- 
fc'tosaelbeh Bttar Ton uns bewilligt werden, sobald bereits bestehenden 
iutalten durch die Ausführung dieser Bestimmung die nOthige Arbeitskraft 
jMiDgeD werden würde. Diese Anträge werden aber stet« irobl su .prüfen 
ni ancb 'litir dann zn berflckaicfatigen sein, wenn die Fahrikhesitzer sich zur 
BsricbUing ron Pabrikschnlen auf ihre Kosten bereit erklären und die Un- 
lerricfataatunden in diesen Schalen täglich der Pabrikarbeit Torangeben. 

B. Pflr die aus der Schule entlassenen Rinder ist die Einrichtung ron 
ITaehhÜireschnlen in bet&idem. Es hat zwar nicht Angemessen erscheinen 
keimen, eitien gesetzlichen ZWan^ zur Efnrichbnfl; oder Hnm Boanch. «olcher 
ittnien einzufahren, da nur bei williger nud eitriger Tbeilnohme und Mit- 
rirbung der Arbcitgoher , der Eltern der arbeitenden Kinder und der Be- 
^en ein g«1eh säeihed Oieser Kaohbtdibsehulen bd ' erwarten' steht, allein 
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um 80 mehr muss Seitens der Behörden der g^ute Wille der Betheiligten 
angeregt und der Segen ihnen Torgehalten werden, der ftür Alle «u der 
Förderung solcher Schulen erwachsen muss. 

Was die Zeit betrifft, so ist auch f&r diese Schulen die Benutzung frfther 
Morgenstunden sehr zu empfehlen» keineswegs aber zu gestatten, dass sie ai 
Sonn- und Festtagen während der Stunden des öffentlichen Gottesdienstes, 
es sei Vor- oder Nachmittags, gehalten werden. Die Königliehe Regierung 
hat hierauf Ihr besonderes Augenmerk zu richten. 

4) Der Circularerlass vom 12. August 1854: 

Die Zusammenstellung der auf die Beschäftigung jugendlicher Ar- 
beiter in Fabriken, Berg>, Hütten- und Pochwerken bezüglichen Vorschrif- 
ten, welche nach §. 3. des Gesetzes Tom 16. Mai y. J. den Arbeitsbftchem 
Yorzudrucken ist, ist, wie wir hierdurch anordnen, nicht nur den König- 
lichen Bergbehörden des Bezirks, sondern auch dem Vorstände eines jeden 
Berg-, Htltten- oder Pochwerkes in demselben zur Kenntnissnahme mit- 
zutheilen. Dasselbe gilt Ton allen Polizeirerordnungen , welche kfinftig 
auf Grund des Gesetzes vom 11. März 1850 in den einzelnen Bezirken 
von den Provinzialbehörden erlassen werden möchten, um die Beschäfti- 
gung jugendlicher Arbeiter nach Anleitung der CircularreHÜgong Tom 
18. August V. J. (Minist.-Bl. S. 198.) weiter zu regeln. 

Wenn dergleichen Verordnungen in Betreff der in Berg-, Hütten- vA 
Pochwerken vorkommenden Arbeiten und Beschäftigungen erforderlich 
werden, so hat die Landespolizeibehörde, welcher auch IQr diese Anstalten 
die Ausführung des gedachten Gesetzes vom 16. Mai y, J. nnd die B»* 
anfsichtigung des Verkehrs der jugendlichen Arbeiter durch ihre Organs^ 
namentlich durch die nach §. 11. des Gesetzes etwa zu bestellenden Fa- 
brikeninspektoren, obliegt, vor dem Erlass dieser Verordnungen sich des 
Einverständnisses der betreffenden Königlichen Bergbehörden zu versiehern. 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist indessen bereits als fostatehend 
anzunehmen, dass jugendliche Arbeiter vor dem vollendeten 16ten Lebens« 
jähre in den Gruben (unter Tage) nicht ohne Nachtheil für ihre Gesnad' 
heit beschäftigt werden können. 

Auch ist das sogenannte Haspelziehen und das^Karrenlaofen auf iBr 
steigenden Bahnen unter den Arbeiten über Tage als schädlich für der- 
gleichen jugendliche Arbeiter zu bezeichnen. 

Wir bestinunen daher auf Grund des §. 10. des B^gfolativs im 
9. März 1839 und des §. 10. des Gesetzes vom 16. Mai v. J^ dass dar- 
gleichen Beschäftigungen nicht weiter geduldet werden sollen« 

Sofern in dem dortigen Bezirk ein Anlass hierzu vorliegt» ist dieie 
Bestimmung durch das Amtsblatt bekannt zu machen und die Uebertretmg 
derselben auf Grund des Gesetzes vom 11. März 1850 mit Strafe S9 h»" 
drohen. 

An Stelle der $$. 27 und 28 der Gewerbeordnung ist das Ge- 
setz Yom 1. Juli 1863 getreten, betreffend die Errichtung geweilh 
lieber Anlagen: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preussen eto., ver- 
ordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtags, für den ganzen Uift- 
fang der Monarchie, mit Ausschluss der Hohenzollemsohen Lande, wts 
folgt: 

§.1. Zu den gewerblichen Anlagen » welche einer besonderen peh- 
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Beben , GenehmiguDg bedürfen (§. 26. zu 1. der Allgemeinen Gewerbe- 
dnang'yom 17. Jftnnar 1845.); Bollen für jetzt gerechnet werden: 
L Schiesspulverfabriken, Anlagen zur Feuerwerkerei und zur Bereitung 
Ton Zlindstoffen aller Art, Gasbereitungs- und Gasbewahrungsanstal- 
ten, Anlagen zur Bereitung von Braunkohlentheer, Steinkohlentheer 
und Koak, sofern sie ausserhalb der Gewinnungsorte des Materials 
errichtet werden, Porzellan-, Fayence- und Thongeschirr - Manufak- 
turen, Glas- und Russhütten, Kalk-, Ziegel- und Gypsöfen, Anlagen 
sur Gewinnung roher Metalle und Rostöfen, Metallgiessereien , so- 
fern sie nicht blosse Tiegelgiessereien sind, Hammerwerke, chemische 
Fabriken aller Art, Bchnellbleiohen, Fimisssiedereien, Stärkefabriken, 
mit Ausnahme der Fabriken von Kartoffelstärke, Wachstuch-, 
Darmsaiten-, Dachpappen- und Dachfilzfabriken, Leim-, Thran- und 
Seifensiedereien, Knochenbrennereien, Kochereien und Bleichen, 
Talgsehmelzen , Schlachthäuser, Gerbereien, Abdeckereien, Pou- 
dretten- und Düngpulverfabriken, imgleichen durch Wasser bewegte 
Triebwerke (Mühlen etc.) jeder Art ($. 11.). 
IL Dampfkessel, sie mögen zum Maschinenbetriebe bestimmt sein oder 
nicht (§. 12.). 
Bei allen diesen Anlagen macht es keinen Unterschied, ob sie nur 
; den eigenen Bedarf des Unternehmers oder auch auf Absatz an An- 
"e berechnet sind. 

}. 2. Zur Errichtung neuer Anlagen dieser Art (§. 1.) ist die Geneh- 
pmg der Regierung erforderlich. Das Gesuch, welchem die zur Br- 
iterung erforderlichen Zeichnungen und Beschreibungen beigefügt wer- 
I müssen, ist bei dem Landrath, wenn die Anlage innerhalb eines Stadt- 
drka errichtet werden soll, bei der Polizeibehörde desselben anzubringen. 
J. 6. Die Regierung hat hierauf das Gesuch nach Anleitung des §. 4. 
1 mit Rücksicht auf die Erheblichkeit der auf angebliche Nachtheile, 
Güiren und Belustigungen (§. 26. 1. der Allgemeinen Gewerbeordnung) 
l^rÜDdeten Einwendungen zu prüfen und nach dem Befunde die Genen - 
jgang entweder zu versagen, oder unbedingt zu ertheilen, oder endlieh 
1 Ertheilung derselben diejenigen Vorkehrungen und Einrichtungen vor- 
schreiben, welche zur Abhülfe geeignet sind. 

§. 10. Die polizeiliche Genehmigung zu einer der im §. 1. bezeich- 
en Anlagen bleibt so lange in Kraft, als keine Aenderung in der 
ge oder Beschaffenheit der Betriebsstätte vorgenommen wird, und bedarf 
ter dieser Voraussetzung auch dann, wenn die Anlage auf einen neuen 
Werber übergeht, einer Erneuerung nicht. Sobald aber eine Verände- 
Bg der Betriebsstätte yorgenommen wird, ist dazu die Genehmigung der 
igierung nach Massgabe der §§. 2. ff», beziehungsweise des §. 12. noth- 
lidig. Die Regiorunff kann jedoch auf Antrag des Unternehmers von 
r Bekanntmachung (f. 3.) Abstand nehmen, wenn sie die Ueberzeug^g 
winnt, dass die beabsichtigte Veränderung für die Besitzer oder Bewoh- 
r benachbarter Grundstücke oder das Publikum überhaupt mehr oder 
fasere NadhtheUe, Gefahren oder Belastungen, als mit der vorhandenen 
ilage verbunden sind, nicht herbeiführen werde. 

Diese Bestimmungen finden auch auf gewerbliche Anlagen (§. 1.) An- 
ndmigy welche bereits vor Erlass der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung be- 
inden haben. 

Die allgemeinen baupolizeilichen Vorschriften sind in $. 3 der 
mordnnng yom 21. April 1853 erwogen. 
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Demnächst kommt es darauf: an, ob für die A^jusonten Nachr 
theil für ihr Besitzthom oder, fQr ihre Gesandheit entstehen kann, 
selbst ob sie durch. Bauch Nachtheile er£alu:en, oder .diprch Geräusch 
auftauend gestört werden können; namentlich betrifft dies Schulen, 
Kirchen und Krankenhäuser. 

l)ie verschiedenen Anstalten sind in den $$. 27—40 geiuumi 

Yen chemischen Fabriken handelt die Ministerialyerfügong 
vom'^3. Sejitember 1855. ' ; ' 

üeber Anilinfabriken handelt das Gresetz y. 1. Jnli 1865 und 
die Ministerialverfagnnfg Yoni 10. Juni 1865(. Hierin heisst bs sab 
Nr. 4: Die flüssige ArsiBniksäure enthaltenden Laugen, welche bei 
der Fa/brikation der Anilinpräparate entstehen^ de^leiehen arsenik- 
haltige Besidua jeder Art dürfen, weder den Gewässern, durch Qm- 
ben oder Kanäle zugeführt, noch in Senkgruben gel^raf^hi, sondern 
müssen, mit einer hinreichenden Menge Kalk versetzt, eingestampft 
werden. , ' , 

I : :--Tf I-.- 

Dasselbe gilt, yon allen ähnlichen, gleichyiel, ob minerali^heii 
oder vegeta,bijischen Fabrib|tionen (Verf^l^ng yom 0. Juli" 1856):.; 

Aus Yeranlassong ieineB stattgähiibten UpglflcksfUleff , wödütch mehrere 
Menschen das Leb^n verloren haben, wird die Königliche Begiernng auf (Ge 
Gefahre'n aüfhierksam ' gemacht, welbbe bei Anwendurig cfes in den-Gas- 
fabrikeli zum' B.einigen des Leuchtgases , rei^wendeten £4^> "ogenvuiti^ 
Chiskalkes» in den Lohgerbereien ^ unter Umst&nden entstehen kÖnnen.^^Dieser 
Kalk entwickelt bedeutende Mengten WksserstbiOTgas;' l^olbald '^r mit S&ihe'Üi 
Verbindung tritt Dies ' geschieht , wenn alte algenutiEte LohbrOhe ^ Weleft^ 
bekanntlich mehrere organis<^fl( Säuren enthält, sich ' mit .Gaskalk misofit. 
Es ist daher, wenn zum Enthaäreti der Hätttc/ Gaskalk an^i^etlAet werdet! 
soll "— wAs an und ftLrsich ohne Beeinträchtigung der Gesui^dheif der 
Arbei^ei: geschehen kann, insofern nur die Gruben im Freien, d. h. nicht in 
abgeschlossenen Räumen angelegt sind; 'io dass ein glenügendeAr LtrA^edbael 
stattfinden kanü' — darauf tu. halten, dass jede' Yermischu^ff di^er Flüssigr 
keit mit saurer Lohbrühe vermieden werde. Demgemäss ist hej der B&>- 
richtiing Von Geirbereieih dahin zu 'sehen, ' dass die KkÜgrtitien ih. gehöäi' 
Entfernung von den Lohkasten angelegt und dass YorrichtungeD- Betro&eB 
werden, welche, jene Vermischung zu rerhindjBrn geeignet sind. Bei den 
Betriebe des Gewerbes darf Güskalk dach dessen GehnTüch 'nitt 'abgehntiter 
(saüreir) Lohbrühe nicht zusammengeschüttet werden. 

Da sich die Gasanstalten mehr, und mehr verbreiten und d^dureSi dff 
Gaskalk vermehrte. Anwendung finidet, so wird' die K^igiidie 'f^^etn4 
veranlasst, bei Ertheilung der landespolizeilichen Genehntigtmg. 'ni Ldhg^ 
bereien demgemäss- geeignete Bedingungen in die Konzession aufzunehmeni 
auch bleibt derselben überlassen, an den Orten, wo Gerbereien bereits be- 
stehen, und muthaiasslich Gaskalk zur Anwendung kommt, die betreffenden 
Gewerbetreibenden durch die Ortspolizeibehörden auf die ohen erw&boten 
Ge&hren aufinerksam zu machen und zur sorgfältigen Vermeidong der itfcb'' 
theiligen Vermischung anweisen zu lassen. 
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Namentlich sind die Fabriken, in denen Phosphor zu Streich- 
taerzengen verarbeitet wird, berücksichtigt worden in der Verfü- 
ftaig Toita 89. Oktober 1857: 

Nadid«iii wir die in Folge nnserer GircaUrrerfftgiing tob 21. Desember 
.855 eing^iangenen Berichte der Königlicken Regierungen und de« Folizei- 
^iüdiuni hierselbet ttber die durch den Phosphor bewirkten Krankheiten 
Iff Arbeiter in den Zflndwaaren&briken , sowie über die wmr Verhütang 
[Jüer Krankheiten ^etwa getneffenen Einriehtungen einer sorgftltigen Prüfung 
laben unterwerfen lassen, finden wir uns Tennlasst, oei der yerschiedenen 
{eachtnng nnd Bdiandiung, welche dieser Gegenstand in den einielnen Yer- 
«knngsbcairknn bisher erifiüirea hat» in Betreff der Einriehtungen, welche 
nr Verhütang der dnreh Phosphor bewirkten Krankheiten der Arbeiter in 
km Zündwnarenfid>riken ron den Fabeikbcsiizem xu fordern sind. Folgendes 
» bestimmen: 

1) Mit . Bücksieht anf die, bei dem erheblichen Um&ng der Fabrikation 
▼on Phosphorkündhölzem Terii&ltmssmftssig geringe Zahl von Erkran- 

I' -r knngen der Arbeiter -in den Fabriken und mit Bücksicht- darauf, dass 

die Versuche wegen Darstellung gleich bequemer Streichsündwaaren 

aus rotbem Phosphor noch nicht genügend gelungen sind, ist der 

"Anwendung des gewöhnlichen Phosphors zu diesem Zweck snr Zeit 

nicht entgegen sn treten. 

2) Bei Neuanlagen tou Zündwaarenfabriken ist darauf sn achten, dass 
.. die Fabrikgebäude eine möglichst freie Stellung gegen andere be- 
wohnte Geb&ude erhalten. 

3)' Die Arbeitir&ume müssen in denselben zu ebener Erde angelegt 

- werden. * Sie mÜMen eine Höhe von mindestens 15 Fnss haben, g^e- 

r&umig und gewOlbt sein,, und dürfen weder mit Wohnsimmem noch 

mit anderen Gtoschftftsrftnmen in unmittelbarer Verbindung stellen. 

•' 4) -Die betreffenden Arbeiten ^mit Ausschlusa des Schneidens der Hölzer) 

r . müssen wenigstens auf zwei grössere Bäume und einen kleineren 

Baum, welcher am zweckm&ssigsten zwischen beiden liegt, yertheilt 

werden. 

In dem einen grossen Baume werden die Hölzer in die Pressen 

(Bähmen) gelegt In dem kleineren Baum, der ganz aus Steinen 

anfgemauert und gewölbt sein muss, ist der hintere Baum zum 

; TrMkenranm eincuriebten ; in dem rorderen Theile dieser Abtheilnng 

kann die Pfimne zum Schwefel und der Behälter zum Eintauchen in 

: 1' die Zündmaese aifgestellt werden, ftbr den Fall, dass diese Opera- 

" ■ • tionen zu einer Zelt ausgeführt werden , in welches zum Trocknen 

nichts ausliegt. Ist dies nicht ausführbar, so muss für das Eintauchen 

in Schwefel und Zündmasse ein besonderer Baum in der N&he an- 

■ geitttt werden« 

Uk dem zweiten grossem Baum werden die Hölzer aus den Pressen 

V «BBommen und eingepackt. 

■ h) Die Verdampfung cbs Phosphors in Bäumen, in denen sich Arbeiter 

aufhalten, muss so riel als möglich beseitigt, und wo sie nicht ganx 

■ zu Tormeideii ist, muss für schnellen und guten Luffcwieebsel gesorgt 

werden. 

Der Luftwechsel kann nur durdi warme Luftheizung gehörig be* 
wirkt werden. Am besten wird diese im Keller eingerichtet. Das 
Feuer im Heizungsofen erregt einen fortwährenden Zug m dem Sdiorn- 
stein. Die durdi den Ofen im Kdlergewölbe erwärmte Luft ist ia 
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den Trockenraum dorch eine im Boden desselben angebnehtc Oeff« 
nung mittelst Aufrieben eines eisernen Schieben einsulassea und 
dnrcb Yerscbliessen desselben sogleich wieder abzusperren. Nach 
Tollendetem Trocknen wird die warme, mit Phosphordämpfen erftkllte 
Luft dieses Baumes durch mehrere unten im Schornstein angebtadite 
Oeffnungen in diesen wieder abgefOhrt. 

Während der kalten Jahreszeit wird die warme Luft des Hei- 
zungsraumes gleichfalls in die beiden Arbeitslokale geleitet und roa 
dort wiederum entweder nach aussen durch Oeffiiungfen, die sieh 
nahe am Boden in der Mauer befinden , oder durch Kanäle , die ia 
den Schornstein oder unter den Feuerungsrost münden, entfernt. 

Das Zuströmen reiner Luft in diese Lokale muss durch Oeffnen 
der Fenster und Thüren, oder durch Kanäle, welche in der N&he der 
Zimmerdecke einmünden und mit der freien Luft in Yerbiorduog 
stehen, bewirkt werden. 

6) Der Schornstein muss mindestens 30 Fuss hoch sein und ftr den 
Fall, dass das Fabrikgebäude oder benachbarte Gebäude eine gros« 
sere Höhe als 30 Fuss haben, dieselben noch mindestens 5 Fuss 
überragen. 

7) Zur Bereitung der Phosphorzündmasse darf ihierischer Leim durch- 
aus nicht rerwandt werden, sondern es ist an dessen Stelle nur der 
Gebrauch von arabischem Gummi oder Traganth zu gestatten. 

8) Die Bereitung und das Zusammenrfihren der Zündmasse muss in 
einem besonderen, ebenfalls mit hinlänglichem Luftzug yemehenen 
Baume vorgenommen werden. 

9} Die Arbeiter müssen in den Arbeitslokalen einen besonderen Anzug 
haben, den sie beim Yerlassen derselben ablegen und zurücklassen. 
Zu diesem Zwecke muss ein besonderes Zimmer neben dem Fabrik- 

febäude rorhanden sein, in welchem abgesonderte Behälter zum Anf- 
ängen der Arbeitsanzüge und der gewöhnlichen Kleidungsstücke her- 
gerichtet sind. Ehe die Arbeiter dieses Zimmer yerlassen, müssen 
sie sorgfältig Gesicht und Hände waschen und den Mund mit kaltem 
Wasser ausspülen. 

10) Die Arbeiter dürfen in der Fabrik selbst, und ehe sie die Arbeits* 
kleider abgelegt und sich gewaschen haben, durchaus nichts ge- 
messen. 

11) Wenn die Arbeiter die Fabrik verlassen, müssen die Bäume Üglidi 
gereinigt und der Abfall beim Anheizen des Ofens oder auf emem 
besonderen Best, der einen Abzug in den Schornstein hat, yerbrannt 
werden. Abfillle in eine gewöhnliche Ho^mbe zu werfen, darf nicht 

S »stattet werden, 
ie Yorräthe fertiger Zündwaaren sind in eigenen, von den Ar- 
beitslokalen getrennten, feuersicheren Bäumen auftubewaliren , am 
besten in einem unter dem Fabrikgebände befindliohen Keller. 

13) Der Besitzer einer Zündwaarenfabrik hat eine Betriebaordmnig mit 
einer kurzen Belehrung für die Arbeiter in Bezug auf die smn 
Schutze ihrer Gesundheit zu empfehlenden Yoratohtsmaasregeln za 
entwerfen, ein Exemplar davon jedem eintretenden Arbeiter einzn- 
händigen und desgleichen einen Abdruck derselben im Fabriklokal 
an einer (jedem allgemeinen Arbeiter) zugänglichen Stelle ausza- 
hängen. 

14) Der Inhaber der Fabrik hat die Ueberwaehung des Oeaundheits- 
zustandes der Arbeiter einem Arzte zu übertragen« welcher die Ans* 
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führnng der Yortichtamassregeln zu kontroliren und sowohl die Ar- 
beiter »1b auch den Besitzer auf Torgefondene Mängel aufmerksam 
au machen hat. Ausserdem ist dem Kreis- oder Bezirksphysikus 
der Eintritt in die Fabrik jederzeit zu gestatten, damit dieser sich 
Ton der naohhaltigen Befolgung der yorgeschriebenen Anordnungen 
Ueberzeugung verschaffe. 
15) Zur Kontrolle über den Wechsel und Verbleib der Arbeiter ist der 
Fabrikbesitzer verpflichtet , ein Buch zu fuhren, welches Vor- und 
Zunamen 9 Alter, Wohnort, so wie den Tag des Ein- und Austritts 
jedes Arbeiters enthalten muss. 
16) Für d:e vorhandenen, bereits konzessionirten Fabriken von Zünd- 
waaren können die unter No. 2, 3, 4» 5, 6» 12. in Bezug auf bau- 
liche Einrichtungen bei Neubauten gegebenen Vorschriften nicht 
durchweg massgebend sein, da vorauszusetzen ist, dass die Inhaber 
dieselben mit polizeilicher Genehmigung angelegt und die ihnen bei 
der^n Einrichtung gestellten Bedingungen ertülh haben werden. 
Der Landespolizeibehörde ist indessen unbenommen, die vorhandenen 
derartigen Anlagen nachträglich einer näheren Prüfung zu unter- 
werfen und diejenigen Einrichtungen oder Abänderungen der Be- 
triebsstätte in jedem einzelnen Falle vorzuschreiben , welche die 
Bücksicht auf den Gesundheitszustand der Arbeiter unerlästlioli er- 
scheinen lassen und welche die Umstände auszuführen gestatten. 
Die übrigen in Bezug auf das Verhalten der Arbeiter in den Fabriken 
und auf Ueberwachung des Gesundheitszustandes derselben erlassenen Be- 
stimmungen finden auch auf die bereits bestehenden Zündwaarenfabriken 
Anwendung. 

Die Königliche Regierung veranlassen wir, diese Bestinmiung durch 
das Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntniss zu bringen. 

Die Anlage von Hanf- und Flachsrösten wurde schon durch 
Gutachten der wissenschaftlichen Deputation vom 26. September 
1838 geregelt Eine neue Verfügung vom 22. November 1863 be- 
stimmt Folgendes: 

Zur Abwendung der nachtheiligen Folgen, welche Wasser, in dem 
Flachs oder Hanf geröstet wird, für die Gesundheit der Menschen und 
Hausthiere und die Erhaltung der Fische herbeiführt, verordnen vrir auf 
Grund §. 11. des Gesetzes vom 11. März 1850 Nachstehendes: 

(.1. In Teichen, stehenden Gewftssem, die Fische enthalten oder zum 
Yiehtrftnken benutzt werden, in allen fliessenden Gewässern, so wie in 
stehenden Gew&ssem, die einen Ablauf nach fliessendem Wasser haben, 
darf Hanf oder Flachs zum' Kosten nicht eingeweicht werden. 

(. 2. Vielmehr sind zum Hanf- und Flachsrösten nur WasserbehAlter 
ohne jeden Abfluss zu verwenden. Erfolgt die Wasserfdllung solcher Be- 
Ulter durch Zuleitung aus fliessendem Wasser, so ist diese Zuleitung voll- 
etftndig abzudämmen, bevor das Einlegen von Flaohs oder Hanf beginnt. 

{. 3. Die Anlsge von Hanf- und Flachsrösten in der Nähe von Woh- 
nungen kann wegen der gesundheitsschädlichen Ausdflnstungen des Was- 
sers von der Ortspolizeibehörde untersagt werden gemäss |. 6. des Ge- 
setzes vom 28. Febr. 18i3. 

Dasselbe gilt von Gerbereien, Dannsaiten- und Leim&brikan, 
'Xnochenbrennereien, Gasanstalten n. dgl. 



21ß . ■ Ueber ßchlachtfi^naer. , 

Von besonderem Interesse ist die Anlage der Schlachthäuser. 

Man unterscheidet öffentliche und Priyatschlachthäuser. Letz- 
tere Vedürfen einer besonderen Eonzession, nachdein die Oertlichkeit 
vom Physikus besichtigt und entsprechend gefunden wordem Der 
Hof muss mindestens 24 Fuss lang und breit sein und Zufuhr und 
Zugluft habea* Das Schlachthaus muss mindestens 10 Fusb hoch 
und eben so lang und tief sein, und am besten mit Asphalt ge- 
pflastert werden. Der Fussbod^n muss. starken Fall, wasserdichte 
Abzugsröhren u^d eben solche Senkgruben haben. Die Gm})je muss 
wöchentlich zweimal, im Sommer nach jedem .Schlachttage entleert 
werden. Auch darf kein Wassermangel eintreten. Die YeifÜgung 

vom 5. Mäxz 1855 lautet wörtlich: 

*■ 

1) Der Hof muss eine gerftmnige Zufahrt haben und mindestens 24 
Fuss lang und breit and dem Luftzag sag&nglieh t)der bei Ueberbauungen 
desto weiter sein. 

2) Im Schlachthause muss fUr Ventilation gesorgt sein. 

' S) Dasselbe mas6 mindestens 10 Fuss hoch, ebeh so tief als lang sein. 
.4) Pas Schlacfathauß muss mit Steitfen oder Asphidt so. gepflastert 
seii^ dass keine Flüssigkeit in den Boden eindringen kann. 

5) Der Fussboden muss starken Fall, wassermohie Abztigsrt^iren und 
dichte Senkgruben haben. 

6) Die Wände müssen rein sein. 

7) Die Grube ist wöchentlich wenigstens sweimll, im Botteiaer nach 
jeder Schlachtung zu entleeren. 

8) Es muss zu allen Zeiten hinreichend fliessendes Wasser yorhan- 
oen sem. 

Femer zu beachten ist die Verfügung der Eegierung zu Königs- 
berg vom 20. November 1811, welche vom ^Polizeipräsidium zu Ber- 
lin im Jahre 1817 wiederaufgenommen wurde: 

1) Nicht nur ^as Schlachten des grossen, sondern äueh des klein« 
Viehes , namentlich der Kälber , ßchafe und Schweine zum Verkaufe dei 
Fleisches, soll an keinem andern Orte» als auf den Schlachthöfen ^ gesciho- 
hen, woselbst zugleich die erJTorderlichen' Anordnungen wegen' 'der Unte^ 
snchung.des Gesundheitszustandes des , Schlaohtyie)ies zu tr^^en seien. 

,2) Die' noch bestehenden. PriTatschUichtereien zum FleÜBchandel wer- 
ben zwar noch beibehalten , da sie der täglichen Revision des für den 
FleißQhiparkt angestellten Fleisc^beschauers unterworfen sind; die Inhaber 
dersell^en dürfen aber bei strenger Ahndung kein Stück Vieh eher schlack- 
%eii, als bis die Besichtigung desselben durch den Fleischbeschauer erfolgt 
und der Gesundheitszustand des St^fichtiriehes anerkannt |at. . 

3) Die noch bestehenden Priyatschlächtereien sollen sofort eingestellt 
werden y wenn die Polizeibehörde eine solche Massregel beim Ausbruche 
einer seucbenartigen Krankheit für nöthig hält. 

4) Diejenigen, welche yon da ab den Schlächtereibetrieb anfangen 
wollen, müssen sich entweder wegen Benutzung der öffentlichen Schlacht- 
höfe mit dem Schläehtergewerke einigen, bevor ihnen das PoliseiatteBt 
zum Gewerbescheine ertheUt werden kaüun, oder wenn mehrere ein gemein- 
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aßlio^ea 8,cbitichtbaii» erbauen «olloa, diu dazu be«ljmmte OebSude mi- 
Tor pdlixeiKcb untenuahen iBssen. Im letzteren Falle miisaeu dieeelben 
gloh lUgleicb verpflichten; die KirsteD eur Untcrbaltung cinea polizeilich 
■DElutdl^Dden YiehbeEchBuers vi tragen. Letzterer bleibt dann dafllr ver- 
antwortlidi, doss kein 8tüek Tieb, dessen QesuDdheit zweifelbaft ist, ge- 
ECÜlacIitet werde, 

5) War gegen fliese Anordnungen innerhalb der Stadt eine PriTat- 
eeblKchterei nen einrichtet, hat die Untersagung des Oeirerbee nnd eine 
Geld- oder. QeDliigniasgtrsfe zu gewärtigen. 

6) Ancb aneaerhalb dar Stadt foü keine ScbUphterei ebne Anord- 
nnng dar Untcraucbung des G es undbeilszu Standes des SchiHcbtviehea ange- 
legt werden. 

Als Bätuulichkeiten SfTeDtlidior Schlachthäueer sind zn empfeh- 
len: 16 gleich ^osse, 4 grössere und 18 kleinere Schlachtkainniem 
nebst dem damit verbundenon Schlachthof, 1 Sohweineschlfichterei, 
2 Eindviehställe, 1 Talgküche, 1 Gebäude zura Reinigen der Ein- 
geweide, 1 Eiskeller, 1 grosses und 1 kleines Beamten wohnhaus, 
l.^Wachtstnbe fQi die Feuerwehr, 1 Steuer- und Bureangebäiide, 
die nOthigen Schweine-, Kälber-, Hammol- und Pferdeställe, sowie 
«in^e Eemisen zu unvorhergesehenen Zwecken, Die Bedflr&iias- 
d'^ge inuss über Üie' Grösse dieser Räumlichkeiten eutsclieidäii. 

Fönende wissenscbaftliche Gutachten und Arbeiten dürften hier 
zur Nachachtung iu oilipfehlen sein: 

Gutachton der wissenach. Deput. wegen Anlage eines Kalk- 
ofeiiB Casper's V.J.-Schr. B.JU. 'Heft 1. 8. lOSj Gutachten über 
Loimfabrikation Ic. Bd. VI. Heft 1. S. 104j über Leimsiede- 
cBie-n.fTouBeckerl.c.Bd.XI.Hft.a. S.,2U; Pappenheim, .Ueber 
Talgsohmelzereien, Knochenkoche reien und Fimisssiedereien, Mo- 
uateschrift für Sanitätspolizei U. V. 9. S. 297; über Hanf- und 
FlachsrÄsten das Gutachten der wissensch. Deput. vom 28. Sep- 
tember 1Ö38, Simon und Rönne Bd. U. S. 53; Gutachten über 
Knocheukohlen-Wiederbelebungsöfeu, in Casper's Y, J.Schr. 
Bd. tL S, 291 ; über die Zulässigkeit der Anlage von Steinkohlen- 
gas-Bereitungsanstalton I.e. Bd. I, Hefts, S. 298; über 
Coakeöfen 1. o. IV. S. 118; über die Nacbtheile der Anlage Ton 
Fabriken von Zinnsalz IV. S. 220; die Anlage einer Bleizucker- 
and Essigfahrik XI. S. 105;' die Anlage einer Darmsaiten- 
fabrik XH. S. 311; Sanitätspoliiei der Eisenhütten XX. S. 105; 
Flachsrösten in sanitätspolizeilicber Beziehung XX. S. 265; über 
Gerbereien und deren Hachtlieüe für die Gesundheit IX. S. 217; 
Latrinen und Mistgruben TTTT, S. 378; Schlaobtbäuser, 
JJffentiiche XTV. S, 199, i» Pmatlofedea HL, 8. 171; Anlage von 
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Seifensiedereien X. S. 213; Nachtheile der Anlage von Ziegel- 
öfen IL S. 314; Einrichtung Ton Zündwaarenfabriken TTTT. 
S. 170. 285. 310; Schrootgiesserei in der Nähe einer Brauerei, 
Scherf's Arch. Bd. ü.; Schnellbleichen von Lentze inv. Hom's 
y. J. Sehr. Band m. Heft 1. S. 1; Hanf- und Flachsrösten, 
Kraus' Zeitschrift für gerichtl. Medizin und Gesundheitspflege 1866, 
Nr. 1 U.2; Kohlenmeier, Henke's Zeitschrift 1836 Heft 4. S.244. 

V. Neubauten und Wohnungen. 

Dieselben stehen unter Aufsicht der Sanitätspolizei, resp. der 
Physiker, Besondere Vorschriften über Wohnungen enthält Tii 10 
des Gesetzes vom 11. März 1850, aus dem wir Folgendes hervor- 
heben: 

§. 87. Die zu Wohnungen bestimmten Gkbäude oder Gebändetheile 
müssen so angelegt und aus solchem Material ausgeführt werden, dass sie 
hinl&nglich Luft und Licht haben, trocken und der Gesundheit nicht nach- 
theilig sind. 

§. 88. Alle zum^ täglichen Aufenthalt ron Menschen bestimmteil 
Wohnräume müssen in neuen Gebäuden wenigstens 8 Fuss und wenn 
solche in vorhandenen Gebäuden neu angelegt werden, wenigstens Vit 
Fuss lichte Höhe haben. Alle Wohn- und ächlafräume mit weniger als 
9 Fuss lichte Höhe müssen zur Herstellung eines gehörigen Luftwechsels 
und passenden Einrichtungen und mindestens mit Fenstern zum Oeffnen 
in hinreichender Zahl und Grösse mit von innen zu beizenden Oefen yer- 
sehen sein. 

|. 89. Kellergeschosse dürfen nur dann zu Wohnungen eingerichtet 
werden, wenn deren Fussböden mindestens einen Fuss über dem höchstea 
Wasserstande, deren Decken aber wenigstens 3 Fuss über dem Niveau der 
Strasse liegen. §. 89. der Baupolizei-Ordnung für Berlin. Auch müssen 
die Mauern und Fussböden solcher Wohnungen gegen das Andringen vjiä 
Au&teigen der Erdfeuchtigkeit geschätzt werden (Casper Y. J. Sehr. V' 
1. S. 43). 

§. 90. Wohnungen in neuen Häusern oder in neuerbauten Stockwe^ 
ken dürfen erst nach Ablauf von 9 Monaten nach Vollendnng des Eob- 
banes bezogen werden, wird eine frühere wohnliche Benutzpng der ^P^ 
nungsräume beabsichtigt, so ist die Erlaubnisa des Polizeipräsidiunis nach- 
zusuchen, welches nach den Umständen die Frist bis auf 4 Monate nna 
bei Wohnungen in neu erbauten Stockwerken bis auf 3 Moiuite ermäs0^* 
gen wird. 

üeber das Yer&hren bei üeberschwemmungen in Bet»^ 
auf Wohnungen sind besondere Vorschriften im Stra%eaetEbuch eit" 
gangen: 

$. 290. Wer mit Gefahr für das Leben Anderer yorsätzlioh ei^^ 
Ueberschwemmung yerursaeht, soll mit zehnjähriger bis lebenslänglicl'^ 
Zuchthausstrafe, und wenn in Folge der Ueberscbwenminng ein Mens^ 
das Leben Terliert, mit dem Tode bestraft w^en. 
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(. 291. Wer mit gemeiner Gefahr ftir das Eigenthnm, jedoch nicht 
mit Gefahr für das Leben Anderer, Tors&tzlich eine Ueberschwemmang 
Temraacht, soll mit Znchthans yon ffinf bis zu zwanzig Jahren bestran 
werden. 

$. 282. Gegen den, welcher eine solche Uebersehwemmung (§. 290. 
nnd §. 291.) Tors&tzlich, aber nur in der Absicht yerursacht, sein Eisen- 
tham vor Gefahr zu schützen, soll auf G^f%ngniss nicht unter zwei Jahren 
«rkannt werden. 

§. 293. Wer eine Uebersehwemmung durch Fahrlässigkeit verursacht, 
wird nut Gefftngniss bis zu sechs Monaten, und wenn in Folge der Ueber- 
schweicmung ein Mensch das Leben verloren hat, mit Gtoftngniss von zwei 
Monaten bis zu zwei Jahren bestraft. 

$• 301. Wer Torsätzlich Wasserleitungen, Schleusen, Wehre, Deiche, 
Dftmme oder andere Wasserbauten oder Brücken, Fähren, Wege oder 
Schutzwehre zerstört oder beschädigt, oder wer in schiffbaren Strömen, 
FlfisBen oder Kanälen das Fahrwasser stört, und durch eine dieser Hand- 
Imagen Gefahr fllr das Leben oder die Gesundheit Anderer herbeiführt, 
wird mit Gefängniss nicht unter drei Monaten bestraft. 

Hat in Folge einer dieser Handlungen ein Mensch eine schwere Kör- 
perverletzung (§. 193.) erlitten, so tritt Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, 
und hat in Folge einer dieser Handlungen ein Mensch das Leben verloren, 
«ihijlhrige bis lebenslängliche Zuchthausstrafe ein. 

Liegt einer solchen Handlung Fahrlässigkeit zum Grunde, und ist da- 
durch ein Schaden entstanden, so ist auf Gefängniss bis zu sechs Mo- 
BSten, und wenn in Folge derselben ein Mensch das Leben verioren hat, 
auf Gefftngniss von zwei Monaten bis zu zwei Jahren zu erkennen. 

Femer die Yerfiagong der Begierong zu Koblenz vom 27. De- 
lember 1819. 

Die Ansstattong der Wohnimgen mit grünen Tapeten ist 
untersagt durch die Yerf&gung der Begienmg zu Arnsberg vom 
14. Juni 1860 und des Polizeipräsidiums zu Berlin vom 9. Septem- 
l)er 1860. 

Um Feuchtigkeit der Wohnungen zu untersuchen, kann 
nm Terschiedene Methoden anwenden. Man stellt innerhalb des 
Wohnraumes eine gewisse Menge Chlorkalk auf und schliösst Fen- 
ster und Thüren; dann stellt man eine gleiche Menge Chlorkalk an 
einem geschützten Orte der freien Luft in einiger Entfernung von 
^^m Gebäude auf und man wird sehen, wie der Chlorkalk hier und 
^ort Feuchtigkeit anzieht (Pappenheim Bd. n. S. 165 Art. Luft), 
*arc d'Espinös (Casper's V. J. Sehr. Bd. Vm. 1855. S. 120) 
*^hlÄgt hierzu frisch gebrannten Kalk vor. 

Jede Luft in Wohnungen ist schlecht, die mehr als 1 auf 
^OOO Vol. Kohlensäure hat. 



ün^fic^BAlle vod Eslamiateii. Zeiehnt de« Tedea. 



Tl. Ungltlcksfälle nsd KalMmtftten. 

Die Rettung Yemüglückter ist voi^esehen in den %$. 149. 151. 
739. 7S2— 791 der Eriminalordnuag; . 

Die ältesten Verordnungen sind: das Edikt vom ,15. NoTember 
1775, das Publikandom vom 1. März 1794 und vom 20. OH^ IUI. 

Das Publikandum.voin 13. Januar 1787 ertheüt Unterricht n»- 
geu schleuniger Uettung verunglückter Personen, und ebenso dat» 
der Eegiening zq Koblenz vom 2, Februar 1817. 

Als besondere Kennzeichen des unzweifelhaft eingetretenen 'Pc>r 
des worden angogeben; ' ■^* 

Ij wirklicher Leichengeruch; ' - 

2) Ausfallen der Hornhaut oder des dori^baichtigen nutden Th» 



3) Eerausfliessen faulender Säfte ans allen TheUen dos- EiAptr^W 

4) das grünliche oder schwärzliclie Anlaufen' dtfs ünteHeibg; 

5) das Abgeben des. Oberbäutclieus an mehreren Stellen ,\ 
dem matschigen' Anfühlen der Haut. 

. Das letzte Zeichen ecschemt am spätesten.,, und es wird< nicibn 
nötbig sein, dasselbe abzuwarten, wenn die vier ersten verbunden 1 
aufteeten. In solcber. Form sollen BeerdigungsaMeste ausgestellt sein I 
(Circnlarverfögung vom 17. August 1827), 

In dem Sclwuia des Berliner Polizeipräsidiums über die Zei(^eii J 
des Todes heisst es meist; „Die gewöhnlichen etc." 

Die Frist, nach Ablauf welcher eine Leiche beerdigt Werdw J 
dar^ beträgt 72 Stunden (Yerftlgung der 'Regierung zu Danrig IW J 
14. November 1824, Ministeridteskrtpt vom 13. November 1827) t* | 
die Rheiuprovinz gilt Art. 76dea Code 'Napoleon. ' ■• '■ ' 

Femer gehört hierher §.345 des Strafgesetzbnchfi : 

' Wer d^n poliKeiticbeQ AnordnUDgell' über' idrelligie BeertIig4Hgea''t^ I 

gegett bsndelt,! wird piti Geldbusie ^i» eh Ain&ig Th^«rti Qdfr.Qe^Ap* 1 

bia za sechs Wochen bestrait. ^, I 

Das CoUegium med. et sanijt hat inj Jahre 1794 nocli folgm^ | 

Todeparten Ijervorgehoben, bei denen, eine 



1) Diejenigen, welche in heftigen Anföllfin von Nervenkrank' j 
heiten, als wie ScHagfluss, Starraucht, fallender Sucht oder in »"■ f 
deren Krämpfen, nach heftigen Leidenschaften, nach Beraascbu»*'"! 



! 
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nach heftigen Schl&gen auf weiche, sehr empfindliche Theile (Hoden, 
Xopf etc.) plötzlich erfolgen. 

2) Diejenigen, welche vom Genuss oder Anwendung betäuben« 
der Oifte oder Nahrungsmittel veranlasst werden. 

3) Diejenigen, welche nach starker Verblutung oder, anderen 
starken Ausleerungen erfolgen. 

4) Diejenigen, welche durch grosse Schmerzen erfolgen. 

5) Diejenigony. welche nach schweren Q«burten erfolgen. 

6). Diejenigen, welche durch erlittenen Hunger veranlasst wer- 
den , Ite^opderß wenn die Eräfto des Körpers heftig angestrengt 
wurden. 

7) Pliejenijgen, welche nach übermässigem Essen und Trinken 
eintreten. 

8) Diejenigen, welche durch Erstickung erfolgen. 

Für die Wiederbelebung scheintodt geborener Kinder werden 
Bettungsprämien nicht bewilligt; es gehört diese vielmehr zu den 
Pflichten der Geburtshelfer und Aerzte (MihisterialVerfÜgung vi&m 
3LMärz 1863; Preuss. Med. Ztg. 1863. Nr. 15). 

Auf dem Standpunkt des Marshall -Hall*schen Yerfohrenä' stisht 
folgende amtlich empfohlene Belehrung: 

Die Behandlung Yerunglückter bis zur Ankunft des Arztes etc. Im 
amüich(3n Auftrage herausgegeben von Müller. Verlag v(m En^Un. 

Berlin 1865. 

1. Dnrch Scheintod«. .... 

Mab stelle den Ertnmkefien nicht auf den Kojpf; sondern lege ihn 
(wenik irgend 'die Witterung es gestattet) in freier Luft auf einet Unter- 
hge Ton Decken oder Kleidnngmtficken anf den Banch; reinige seinen 
Mvaidf befreie ihn, besonders am Habe und an der Brost, yon aUen engen 
Kleidangsstficken. 

Wende ihn, den Kopf nnterstützend, anf eine Seite, reise die Nase 
^irdh Schnnpftaback oder Salmiakgeist; kitzle den Schlund mittelst eines 
^derbartes; reibe Brust und Gesicht warm, bespritze Beides' mit kidtem 
Wasser. ' 

Zeigt sich keine Spur von Athem, so bringe man den Körper wieder 
^ die baucblage, schiebe ihm ein zusammengerolltes Tuch oder Klei- 
^gsstQck unter die Brust und den einen, seiner. Aijne unter das Qesicht 

Während der Bauchlage flbe man mit der Hand einen gleichmftssig 
Btftrken Druck auf den Rücken zwi'^chön den Schulterblätter. ' 

Wende dann votsichtig den Körper 'vviefdcr auf eine Seite und etwas 
^ttttber hinaus; dann wieder rasch auf den Bauch, 

Ditoe Wendungen, bei denen einer der Hülföleistenden deü Kopf un- 
^JBTstützt» wiederhole man etwa 15 Mal in der Minute und zwar biud auf 
^e eine, bald auf die andere Seite. 
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Gleichzeitig ^nche ein Gehülfe Torsichtig die Httnde und Füsse zu 
trocknen nnd den Körper allmählig von den nassen Kleidern su befireien. 

Stellt sich nach einigen Minuten keine Spar Ton Athem ein, so legt 
man den Körper auf den Bücken auf eine etwas aohrige Flftche, so das« 
der Oberkörper höher liegt, schiebe nnter Kopf und Genick ein zusammen- 

gerolltes Kleidungsstück, zieht die Zunge* aus dem Munde hervor und er- 
ftlt sie in dieser Laae entweder dordi Festhalten oder durch ein um 
Kinn und Zange gescblangenes Band. 

Der, welcher die weiteren Versuche leitet, stelle sich dann hinter den 
Kopf des Ertrunkenen, ergreife beide Arme desselben dicht über den Ellen- 
bogen, siehe sie sanft, aber fest aufwärts über den Kopf des Ertrunkenen, 
hafte sie so 2 Sekunden lang aufwärts gestreckt. 

Führe sie darauf wieder abwärts und drücke sie sanft, aber fest, zwei 
Bekunden lang gegen die Seiten der Brust Dieses Auf- und Abwftrtsführen 
der Arme wiederhole man etwa 10 Mal in der Minute so lange, bis 
Athembewegungen bemerkbar werden. 

Sobald der Verunglückte zu athmen beginnt, lasse man ihn ruhig in 
der Rückenlage yerharren und suche Wärme und Blutumlauf lu ft^rdeni, 
indem man die Glieder aufwärts stark mit Tüchern reiben lAsst, an Hen- 

frube und die unteren Körpertheile Warmflaschen legt und den ganzen 
örper in Decken oder in Betten warm einhüllt 

Erlangt der VerunglOdcte die Fähigkeit zu schlacken , so lasse msn 
ihn Ton Zeit zu Zeit ein wenig erwärmtes Wasser mit etwas Wein oder 
Branntwein, oder auch Kaffee oder Thee trinken. 

Die Versuche müssen unverdrossen (wenn es nöthig ist. Stunden laut) 
Ibrtgesetst, und dürfon dann erst eingestellt werden, wenn zunehmende 
Kälte und Blässe des Körpers den Tod andeuten. 

Ein warmes Bad darf nur auf ärztliche Verordnung gegeben wodo. 

2. Durch Erhängen und Erwürgen. 

Vor Allem löse man das Band, mit dem der Hals umschnürt ist! 
Jedoch vorsichtig, damit der hängende Körper nicht herabfällt ! 

Dann bringe man den Körper in eine sitzende Stellung, im Freien 
oder bei offenen Thflren und Fenstern. 

Löse alle engen Kleidungsstücke. 

Bespritze Gesicht und Srast mit kaltem Wasser , mache kalte Uo- 
schltt^e um den Kopf, reinige Mund und Schlund und kitzle den Sdixd 
mit emem Federbarte, halte Salmiakgeist an die Nase, lege Benfieige m 
die Waden. 

Ist ein Heilgehülfe zugegen, so mache er einen Aderlass. 

Bürste die Fnsssohlen, reibe die unteren Gliedmassen mit wollenen 
Tüchern oder mit Senfspiritus; brenne auf der Brust ein mit Spiritoi b^ 
feuchtetes Läppchen ab und tröpfle Siegellack auf die Brust 

Zeigt sidb keine Spur von Athem, so mache genau dieselben Wen- 
dungen des Körpers und Bewegungen der Arme, wie sie bei Ertrunkenen 
Torgeschrieben sind. 

3. Durch Ersticken in schädlicher Luftj 

Der Erstickte muss sofort in reine Luft gebracht werden. 

Ist Kohlendunst oder ausströmendes Gas die Veranlassung, so ftffi>® 
man den Ofen oder schliesse das Gasrohr und bringe den Verunglückten 
sofort in ein anderes Zimmer. Wo dies nicht angeht, öffne man ^ 
Thüren und Fenster! 

Befindet sich der Erstickte in Brunnen, Lohgruben, Schachten, Ab- 
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tnRlen oäei tat anderen anterirdiBchea Orten, so mDse mcficlist anter- 
werden, ob ein hinabgelassenes brennendes Licht verlilsebt. 
.,t dies der Fall, so dsif dei Uaxim riebt eher betreten werden, bis 
k brennendes Stroh oder abgobranoteit Pulver, binabgeschüttoses Kalk- 
"" c Laftsog die Luft möglichst vorbesaert ist. 

■HUBS der Beltondo mit höchster Vorsicht hinabsteigen. Er bo- 
3 sieb Mund und Nasa mit einem Schwamm oder Tuch, in Kalk- 
VMMt tfetränkl, oder binde einen Schlauch vor den Mund, dessen anderes 
Ende oben an d*r Luft bleiben muss. Er befestige um seinen Leib einen 
Bfrick, mittelst dessen er selbst im Fall der Gerahr herausgezogen wer- 
den kann. 

Sobald der Erstickte in freier Luft sich befindet, so lege man ihn 
Ulf den Kücken, mit erhöhtem Kopf, reinige Mund und Sahlund mit 
Viaaor, boaprenge krBflig Gesicht und Kopf mit kaltem WaBder, macha 
ftAs üebergiesBungen und verfahre weiter ebenso wie bei ErhSngten und 

Hbt ein Beilgchlilfe zugegen, so mache er einen Äderlass. 
^^na gehören leider die Erstickungen durch Kohlen dunst, Teranlasst 
^Rb in Mhen Verschluss der Ofenklappe oder durch den Gebrauch Toa 
BHenbecken, zn den bHuSgsten Unglücks^lenl Wenn nicht Ranch 
der eigen th Bmlich er Geruch vorhanden sind, so glaubt Mancher, dia 
Ofenklappe sei nicht zn früh geschlossen. Dieser Irrtbum bat schon Vie- 
Ini das Leben gekostet! Der Eohlondnnst entwickelt sich aus den nicht 
ndfirig ausgebrannten Kohlen, auch ohne dass Rauch und Gemcb im 
^miller sich bemerkbar machen. Br tödtet am sichersten den Scblafenderi. 
^Br auch der Wacbende wird oft so pl5lzlicb von der vergiftendea Oe- 
Vlll des Koblendanstes ergriffen, doss er zwar den dumpfen Kop^hmers 
tt die znnohmende Betäubung noch Hihlt, aber nicht mehr die Eiaft 
^ 'em Qitte zu entfliehen, sondern bald das Bawnalsein ganz verliert, 
imntod fallt nnd ohne schleunige Hülfe seinen Geist anfgiebt. 
laiche Gefahr, wie der zu fr&he Schtuss der Ofenklappe, bringt das 
Bite Versehliesaen einer Gasrohre, wovor bei dem immer mehr stn- 
^den Qebranch der Gasbeleuchtung in Wohnbäusorn nicht genug ge- 
k weiden kann. 

Ke Gefahr durch ausslrümendes Leuchtgas beschränkt sich überdies 
fwd den Baum, in dem das unverschlossene nnd schadhafte Eohr 
BtSudat, sondern das Überaus Süchtige Gas kann auch weiter in die 
Abarten Bllume eindringen und den hier Schlafenden Gefahr bringem 
~ a welchen mutbmasslicii ausgestiümtes Gas sich befindet, 

, mit Licht au betreten. 



4. Dur< 



. Ersobüttn 

■ie hei ErbHngten 

5. Nougebo 



Bode 



ErdrUcka 



r Kindci 



t ihr die Behandlung des 



ie Hebeamme zugegen i 
natodt Geborenen in überloe-ien. 

äebeamme nicht anwesend, so bringe man das Kind fUr 
» Augenblicke in ein warmes Bad und reinige ihm hier zugleich den 
" -n Sohloim. 

I 1(^0 man es in ein orwILrmtos Tuch gehüllt mit dem Bauch 
n Tisch, bringe einen Arm desselben nnier die Biim und halte daa 
len so, dass der Mund nicht auf dem Tuche aufliegt. 
r Huh einigen Sekunden rollt man das Kind auf die Seite, 
15 
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Dann -wieder zurück in die Bauchlage. 

In der Bauchlage drückt man den Rücken und die Seiten der Bnut 
mit den flachen Händen gelinde nach oben zusammen. 

Zugleich läset man den Körper mit dem warmen Tuche reiben. 

Diese Wendungen des Kindes nach dem Bauch und der Seite, bald 
nach der einen, bald nach der andern, wiederholt man mehrere Male rasdi 
nach einander. 

Dann bringt man das Kind wieder auf einige Augenblicke in das 
warme Bad und begiesst den Kopf mit kaltem Wasser. 

Wenn das Kind noch nicht zu athmen beginnt, so macht man tob 
Neuem die Wendungen des Körpers, bis das Kind athmet, oder aber zor 
nehmende Kälte und Blässe den Tod anzeigen. 

6. Durch Erfrieren. 

Der Erfrorene darf nicht in ein geheiztes Zinmier gebracht werden. 

Man entkleide den Körper im Freien oder in einem kalten fiaame 
Toifichtig und bedecke ihn leicht mit Schnee, so dass nur Mund und Nase 
frei bleiben. 

Wofern Schnee nicht vorhanden ist, bedecke man den Körper mit 
kalten, nassen Tüchern. 

Werden die Glieder beweglich , so mache man leichte Reibungen mit 
Schnee oder kalten, nassen Tüchern. 

Erwärmt sich der Körper, dann bringe man ihn in ein kaltes Zimmer, 
in ein ungewärmtes Bett. 

Beginnt der Erfrorene nicht Athem zu holen, so verfahre man mit 
den Wendungen des Körpers und Bewegungen der Arme wie bei 'Sa- 
trunkenen. 

Erwärmende Getränke dürfen nur bei fortschreitender Besserung T0^ 
sichtig und allm'ählig gereicht werden. 

Die Rettung gelingt oft dann noch, wenn der Verunglückte schoa 
viele Stunden lang erstarrt gewesen ist. 

7. Durch Blitzschlag. 

Das Vergraben in Erde ist verwerflich! 

Der Verunglückte darf nicht erwärmt werden. Daher entkleide man 
ihn in frischer Luft, bespritze das Gesicht mit kaltem Wasser, mache kalte 
XJebergiessungen über den Kopf, reize die Nase durch Salmiakspiritos, 
kitzle den Schlund mittelst eines Federbartes, gebe kalte Klystiere, mache 
Reibungen des Körpers und lege Senfteige. 

Ist ein Heilgehülfe zugegen, so mache er einen Aderlass. 

Zeigt sich keine Spur von Athem, so mache man die WendoogeD 
des Körpers und Bewegungen der Arme, wie sie bei Ertrunkenen vorge* 
schrieben sind. 

Die Belehrungen über das Verhalten bei Vergiftungen, bei 
Verletzungen, Verbrennungen, Anwesenheit fremder Kör- 
per in den natürlichen Oeffnungen des Körpers, können wir, ald 
aus der ärztlichen Praxis bekannt, hier füglich übergehen. 

Lieblosigkeit soll öffentlich bekannt gemacht werden CVerföguDg 
vom 24. Juni 1788 und 2. Februar 1821). Wegen KettungsmedaUlen 
und Prämien confr. die VerfQgung vom 23. September 1833. Kö 
Beschaffung von Eettungsapparaten ordnete die Eegierung zu Lieg" 
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nitz unterm 26. April 1823 und das Ober-Bergamt zu Bonn unterm 
11. Februar 1821 an. 

Ausserdem sollen zu bestimmten Zeiten Belehrungen erladsen 
werden, wie sie sich gerade schicken; so im Winter wegen Er- 
stickung durch Kohlendunst, im Sommer wegen Yorsicht beim Ba- 
den; zur Zeit des Weihnachtsmarktes wegen Anwendung schädlicher 
Farben (Verfügung vom 28. November 1800, 15. November 1822 und 
5. November 1861), wie sich dies gerade nach dem Verkehr und 
dem Standpunkt der Wissenschaft eignet. 

Die Ausrottung von Giftpflanzen befiehlt die VerfQgung der Ee- 
gierung zu Liegnitz vom 24. Oktober 1836, und über Gartenge- 
wächse handelt die Verfügung der Kegierung zu Köslin vom 23. Ja- 
nuar 1817. 

VII. Das Beerdigungswesen. 

Hat nun der Staat für die Lebenden gesorgt, so muss er auch 
über das Leben hinaus, also für den Todesfall, Sorge tragen, und 
Tor Allem, dass kein Lebender oder, wie man gewöhnlich sagt, kein 
Scheintodter, sondern nur wirklich Todte beerdigt werden, und dass 
den Lebenden aus der Gemeinschaft mit Todten keine Gefahren und 
Hachtheile erwachsen. 

Belehrungen über die sicheren Zeichen des Todes enthält die 
Verfügung vom 31. Oktober 1794. 

Die gesetzliche Beerdigungsfrist ist festgesetzt A. L.E. 
Th.n. Tit. 9. §§. 184—186 und 761-761. 

Für die Landbewohner heisst es in den §§. 474 — 476 A. L. E. : 

Der Pfarrer znuss sich nach der Todesart erkundigen und dem Todten- 
P&ber aufgeben, bei der Einlegung der Leiche in den Sarg und bei dessen 
^^''B^Idagung gegenwärtig eu sein. So lange es noch im Geringsten zweifel- 
te ist, ob die angebliche Leiche wirklich todt ist, muss das Zuschlagen 
fa Sarges nicht gestattet werden. 

Femer das Reskript vom 2. März 1827. 

Leichenpässe werden von den Ereislandräthen ausgefertigt 
(A.O. yom 16. Mai 1857), nachdem der Kreisphysikus die Leiche 
^tersucht hat. Ueber den Transport von Leichen auf Eisenbahnen 
Ofthe §. 36 des betreffenden Reglements für Eisenbahnen. Die Be- 
fiWenmg einer Leiche wird nur verdeckt in einem besonders dazu 
IWBtimmten Güterwagen zugelassen. Der Fahrpreis ist der für Wag- 
ßww erster Klasse. Die Leiche muss sich in einem luftdicht verr 

15* 
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schloBsenen Kasten befinden. Eb wird voransgosetzt, dass die mt 
Beförderung erforderliche polizeiliche Erlaubniss na«hgewieaen ist 
In' dieser Beziehung aollen für die aus dem Auslände in und durd 
daa Inland zufahrende Leiclie der anawärts ausgestellte Leichsn- 
pass genügen, in sofeni die Regierung des diese Täsao auesW- 
lenden Landes die deshalb ausgestellten Leicbenpäase fär die in 
Eede stehenden Transporte als genügend annimmt. Für Cholars- 
leichen soll kein Pasa ausgestellt werden (Verfügung vom 24. Jir 
nuar 1866, Ministe rial Verfügung vom 18. März 1859, VerfOgui^dw 
E^erung la Marienwerder vom 6. Januar 1860 und der Eepenmg 
zu Koblenz vom 1. März 1828), 

Die Entfernung der Kirchhöfe von bewohnten Orten mnsa min- 
destens 1000 Schritt betragen, und der Boden darf nicht dorchla»- 
send sein. 

Das Grab muas 5—6 Fuss tief sein, so dass 3 Fuas Erde über 
dem Sarge ist. Kalk- und Sandboden sind am geeignetsten, ffie 
Entfernung der Gräber von einander muas mindestens 1 Fuss be- 
tragen. Ueber den Beerdigungstumua entscheiden lokale Er&lh 
mngen; unsere Begierungen haben einen Tumua von 12 (Koblen^i 
bis zu 30 Jahren (Arnsberg) angenommen. 

Die Grösse, Ausdehnung eines Kirchhofs kann nnr von iK 
Volksmenge und der notorischen Sterblichkeit abhängen. Bei 10,000 
Einwohnern, 3 Prozent SterbUchkeit und einem Turnus von 12 Jahroi 
würde dies 300 x 35 x 12 = 126,000 Qnadratfass sein. Bei den 
Städten, die voraussichtlich eine hohe Vergrössening zu erwarten 
haben, kann ein Drittel zugelegt werden, Gemeingräber sind 



Auf Oruad des g, 5. äee Oosotzes Ober die PoIiEeiverwalnuig 
11. M&rz l&äO wird nach TorherigDr Berathung mit dem Magisuali 
in Betreff des Sirafmasaes mit Zustiiamuiig der ESnigl. Begiecimg NadK 
Btelieiides angeordnet: 

§■ 1. Anf den innerhalb des BtAdtiachen FolixeibezirkB belagOMH 
KiiohhSfen dürfen mebrore Leichen in einem Grabe nicht bealattet werdeOi 
jede Leiche ohne Unterschied mass vielmehr ein heaoDdetea Grab balMk 
Jedes Grab louas so tief gemacht werden, dass der Svgdecfcd 
r ErdoberGüche bleibt, ungeachtet de) BQgdii 
der daa Grab Bchlieaat. 

g. 3. Auf Erb- und Familionbegrabnisne in auflgemauerten nnd ffi- 
scblossenen Gewölben haben die vorBtebenden Bedingungen (§. 2.) koni 
AniTendnng. 

" ■ ,d FamilienbegräbnisBe, welche anageiniiaerte und geschloMeM 
nocb Bo lange benutzt werden, ab A 



OewUlbe nicht haben, dflrfen 
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tur EicriclitiiDg von Qr&hern neben einander Raum bieteo, and sind die- 
Belben den Bestimmungen der gg. I. und 2. unterworfeD, 

g. 4. Todtengrfiber und nniiore Personen, welcbe dieser Verordnung 
nwider Beerdigungen ausf&hroD u. a. w., verfallen in eine Strafe von 
I-IO Tblr. u. a. w. 

g. ö. Die Potiseiveiordnang vom IG. Augu« 1855 wird ausser Kraft 

DaoEig, den 8. Deiember 1863. 

Die Benctzung von Kirchhäfen znr Bebannng kann erst nach 
IQ Jahren erfolgen (Minis terialreskript vom 28. Januar 1830 und 
Verfügungen vom LMärz 1823 und 8. September 1863). 

Die ToätengräbBr sollen Anzeige machen, wenn ein Kirchhof 
mit Leichen öherEüllt ist (VerfQgnng vom 24. November 1819). 

Tm. staatliche Einrichtougen für das Qemeinwohl, 
A. Sorge für Neugeborene. 

Von der unehelichen Schwangerschaft, der Bestrafung der Frucht- 
ttitreibnng, dem Kindermord, der Beerdigung kindlicher Leichname 
wr schon im I.Abschnitt S. 45ff. die Eede. Uneheliche Kinder, 
fti welche weder Tater noch Mutter sorgen können, fallen der Kom- 
Bnme zur Last, da wir keine Findelhäuser haben (A. L. B. Th. IL 
1^19. SS- 9— 31). 

In Berlin ist das Institut der Haltekinder eingeführt durch die 
KsbiuBtsordro vom 30. Juli 1840, die in Erinnerung gebracht ist 
diircti die Polizeiverordnung vom 14. März 1867: 

Durch die Allerhücbste Kabinetsordre vom 30. Juni 1840, publiairt 
inAmlsblatte von 1840Nd. 45, ii^t sngeordnel, dass innerhalb des engeren 
FDÜieibexirkB toh Berlin die entgelllicbe Annahme von FSegekindem unter 
üa Jithrea von palizeilichci Genehmigung abhftngig sein soll. Zugleich 
in lur besonderen Fürsorge fät nolcbe Kinder bieräelbst ein Verein su- 
Mmmengetreten und bestätigt; welcher die Verpflegung derselben beauf- 
dcbtigl und zu dem Ende in jedem Polizeirevier einen Äblboilungsvor- 
■ilieiiden bat. Um die, bisher sehr wobllbälig gewesene, Kontrole dieses 
Vnems mehr, als jetzt der Fall, zu aicbern, wird hierdurch unler Auf- 
h^ung des froheren Publikandums vom 16. Dezember 1340 (^IntelL-Blatt 
voD 131G No. 105) Folgendes verordnet: 

§- 1. Diejenigen Personen, welobo fUr Geld fremde, noch nicht vier 
mn Rite Kinder in Pflege nchnicn wollen , müssen dazu pulizeiliche £r- 
iMboisB nachsuchen. 

S. 3. Diese wird nur sotchea verheiralheten oder ledigen Frauen er- 
^eill, von weldion nach ihren perBÜnlichen Verhältnissen Und nach der 
''''^«baB'eDheit ihrer Wohnungen eine Verwahrlosung des Kindes nicht zu 
"Worgen ist. 

§■ 3. Die ErlaubnisB mnss vor einem etwanigen Wobltnngsweohsel 
*"'* titae naobgeaucht werden nnd wird im PaUe einer Hblen Behandlung 
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des Kindes oder bei einer demselben nacbtheiligen Verändernng der Um- 
stände zurückgenommen. 

§. 4. Zur Begutachtung der Gesuche um die Erlaubniss zur Annahme 
von Pflegekindern bedient sich das Polizeipräsidium des oben gedachten 
Vereins. 

§. 5< Allen durch Erkennungskarten legitimirten Mitgliedern dieses 
Vereins haben diejenigen Personen, welche um eine solche Erlaubniss ein- 
gekommen sind, oder die bereits ein Kind in Pflege haben, Zutritt in ihre 
Wohnungen zu gestatten, auf alle, das Pflegekind betreffende Fragen Aus- 
kunft zu ertheilen und dieses auf jedesmaliges Erfordern vorzuzeigen. 

§. 6. Die an den Revierpollzeikommissarius zu leistenden Meldungen 
von der Annahme oder dem Abgange eines solchen Pflegekindes, muss die 
Pflegemutter jedesmal zuvor bei dem Abtheilungsvorsitzendeii des Vereins 
in ihrem Revier zur Visirung vorlegen und es darf ohne dessen Visa keine 
Meldung im Polizeibureau angenommen werden. 

§. 7. Kontraventionen gegen die Bedtimmungen in §§. 5* und 6. 
werden mit einer Geldstrafe bis zu 5 Thlr. oder verhältnissmässigem Cfe- 
fängniss belegt. Wer Pflegekinder ohne die erforderliche Erlaubniss des 
Polizeipräsidiums annimmt, oder sie bei einem Wohnungswechsel ohne Er- 
neuerung dieser Erlaubniss behält, wird nach §. 177. der Allgemeinen 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 bestraft. 

Berlin, den 8. März 1847. 

König]. Polizeipräsidium, v. Puttkammer. 
Wird zur Nacbachtung hiermit wiederholt in Erinnerung gebracht 

Mit dem vierten Jahre werden sie dem Waisenhause übertra- 
gen, wo sie auch unterrichtet werden. Nach der Einsegnung wer- 
den sie einem Meister übergeben, um irgend ein Gewerbe zu er- 
lernen. 

B. Von der Schule. 

Alle Schulen stehen unter Aufsicht des Staates. Das A. L. B« 
Th. n. Tit. 12 disponirt: 

§. 43. Jeder Einwohner, welcher den nöthigen Unterricht ftlr seme 
Eünder in seinem Hause nicht besorgen kann, oder will, ist schuldig, die- 
selben nach zurückgelegtem fünften Jahre zur Schule zu schicken ; rfllclit 
der Eltern, ihre Kinder zur Schule zu halten. 

§. 44. Nur unter Genehmigung der Obrigkeit und des geistlichen 
Schulvorstehers kann ein Kind länger von der Schule zurückgehalten oder 
der Schulunterricht desselben wegen vorkommender Hindernisse für einig® 
Zeit ausgesetzt werden. 

§. 46. Der Schulunterricht muss so lange fortgesetzt werden, bis ein 
Kind nach dem Befunde seines Seelsorgers die einem jeden Menschen 
seines Standes nothweudigen Kenntnisse gefasst hat. 

Femer Art. 21 der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850. 

Ueber Einrichtung der Schulen selbst dürfte Folgendes 
zu beachten sein: 

Die Schulzimmer müssen wenigstens eine Höhe von 10 FüSS 
haben, an der Sonnenseite liegen, und 6 Quadratfass Flächenraon^ 
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irfte das MinimTiin f&r jeden Schüler sein. Die Heizung ist durch 
ichelGfen ohne Klappen, mit hermetischen Ofenthüren, zu besorgen, 
id es ist auf fleissige Ventilation durch Oeffnen von Fenstern und 
iüren wohl zu achten, wenn die Schüler abwesend sind. Die 
kultische müssen der Sehweite (10—12 Zoll) und der Körpergrösse 
itsprechen; hierüber fehlt es jedoch noch an Instruktionen. 

Ueber die Haltung der Kinder confr. das Begierungsreskript 
om 10. August 1836. 

Die Abtritte müssen die Bücksicht auf Beinlichkeit mit der 
xl Sittlichkeit vereinigen. 

Die Schulffthigkeit beginnt mit dem siebenten Jahre, für 
jymnasien mit dem zehnten Jahre (Ministerialreskript vom 24. Ok- 
»ber 1837). 

Die Schulstunden müssen nach der Jahreszeit früher oder 
ipäter anfangen oder enden. Hierüber fehlt es an einer gesetzlichen 
Bestimmung. Bei 20 Grad B. sollen die Schulstunden des Nach- 
nittags wegfallen. Wie bei ansteckenden Krankheiten zu yerfahren 
Bt, bestimmt $. 14 des Begulatiys Yom 28. Oktober 1835; über die 
contagiöse Augenkrankheit confr. Verfügung vom 11. November 1862. 

Der Turnunterricht ist ein obligatorischer Theil des Schul- 
interrichts (Verfügungen vom 26. Mai und 10. September 1860). 

Vergleiche den Abschnitt „Schule" in meinem Handbuch der 
^nitatspolizei, und einen diese Frage betreffenden Artikel in der 
)eiitschen Klinik; Miller in Henke's Zeitschr. Jahrg. 32 Heft 4; 
^nillaume, Die Gesundheitspflege in der Schule, Aarau 1866; 
(eyer, Die Mechanik des Sitzens, mit besonderer Bücksicht auf 
ie Schulbankfrage in Virchow's Archiv, Januar 1867; Fahnery 
)a8 Kind und die Schule, Zürich 1865. 

Heber höhere Schulen empfehle ich: Bomuald, Gaillard| 
lygi^ne des Lye^es, Colleges et des iniAatutions de jeunes gens, com- 
^ d'aprte les documents les plus autoris^es, Paris 1866. 



Zweiter TheiL 

Die gerichtliche Medizin. 



Erster Abschnitt. 

Gerichtliche Untersuchung (Sectio forensis^ Obdnctio). 

Wir werden uns hier kürzer fassen können, als in der Sanitais- 
polizei, weil wir hier eben nur das anführen zu mäsaen glaubet^ 
worauf der Kandidat zur Prüfung vorbereitet sein muss, und m& 
für die Praxis ausreicht 

Zunächst sollen selbstredend nur Leichname seziri werden. 
Was versteht man darunter? Ein Leichnam ist jeder menacUiohe 
£6rper, der die untrüglichen Zeichen des Todes darbietet oder, wie 
Casper sagt, ein menschlicher Körper, der gelebt hat^ aber nm«' 
mehr todt ist. Ob auch ein Foetus, der noch nicht lebensfähig wOi 
als Leichnam zu betrachten sei, auf welchen z. B. $. 186 des Straf- 
gesetzbuchs angewendet werden könnte, darüber differiren die Anr 
sichten der richterlichen und ärztlichen Behörden (Goltdammer's 
Archiv Juli 1861. S. 449; Sicrzczka in v. Hom's Y. J. Sehr. Idfö* 
Bd. m. Heft 2. S. 263). Ich würde mich dafür entscheiden, jeden 
Eoetus für einen Leichnam zu halten, wenn das Leben in ihm er<- 
loschen ist. 

Nach $. 9 des Begnlativs sollen bei allen Leichen ohne Aus- 
nahme die Zeichen des Todes und dia der schon eingetretenen Ver- 
wesung geprüft werden. Als solche werden bezeichnet: die Leichen- 
starre, die Hautfarbe der Leiche, ihre verschiedenen Yerfarbungoi^ 
durch die Verwesung, und die Todtenflecke. 

Die Leichenstarre ist das letzte Zeichen der frühesten Zeit 
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B Todes; sie beginnt in der Begel 6—8 Standen nach dem Tode 
d verschwindet binnen 36 — 48 Standen; jedoch giebt es hier viele 
umahmen. Sie fehlt na r bei Neugeborenen, die nicht lebens- 
lig waren; am schwächsten ist sie and nar von karzer Zeit nach 
irgiftangen darch Narkotika, am längsten soll sie nach Alkoholi- 
nng bestehen. 

Die Farbe der Haat macht, so einfach es aach erscheint^ 
m Anfanger oft grosse Schwierigkeiten; man sieht Etwas and 
liss nicht, was and wie man es beschreiben solL Im Allgemeinen 

die Haatfarbe jeder Leiche bleich; sie kann jedoch bei Yerbla- 
Qgen bis zar Wachsbleiche varüren and bei Erstickten hellroth, 
sonders im Gesicht and in der Gegend der Oberbmst erscheinen. 
ne grüne Farbe zeigt sich oft schon binnen 72 Standen an den 
küchwandangen and verbreitet sich binnen 5 Tagen über den gan- 
Q Körper and wird dann kapfer- bis krebsroth; namentlich bei 
r feachten Yerwesong zeigen sich, mit Loslösimg der Epidermis, 
isanftreibangen and penetranter Fäolnissgerach. Es ist hier nar 
n den Zeichen der Yerwesang in den ersten Tagen nach dem 
ode die Bede; was binnen Wochen, Monaten geschieht, hängt meist 
m dem Erdreich, von den Medien and anderen Umständen ab, in 
enen die Leiche sich befindet, die man bei Engel, Darstellang der 
lekhenöfiEhangen, Wien 1854; Tschocke, üeber Fäolniss and de- 
m Einflass aof die Sektionsbefonde (Zeitschr. f. Staatszwecke L 424); 
'ftsper, Phanatologie IL S. 19fEl in vorkommenden Fällen nach- 
ddagen kann. Letzterer hat namentiich konstatirt, dass derüteras 
uter den Weichgebilden am längsten der Yerwesong widersteht 

Todtenflecke sind flache, von der einÜEU^hsten Böthe bis zar 
hmkelsten krebsrothen Färbang steigende, kleinere and grössere 
Hecke, welche eingeschnitten (and das darf nie nnterlassen werden) 
Kttia Blnt enthalten. Sie befinden sich stets da, wo der Körper bloS- 
'^f also in der Begel aaf dem Bücken, dem Gesäss etc.; allein 
Ban findet sie z. B. aach aaf Baach and Brast, oder aaf irgend 
^nem seitlichen Theile des Körpers, je nachdem die Leiche bald 
■uich dem Tode aafgelegen hat Was die Todtenflecke aaf der Haat; 
^ sind Hypostasen im Innern, von denen dasselbe gilt Todten- 
lecke kommen nach allen Todesarten, selbst nach Erschöpfongen 
^ Yerblatangen vor. 

Um sich gegen Unannehmlichkeiten der Fäalniss zu wehren, 
kann man i&r jede solcher Sektionen Kreosot oder eine Aaflösong 
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Ton Kali hypermanganicum bereit halten, und arbeite sehr vorsich- 
tig, um sich nicht zu verletzen. 

Schon bei Auffindung von Leichnamen hat der Gerichtsarzt, 
•wenn er zugezogen wird, mancherlei Vorsichtsmassregeln zu beob- 
achten. Praktische Aerzte, welche zufallig zugezogen werden, mögen 
sich wohl informiren und orientiren, damit sie Alles der Wahrheit 
gemäss angeben und, wie es in dem Eide heisst: nichts hinzusetzen 
und nichts verschweigen. 

Man beobachte Folgendes: 

1) Der Ort der Auffindung des Leichnams ist genau zu be- 
schreiben : Beschaffenheit des Bodens, der Erde, am Wasser, sumpfi- 
ger Boden, Schnee, Fussspuren, Blutflecke. 

2) Stellung, Lage und Richtung des Leichnams an sich und im 
Verhältniss zur Umgebung und zu bestimmten Merkzeichen, wobei 
zu beachten, ob der Tod in dieser Lage erfolgt sei oder nicht. 
Kichts darf hierbei als unbedeutend erscheinen, weil man 
vorher nicht wissen kann, worauf es vielleicht bei der Untersuchung 
ankommen dürfte. 

3) Kleidungsstücke nach ihrer Beschaffenheit, Farbe, Stoff an 
verschiedenen Theilen des Körpers, ob verunreinigt, wo und womit, 
ob Blut, Koth, Samen, Schlamm, Sand, ob zerrissen, wo und wie, 
namentlich mit Bezug auf etwanige Verletzungen. Die Entkleidung 
muss mit Vorsicht erfolgen, und zwar am besten erst da, wo die 
Sektion erfolgt. Mit steif gefrorenen Leichen gehe man besonders 
behutsam um. Muss die Leiche von dem Orte, wo sie aufgefunden, 
nach einem anderen Orte gebracht werden, wo die Obduktion e^ 
folgen soll, so geschehe dies so, dass durch den Transport der That- 
bestand nicht alterirt werde. 

4) Gegenstände am Todten oder in der Nähe desselben W 
findlich, besonders Waffen, Stricke, Steine, Trinkgeschirre, Arzneien, 
Beste von Speisen und Getränken, Ausleerungen. Bei Werkzeugen 
ist genau anzugeben, in welcher Art sie in Bezug auf den Leich- 
nam vorgefunden, z. B. Schiessgewehre in der offenen oder gekrOnun* 
ten Hand, Knoten oder Schlingen um den Hals u. s. w. 

5) Selbst ein hoher Grad von Fäulniss darf von der Obduktion 
nicht abhalten, wenn die Möglichkeit vorhanden ist, ein Besultat z& 
erzielen, so sind z.B. Vergiftungen, Verletzungen noch lange Zrft 
nach dem Tode festzustellen. Ist der Arzt bei der Ausgrabung g^ 
genwärtig, so sehe er darauf, dass nicht nur sämmtliche Leichen* 
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Teste, sondern auch etwas von der umgebenden Erde mitgenommen 
werde. 

6) Für die Sektion selbst ist ein geräumiges, geschütztes, hel- 
les Lokal zu beschaffen, wie es die umstände eben am besten ge- 
statten, und sämmtliche Gegenstände, wie sie das Gesetz vorschreibt, 
mfissen vorher in grösster Ordnung und Reinlichkeit in Bereitschaft 
gehalten werden. 

Nunmehr schreiten die Aerzte zur Sektion, welche nach dem 
Eegulativ vom 15. November 1858 verrichtet werden muss: 

L Allgemeine Bestimmungen. 

§. 1. GerichtsHrztliche Besichtigungen und Oeffnungen von mensch- 
Men Leichen dürfen nur auf Requisition der betreffenden richterlichen 
Behörden und letztere nur im Beisein des vollständig besetzten Kriminal- 
gerichts vorgenommen werden. 

{. 2. Die betreffenden Pbysici sind verpflichtet, jede ihnen übertra- 
gene legale Besichtigung einer Leiche selbst vorzunehmen. Ebenso jede 
umen übertragene Oeffnung einer Leiche in Gemeinschaft mit dem gericht- 
lichen Wundarzte selbst auszuführen und' dürfen sich nur in den gesetz- 
lichen Behinderungsfällen durch einen andern Physikus oder Arzt ver- 
traten lassen, 

§. 3. Vor Ablauf von 24 Stunden nach dem Tode, vorausgesetzt, dass 
die Zeit desselben bekannt war, dürfen gerichtliche Obduktionen in der 
Begel nicht vorgenommen werden. Die blosse Besichtigung einer Leiche 
hin jedoch schon früher geschehen. 

§• 4. Wegen vorhandener Fäulniss dürfen Obduktionen in der Regel 
>icht unterlassen und von den gerichtlichen Aerzten abgelehnt werden. 
Be&n selbst bei einem hohen Grade der Fäulniss können Abnormitäten 
md Verletzungen der Knochen noch ermittelt, manche wie noch zweifel- 
bfte Identit&t der Leiche betreffende Momente, z. B. Farbe und Beschaf- 
ftoheit der Haare, Mangel von Gliedmassen u. s. w. festgestellt, einge- 
togene . fremde Körper aufgefunden , Behwangersohaften entdeckt und 
Bindie Vergiftungen noch nachgewiesen werden. £s haben deshalb auch 
^ requirirten Aerzte, wenn es sich zur Ermittelung derartiger Momente 
^ die Wiederausgrabung einer Leiche handelt, für dieselbe zu stimmen^ 
<^ Rücksicht auf die seit dem Tode verstrichene Zeit. 

§. 5. Die gerichtlichen Aerzte haben dafür zu sorgen, dass bei jeder 
^Dktion die erforderlichen Instrumente vollständig und in brauchbarem 
2iBtiiide zur Hand sind. Die gerichtlichen Wundärzte haben Überdies 
iVKdi die Verpflichtung, nach beendigter Obduktion und möglichster Besei- 
%Qiig der ÜJ>gänge, die geöffnet gewesenen Körperhöhlen kunstmässig 
^neder m sobliesen. 

§. 6* Behufs der Obduktion ist für Beschaffung eines hinreichend ge- 
itomigen und hellen Lokals, angemessene Lagerung des Leichnams und 
Be EntfemuDg störender Umgebung möglichst zu sorgen. Obduktionen 
Ml kÜDBÜii^em Lichte sind, einzelne, keinen Aufschub zulassende Fälle 

Xnonuneni unzulässig. Die Ausnahme ist im Protokoll (§. 19.) unter 
imng der Gründe ausdrücklich zu erwähnen. 
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II. Verfahren bei der Obduktion. 

{. 7. Es kann erforderlich sein, zuvörderst den Ort nnd die Umge- 
bung, wo der Leichnam aufgefunden worden ist, auch Arztlicher Seits in 
Augenschein zu nehmen, die Lage, in der der Leichnam gefunden worden, 
an ermitteln und dessen Kleidungsstücke zu besichtigen. In der Regel 
werden zwar die Obduzenten eine hierauf bezfigliche richterliche Requisi- 
tion abwarten können, doch kann es unter Umständen auch angemessen 
sein, dass die Obduzenten bei Zeiten auf die Notbwendigkeit einer solchen 
Voruntersuchung aufmerksam machen. Dieselben sind auch berechtigt, 
über andere als die hier bezeichneten UmstAnde des Todes des Vostoi' 
benen, wenn und soweit dergleichen zur Zeit der Obduktion bereits er- 
mittelt sind, sich Aufschluss von der anwesenden Gerichtsdeputation «t 
erbitten. 

§. 8 Zeigen sich an dem Leichnam Verletzungen, welche muthmas^ 
lieh die Ursache des Todes gewesen, und haben sich Werkzeuge rorge- 
funden, mit denen diese Verletzungen bewirkt sein konnten, so haben die 
Obduzenten auf Erfordern des Richters jene mit diesen zu rergleichen nnd 
sich darüber zu äutisem, ob diese Verletzungen mit diesem Werkzeuge so 
bewirken gewesen und ob aus der Lage und Beschaffenheit der Wunde 
ein Schluss auf die Art, wie der ThAter wahrscheinlich, und auf die Krsft, 
mit der er verfahren, gemacht werden könne. 

§. 9. Die Obduktion zerfällt in zwei Haupttheile: 

A) die äussere Besichtigung (oder Inspektion) und 

B) die innere Besichtigung (Sektion). 

§. 10. Bei der äusseren Besichtigung ist die äussere Besehafren- 
heit des Körpers im Allgemeinen, und die seiner äusseren Tbeile zu un- 
tersuchen. 

Betreffend den Körper im Allgemeinen sind au beachten: Alter, Ge* 
schlecht, Grösse, Körperbau, allgemeiner Ernährungszustand, besondere 
Abnormitäten, z. B. Narben, Täte wirungen , Ueberzahl oder Mangel tu 
Gliedmasseu, Krankheitsresiduen, wie FussgeschwQre u. dgl., welche simmt* 
liehen Momente, namentlich bei Leichen noch unbekannter Verstorbener 
zu registriren sind ({. 21). Femer sind bei allen Leichen ohne AnsnahmO 
die Zeichen des Todes und die der etwa schon eingetretenen Verwesung 
ffcnau zu prüfen. Zu diesem Behufe müssen, nachdem etwaige Besude- 
hingen der Leiche durch Blut, Koth, Schmutz u. dgL durch Ab- 
waschen beseitigt worden, geprüft werden: die vorhandene oder nicht 
vorhandene Leichenstarre, die allgemeine Hautfarbe der Leiche nnd Art 
und Gründe der etwanigen Verfärbungen einzelner Theile derselben durch 
die Verwesung, sowie die Art und Beschaffenheit der Todtenflecke, welche 
durch Einschnitte als solche festzustellen sind, um jede Verwechslung der- 
selben mit Blutunterlaufüng unmöglich zu machen. 

Betreffend die Besichtigung der einzelnen Theile ist Folgendes ta be* 
achten : Bei unbekannten Leichen die Farbe der Haare und Aneen, derei 
Bchilderung es bei Leichen bekannter Personen in der Reg^l nicht bedtrf; 
das etwanige Voriiandensein von fremden Gegenständen in den natfiiliohen 
Oeffnungen des Körpers, die Zahnreihen und die Beschaffenheit nnd Lsg* 
der Zunge. 

Demnächst sind zu untersuchen, der Hals, dann die Brust« der Ünte^ 
leib. Rückenflache, After, Genitalien und endlich die Extremitäten. Fiodet 
sich an irgend einem Theile eine Verletzug, so ist ihre allgemeine Gestalt 
ihre Lage und Richtung mit Beziehung auf feste Punkte des Körpers, &mtf 
ihre Länge und Breite nach rheinländischen Zollen anzugeben« Das Sor 
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diren von Kontinaitfttstreiinong^n' bei der ftusneren Besichtigang ist in der 
Segel fiberflflssig, da siob die Tiefe derselben bei der inneren Besiobtigong 
des Körpers und der verletsten Stellen ergiebt. Halten die Obdazenten 
die yorsiditige Einftthning der Sonde in die Wände f8r erford'irlioh , so 
haben sie die Grtinde fQr ihr Verfahren im Protokoll ({. 19.) anzugeben. 
Bei Torgefbndenen Wanden ist femer die Beschaffenheit ihrer Bftnder und 
Umffebnngen zu berficksiohtigen und nach erfolgter Untersuchung und 
Schilderung der ursprünglichen Wunde dieselbe zu erweitem, um die 
innere Beschaffenheit ihrer RUnder und des Unterhautzellengewebes zn 
prfIfSsn. 

Bei Verletzungen und Beschädigungen der Leiche, die ganz augen- 
scheinlich einen nicht mit dem Tode in Zusammenhang stehenden Ursprung 
haben, z. B. bei Merkmalen *Ton Rettungsrer^ucben , Zemagungen von 
Thieren u. dgl. genfigt eine summarische Schilderang dieser Befunde. 
Ebenso ist es gestattet, bei Blutunterlauflingen, abgeschilferten Hautstellen 
n. dgl., die gleichfalls augenscheinlich nicht mit dem Tode im Zusammen- 
hang stehen, dieselben ihrer allgemeinen G^talt nach, mit bekannten Kör- 
pern zu vergleichen, z B. einem Geldstück, einer Fracht u. dgl. 

§. 11. Bei der inneren Besichtigung sind die drei Haupthöhlen des 
Körpers: Kopf-, Brust- und Bauchhöhle zu eröffnen, in allen Fftllen, in 
welchen von der Eröffnung der WirbelsAule irgend erhebliche Befunde er- 
wartet werden können, ist dieselbe nicht zu unterlassen. In jeder der ge- 
nannten Höhlen sind zuerst die Lage der in ihr befindlichen Organe, so- 
dann etwa vorhandene Ergiessungen von Flüssigkeiten, deren Menge nach 
dem Gewicht zu bestimmen und endlich jedes einzelne Organ Ausserlieh 
und innerlich zu betrachten. LAsst sich im Voraus vermuthen, in welcher 
Höhle sich die Ursache des Todes finden werde, so ist mit dieser Höhle 
der Anfang zu machen, sonst aber mit dem Kopfe zu beginnen, worauf 
dann Brust und Unterleib zu eröffhen sind. Wegen der Neugeborenen 
siehe §. 16. 

$. 12. Die Eröffhung der Kopfhöhle geschieht, wenn nicht etwa Ver- 
letsongen, die soviel als möglich mit dem Messer umgangen werden müs- 
sen, ein anderes Verfahren gebieten, am besten mittelst eines von einem 
Olu" zum andern, mitten über den Scheitel hingeführten Schnittes, worauf 
sodann die weichen Kopfbedeckungen nach vom und hinten herabgezogen 
und untersucht werden. Nachdem alsdann die Oberflliche der knöchernen 
Bchftdeldecke geprüft worden, wird letztere durch einen Sftgenkreissohnltt 
abgenommen und deren innere Fläche, sowie die Beschaffenheit der SchJU 
deumochen untersucht. Hierauf werden die blutfQhrenden GehimhAute 
mcl die Spinnwebenhaut untersucht, sodann durch schichtweises Abtragen 
die Halbkugeln zur Prüfung der Konsistenz und des Blutreichthums des 
grossen Gehirns, etwaniger Ei^sse, eingedranffcner fremder Körper etc.» 
femer die Beschaffenheit der Ventrikel resp. Adergefiechte, das Verhalten 
des Gehimknotens und des verlängerten Markes, die durch mehrfache Ein- 
edinitte za prüfende Beschaffenheit des kleinen Gehirns, worauf endlich 
die Untersuchung der Sohädelgrandfläohe und der Blutleiter erfolgt. 

§. 13. Zur Eröffiinng des Halses, der Brast- und Bauchhöhle genügt 
in der Regel ein durch £e allgemeinen Bedeckungen vom Kinn bis aar 
Schambeinfuge an der linken Seite des Nabels fortgeführter Schnitt. Es 
folgt dann zunächst die Untersuchung des Halses, an welchem namentlich 
der Kdilkopf nebst Luftröhre, der Schlund und die Speiseröhre, die grossen 
Blutgefässe und Nervenstämme und die Halswirbel zu berücksichtigen sind. 
Um auch den etwanigen Inhalt der Verzweigungen der Luftröhre zu prfifoD, 
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ist nach Eröffnung der letzten und der Brusthöhle ein vorsichtiger Druck 
auf die Lungen auszuüben und zu beobachten > ob und welche Flüssig- 
keiten dabei in die Luftröhre hinauf steigen. In Fällen, in denen eine 
genauere Untersuchung des Kehlkopfes erheblich erscheint, ist derselbe 
erauszunehmen und an seiner hintern Seite zu öfinen. 

Um die Brusthöhle zu eröffnen, ist es am zweckmässigsten , zun&clut 
die Rippenknorpel an ihren Yereinigungsstellen mit den Kippen mit Ver- 
meidung von Einstechen in die Lungen zu durchschneiden. Hierauf wird 
das Zwergfell von den untersten Rippen und dem schwerdtformigen Knor- 
pel getrennt, das Brustbein nach aufwärts geschlagen und dessen Hand* 
nahe aus der Verbindung mit dem Schlüsselbein und den Knorpeln der 
ersten Rippe mit sorgfältiger Vermeidung der darunter gelegenen Blut- 
gefässe getrennt. Es werden nunmehr die etwa noch vorhandene Thymus- 
drüse, die Lungen, die Bronchien, das Rippenbrustfell, der Herzbeutel und 
sein Inhalt, das Herz, das so viel als möglich in seiner Lage zu lassen 
ist, und die grossen Blutgefässe untersucht. 

§. 14. Zur Eröffnung der Bauchhöhle wird der bereits gemachte 
Längenschnitt weiter durch das Bauchfell geführt. Hierauf werden die 
Bauchdecken nach beiden Seiten so zurückgelegt, dass der glatte Rand 
der untern Rippen auf beiden Seiten sich dem Auge darbietet. Nach den 
allgemeinen, jede Höhle betreffenden Ermittelungen (§. IL) sind in der 
Bauchhöhle zu untersuchen: Leber, Magen und Darmkanal, Netz und Ge- 
kröse, Milz, Nieren und Harnblase, bei weiblichen Leichen die Gebärmutter 
mit ihren Anhängen, die grossen Blutgefässe und wenn es nach Lage der 
Sache erforderlich scheint, das Bauchfell. Zur genaueren Schätzung des 
Blutgehalts in der unteren Hohlader ist es zweckmässig, vor der Unter- 
suchung der Bauchhöhle, den Körper etwas höher zu lagern. Um die 
Quelle der Blutung aus einem verletzten Qeiässe zu ermitteln, kann 
der Stamm desselben eröffnet, und mit einem Tubulus Luft eingeblasen 
werden. 

§. 15. Bei Verdacht einer Vergiftung müssen um den untern Theil 
der Speiseröhre und etwa den mittleren des Dünndarms doppelte Ligaturen 
gelegt und Speiseröhre und Dünndarm zwischen den Ligaturen durch- 
schnitten werden. Hierauf wird der Magen mit dem oberen Theile des 
Dünndarms aus der Bauchhöhle heraus genommen, nach vorgftngigper ana- 
tomischer Untersuchung in ein reines Qefäss von Porzellan oder Glas ge- 
than und den Gerichtspersonen zur weiteren Verfügung übergeben. In 
dasselbe Gefäss ist auch die Speiseröhre, nachdem sie nahe am Halse 
unterbunden, und Aber der Ligatur durchschnitten worden, nach voigän- 
giger anatomischer Untersuchung zu legen. Endlich sind auch andere 
Substanzen und Organ theile, wie Blut, Harn, Stücke der Leber, der Milz 
u. s. w: aus der Leiche zu entnehmen und den Gerichtspersonen in abge- 
soiiderten Gefässen zur weiteren Veranlassung zu übergeben, wenn die 
Spuren des Giftes in diesen Substanzen erwartet werden können. 

§. 16. Bei den Obduktionen Neugeborner sind noch folgende beson- 
dere Punkte zu beachten: 

Es müssen erstens die Zeichen der Reife und Lebensfähigkeit ermittelt 
werden. Dahin gehören: Länge und Gewicht des Kindes, Beschaffenheit 
der allgemeinen Bedeckung und der Nabelschnur, Länge und Beschaffen- 
heit der Kopfhaare, Grösse der Fontanellen, der Längen-, Quer- undDia- 
gonaldurchmessQT des Kopfes, Beschaffenheit der Augen (der Pupillarmeffl' 
brau), der Nasen- und Ohrknorpellänge und Beschaffenheit der Nägel, di^ 
Querdurchmesser der Schultern und Hüften, bei Knaben die Beschalfenheit 
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Hodensackes nnd die Lage des Hoden, und bei Mädchen die Bescbaf- 
ftnheit der äussern Geschlechtstbeile. Endlich ist noch der Knochenkern 
in der untern Epiphyse eines Oberschenkels zu ermitteln. Zu diesem Be- 
hde wird die Hautbedeckung über dem Knorpel durch einen Querschnitt 
lils auf den Knorpel getrennt, dann die Extremität im Gelenke stark ge- 
bogen, die Kniescheibe entfernt und nun dünne Knorpelsehichten so lange 
abgetragen, bis man auf den grössten Durchmesser des etwa vorhandenen 
KBoehenkems gelangt, welcher nach Linien genau zu messen ist. 

Ergiebt sich aus der Beschaffenheit der Fruoht, dass dieselbe zweifei- 
kl eine lebensfähige nicht gewesen, so kann von der Obduktion Abstand 
genommen werden, wenn dieselbe nicht yon den Qerichtspersonen ausdrück- 
M gefordert wird. 

{. 17. Hat sich ergeben, dass das Kind lebensfähig gewesen, so 
unss zweitens untersucht werden, ob es nach der Geburt wirklich gelebt, 
iL b. geathmet hatte. Es ist deshalb die Athemprobe anzustellen und zu 
diesem Zweck: 

a) schon nach Eröffnung der Bauchhöhle der Stand des Zwergfells 
nach der entsprechenden Kippe zu beachten, zu dessen richtiger Er- 
mittelung bei Neugebomen überall die Bauchhöhle zuerst und dann 
erst die Brust und Kopfhöhle zu eröffnen sind; 

b) die Ausdehnung und die von derselben abhängige Lage der Lun- 
gen (letztere namentlich in Beziehung zum Herzbeutel) zu betrachten ; 

Bonmehr 

c) Behufs der Herausnahme der Brustorgane aus der Brusthöhle ist 
nun der Herzbeutel zu eröffhen und die Luftröhre einfach zu unter- 
binden und oberhalb der Ligatur zu durchschneiden; 

d) nach Herausnahme der Brustorgane die Luftröhre und ihre Ver- 
zweigungen zu eröffhen und zu untersuchen; 

wdami 

e) die Farbe und die Konsistenz der Lungen zu prüfen; 
Uerauf 

f) nach Beseitigung der Thymusdrüse die Lungen mit dem Herzen in 
einem geräumigen, mit reinem kalten Wasser gefüllten Gefttss auf 
ihre Schwimmfähigkeit zu prüfen, 

ibdann 

g) die Lungen yon dem Herzen zu trennen und dieselben abermals 
auf ihre Schwimmfähigkeit zu prüfen; 

.laer 

h) in beide Lungen Einschnitte zu machen, und auf etwa wahrzuneh- 
mendes knisterndes Geräusch, sowie 
i) auf Menge und Beschaffenheit des bei gelindem Druck auf diese 

Schnittflächen henrorquellenden Blutes zu achten und 
k) die Lungen auch unterhalb des Wasserspiegels einzuschneiden, um 
zu beobachten, ob Luftbläsohen aus den Schnittflächen empor 
steigen; 
mdlich 

1} beide Lungen zunächst in ihre einzelnen Lappen, diese dann noch 

in einzelne Stückchen zu zerschneiden und alle insgesammt auf ihre 

Schwimmfähigkeit zu prüfen. 

§• 18. Im Allgemeinen wird den Obduzenten zur Pflicht gemacht« 

if lüle in dem Regulativ nicht namentlich aufgeführten Organe, falls sie 

denselben Verletzungen oder sonstige Regelwiäigkeiten finden, zu unter- 

ßhen und den Befund in das ObduktionsprotokoU aufzunehmen. 
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m« Abfassung des Obduktionsprotokolls ond des 

Obdnktionsberichts. 

§. 20. Beim Erheben der Leichenbefunde müssen die Obdnzentea 
Überall den richterlichen Zweck der Leichenuntersuchnng and deren Un« 
terschied von einer patologisch - auatomidchen Sektion im Auge behalten 
und Alles, was jenem Zwecke dient, mit Genauigkeit und YolTst&ndigkeit 
untersuchen, dagegen Ausf^rlichkeit Über diese Grenze hinaus vermeiden. 
Alle erbeblichen Befunde mü^ssen, bevor sie in das Protokoll aufgenoDunen, 
dem Bichter von den Obduzenten vorgezeigt werden. 

§. 21. Der technische Inhalt des Obduktionsprotokolls , welchen der 
die Obduktion leitende Gerichtsarzt angiebt, muss deutlich , bestimmt und 
auch dem Nichtarzte möglichst verständlich abge&sst sein. Zu letzterem 
Zwecke sind namentlich bei der Bezeichnung der Befunde firemde Kunstaus- 
drücke, soviel es unbeschadet der Deutlichkeit möglich ist, zu vermeideoi 
In dem technischen Theil des Obduktionsprotokolls sind die beiden Haupt- 
abtheilungen, die äussere und innere Besichtigung mit grossen Buchataben 
(A und S) und die Eröffnungen der drei Haupthöhlen mit römischen Zahlen 
(I, n, m) zu bezeichnen. Ausserdem ist die Untersuchung jedes einzelnen 
Theils unter eine besondere, mit arabischen Zahlen zu bezeiänende Bubrik 
zu brinffen, welche bis zum Schlüsse des Protokolls fortlaufen. Mdirere 
Theile dürfen nicht unter eine Nununer gebracht, überhaupt nicht kollektir 
abgehandelt und kein Theil darf ganz mit Stillschweigen übergangen wer- 
den. Die Befunde müssen in thatsächlichen Schilderungen, nicht in der 
Form von blossen Urtheilen (z. B. „entzündet", „brandig" u. dgL) zu Pro- 
tokoll gegeben werden. Am Schlüsse der Obduktion haben die Obduzoitai 
ihr vorläufiges Gutachten *über den Fall sununarisch und ohne Angabe der 
Gründe zum Protokoll abzugeben. 

{. 22. Wird von den Obduzenten ein Obduktionsbericht (motiTnrteB 
Gutachten) erfordert, so haben sie, nach einem ffewöhnlichen geschäfüichen 
kurzen Eingang, mit Beseitigung unnützer Formslien, eine kune GeB<|}ucht8- 
erzählung des Falls, wann und soweit sie durch Kenntnissnahme der bis- 
herigen Verhandlungen dazu im Stande sind, voranzuschi^en. Sodann haben 
sie in diesem Beri<£t das Obduktionsprotokoll, seinem für die Beuriheiluiig 
der Sache wesentlichen Inhalte nach, wörtlich und mit den Nummern des 
Protokolls aufsunehmen, auch auf etwaige Abweichungen von demselben aus- 
drücklich aufmerksam zu machen. Die Fassung des Obduktionsberichts 
muss gleichfalls deutlich und bündig sein und die Begründung des Chit- 
achtens so entwickelt werden, dass sie auch für den Niätarzt überzeugend 
ist. Wenn den Obduzenten für ihre Begutachtung richterlicher Seits be- 
stimmte Fragen vorgelegt werden, so haben sie dieselben vollständig nnd 
möglichst wörtlich zu beantworten, oder die ißründe anzuführen, aus wel- 
chen dies nicht möglich gewesen. Einer Beantwortung der drei Fragen des 
$. 169. der Krim.-Ord, resp. der vier Fragen des für die Bheinprovinzen 
erlassenen Minist-Besor. vom 15. Mai 1833, betreffend den Tod durch Yer- 
letzungen, bedarf es in Folge des §. 185. des Stra&esetzbuches vom 14. Aj^ 
1801 nicht mehr, es sei denn, dass eine solche Beantwortung von den Ob- 
duzenten ausdrücklich gefbrdert worden. Da es sich von selbst versteht, 
dass jeder Obduktionsbericht gewissenhaft und nach wisseuBchafüichen Lehren 
und Grundsätzen abgefiMst werden muss, so bedarf es einer Tersicheruog der 
Obduzenten, dass dies geschehen sei, am Schlüsse des Berichts nicht. 

Der Obduktionsbericht muss von den Obduzenten untersdurieben nndi 
wenn ein Physikus die Obduktion mit vorgenommen hat, mit dessen Amts- 
siegel versehen werden. 
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Jeder erforderte Obdnktionsbericbt mu88 Ton den Obducenten sp&testens 
naeh ?ier Wodien eingereicht werden. *) 

Allgemeine Bemerkangen. 

Die geeetzliclien Behindenmgsfälle sind: 

1) Krankheit; 

2) nahe Verwandtschaft; oder 

3) offenbare Feindschaft mit dem Angeklagten, also was der Bich- 
ter y,ein Interesse zur Sache" nennt 

Das flbermangansaure Eali ist am Geeignetsten zur Desinfek- 
üon nnd znr Beinigung der Hände. 

Ausser den schon bekannten Instrumenten sorge man fflr einige 
OeflbMie, hinreichendes Wasser, Schwamm, Handtflcher, da man anf 
4em Laoide leicht in Yerlegenheit kommen kann. Das Gesetz be- 
■«ttmnit nicht, wie dies Alles zu beschaffen ist. Die Aerzte werden 
m6ä deshalb mit dem die Obduktion dirigirenden Bichter darftber 
zu yerst&ndigen haben. Dieser Bath möge nicht unbeachtet bleiben I 

„Zeichen äusserer Verletzungen fehlen" ist eine be- 
kannte Aeusserung, nach welcher oft die Akten reponirt werden. 
9« Arzt denke stets an die Fälle, wo äusserlich nichts zu sehen 
M und dennoch ein Verbrechen vorliegen kann. Die Umstände bei 
ind Tor der That werden ihm hierbei zur Seite stehen, und in zwei-; 
filhiften Fällen wird er stets für die Obduktion stimmen. 

Femer bestimmt $.160 der Kriminalordnung Folgendes: 

Die Stelle des ordentlichen Physikus kann im NothCedl ein Begiments- 
•oder BataHlonBehinugas [jetzt Oberstabsarzt] oder durch einen anderen be* 
aonden zu yereidigenden Arzt rertreten werden. Die Stelle des Wundarztes 
kann durch einen zweiten Arzt rertreten werden. 

Speziell fOr den Gang der Obduktion dürfte Folgendes zu be- 
achten sein: 

Deklaration des Regulativs. 

A. Aeussere Besichtigung. 

1) Geschlecht: weiblich, männlich, Zwitter; selbst bei ganz 
'Wrwesten Leichen kann der Haarwuchs am Schaamberg noch eini- 
^ Anhalt geben, da dann noch nach Casper der Haarkranz auf 

*) Dem Vernehmen nach wird eine Bevision dieses Begulativs jetzt be- 
i^äien; sollte diese noch bis zur Beendigung dieses Kompendiums erledigt 
^crden, so werde ich es als Nachtrag bringen; andem&lls werde ich dea 
Sttrn Verleger yeranlassen, es in einem Separatabdruck nachzuliefern. 

D. V. 
16 
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dem Schaamberg das Weib anzeigen soll. Bei Leibesfrftditen bis 
zum dritten Monat ist das Geschlecht noch nicht zu nnterscheideiL 

2) Alter: lässt sich nach Grösse, Haaren, Zähnen, GesichiB- 
Zügen, den Geschlechtstheilen annähernd schätzen, also man sag» 
z. B. zwischen zwanzig nnd dreissig Jahren. 

3) KörpergrGsse: bei Neugeboren die Siebold'sche Waage; 
sie besteht aus einer lackirten Unterlage von Leder mit Angabe dar 
Zollmasse und des Gewichts. Bei Leichen Erwachsener lege nni 
einen Zollstock vom Wirbel bis zur unteren Fläche der Hacken. 

4) Allgemeine Beschaffenheit: schwächlich, fett^ mager, 
gut genährt, regelmässiger Bau, normal, Verkrümmungen, Yenmsial- 
tnngen, Fehlen einzelner Theile oder üeberfluss derselben. 

5) Zeichen des Todes: Beschaffenheit der Hornhaut^ Todte&- 
fiecke, Färbung der Bauchhaut, Todtenstarre, allgemeine oder nur 
an gewissen Theilen, z. B. der Gelenke, Unterkiefer etc. Gernch 
leichenhaft, faulig, oder gar nicht yorhanden, oder spezifisch rie- 
chend. Farbe der Haut blass, wachsbleich, grün, dunkel, toon- 
roth, krebsroth, Temperatur derselben, emphysematische Auflzeitoig 
oder Ablösung derselben, Ausfluss von Flüssigkeiten aus den na- 
türlichen Oef&iungen, Todtenflecke, die stets aufzuschneiden sind. 

6) Haare: Form und Farbe derselben an dieser und jener StdiBi 
lösen sieht leicht ab, sind mit Blut verklebt, mit Erde yerunreinigt 

7) Augen: offen oder geschlossen, blutig, abgeflacht, Farb«^ 
Pupille weit, verengert. Die Bindehaut ist stets sorgföltig zu UO' 
tersuchen, ob blass oder mit Blut unterlaufen, ob an einem oder aa 
beiden Augen, oben oder unten. 

8) Zähne: Zahl und Beschaffenheit derselben. 

9) Zunge: Lagerung derselben, hinter, zwischen der vor den 
Zähnen, Kiefern, normal, geschwollen, verletzt, Farbe der Fläch» 
derselben, Mund offen, geschlossen, fremde Körper. Die Zunge kann 
hinter den Zahnreihen resp. Kiefern in der Leiche gefunden we^ 
den und doch früher eingeklemmt oder gar vorgelagert gewesen sdSi 
Dann wird man aber die Spitze braun und härter finden, wenn niaa 
sich die Mühe giobt, sie hervorzuziehen. Auch die Schleimhaut der 
Mundhöhle ist dahin zu besichtigen, ob sie blass oder geröthet ist 

10) Natürliche Oeffnungen: Gehörgang, Nase, Mund und 
Kachenhöhle, After, weibliche Geschlechtstheile, ob fremde Körper 
vorhanden, bei Ertrunkenen ob Schlamm, Erde, bei Erstickten besoa- 
ders in den Halstheilen, bei Erhängten, ob Samen am Orificio urethrae» 
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bei Yergifkiiiigen ob Beaktionserscheinungen, bei weiblichen Leichen 
iragen Nothsndit; Jnngffranschaft, Geburt 

11) Kopf: ob und wie mit Haaren besetst) Farbe, Stärke, Länge, 
"faiiidartige Dinge enthaltend, mit Blut verklebt, verbrannt etc.). Form 
■hL Ansdnick des Gesichts, Farbe desselben, aufgedunsen, roth, blass. 

12) Hals: auch die kleinste gelbbraune Stelle ist zu beachten, 
ia sie auf die Spuren der Strangulation führen kann. Kehlkopf 
«ASUswirbel: man lasse sich niemals durch die Beweglichkeit des 
Hiilgfin allein täuschen; denn diese existirt immer mehr oder weni- 
flTy wenn die Starre vorüber ist Strangrinne, Bichtung und Form 
donnlben (wobei man sich Nacken und Kehlkopf als Fixirungspunkte 
iifrken kann), sugillirt, pergamentartig, ob ein Knoten vorhanden 
mid ob er über oder unter dem Kehlkopf vorhanden, ob halbe, mond- 
ftnnige Niageleindrficke, Excoriationen. 

18) Brustkasten: Form und Beschaffenheit desselben, Brüche, 

Terrenkimgen, Yerletzungen etc. Weibliche Brüste, Beschaffenheit, 

der Wanen, Milch in denselben. 

14) Extremitäten: angetrocknetes Blut, eingebranntes Pulver, 

Tlrillßingen, Längsfiedten, Wäscherinnen- oder Gänsehaut, Sand, 

lAkttm an den Nägehi. Bei Neugeboren homartige Beschaffenheit 

teKIgiel, Grösse derselben. Fe^ier Tätowirungen, Imp&arben, 

lifhiw wunden, Narben. 

1&) Geschlechtstheile: Beschreibung derselben im Allge- 

'Whien und bei Neugeborenen, insbesondere Anwesenheit der Hoden 

jli Hodensack. Spuren von Sperma bei gewaltsamen Todesarten. 

Jaffallende Verkürzung und Kontraktion des Penis bei Ertrunkenen; 

M IJebrigen confr. Nr. 1. 

üeber Verletzungen und Werkzeuge ist im Allgemeinen Folgen- 

hi zu beachten: 

Werkzeug in foro ist jeder Gegenstand, der, mit dem Körper 

Verbindung kommend, da, wo er einwirkt, die Kontinuität der 

lekkrändert oder aufhebt, also Verletzungen bewirkt. Man 

wS Werkzeuge in spitze, schneidende, stumpfe, strangulirende 

'Hell Form und Wirkung eintheilen, man hüte sich jedoch, von der 

« viletzung immer einen sicheren Bückschluss auf Erstere zu machen, 

^id gebe nur inmier die Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit zu, 

lenüich vergesse man nie, dass stumpfe Werkzeuge ebenso Ver- 

"i^tningen resp. Wunden mit scharfen Bändern erzeugen könneu, als 

Scharfe schneidende Werkzeuge. 

Iß« 
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Es ist sietB anzogeben, ob Yeiielniiigm ToriiaiidMi sind oder 
nicht Im Uebrigen ist $. 10 des BegakärB n beacfatea. Sie and 
za beschreiben nach Gertatt^ I^Ag«» Bichtong, Lange, Breite, wobei 
man bekannte feste Ponkte des KOipen zom Anhalt nimmt; fenn 
die Tiefe, wobei jedodi das Sondiien n Termeiden ist Haltoi dies 
jedoch die Obdnzenten aogenblicklich filr noäiwendig, so kdnnen äe 
es ihnn, haben aber die Grttnde dafifcr in dem Protokoll amrageben. 
Besonders sind die Binder in Bezog anf CQatte, Bisse, Einr oder 
Umstölpnng, SngOlation za nntersnchen. Letztere sind, wie Todteor 
flecke, immer einzoschneiden, nm die Beschaffenheit des Blutes fesi- 
znstellen, nnd namentlich, ob sie im Leben oder im Tode entsten- 
den sind. Man schneide yerd&chtige Flecke recht tief ela, 
denn oft findet man erst in der Tiefe geronnenes Blut 

Werden Werkzeuge Yorgezeigt^ so sind sie mit der Wände ge- 
nau zu vergleichen, mn die Mö^chkeit oder Wahrscheinlichkwt 
festzustellen, ob nnd wie sie damit enstanden sind. 

B. Innere Besichtigung. 

Nach der Eriminalordnung resp. $. 11 des B^nlatiTB m9Ma 
stets alle drei Höhlen des Körpers geöfihet werden, selbst wenn eiiie 
derselben die Todesursache darthut Erforderlichen Ealles mnas aadi 
die Wirbelsaule geöffiiet werden. In der Begel b^^innt man mit dir 
Kopf höhle, dann folgt die Brost» und zuletzt die Bauchhöhle. Si 
hangt jedoch yon dem Ermessen des Obduzenten ab, ob er eine an- 
dere Ordnung wählen will, und er wird immer diejenige HDlüe zaent 
öfihen, die über die Todesursache Aufisdiluss geben könnte. Hir 
bei Neugeborenen muss immer die Bauchhöhle Yor der Brustbölib 
geöffnet werden. 

L Eröffnung der Kopfhöhle. 

16) Weiche Kopfbedeckungen. Hier ist in der Begel 
dann etwas zu vermerken, wenn Verletzungen vorhanden sHI; dfllft^ 
kann die Kopfhaut entzündet, miss&rbig, mit Blut unterlaufen 8fli|k 
Der Schlaf emuskel wird abgeschabt, diunit die Säge leicht gefUui 
werden kann. An Stellen, wo die Säge nicht ganz durchgreifiiy tamii 
man mit Meissel und Hammer (der besser von Holz als von Eisea 
ist) nachhelfen. Bei Neugeborenen ö&et man mit einer Scheeiej 
von der grösseren Fontanelle ans die Näthe, und schneidet 
rings um die dünnen Schädelknochen durch. 
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Yalentin (Die kunstgerechte Entfemimg der Eingeweide etc., 
Erankfiirt 1857) giebt folgende Anweisung: 

Hmn beseiehaet sich die Linie, in welcher man den Schädel auftftgen 
vill, mit einem bia auf den Knochen reichenden w^rechten Kreisachnitte, 
der einer durch den Äusseren flinterhauptshGcker (rrotuberantia occipitalis 
eitema) bei aufrechter Stellung gelegten Horizontalebene entsprechen muss. 
Der SdilSfenmuskel (M. temporalis) jeder Seite verdient dabei eine beson- 
dere Bficksicht. Da es die Arbeit stOren und die Wirkung der Säge ab- 
stnmpfiBn würde, wenn sich dickere Muskelmassen in ihre Zähne eindrängten, 
■o kntst man nodi den Schläfenmuskel ungefähr einen Centimeter weit von 
dem Schnitte oben und unten von dem Knochen los. 

Eine konvexe Blattsäge dient zur ErGfiiiung des Schädels besser , als 
eine Baumsäge, die man höchstens zum Au&ägen der äussern Bindenschicht 
(Lamina vitrea) und der Diploe gebrauchen darf. Man muss dabei Soige 
tragen» dass man inmier das Sägeblatt senkrecht auf die Achse der Schnitt- 
masse einführt und so das hindernde Klemmen vermeidet. Hat man die 
inssere Glaswand (Lamina vitrea) und die Diploö getrennt, so arbeitet man 
■ehr Toraiehtig an der inneren Glaslamelle , damit man nicht in die Hirn- 
häute und das Gehirn dringe. Man f^lhlt deshalb mit der Spitze eines 
dflnnen Messers von Zeit zu Zeit nach, um diejenigen Stellen, an denen der 
Bchnitt schon vollständig durchgedrungen, kennen zu lernen. Ist Alles bis 
auf einzelne unbedeutende Zwischenstücke getrennt, so treibt man mit ein 
mar Hammerschlägen einen Meissel in die Trennungslinie in der Mitte der 
Ditni bis in die DipIo@ ein und hebt das Schädeldach mittelst einer kräf- 
tMk ßenkunff der Handhabe des Meisseis in die Höhe. Ist hierdurch hin- 
iwAwd an Zwischenraum gewonnen worden, so setzt man die Finger in die 
flbthe und reisst vorsichtig Schädelklappe von der harten Hirnhaut los. Sind 
Mist Pacchionische Drüsen tief in die Knochensubstanz eingedrungen, so 
Haflit doch die Hauptmasse derselben zurück, wenn man geschickt arbeitet. 
Hai man sich von dem Zustande der oberen Hüfte der harten Him- 
hwty ihrer Blutgefässe, vorzüglich des auffallendsten desselben, der mitt- 
kren Himhautsdilagader (A. meningea media) und der Pacchionischen Drü- 
Mi unterrichtet, so schneidet man jederzeit die harte Hirnhaut in der Höhe 
lies gemachten Knochenschnittes dicht nach aussen von der Grosshimsichel 
flhdz eerebri) mit der Scheere ein, und ftlhrt den Schnitt ohne Verletzung 
«r Himmasse bis zum äusseren Dritttheile der Hinterhauptsschuppe fort, in- 
^ lern man immer dem Knochenschnitte folgt. Man trennt dann in gleicher 
HiShe den vorderen Theil der Grosshimsichel längs des ganzen durchgehen- 
4eB Bezirkes der Längenspalte des grossen Gehirnes (Fissura eerebri longi- 
tttdinalis inferior und Pars anterior fissurae superioris). Fasst man von vom 
^& harte Himhaut, z. B. an der durchschnittenen Grosshimsichel mit der 
[llneette, so kann man den oberen Theil der Himhaut wie eine Kappe nach 
zurückschlagen, so dass die von der Spinnwebenhaut (Arachnoidea) 
der weichen BUrahaut (Pia mater) umhüllten Grosshimhemisphären voll- 
'Mndig blossgelegt werden. 

17) Knöcherne Schädeldecke: Stärke derselben. 

18) Blutführende Gehirnhäute: Spinnwebenhaut (Ertra- 
luate), wässerige, anderweitige Ablagerungen, Beschaffenheit der 
Biplofimasse, Brüche u. dgl. 

19) Konsistenz und Blutreichthum des grossen Ge- 
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hirnsy welches scheibenförmig bis auf die Yentrikel abgetragen 
wird: Eiter, Ergüsse, fremde Körper, Blatpnnkte auf der Scfamit- 
fläche, die Substanz fest, weich, breiartig. Yerhfiltniss der Knde 
zur Marksnbstanz. Man hält es jetzt fftr zweckmässiger, das game 
(grosse und kleine) Gehirn im Zusammenhang herauszunehmen» rad 
es dann Yon allen Seiten und in allen Parthien zu besichtigen. Wenn 
man es richtig macht, gelangt man auf beide Arten zum Ziele. 

20) Ventrikel: Inhalt desselben, Serum, Eiter, Blut, Ader- 
geflechte, blutreich. 

21) Gehirnknoten, verlängertes Mark, kleines Ge- 
hirn wie Nr. 19. 

22) Schädelgrundfläche: Ergüsse, Enochenrisse; letztere 
sind oft haarförmig, sehr fein. Wie sind die Sinus auch hier? leor» 
gefüllt? 

n. Hals- und Brusthöhle. 

Valentin empfiehlt bei der Eröffinung dieser Höhle folgendes 
Verfahren: 

Man macht znn&chst einen Hautschnitt, der von der Mitte des obem 
Randes des Handgriffes des Brustbeines (Manubrium stemi) l&ngs d^ Wt^ 
tellinie des Letzteren bis zum Schwerdtfortsatze (Processus ziphoidens) hia- 
abgeht, fthrt jederseits einen Querschnitt, der Yon dem oberen Ende d« 
Längsschnittes längs ^des SchlQsselbeines bis zu dem inneren Anfiinge des 
ftussersten DritttheUes dieses Knochens reicht, schlSgt die EbraÜappen lurüek 
und entfernt die aufliegenden Stücke der Brustmuskeln (Pectondes migor 
und minor.), so dass der Zusammenhang der knorpeligen und knöchernes 
Bippen blossgelegt wird. Man schneidet nun die Knorpel der wahren Bip- 
pen so nahe als möglich an ihrer Verbindung mit den knöchernen durcÄ, 
Terl&ngMt den Schnitt nach unten und aussen durch die Knorpel der~&I- 
echen Bippen und trennt zugleich die Zwischenrippenmuskeln. (M. M. ia« 
tercostales). Da die Lungen möglicherweise an der Brustwand angcwaehsea 
sind, so hütet man sich, zu tief mit dem Messer einzudringen. Sind sie d»> 

Segen gesund, so £Edlen sie, so wie die erste Spalte gemacht worden un^ 
ie Atmosphäre in den früher hermetisch geschlossenen Lungenfellranm^ ein- 
dringt, zusammen, so dass man dann weniger yorsichtig roizugehen brauchi 
Soll jetzt das Brustbein entfernt oder um seinen untersten TheÜ ab 
Drehachse umgeschlagen werden, so muss man das Schlüsselbrustbeingeleiijk 
(Articulatio stemo-clavicularis) öffnen. Man kratzt zu diesem Zwecke äk 
über ihm noch liegenden Beste des oTOssen Brustmuskels mit dem Binde- 
gewebe hinweg, legt hierdurch die Aussenfläche des Gelenkes bloss lud 
geht ihm folgend in der Bichtung ron Aussen und Unten nach Innep vaA 
Oben bogenförmig hinauf oder in entgegengesetzter Bichtung hinab. Hst 
man sich an einigen Leichen eingeübt, so gelingt diese Sonderung Ton Bnn^ 
bein und Schlüsselbein sehr leicht Man kann aber dadurch die BrusthÖhU 
mit einem kleinen Secirmesser öffnan. Das Knorpelmesser und noch mehr 
die Säge werden überflüssig. Weiss man hingegen nicht den "Weg des Ge- 
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I^kei sn finden, so t^»pt man an den Knochen herum und macht im gOn- 
«tigBten Falle das Messer sehartig oder kommt gar nicht sum Ziele. 

Der letite Akt besteht dann, dass man die an dem Ausschnitte dM 
Bnaatbeinee inm Theil angehefteten Muskeln (Pars stemalis Stemocleidom»- 
etoidei, Stemohjoideus und Stemothyreoideus) durchschneidet, und das 
Bmstbein selbst durch rorsichtiges Aufheben und Ziehen von den Gebilden 
das Tordereii Mittelfellraumes (Mediastinum antioum) und der Vorderwand 
des Herzbeutels trennt und umschl&gt 

Oeffnet man die Leiche zu gerichtlichen Zwecken, so unterbindet man 
Jetet die Luftröhre und die Speiseröhre gesondert oder gemeinschafUich 
immer aber doppelt an der Grenze des Hidses und der Brusthöhle, hebt 
jedeneits die Lunge auf und trennt das Lungenfell der L&nge nach an der 
Wnrael desselben, und zwar möglichst genau an der Uebergangsstelle der 
Lungen- in die Bippenpleura. Hat man dann den Herzbeutel Yon dem 
Zweigfelle losgelöst, so schreitet man zur Besorgung des untern Theiles der 
Speiseröhre. Man unterbindet ihn jetzt nur dann besonders, wenn die Bauch* 
«mgeweide nicht roriier herausgenommen worden. Ist dieses geschehen, so 
«npwt man eine neue Ligatur, indem man die entsprechende Oeffiiung des 
Zwergfelles (Iforamen oesophageum diaphragmatis) erweitert und den Bauch* 
theil der Speiseröhre in die Brusthöhle hinüberzieht 

23) Kehlkopf nebst Luftröhre: Farbe der Schleimhaut, In- 
liali derselben, namentlich fremde Körper, Schaum, Kehldeckel, 
3r&clie der Knorpel; in allen Fällen herauszunehmen, um die oft 
luC liegenden Sugillationen zu beobachten. 

24) Schlund und Speiseröhre: ebenso. Um ganz sicher 
4eii Inhalt und die Beschaffenheit dieser Organe zu prüfen, schnei- 
det man die Zunge im Zusammenhange mit Schlund und Speise- 
lOhre, Kehlkopf und Luftröhre heraus, schon um deshalb, weil die 
luniere Wand durch Hypostase gefärbt ist und daher sehr leicht 
ttuschen kann. 

25) Grosse Blutgefässe, Nervenstämme. 

26) Hals- und Nackenwirbel: Luxationen, Frakturen, Blut- 
^rgftsse. 

27) Lage der Organe in der Brusthöhle. 

28) Ob, wo und welche Flüssigkeiten ergossen sind und wie 
lid sie betragen. Man schöpft sie mit eiif^m dazu geeigneten Glas- 

['<ken aas oder saug^ sie, was jedoch unbequem ist, mit einem Schwamm 
M und mensurirt sie. Wenn es möglich ist, so bemühe man sich, 
i» Qnelle der Blutung zu finden. 

29) Lungen: Ausdehnung, Farbe, Konsistenz: schlaff, aufge- 
foeben, welk, hepatisirt, entzündet, vereitert, emphysematisch, apoplek- 
fiKherHeerd, Ecchymosen; Inhalt derselben an Blut, Schleim, schau- 
iBlger Flüssigkeit; Einschnitte nach allen Bichtungen, namentlick 
luieciuche man die Bronchien bis zur Verzweigung in die Lungen» 
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30) Inhalt der Lnfttöhre und deren Aeste: leer oder 
angefüllt, mit weissem ocTer blutigem Schaum, die Schleimhaut blass, 
entzündet y missfarbig. Man verfolge sie bis in die Substanz der 
Lungen hinein. 

31) Bippenbrustfell: angewachsen, wie und wo, Extravasat, 
Exsudat 

32) Herzbeutel: sein Inhalt, wie und wie viel, Fettablagenmg, 
Farbe und Aussehen, Narben, Verwachsung mit dem Herzen. 

33) Herz: seine Lage, Grösse, Eranzgefässe, Inhalt der rechten 
und linken Herzhälfte, ebenso der grossen Blutgefässe, Fettablage- 
rung, Konsistenz der Muskulatur, i^appenfehler, Blutgerinsel, Blut* 
austretungen. Man thut stets gut, den Herzbeutel zu öfi&ien und 
das Herz auf die oben genannten Befunde zu untersuchen, sobald 
die Brusthöhle eröffnet ist , weil sonst inzwischen in Folge der in 
anderen Organen gemachten Einschnitte der Inhalt derselben alte- 
rirt wird. Man kann sich das Eesultat merken und dann später dik- 
tiren. Dasselbe gilt von dem Inhalt, der Farbe und Beschaffenheit 
des Blutgehalts der Hohlvenen insbesondere. Das Blut kann dünn- 
flüssig oder dick sein und in der Schwärze von der hellsten bis zur 
Dintenfarbe varüren. Bei hohem Grade von Fäulniss findet man oft 
die Blutgefässe leer oder mit Luft angefüllt. 

in. Eröffnung der Bauchhöhle. 
Hierüber hat Valentin die nachfolgenden Details angegeben: 

Geht man an die Entfernung der Därme selbst, so schlägt man da» 
grosse Netz (Omentum majus) so zurück, dass man es über dem unteren 
Theile der Torderen Brustwand ausbreitet, und der quere Grimmdarm (Colon 
transversum) an dem oberen Bande der Bauchhöhle zu liegen kommt. Man 
streicht nun den Inhalt des obersten Stückes des Leerdarms in einer Strecke 
Yon ungefähr fünf Centimetem durch leisen Fingerdruck hinweg, durchbohrt ; 
mit dem Finger das benachbarte Gekröse, umgiebt den auf diese Weise unten 
frei gemachten Darmtheil n^t zwei, drei bis yier Centimeter wechselseitig 
entfernten und durch chirurgfische Knoten geschlossenen Unterbindungen und 
schneidet ihn zwischen diesen durch. Man wiederholt das Gleiche an den» 
Mastdarme ungefähr sechs Centimeter unterhalb des Vorgebirges (Promon- 
torium) des Kreuzbeines. 

Ist diese Vorbereitung vollendet, so umßisst man den, durch die früher^ 
Durchreissung freigemachten Theil des Dünndarmgekröses, soweit als m^^ 
lieh mit der linken Hand, indem man das getrennte Anfangsstück des Leer^ 
darmes über sie zieht, und schlägt nach und nach den ganzen Dünndan^^ 
bis zur Eintrittsstelle in den Dickdarm rosettenartig hinüber. Das Ver&hras^ 
gewährt den Vorth^l, dass dann die Hand das ganze Dünndanngekröse ma.'' 
spannt und man daher dieses an seiner Wurzel mit einem einzigen MesseiTp' 
2uge zwischen der Hand und der Wirbelsäule trennen kann. Man hält si 
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1 legt nan den losgelCsten DUnndarm links 
I der WirbelB&uIo und dem abeteigenden Oriii 
, seliftlt das Bauchfell bd dem rechten Holt- 
u major and Iliocus 
g den Blinddarm (Ci 



1 die Vertiefung iwi- 

idarm (Colon deaoen- 

uud Darmteinmuskel 

den Fingern los und trennt all- 

WnrmfortBAt)» und dem Anfangs- 



B Bufeteigendon OrimmdarmeB aus der Hüft- uad der Londengrube 
B iliaca und lumbalia) und schreitet bia Kur reehteD Orimmdarmbiegung 
a coli deitral mit dem Moaaer fort Dur rcehte Harnleiter, die rechte 
~ie Leber und der ZicGlfFingerdann, so wie die Samengel^se der rech- 
! (Arteriu et Vena apcrmatica interna dcitra) dürfen hierbei nicht 
t «erden. 

an darabschneidet hierauf das LebergTimmdarmband (Ligamentum be- 

ooticnm) nnd trennt das Magengrimm dannband (Ligsm. gaatrocolicum) 

ere GrimtudarmgckcEae (Meaofolon trannrerBUm |, indem man das 

espannt h&lt und ao nahe als mSglich an dem qneren Grimm- 

on tranareraum) dahingeht. Die Uagennetigeffisse (Vaaa gastro- 

e deitra et siniatra) müaaen an dem Magen zurück bleiben. 

. auf dieae Wetae bis lur linken Grimmdarmbiegung (Fleiura 
tiatta) Torgeschritten . so lüsC man daa Miligrimmdarmband (Lig. co- 
~Je) und das Zwergfollgrimmdarmband (Lig. pleuro-colicum), termei- 
11 jede Verletzong des Zwergfellea, der Mil£, der linken Niere und 
ere, sch&ll den absteigenden Grimmdarm durch leises Ziehen, 
n und Schneiden ans der linken Lenden- und Hoilgmhe heraus nnd 
l linken Harnleiter und die linken SamengetUsae (Vasa aperma- 
ema ainlatra]. Man trennt dann die untere OekrOsachl^iader [Ar- 
BSBraifla inferior) an ihrem Ursprünge und vollendet die Eienteration 
' Dnrehschneidung des Gekresee der B-tSrmigen Biegung nnd das 
fttea Abschnittes des tlostdarmea, so daas der untere Theil des Hast- 
flsea (Meaoreetum) in der BeekenhOble iviröckb leibt. 
man kunstgerecht gentheilct, so dürfen die Leber, der Magen, der 
erdarm, die Nebennieren, beide Nieren, beide Harnleiter, die Len- 
1 die HOftbeinmnäkeln , die Baueborte, die Stilmme der Magen- 
—„jftase, die inneren Samengefäase, die gern einuchaiUicben HüftgeRkssei 
I^BecbengcÄlsae, die untere Hohlvene nicht verlelit sein. Ein kurier 
f der unteren Gekrfisachlagader moss an der Aorta haften. 

1 34) Lage der Eingeweide: regelmässig oöer Dicht. 
r 35) ErguBS von Flüssigkeiten: Exsndate, .welcher Art, wie 
friel nnd wo? Adhäsionen, Blut, Eiter. 

[ 36) Leber: Grösse, Farbe, Eonsistenz, luhalt an Blut, oder 
j krankhafte Befunde, ^fettige Degeneration; Gallenblase, Inhalt 
kelben. 

\ ST^ Magen: Ansdehnung desselben, äusseres ÄUBsehen, Inhalt 

* KraDzgeiaBse, der Magenschleimhaut, Ecchjmosen, Erosionen, 

rescbwOre in Form, Aussehen und Sitz, wann und wo pathologische 
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BefiDid« Torittnden sind, betondos bö Tflvdidi vqb Tagüfa^g; 
wo 6IB bMondcTW Ycffüimi TorgwchiielMB iiL 

S8) Darmkanal: in denelbea Ait in aoner giaiai Anadik- 
nong za bcsdireibea. Kach don jetxigai PrfitegiqsaBg Yivi Ttr- 
langt, da» der Damkaiial zoerst beedirieben nnd zn dem Kwedt 
beraosg^enonimen werde. Dies erscheint in sofern zwackmifl^, ab 
dadnrch freier Bavm zor UnterBochmig der Qbrigen Oigane gewon- 
nen wird. Sonst bätte es keinen Zweck. 

39; Netz nnd Gekröse: fett» mager, bhitrttdi, DräasB, Tn- 
berkebi^ Gescbwftre, Ansschwüzongen. 

40) Milz: fest, mfirbe, blotreicb, gross, klein, eingeiissen. 

41) Nieren: blutreich, Blotanstretongen, lest, mäibe, Degene- 
rationen, pathologische Prozesse. 

^ 42) Harnblase: leer oder voll, blntiger.Urin, normal ote 
was sonst an derselben zn bemerken. 

43) Grosse Hohlyene: ob nnd wie, mit hellem oder rotten, 
geronnenem oder flüssigem Blut gefnUt (confr. Nr. 29). Nach Cas- 
per thct man got, nm dies zn ermitteln, die Leiche etwas in die 
Höhe zu richten. Ob sie strotzend gefüllt ist, sieht man sofoii; 
Aber den normalen Blntgehalt haben wir zwar keine Maase, ato 
doch Anschauungen, Erfahrungen. 

44) Bei weiblichen Leichen Gebärmutter und ihre Anhängig 
Form, Lage, Inhalt derselben, Jungfräulichkeit, Schamlippen, LihaH 
der Scheide, Aussehen der Schleimhaut derselben, ob Sperma vor- 
handen. 

lY. Eröffnung der Bückenmarkhöhle. 

Wenn dies nöthig sein sollte, empfiehlt Valentin nachfolgan- 
des Verfahren: 

Man schiebt znvOrdent einen dreieckigen KlotE unter den Hals des auf 
den Bauch gelegten Leichnames, damit der HaUtheil der Wirfoels&ale einen 
nach hinten konrexen Bogen bildet und nnterst&tst den Lend^ntheil in Shn- 
licher Weise. Der Hautschnitt wird dann l&ngs der Mittellinie von dem 
Ansätze des Nackenbandes bis zu dem unteren Ende des Heiligbeinte ge- 
führt. Man schUgt jederseits die Ebrat bis ein oder zwei Centimeter nadi 
aussen ron dem äusseren Bande der WirbelkOrp^ hinüber und entfent did 

Sesammten Muskelmassen, welche die Seitenflächen der Domforts&tfe nsd 
ie Hinterflilchen der Wirbelbogen bedecken. Die Stellen der Wirbelbogen» 
welche auf die bald zu erwähnende Weise durchsägt werden soUen« mfissen. 
noch durch Schaben ron allen anhaftenden Muskelresten gereinigt werden« 

Eine bauchige Blattsäge, welche mit einem oder zwei Haltern rersehov^ 
ist, dient am besten zur Eröffnung des Wirbelkanals. Dieses einfitche In^-* 
strument leistet eben so riel, ja in der Begel mehr als die sogenannton 
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aa, die eine dnrch eine Kurbel aus der Ferne gedrehte Scheihen- 
_e enthkiten and oft die störenden Nacbtheile aller m kompliiirten Work- 
seuge darbieten. So yorsQglicb das Oateotom aU chirargigches Instrument 
ist, so weniff übertrifft Beine Wirkung die einer konvexen mit einem paesen- 
Aea Handgriffe Yeraeheoen kleinen Blatta&ge bei der Eröffnung de» Wirbel- 
kanals des Leicbnamea. Kaumaägen können bier nicKt mit Vortbeü gebraucht 
werden. Die Voracbrift, BJcb nur des MeisseU und dea Hämmere m bedie- 
nen, wird bechstenB für aebr geübte Prosektaren gelten. Man ist aber 
anch dann noch immer der Gefahr unberecheubarer Nebenvertetzungen aaB- 
geaet». 

Der Schnitt geht durch die ftussoren Tbeilo der Wirbelbogen jeder- 
seits, Bo dasB er ungefähr einen balben bis anderthalb Ceaümcter nadl 
innen von den Zw iBchennirbell Gehern (Foramina interrert«bralia) durchdringt 
Uan beschränkt sich auf die Eröffnung der Hals-, der Brust- und das ober- 
•len Theües der Lendennirbels&ule in den gevöhslichen Leichenöffnungen, 
in denen es nor auf die Untersuchung des itDokenmarkea ankommt. Will 
man sich dagL'gen zugleich tou dem Zustande des Pferdes chweifes (Cauda 
equina), dea Markkegels (Couua medullaris) und dea Endfadena (Filum ter- 
minale) unterrichten, so entfernt man auch die Wirbelbogen der s&nunt- 
licben Lendennirbel und die enl«p rechenden nintertheile dea Ereuzbeinea, 
Hat man die nötbigen Schnitte, bei deren Anfertigung man wieder der Sicber- 
bei( wegen mit der Measerspitie bin und wieder sondirt, Toliendet, so hebt 
man mit dem Meisael die Halbringe der Wirbelbogen (und die Domfort- 
^rilze) griippenneise heraus. Man muss dann die Hinterflache des RUcken- 
kes, von ihren aämmtlicben BQIlen und nach auaaen ron der harten 
kenmarkahant umgeben, in unreraehrtem Ziustauda Tor sich haben. 
inf die Kflckenmarkanerren nicht weiter an, so spaltet man dia 
^ B BOckenmarkahaut ihrer gancea Lttnge nach in der Mittellinie, ohne 
t Bpinnnebenbaut und die hinteren Bpinalarterien (A. A. spinalea poat«- 
erletien, schneidet mit der Scbeere die Nerrenwurzeln vor ihren 
ureb die harte Haut der Boibe nacb durch und hebt dann dM 
: in der Ricblung von dem oreten Halswirbel nach dem Lenden- 
chtig heraus. Man kann dabei auch die Trennung der TOr- 
1 Nervenmuekelu erst während dieses Theiles der Arbeit Tornehmen. 
B mfibsamer iat der Versuch, das EQckeamark mit seinem Sacke der 
n Haut 7.M entfernen. Man Bucht dann die Kerronwurzeln mJglichat 
an den itwiBchenwirbellüchem zu trennen oder selbst aus dipaen ber- 
■EUBieheO' 

nan vorher das Gehirn fart^enommen, an kann man dea Halatbeil 
inmarkee ohne Verletsang des Schädels bloaalogen unii auaachuei- 
1 man dagegen äue ganze zeotrale Narvenajatem in lortlaufendem 
bange zur Anschauung bringen, so bosoitigt mau dos Schädeldacb 
S die früher giuchilderte Weise, läset aber die harte Hi'uhaut bis zum 
luBBB der ganseu Arbeil unversehrt Man sügl dann £ie Schuppe dea 
terhanptbeiuca mit einer konveien Blatt- oder einer fabeibenaäge vor- 
und Ewar ao, dasB jederseit ein Schnitt, tou deai äuaaeren Bande 
. 1 Loches (Forameu occipilale) schief nach ob^n und aussen bis 

v Grenze dee SchlSLfenbeines reicht, entfernt aber erst dos Enoclienstliok, 
^ man den Wirbeikanal geöffnet hat. 

i Soll man daa Rückenmark lon vorne bloBalegen, so maas man suvor die 
yewe/da nnd einen guten Tboil der Seitenwände des Rumpfes fortnehmen 
° alsdann die Wirbalkörper mit Vorsicht hinwegmeiiaeln. Die Wirbel- 
ei^ffi! ^^ Keugeborueo kann am Einfachsten mit einer geeigneten Kneipzange 
"o^tf weiden. 



252 ^^^ Yeigiftangen und bei Neugeborenen. 

45) Bückenmarkshäute: blntreich etc. 

46) Kanal: ErgQsse von Blut oder anderen Flüssigkeiten. 

47) Substanz: Aussehen, Eonstistenz, Blutreichthum, Eiter. 
Folgende Anweisungen nach Casper n. S. 239 dürften hier 

wohl zu beachten sein: 

Man vergegenwärtige sich stets, dass man eine gerichtliche, 
d.h. eine Leichenöf&iung zu bestimmten richterlichen Zwecken 
auszufahren habe. Alles daher, was diese nicht berührt, nament- 
lich also rein pathologische Befunde lasse man ganz bei Seite oder 
berühre sie nur summarisch. Was die Nummern betrifft, so häufe 
man sie nicht allzu sehr, 30 — 40 reichen fOr Erwachsene, 50 bei 
Neugeborenen aus. Im Protokoll selbst enthalte sich der Arzt jedes 
Urtheils. Man beobachte in demselben eine bestimmte Beihenfolge, 
springe nicht ab und vermische in einer Nummer nicht Dinge, die 
nicht zusammen gehören, vermeide auch Wiederholungen und Wider- 
sprüche. 

Besondere Vorschriften gelten femer bei Eröffnung Vergifteter 
und Neugeborener. 

Bei Vergiftungen. Um den unteren Theil der Speiseröhre 
und den mittleren Theil des Dünndarms sind doppelte Ligaturen za 
legen und Speiseröhre und Dünndarm zwischen den Ligaturen za 
durchschneiden. Nach erfolgter Besichtigung und Beschreibung 
wird der Magen in ein reines porzellanenes Gefass gethan und dem 
Gericht übergeben. In dasselbe Gefass wird auch die Speiseröhre 
gelegt, nachdem sie nahe am Schlünde unterbunden, ebenso wie der 
Magen besichtigt und beschrieben. In ein anderes Gefass werden 
andere Theile der Leiche, Blut, Harn, Stücke der Leber, Milz ete. 
gethan. 

Bei Neugeborenen. Mit dem Begriff „Neugeborenheit" 
quäle man sich nicht ab, ja ich rathe, ihn zu vermeiden, wo es 
irgend möglich ist, denn das Gesetz kennt diesen Begriff jetzt in 
Bücksicht auf den Kindermord nicht mehr, sondern spricht blos 
von dem Tod« eines Kindes in und während der Geburt, 
weil es sich bei der Feststellung des Kindermordes weniger um das 
Kind als um den Zustand der Mutter handelt. Mehrere Umstände 
zusammengenommen können jedoch diesen Begriff ergänzen. Käse- 
schmiere in dem Beugen der Gelenke, eine frische, gleichviel, ob 
abgerissene oder abgeschnittene Nabelschnur u. dgl. 

Wichtiger ist es, die Reife eines Kindes zu bestimmeii,; maix 
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unterlasse jedoch den Ansdrack „lebensfähig'', weil das Strafii^esetz 
ihn auch nicht mehr kennt; zeitig, reif, ausgetragen sind die 
bezeichnenden Worte. 

Man kann hier zwei Wege einschlagen, indem man entweder 
bestimmte Befände zusammen aoffiMst, z. B. die Zeichen der F&ul- 
niss, die Zeichen der Beife, oder indem man Yon oben nach unten 
Torachreitend, Alles, was man sieht, beschreibt Es kommt dabei 
jiuf üebung und Gewohnheit an, und man kann auf beiden Wegen 
zu demselben Ziel gelangen, wenn man eben nur nichts übersieht, 
oder heterogene Dinge mit einander yermischi 

Im Folgenden geben^wir die Zeichen der Beife eines Kindes: 

1) feste und straffe Haut, gerundet, gut ausgepolstert 

2) Keine Wollhaare, bis auf eine Kleinigkeit an den Schultern. 

3) Der Kopf ist mit Haaren besetzt, die Va bis V« Zoll lang sind. 

4) Die grosse Fontanelle V* bis 1 Zoll lang. Im Ganzen ist 
es schwer, sie so genau zu messen: es dürfte daher genügen zu 
«agen, ob sie überhaupt noch offen oder schon yerwachsen ist 

5) Gewicht mindestens zwischen 5 und 6 Pfund. 

6) Die Länge wird zwischen 16 und 20 Zoll angenommen. 

7) Der quere Durchmesser des Kopfes beträgt 3V«, der gerade 
4Vt, der diagonale 4Vb ZolL * 

8) Durchmesser der Schultern fast 5 Zoll, der Hüfte 3Vt ZolL 

9) Nägel homartig, erreichen oder überragen die Spitze der 
Finger, nie die der Zehen. 

10) Knorpel der Ohren und Nase fest anzuf&hlen, nicht lappig. 

Fig. n. 




11) Der Knochenkem in der unteren Epiphyse der Oberschenkel 
von '/* bis 3 Linien beweist ein Alter von 40 Wochen. Der Knodien- 
kern kann eben nur beweisen, ob ein Kind zeitig, ausgetragen 
war oder nicht, aber nicht ob es gelebt habe, me Casper irrig 
lehrte. Wie der Knochenkem darzustellen ist, ergiebt §.16 des Be- 
l^ulatiYs. 
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Wir geben hier die naturgetreue DarsteUnng dreier Knorpel- 
durchschnitte der Epiphyse des Oberschenkels: a) ohne Enochenkerfi, 
b) mit Knochenkem von drei Linien, c) mit Knochenkem Ton bei«- 
nahe yier Linien. 

12) Pupillarmembran, nicht mehr vorhanden (sie yerschwinden 
bekanntlich gegen die 30. Woche). 

13) Die Hoden sind in das Scrotmn eingetreten oder sind im 
Begriff einzutreten. Bei weiblichen . Einderleichen überreichen die 
grossen Lefzen die kleinen Schaamlefzen und "die Klitoris. 

14) Die Nabelschnur ist 18 — 21 Zoll lang, meist die Kindesläi^. 

15) Die Lungen- und Athemprobe ^tscheidet darüber, ob das 
Kind nach der Geburt gelebt hat oder nicht Wie die Attiem- und 
Longenprobe anzustellen sei, ergiebt die Vorschrift im $. 17 des 
Begnlativs. Einen kleinen Bath möchte ich jedoch hierzu geben. 
Maxi präparire sich erst die Muskeln frei und entferne das Zellge- 
webe, um Kehlkopf und Luftröhre so firei zu legen, dass man sie 
bequem unterbinden kann, ohne andere Parthien, namentlich die 
Speiseröhre, unnütz, zum Aerger seiner selbst» mit zu fassen. Ich bitte, 
dies nicht zu übersehen. Ausserdem soll kekanntlich die Bauch- 
höhle stets vor der Brusthöhle geöfhet werden, um den Stand des 
Zwerchfells zu untersuchen. Gegenwärtig wird bei der Prüfung Te^ 
langt, dass bei Neugeborenen überhaupt mit der Eröf&iung der 
Bauchhöhle angefsuigen werde. 

Die Athem- und Lungenprobe braucht natürlich nicht ange- 
stellt zu werden, wenn die Zeichen der Beife nicht yorhanden sind, 
welche die Negative des oben angefahrten Befundes bilden. Ver- 
letzungen können jedoch auch dann die Obduktion nothwendig e^ 
scheinen lassen. Ebenso darf selbst ein hoher Grad von Fäuhiiss 
vor der Anstellung der Athem- und Lungenprobe nicht abhalten, 
weil auch dann noch oft ermittelt werden kann, ob das Kind gelebt 
resp. geathmet hat Denn in diesem Falle ist Athem und Leben 
in direktem Konnex. Nur ein Kind, dass ausserhalb des Frucht- 
halters geathmet hat, hat gelebt, und die Lungen sind dann räum- 
lich ausgedehnt, überragen das Herz; die Bänder sind nicht mehr 
Scharia sondern abgerundet; sie fühlen sich elastisch, locker an, sehen 
mannigfiEich gefärbt inselartig marmorirt aus, während die Farbe 
der Lungen todtgeborener Kinder rothbraun, leberartig, mitunter 
chokoladenartig ist (Casper). Die Lungen enthalten Luft und blu- 
tigen Schaum, schwimmen im Wasser in allen Partikelchea, ent- 
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wickeln darin aufsteigende Luftblasen, Yemrsachen beim Zencbnei- 
den ein knisterndes Ger&nsch und zeigen auf den Schnittflächen 
blutigen Schaum. Nur in dem Zusammentreffen aller die- 
ser Thatsachen kann man seinen Ausspruch begründen. 

Lungen kOnnen allerdings auch aus Fäulniss schwimmen, aber 
einmal soll ja das Schwimmen allein nichts beweisen, dann wird man 
auch die Fäulniss derselben feststellen, und da Lungen sehr spät 
von Fäulniss angegangen werden, so wird der ganze Leichnam dann 
meist in einem solchen Zustande von Verwesung sein, dass die Er- 
gebnisse der Sektion überhaupt sehr unsicher sein werden. Ein bis- 
her fftr werthvoll gehaltenes Zeichen, das nach dem BegulatiT nie 
vernachlässigt werden darf, ist der Stand des Zwerchfells. Um 
ihn festzustellen, legt man nach ErOfbung der Bauchhöhle, die be- 
kanntlich nach $.17 des Begulativs vor der der Brusthöhle erfolgt 
soll, den Finger der einen Hand von unten und immer an die höchste 
Wölbung des Zwerchfells und zählt dann von aussen die Bippen. 

Selbstredend kann ein oder das andere Zeichen allein an sich 
nichts beweisen, nur die Summe derselben wird zu einem Aussptuch 
heiechtigen; das Zwerchfell steht bei Todtgeborenen zwischen der 4. u. 
dk| bei Lebendgeborenen zwischen der 6. und 7. Bippe. So sagt das 
BegnlatiY, und dies war bis jetzt die Ansicht der Gerichtsärzte. Allein 
es Tcrdient wohl nicht den Werth, den Wissenschaft und Gesetz ihm 
lüsher beigelegt haben, einmal, weil es wegen mancher Zufälligkeiten 
bald höher, bald niedriger stehen kann, als es stehen müsste, um 
etwas zu beweisen, und dann ist es auch gar nicht zuverlässig, den 
höchsten Stancl desselben mit dem Finger zu bemessen. Jedoch das 
Begulatiy fordert die Feststellung, und es würde sehr gerügt werden, 
wenn man es unterliesse. 

Sugillationen. Extravasate von Blut, selbst wenn es geronnen 
ist^ beweisen an sich niemals, dass das Kind nach der Geburt ge- 
lebt habe, oder dass etwanige Verletzungen besonders am Schädel 
beim Leben des Kindes entstanden seien, denn sie kommen unzweifel- 
haft, namentlich am Schädel bei Kindern nach der Geburt, auch bei 
Todtgeborenen vor; wichtig sind sie jedoch, wo sie mit Verletzungen 
zusammentreffen, bei denen der Beweis der lebendigen Beaction ge- 
führt werden kann. Zu den bekanntesten dieser Sugillationen ge- 
hörten die sogenannten Petechialsugillationen, die auf dem 
Pleura, der Thymus, dem Herzen vorkommen, und den Erstickungs- 
tod beweisen. Allein man muss sie oft gesehen haben, um sie von 
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Pigmentiningen und anderen pathologischen Befanden zu unterschei- 
den, ja selbst oft, um sie nnr zu finden. 

Die Nabelschnur. Bei noch Mschen Leichen findet man 
um die Insektion des Nabelstranges einen etwa linienbreiten hoch- 
rothen Bing, der jedoch nicht als ein Zeichen lebender Beaktion be- 
trachtet werden darf. Denn dieser Hof, sagt Gas per, bildet sich 
schon im Uterus und wird daher auch bei todtgeborenen Kindern ge- 
funden. Noch wichtiger ist das Zeichen der beginnenden Abstossong 
der Nabelschnur, wie sie bei lebenden Kindern beobachtet wird. Die 
Verwesung zerstört beides, ebenso hat die Mnmification nicht den ge- 
ringsten Werth als Beweis des selbststandigen Lebens nacb der Ge- 
burt Es ist nicht immer leicht, festzustellen, ob eine Nabelschnur 
abgerissen oder abgeschnitten ist, um so mehr, als es auf die Schirfe 
des Listruments ankommt, und ein Theil geschnitten, ein Theil ge- 
rissen sein kann. Man wasche das Ende recht fleissig aus, und unter- 
suche, ob gefranzte Enden vorhanden sind. Wenn man dann nodi 
zweifelhaft sein sollte, ist es keine Schande, dies zu sagen, indem 
man jedoch genau beschreibt, was man gesehen hat 

Ausser den Verletzungen und gewaltsamen Todesarten, 
welche nur bei Erwachsenen vorkommen, sind bei Neugeborenen oodi 
folgende zu beobachten, welche sowohl im Fruchthalter als auch s^odi 
nach der Geburt vorkommen können. 

Zuvörderst ist die Möglichkeit nicht in Abrede zu stellen, dass 
Verletzungen der Knochengebilde des Eoetus im Uterus Torkomme& 
können. Dies kann in Frage kommen, sowohl wegen Misshandluugen 
Schwangerer, als bei Anklage gegen MedizinalpersoAen bei Entbin- 
dungen. Die Art des Knochenbruchs, und die Ermittelung aller Vor- 
gänge muss hier der Beurtheilung zu Grunde gelegt werden, wobei 
man jedoch auch an die Möglichkeit denken muss , dass diese Ver- 
letzungen auch spontan entstehen können. Schadelverletzungen, als 
im Utero entstanden, erfordern besonderen Skeptizismus, Bippen- und 
Knochenbrüche der Extremitäten sind zuverlässig beobachtet worden 

Li und während der Geburt können sehr häufig Schädelverleir 
Zungen vorkommen, wobei die Kopfblutgeschwulst mit besonderer 
Vorsicht zu beurtheilen ist, in Erwägung, dass sie auch bei dwn 
günstigsten Verlauf unter der besten Sorgfalt entstehen kann. Denn 
auf jedem anatomischen Theater hat man bei Neugeborenen, ohne dass 
ein Verschulden vorliegt, Blutextravasate unter den Schädelbedek- 
kungen, selbst Schädelrisse, gefunden. Dasselbe gilt ebenfalls von 
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Ossifikationsdefekten, die auch nioht gar zu selten vorkom* 
men; hält man einen solche Schädel gegen das Licht, so sieht man 
dfknne Stellen durchschimmern, mit nnregelmässigen zickzackförmigen 
Bändern. 

Der Starz des Kindes anf den Kopf kann nicht als nn- 
mOglich bestritten werden, weil Ueberraschimgen durch die Gehnrt 
auch bei Franen vorkonmien, die durchaus nicht die Absicht haben, 
die Geburt zu yerheimlichen, und denen sogar alles daran liegt, das 
End zu erhalten. Um desto mehr muss die Möglichkeit zugegeben 
werden, dass dies bei solchen vorkommt, denen es meist daran liegt, 
die Geburt zu yerheimlichen. Eben so natfirlich ist es, dass dies 
am häufigsten auf dem Abtritt vorkommt, weil allerdings viele Kreis- 
eende den Wehendrang f&r Drang zum Stuhl halten, und dieses Be- 
dlkrfiüss glauben verrichten zu müssen, das sie oft auch während des 
Kreissens verrichten; und das kann ebenso oft absichtlich als zu- 
fUIig der Fall sein. Es muss ebenso zugaben werden, dass ein 
fYmienzimmer in jeder Stellung gebären könne, und wenn daher bei 
weitem Becken oder kleinem Kindeskörper die Person von der Ge- 
tati überrascht worden, so kann der Kindeskop^ wenn er mit einem 
epben harten Körper in BerOhrung kommt, verletzt werden. Aller- 
Sagg wird diese Einrede von unehelich Geschwängerten &st immer 
erhoben, jedoch man kann nicht sagen, dass es in allen Fällen erlogen 
iit Die Sprünge kommen am häufigsten in den Scheitelbeinen vor, 
md korrespondiren oft mit der Pfeilnahi Ausser auf die Art der 
Yerletzung und alle konkurrirenden Umstände wird dabei auch darauf 
xn achten sein, ob die Nabelschnur abgerissen oder abgeschnitten ist 
Was die Dimensionen des Kindskopfes zu denen des Beckens betrifft, 
80 ist dieser Vergleich, wenn die Mutter ermittelt ist, zwar nie zu 
unterlassen; man lasse sich jedoch zu Täuschungen flicht verleiten. 

Kinder können bei der Geburt unzweifelhaft durch die nicht 
unterbundene Nabelschnur verbluten, und man wird dann die be- 
kannten Zeichen der Anaemie finden, wenn auch nicht so ausgeprägt, 
wie bei Erwachsenen. Je kürzer die Nabelschnur vom Nabel getrennt 
ist, desto wahrscheinlicher ist es, dass Kinder nach der Geburt ver- 
bluten können. 

Kinder können während, in und gleich nach der Geburt durch 
die eigene Nabelschnur strangulirt werden. Die Strangrinne läuft 
dann ohne Unterbrechung mehrere Male um den Hals herum; die 

17 
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Markining ist breit, dem Lumen der Nabelsclinar entsprechend ans* 
gehölty rinnenförmigy nirgends excorürt, aber oft sngilliri 

Man moss anch an die sogenannten feinen Verletzungen den- 
ken, von denen besonders die früheren Gerichtsärzte yiel sprechen. 
Nadelstiche durch die Fontanellen, durch den Gehörgang, in das Herz, 
die bei sorgfaltiger Untersuchung dem Arzt nicht entgehen dürfen. 
Bei heimlich Gebärenden erfolgt der Tod der Kinder ungemein öfter 
durch Erstickung, Blutergniss im Gehirn, ebenso durch den üebergang 
aus der Wärme in die Kälte, Mangel an Allem, was zur Erhaltung 
des zarten Kindes nöthig ist. Ob und welches Verschulden hierbei 
die Mutter trifft, wird aus dem Leichenbefunde allein nicht zu kon- 
statiren sein. 

Ist die Mutter ermittelt, so wird auch diese auf die Vorgänge 
bei der Greburt und auf die Beschaffenheit der Geschlechtstheile zu 
untersuchen sein. 

Man gestatte uns hier noch einige allgemeine Bemerkungen zum 
Schluss: Man vermeide im Protokoll, wo es irgend geht, fremdländiscba 
Wörter, jedenfalls füge man die Uebersetzung hinzu; vermeide jedoi 
Ausdruck, der ein Urtheil involviren könnte, denn in dem Protokoll 
sollen nur Thatsachen niedergelegt und beschrieben werden. Du 
Urtheil bleibt dem Obduktionsbericht vorbehalten, wenn es gefordert 
wird. So z. B. sage man nicht: Das Ende der Nabelschnur ist ab- 
geschnitten, abgenssen,^ sondern die Bänder sind glatt, zackig, ge* 
franzt und dgl. Bei Abfassung des Gutachtens, resp. Obduktion- 
berichts, der binnen 4 Wochen eingereicht werden muss (und woflr 
Copialien liquidirt werden können, wenn deren Auslagen nachgewiesen 
worden), ist das Protokoll wörtlich und faktisch zu Grunde zu legen. 
Der Bericht beginnt mit einer kurzen aktenmässigen historiflGhen 
Darstellung, darauf folgt der anatomische Theil des Berichts, dann 
das Gutachten, wie es vorläufig im Protokoll summarisch abgegeben 
worden, und dann die wissenschaftliche Begründung. Der Grerichts* 
arzt stellt sich entweder selbst die Frage, die er beantworten n« 
müssen glaubt, oder beantwortet die Fragen, die der Bichter gestelli 
hat. Differiren beide Gerichtsärzte in ihren Ansichten, ihrem Aus- 
spruch, so kann jeder derselben ein Gutachten einreichen, anderer- 
seits bearbeitet es der Physikus und der zweite Arzt unterzeichnet 
es ; beide versehen ihr Gutachten amtseidlich durch ihre Unterschrift 
und Beidruck des Amtssiegels mit Unterlassung aller unnützen Ka- 
rialien. 



Zweiter Abschnitt. 



Untersuchung von Yerbrechensgegenständen. 

Bei Untersuchung aller dieser (Gegenstände gehe man mit dem 
gegebenen Material stets haushälterisch um, weil man oft sehr viele 
Proben anstellen muss, ehe man ein beMedigendes Besultat erreicht 
Ferner werden zur Untersuchung oft Stoffe übergeben, welche meist 
auch anderweitig verunreinigt sind, so dass es viel Mühe erfordert, 
die richtigen Stellen zu finden, um sich nicht zu täuschen. 

Blutflecke. Diese sind am häufigsten Gegenstand gerichts- 
intteher Untersuchung dahin, ob sie von einem Menschen oder Thier 
tartUiren. Das Blut eines Menschen ist von dem emes anderen 
jDeU zu unterscheiden. Blut besteht bekanntlich aus Albumin- und 
libiinlOsung und zeichnet sich durch die sogenannten Blutkör- 
perchen von ^/sTO bis V^oo Linie Durchmesser aus; in der Mitte der 
Beheibe ist eine kleine Yertiefung. Die Blutkörperchen der Vögel 
nnd VitB bis ^/uo Linie lang und halb so breit, die der Amphibien kann 
jma oft schon mit blossem Auge erkennen. 

Frische Blutflecken kann man schon bei Kerzenlicht erkennen^ 
Uem die bekannte hellrothe Farbe hervortritt. Von den verschie- 
denen Methoden sei hier zunächst die neueste von Yan Deen empfoh- 
Im. Man nimmt frische Guajaktinktur und einen guten Ozonträger, 
xB. OLterebinth. rect., mischt diese beiden mit einander, nachdem 
Httn sich überzeugt, dass das Terpentinöl eine Indigolösung entfärbt, 
imd wenn man einen Blutflecken damit befeuchtet, so entsteht so- 
fort eine blaue Färbung. Die ältere Methode ist die von Böse. 
Ifan macerirt einen Blutflecken mit frischem Wasser auf einem Uhr- 
(glase, nach einigen Stunden giesst man das röthliche Wasser ab 
lind prüft das Besiduum wie folgt: 1) mit Galläpfeltinktur entsteht 
Bin schwach violetter Niederschlag; 2) mit Chlorwasser bilden sich 
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weisse Flocken; 3) mit Salpetersäure eine weissgraue Fällung. Ancli 
versuchte er auf Berlinerblau , wenn Blut auf Eisen angetrocknet 
ist, um es von Rostflecken zu unterscheiden. Man kratzt es ab, er- 
hitzt es in einer Glasröhre, setzt Natrum zu und schmilzt es über 
einer Flamme zusammen. Man lässt es erkalten, filtrirt, setzt etwas 
Eisenlösung zu und übersättigt mit Salzsäure. War Blut vorhanden, 
so schlägt sich Berlinerblau nieder. 

Die Ermittlung von Blut dadurch, dass man Hämatinkrjs- 
talle, bekanntlich der Hauptbestandtheil des Blutes, darstellt, ist 
sehr leicht und physiologisch richtig; es sind dies kleine rhombische 
Flächen, gelbbräunlich oder rothgelblich, und wurden zuerst von 
Teichmann dargestellt (Zeitschr. f. rat. Medizin Bd. EDL S. 375); 
auch Bruecke in der Wiener med. Wochenschr. 1854L Nr. 42; femer 
Buchner und Simon in Yirchow's Archiv Bd. XV. 1 u. 2, Eunie 
in Gasper's Y. J. Sehr. 1864. 2. S. 265. Allein sie sind nur zu finden, 
80 lange noch Blutkörperchen vorhanden sind, liefern aber nicht den 
Beweis, ob das Blut von Menschen oder Thieren herrfihre. 

YergL femer: Boussin, Zeitschr. 1 gerichfL Medizin, Wien 
1866. S. 71; Barruel in Casper's Y. J. Sehr. 1853. 10. S.395; 
Schmidt, Die Ermittelung von Samen-, Blut- und Exkremenieir 
flecken in Eriminalfällen, Wflrzburg 1854 (gekrönte Preisschrift); 
Pf äff, Anleitung zur Yomahme gerichtsärztL Blutunterguchuig«^ 
Nauen 1860. 

Auch die mikroskopische Untersuchung hat keine Schib* 
rigkeit, wenn das Blut Msch ist; man sieht dann die runden VUr 
körperchen mit einer Delle in der Mitte, ohnget&hr ^/soo Linie io 
Durchschschnit. Ist das Blut schon vertrocknet, so muss mn es 
ablösen, in Glyzerin oder Zuckerwasser, nur nicht in darii&irtein |1 
Wasser lösen. Setzt man etwas Liquor Kali causi hinzn oder 
jod. zu, so treten etwanige Blutkörperchen deutlich hervor. 

Fig. m. Fig. IV. 



2 





Fig. ni. zeigt uns verschiedene Blutkörperchen menscUic 
Blutes, Fig. lY. 1) das eines Frosches, 2) das einer Taube. 
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Schleim und Eiter Bind aehr echter za anterBcheiden , nm 
nebr, da sie oft mit einandgr Tennigcht sind, und diese Abaon- 
arungen auch in yerschiedenen Organen und zu Terschiedenen Zei- 
o sehr Terschieden sich gestalten. Eiter ist eine rahmartige, al- 
ilisch reagirende FlOssigkeit. Die InterzeUnlarsnbBtaoz besteht, 
ulog dem Blutserum, aas Wasser, Eiweise, Salzen nnd EztrakitiT- 
offen. Die Zellen sind den meisten Blutkörperchen ähnlich, rund, 
attgrflnlicb, mit einem Kern, der bald gespalten ist, ]nld vie ein 
nfeisen auBsieht Die Zellen haben einen DnrcbmesBer Ton Vso« bis 
« Linie, sind darchsicht^ and haben nrsprflnglich einen Eem von 
wo Linie, der sich oft in 2, 4 nnd 8 KOmer theilt. 

Man kann sie am besten darstellen, wenn man Fig. T. 

was SssigBäure und Wasser zusetzt, denn da- « A A ^ 
ircb werden Membran und Inhalt schirinden; 
um vird der Inhalt der Zelle durchgeecblagen , /^ f^ i^ 
id es bleiben nnr die Körner sichtbar (Fig.V,: ^ ^-^ 

Eiterzellen Terschiedener Art, b) dieselben nach ^ 9^ tf ^ 
inieibnng von Essigsäure, c) £eme derselben). ^ "|*A 
Iddum stellt sich im Hil[Toekop in der Weise dar, 
10 wir es in Fig. YI. angegeben finden. Es sind Schleim- ^- ^ 
Diperchen mit Epithelialzellen. Die Fonnbestandtheile '^ Al 
Rselben sind breiter, verschieden gestaltet, grannlirt, *ft %9t 
der Mitte mit einem Kern versehene Zellen, söge- ^^ 

mute Ffiaaterepithelien, und etwas nach oben keüföimige, unten 
ätze, oben breite Zellen-Cylinderepithelien (Naunyn, TJeher die 
hemie der Transsudate und des Eiters; Beichardt und Bey- 
OBd, Archiv 1865. Heft 2). 

Hileh iat eine weissliche, mandelmüch- Tig.^VU. 

nliche Flflssigkeit, enthfilt verschiedene Salze, 
älcbsneker, Caeeln und FettkQgelchen. Jedes 
K Letzteren ist mit einer HflUe von Case&t 
Dgeben. Das Golostnim ist die Hilch, welche 
ich in der ersten Zeit nach der Geburt in den 
MkBtan absondert, enthält Eiweiss, aber we- 
igar Oanln und HUehsucker. Fig. VII. stellt 
uhmllch in 500maliger YergrCfleenu^ nach Hager dar. 

Eb kann erheblich sein, m ermitteln, ob Haare, welche sich 
n der Untersnebui^ vorfinden , von Thieren oder Menschen , und 
i lafatenn Falle ob von Mbmem oder Frauen herrührend. Ob- 
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BchoD hier ni^emeiiie Tarit&ten rorkommeD, so dflrft« docb dnrcli die 
Bebenstoheode ZeichnoDg in Fig. Ym. dies einigennasBen «rleidi- 
tert Bein : a) ist der SchsA Tai 
b) die Spitze eines m&nnliclMi 
Kopfhaares, c) der Schaft vai 
d) die Spitze eines weiblidm 
Kopfhaares (Pf äff, daa menBch- 
liche Haar in physikalischer, fir 
thologischer u, forensischer Be- 
deatnng, Leipzig 1866, dSift« 
in vorkommenden Fällen nnent- 





behrlich sein; anch Lender in Casper's V. J. Sehr. 1863 ist flr 
dieee F&lle geeignet). 

Saamenfl^ecken. Han schneidet den rerd&chtigen FIsckTor- 
sichtig ans, ohne zn reiben oder zn drDchen, und befeuchtet den- 
selben mit deslillirtem Wasser in einem Uhr^as, indem man dorek 
sanftes Drfleken die LSsnng beschlennigi Han bringt dann ei> 
TrOpfchen nnter das Mikroskop and sieht, ob die bekannten Spv 
matozoSn, nneigentlich Saamenthierchen, sichtbar werden. Oft tnM 
diese'erst nach längerem Eintrocknen auf dem Deckglase denthc^ 
hervor, wie Fincnss beobachtet hat, d^e man frisch nicht si^ 
In Fig. IS. sind a) auf dem Bande stehende, h) anf der platW 
Seite liegende SpemmtozoSn gezeichnet. 

Gifte. Die gesetzlichen Bestimmungen nnd die Definition üelu 
8. 44. Znr Ermittelnng derselben kann man vier Momente I)*- i 
nntzen; l)dieKraiiUieitoer8oheiuungeii,3)denLei<AenbefaDd,3)i(i 



Naehweb dar GUfte. Arsenik« Manh'seher Appmt 
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Fig.X. 



I^acliweis des Giftes, 4) die übrigen aktenmässigen Umstände. Der 
sicherste Beweis ist allerdings der Nachweis des Giftes aus der 
Leiche; aber selbst, wenn dies nicht gelingt, z. B. bei manchen 
Oiften, die sich leicht zersetzen oder verflüchtigen, bei anderen, die 
dnrch Erbrechen, Gegenmittel und andere Umstände weggeschafft 
and oder wenn die Verwesung schon längere Zeit eingewirkt hat, 
irird der Arzt doch aus dem Zusammenhang aller Umstände dazu 
l>erechtigt sein, eine Vergiftung zu diagnostiziren. Wir interessiren 
uns hier blos für Nr. 8, den Nachweis der Gifte, und zwar 
deijenigen, die am häufigsten vorkommen. 

1) Arsenik. Die bekannten allgemeinen Zeichen dieser Ver- 
giftung sind Angst, Erbrechen, Cardialgie, Kolik, Durchfall, Krämpfe, 
Erschöpfung, Tod; diese an sich kön- 
nen nur den Verdacht der Arsenik- 
Terg^iftnng begründen. Wichtiger sind 
schon innere Erosionen, Geschwüre und 
namentlich die gelben Kömöhen in der 
Schleimhaut des Magens, welche che- 
misch als Arsenik sich darstellen. Wo 
dies nicht der Fall, ist die chemische 
Untersuchung der Kontenta, des Blu- 
tes, Stücke der Leber, Milz, Harn etc., 
nothwendig. Man bedient sich hierzu 
des Marsh'schen Apparates. Der ursprünglich einfache, auch jetzt 
noch gebräuchliche ist der in Fig. X. dargestellte. Der verbesserte 
Marsh 'sehe Apparat ist in Fig. XI. wiedergegeben. Er besteht aus 
einem oben offenstehenden Cjlinder, der oben mit einem durch- 
stochenen Kork geschlossen wird; durch diesen geht eine 2 Linien 
weite Glasröhre, welche unten eine kolbige, spitz zulaufende Er- 
weiterung hat. Hierin bringt man chemisch reines Zink. An das 
oberste Ende der Glasröhre befestigt man mittelst eines Cylinders 
Ton Guttapercha einen messingnen Hahn, den man nach Belieben 
taftdicht öffnen und schliessen kann. Oben vom Hahn geht im rech- 
ten Winkel öine messingne Bohre ab, welche mit einem horizontalen 
^ Zoll langen Glasrohr und dieses wieder mit einem anderen unter 
^em rechten Winkel verbunden wird. Nachdem vermittelst des 
Schmidt'schen Apparats die zu untersuchende Masse gehörig ver- 
altet worden, giesst man etwas davon mit reinem destillirten Was- 
«ar und konzentrirter Schwefelsäure in den Glascylinder und öfhet 





den Bahn. Das Zink wird Zinkoiyd und verbindet sich mit dei 
Schwefelsänre zn Schwefelwasserstoff, dieser entweicht theils, theils 
verbindet er sich mit Arsen zn ArsenwasserstofE^, welches dorck 
den Hahn in die BChie gelangt. Dieses wird nun wie folgt erprobt: 
Han erhitzt an einer Stelle die GlasiOhre bis zum Globen, nnd «r 
zeigt sich dann ein braunschwarzer, glänzender Hetallspiegel A 
Arsen, oder man zOndet es an und erhält dann eine intensiv lAsat, 
oft grOngelbliche Flamme, ein sicheres Zeichen fflr Arsen. Lisst 
man das Gas an eine weisse Forzellanfiamme anfstreichen, so abüi 
man eben&lls brannschwarze Arsenflecke. Erw&hnenswertb iit Docb 
Fig. XIL 



T 



der Arsenspiegel (Fig. XIL). Ton diesem ist nach Hager Fol' 
gendes zu merken: 

Der Anenipiegel liit itarkgllnzend bnnnuchwin, der AntimaBiiHV* 
mnlelut d«r erhiUtSB SuUe ^t «ilbenreiu, weiler Stron ab aehra*. U*" 
l«ier bildet in dflnner Id^ einen weDiger cDiamnenliliigeiiden Orixt»!» 
Tielind» eneheint m wie diueh Staabanfliig eneogt 

Der Ananepiegel gMt in der Wtii^MtflmiM bii 
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erhitet einen Knoblaacbgenich, der AntimonBpiegel ebenso behandelt giebt 
keinen Gerach. Der Arsenspiegel l&sst sich bei gelindem Erhitzen im n as- 
sentoffgasstrome leicht forttreiben, der Antimonspiegel erfordert hienu eine 
sUürkere Hitse und schmilst znyor zn kleinen gl&ncenden, mit der Lonpe er- 
kennbaren Kttgelchen. 

Der Arsenspiegel lOst sich in 1 bis 2 Tropfen yerdünnter Salpeten&nre, 
nOthigenfalls unter Enrftnnen. Der Antimonspiegel wird kaum gelOst und 
gewöhnlich nur in eine matte Kruste renrandelt. Wird nun einem Tropfen 
der Salpetersäuren Arsenikspiegellösung ein Tropfen Silbemitratlösung zuge- 
setzt und demselben ein mit Aetzammon befeuchtetes Qlasst&bchen möglichst 
nahe gebracht, so dass aber keine Berührung stattfindet, so flU'bt er sich 
gelb (Ton arsenigsaurem) oder' bräunlich (tou arsensaurem Silberoxyd). 
Antimon triebt diese Reaktion nicht. 

Die Arsenflecke 'werden in einer feuchten Chloratmosph&re, welche man 
durch Uebergiessen Ton tlhlorkalk mit einer yerdünnten S&ure erzeugt, schnell 
gelöat» Wird dann die Stelle mit SilbeinitratlOsung befeuchtet, so entsteht 
an rother Niederschlag. Antimonflecke geben im letzteren Falle dagegen 
einen weissen Niedersdilag. 

Aisenflecke werden beim Betupfen mit einer yon frwem Chlor freien 
T^Bwiiw des unterchlorigsauren Natrons (des Chlornatrons, Ean de Labar- 
imfee/ sogleich gelöst, Antimonflecke nicht 

Anenflecke werden mit jodsaurer Kalilösung zimmetfarben und auch 
i htid nnfgelöst, Antimonflecke innerhalb zweier Stunden nicht, angegriffen. 
CUonanres Kali löst Arsenflecke nach und nach, Antimonflecke nicht 

Arsenflecke werden in einer Bromatmosph&re sehr bald citronengelb, 
Aifaonflecke aber orangeroth. An der Luft entfärben sich jedoch die 

~ie sowohl Tom Arsen als Antimon. 



Will man zur Gegenprobe einen Arsenspiegel darstellen, so ver- 
fthrt man wie folgt (Fig. Xm.): 

Kan macht eine erbsengrosse Mischung aus 1. Vol* der arsenhaltigen 
Snbstans mit 3 bis 4 Vol. Cyankalium und schottet sie in beistehend ab^ 
Udete Beduktionsröhre , so dass die Kugel a kaum zur Hälfte geftillt ist. 
Man erwärmt ein wenig, um aus der Mischung die Feuchtigkeit zu entfernen, 
welcihe sich in dem kUteren Theile der Bohre yerdichtet und yon da mit- 
telst der Weingeistflamme weiter fortgetrieben und aus der Bohre entfernt 
werden kann. Nachdem die Bohre wieder erkaltet ist, erhitzt man die Mi- 
sehnng mit einer kleinen Weingeistflamme unter allgemeiner Steigerung der 
Hitze. Es setzt sich in der Gegend yon b ein schöner Metallspiegel an. 

Fig. xm. 




2) Phosphor. Derselbe kann eben so wohl durch Beizung 
und selbst durch Erosion der ersten Wege, als auch so dynamisch 
ttdten, dass sichtbare Folgen anatomisch gar nicht nachzuweisen 
ttuL Bas Leuchten der Magenkontenta, der Geruch derselben, die 
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n«. ZIT. fettige DegeDflration der !«• 

ber können znr FeststeUmig 
dieser Yei^iftong dienen, 
nächst derselben jedoch die 
Barst«llang des Phosphors 
ans der Leiche nach der 
Mitscherlicb'schen Me- 
thode. Wichtig ist die Be- 
obschtong der im Boukeln 
lenchtendenPhosphordämpfe. 
Zq didäem Zweck hat man 
den in Fig. XIV. dargestell- 
tenApparatEOBammengeseti^ 
dessen Handhabung wir in 
Folgendem geben: 
Der Apparat beateht in einem kleinen gl&aemea Kolben h mit UngiBin 
Halse, weldiem miUelat einei durchbahrten Korkes der kleine Schenkel 
Nnei tweimel im rechten Winkel geboganen OlurShre b im Lichten 2 — 3 
Millimeler (Vit— Vit Zoll weit anfgeMlst ist. Der tlnger« andere Schenkel 
der OlaarOhre reicht bis gegen den Boden eines Qlasge&sies e, nngeEUir 
TOD demselben Bauminhalte wie der Qlukolben h. D*a Oefllss e |iit bis 
m einem Viertel mit Wasser gef&llt and die Oeffnunr dessetben mit einem 
zweimal dnrcbbohrten Korke dicht TenchloaseD. Durch die eine BohrOffiiiuf 
geht dichlsitzend die Bohre b, durch die andere die Bohre c, weldie der 
im Apparate rerdriingten Lnft einen Ausweg Iftsst Man kann auch dieam 
Kork mit einer SiegeTlackschicht bedecken. IKese Torsicht ist jedoch flbec- 
flüssig, wenn der Kork tief eingedruckt ist and fest sitit. Das QeAsa e 




gefüllt wird. 

In den Kolben h wird die TerdSchtige SabsCanl, wenn nDthig iaA 
, Wasser rerflOssigt, nebst etwas SdiwefelsAare oder einer anderen den loch- 

Snakt erhöhenden Snbatani gegeben. Durch eine WeingeistHamme wird dar 
olbeu ins Kochen gebracht 

Um nun die Phosphorescenzerscheinung gehOrig lU beobachten, ist N 
nOIhig an einem dnnkelen Orte in eiperimentiren. Man umgiebt die Iiampi 
und den Kolben mit einer in einem Cylinder inaammengebogenen PapP' 
Scheibe und aetzt eine ähnliche halbe jündriscb geschwb^Ce Pappscheibe >a 
daa Becherglas d aaf der Seite nach dem Kolben bin, >o dass der Theil 
dnr QlaarShre, in welchem die phosphorescirenden Lichter entstehen, ia «In 
Tfliiigea Dunkel gehallt ist. 

Häufiger kommen in neuerer Zeit, besonders in England nni 
Frankreich Vergiftungen durch Vegetabilien and deren Alka- 
lolde vor. 

Die Ton Sonnenschein empfohlene Methode zur DarstellniB^ 
der Alkalolde ist folgende: 
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Dm üntennchungsobjekt wird mit durch Chlorwasserstoffsllure stark an- 
ffdflttuertem Wasser wiederholt ausgezogen, der filtrirte Anszug bei 80^ aur 
Konsistenz eines dünnen Symps einged&mpft, dann mit Wasser yerdünnt 
«nd nach mehrstündigem Stehen an einem kalten Orte filtrirt. Das Filtrat 
wird mit Phosphormoljbd&ns&are im Ueberschuss rersetst, der dadurch ent- 
standene Niederschlag in einem Filter gesammelt, mit etwas Wasser, dem 
ein wenig Phosphormolybd&ns&ure nnd Salpeters&nre zugesetzt worden, aus- 
gewaschen und nach dem Auswaschen noch feucht in einen Kolben gespfilt 
Jetzt wird kaustischer Baryt bis zur alkalischen Reaktion hinzugesetzt und, 
nachdem der Kolben mit einem Entwickelungsrohr rersehen ist, welches 
Entwickelungsrohr mit einem rerdünnte Chlorwasserstoffs&ure enthaltenden 
Kugelapparat in Verbindung steht, anfangs gelinde, dann st&rker erhitzt 
Ammon und die flüchtigen Alkaloide werden ausgetrieben, an die vorgelegte 
Chlorwasserstoffs&ure gebunden und sind hieraus nach der oben angegebenen 
Untersuchungsmethode mit Aether abzusondern. Der Bückstand im Kolben 
wird bei sehr gelinder W&rme eingetrocknet, nachdem rorher der überschüs- 
sige Baryt durch Zusatz von etwas Natronbicarbonat geftült ist, und dann 
mit Weingeist, Aether oder Chloroform ausgezogen. Beim Verdunsten des 
Lösungsmittels bleibt das Alkaloid zurück. 

Yergl. überhaupt das pharmazeutische Jahrbuch 1862. 2. Bdch. 
Berlin, Verlag von Julius Springer. 

1) Opium. Es wird gewonnen durch AuMtzen der unreifen 
Saamenkapseln von Papayer somniferum. Bestandtheile : Morphin, 
ITircotin, Meconmin, CodeTn, Narceln, Thebaln, Meconsäure. Of&zi- 
nelle Präparate sind: Opium purum, Extr. Opii aqu. und mehrere 
llnkturen und Morphiumverbindungen. Auch unsere Mohnköpfe ge- 
hören hierher, da sie Opium enthalten und bei Kindern damit Yer- 
giftnngen vorgekommen sind. Die Wirkungen sind sehr verschieden, 
je nach der Gabe, dem Präparat und den individuellen Verhältnissen. 
In manchen Fällen erregt es Ekel, Erbrechen, Schmerzen im Unter- 
leib, in den meisten Fällen heftige Angst bis zur Betäubung, Schwin- 
del, Baserei, bald lustiger, bald trauriger Natur, bis zu Krämpfen 
aller Art, kalten Schweissen, Todtenblässe, Kälte der Extremitäten, 
Starrkrampf, Tod. Friedrich, Handb. der gerichtsärztl. Praxis n. 
8. 1089, hat die Erscheinungen ausgezeichnet beschrieben. Man mnss 
flieh bemühen, Morphium aus den Kontentis darzustellen (Simon 
und Sobernheim, Toxikologie S. 500). In neuester Zeit ist die 
Molybdensäure als das beste Beagens empfohlen worden, welches 
eine violette Färbung erzeugt Taylor 1. c. m.: 

Es g^ebt kein Mittel, um Opium selbst zu entdecken, sei es in festem 
oder flüssieem Zustande, ausgenommen durch seinen Geruch und andere 
Physikalische Eigenscbaften, oder indem man einen Theil der yerdächtigen 
^abstanz Tbieren giebt und die Wirkung beobachtet* Ausser den Alka- 
«>iden und Orundstoffen enthält Opium Gummi, Harz, farblose Masse und 
^dere vegetabilisohe Substanzen zu veränderlloher Menge. Der Gerach 



268 Opium. Nieotin. ^ 

soll eigenihfimlicli sein, aber Lactueariam, welches weder Mekons&are noch 
Morphium enthält, besitzt einen ähnlichen Genich. Der Geruch ist m- 
dessen ein gutes Beweismittel f&r die Gegenwart dieser Substana, sei sie 
nun in freiem Zustande oder in Alkohol oder Wasser gelöst; aber er ist 
nicht wahrnehmbar, wenn die Lösung sehr rerdflnnt ist oder lange steht 
Ich habe gefunden, dass eine Lösung Yon einem halben Gran gepulrerten 
Opiums in einer halben Unze Wasser ihren charakteristischen Geruch ver- 
lor, wenn sie kurze Zeit der Luft ausgesetzt war. Der Geruch ist ent- 
schieden flüchtig und vergeht, wenn eine opiumhaltige Flüssigkeit erhitzt 
wird; er verschwindet eben£ills allmälig bei gewöhnlicher Temperatur. 
Andererseits kann er durch andere Gerüchte verdeckt werden, oder das 
Mittel kann während des Lebens bereits Veränderungen erlitten, haben, 
welche den Geruch zerstörten. Die Analyse in VergiftungsfäÜen mit 
Opium ist daher auf die Entdeckung von Morphium oder Mekons&ure be- 
schränkt. 

2) Nicotin ist eine nnr im reinsten Znstande fiarblose Flüssig- 
keit von scharfem, ammoniakalischem Gemch, brennend scharfem Ge- 
schmack. Spez. Gewicht 1,048. Brennt am Docht mit mssender 
Flamme, löst sich im Wasser nnr znm Theil, in Alkohol nnd Aether 
leicht, bildet mit Säuren Salze, die zerfliesslich sind und einen bren- 
nenden Geschmack nach Tabak haben. Es retardirt den Puls, er- 
schlafft und lähmt die Muskeln, verengt die Pupille, macht üebel- 
keit, Erbrechen, Durch&ll, Sch¥dndel, taumelnden Gang, Ohnmächten, 
Athe'mnoth, Blässe und Kalte der Extremitäten. Der Tod erfolgt 
durch Lähmung des Herzens. Ygl. Posner, Klinische Keilmittel- 
lehre, Berlin 1866. S. 639; Beagentien und Ermittelungen bei Simon 
und Sobernheim S. 532 und bei Casper, Handb. der gerichtL 
Medizin, Fall 192; Taylor, Die Gifte in gerichtlich medizinischer 
Beziehung m. S. 255 : 

Eine Probe Nikotin, welche ich untersuchte, hatte eine blasse Bemstein- 
farbe und einen eigenthümlichen, Nase und Augen reizenden Geruch, &kn- 
Uch dem Bauche von altem Tabak. Es hatte oie Konsistenz dünnen Gels, 
machte auf Papier Fettflecke, welche aber bald verschwanden spez. Gew. 
1,08. Auf Plation oder Papier erhitzt, brannte es mit hellgelber Flamme, 
dieke schwarze Dämpfe ausstossend. Es reagirte stark alkalisch und theilte 
dem Wasser diese Reaktion mit. Die wässrige Lösung behielt selbst bei 
starker Verdfinnung den eigenthümlichen Geruch. Nikotin ist löslich in Al- 
kohol und Aether, letzterer zieht es aus wässngen Lösungen heraus. 
1) Platinchlorid erzeugt in der wässrigen Lösung einen orangegeIbe& 'krystai- 
linischen (vierseitige rautenförmige Prismen) Niederschlag; 2) Sublimat einen 
weissen; 3) Salpetersaures Silberoxyd- Arsen einen gelben. In allen diesen 
Eigenschaften gleicht das Nikotin dem Ammoniak; es untersdieidet sieh aber 
daron, ausser durch den Gemch, der ein wichtiges Merkmal ist, dadurch, 
4) dass Jodwasser einen braunen (kermesferbenen) Niederschlag g^ebt (im 
Ammoniak nicht, aber die Jodlösung wird entfärbt); 5) Tannin einen 
weisslich-gelben (im Ammoniak keinen, aber eine rothe Färbung); 6) Gal- 
lussäure giebt keinen Niederschlag (in Ammoniak eine nelkenrothe Farbe, 
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welche sehnell ins olirengrüne übergeht) ; 7) Schwefeli&ure and Kalibiehnn 
nat enengen eine grOae Farbe durch Freiwerden Ton Chromoxyd. 

3) Strychnin, das Alkalold von Nux vomica, erscheint in farb- 
losen, rhombischen, säulenförmigen Erystallen, von einem fast bit- 
teren Gleschmack, im Wasser unlöslich (Posner, Klinische Arznei- 
mittellehre S. 607). Es t6dtet in den Gaben von 1 — 4 Gran in sehr 
knrzer Zeit unter tetanischen Erscheinungen durch Asphyxie und ist 
in den kleinsten Theilen noch lange Zeit aus der Leiche nachzu- 
weisen. Seine Erkennungszeichen sind: 1) intensiv bitterer Ge- 
schmack; 2) setzt man Kali bichrom. zu, so entsteht eine schöne 
violette Farbe, selbst wenn nur Vtooo Gran vorhanden ist; 3) mit 
Chromsaure bildet es eine im Wasser fast unlösliche Verbindung. 
Taylor giebt folgendes Entdeckungsverfahren: 

Zur Entdeckung dieses Giftes im Mageninhalte und in organischen 
FltiBsigkeiten überhaupt sind zahlreiche VeHabren angegeben worden. Ei 
Ist nnnöthig, sie s&mmtlioh amsuftÜuren, da der Grundgedanke bei allen fast 
derselbe ist. Bas Alkoloid wird suerst durch Zusatz rerdünnter S&uren l&s- 
lieh gemacht, wosu Weinstein-, Ozal-, Essig-, Schwefel«, Sals- und Phos- 
phorsaure benutet worden sind. Das Alkaloid wird dann durch kohlen* 
■•«res Kali gefUlt (Fresenius) und mit Es^igs&ure Termiscbt in Alkohol 
wieder gelöst; oder die konzentrirte saure Flüssigkeit wird durch Kali oder 
■ein Carbonat neutndisirt und das Alkaloid durch Aether entfernt (Stas); 
oder endlich das Stiychninsalz wird durch Schütteln der oiganisöhen Ilüs- 
ngkeit mit Thierkohle aus derselben entfernt und dann durch rektifizirten 
Spiritas TOn der Kohle getrennt (Gbmham). Von diesen Yer&hren ist das 
Stas'sche (ob S. 71) den wenigsten Einwenduncren ausgesetzt 

1 ) Eine kleine Menge Essigs&ure (wenige Tropfen auf eine Unze) wird 
der flüssigen oder fein zerschnittenen festen Substanz zugesetzt. Mit einer 
hinreichenden Menge Wasser yerdünnt man die Flüssigkeit, setzt eine ge- 
rmge Menge Alkohol hinzu und digerirt das Gbtnze unter h&nfigem Umrüh- 
ren im Wasserbade. 

2) Nach einstündiger Digestion wird das Flüssige abgeseiht, filtrirt ond 
aasgepresst; der Bückstand wird mit Wasser und Alkohol snsgewasdien, 
bia Alles Lfieliche ausgezogen ist Die Flüssigkeit wird im Wasserbade zur 
Hälfte eingedampft und der Rückstand dann mit heissem Alkohol behan- 
delt und filirirt 

3) Die alkoholische LOsnng (welche essigsaures Stiychnin enthalt) wird 
mbgedampft und der Rückstand mit einer kleinen Menge destillirtes Wasser 
digerirt Dies wird filtrirt und in eine verschlossene Röhre gebracht; ee 
wird dann durch Kali alkalisch gemacht und mit dem doppelten Volumen 
rektifizirten Aethers geschüttelt Die &therhaltige Flüssigkeit wird abg^egos- 
■en und der fireiwilligen Verdampfung überlassen; ist Strychnin vorhanden, 
0O bleibt es in kleinen kreisrunden Flecken zurück, weldie unter dem Mi- 
kroskope kiystallisch erscheinen. Die Erystallform, der bittere Gesdimadc 
nnd die Reaktion mit Schwefels&ure und doppelt chromsaurem Kali setzen 
den Chemiker in Stand zu bestimmen, ob der ätherische Rückstand Strjoh- 
Bin enih&lt oder nicht 

Vgl Prozess Palmer in Henke's Zeitschrift 1856 Heft 3 und 4; 
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Lion, Deutsche EUnik 1863. Nr. 40£E:; y. Hörn, YierteljahrBchr. 
1864. Bd. I. Heft 1; der Kriminalprozess Demme-Tnrpy von Em- 
mert, Wien 1866; Galland in der Wiener med« Wochenschrift, 
7. März 1863. 

4) Blausänre. Sie tOdtet sehr schnell; in der Leiche findet 
man überall BlutüberfOllnng. Die Haut ist gewöhnlich blau oder 
violett gefärbt, Nägel blau, Kinnladen fest geschlossen, Schaum vor 
dem Munde, Augen glasig, das Blut ölig, schmierig, sehr dunkel, 
dickflüssig. Oft verbreitet die Leiche einen Bitter -Mandelgeracb, 
wenn sie noch Msch ist Die Magenschleimhaut ist stark geröthei^ 
in der Nähe der Cardia und des Pylorus selbst Ecchymosen. Die 
Fäulniss tritt sehr schnell ein. Vgl. Posner, Klinische Heilmittel- 
lehre, Berlin 1866. S. 560; Sobernheim L c. S. 469; Wimmer, 
Zeitschr. ftir gerichtl. Medizin u. s. w., Wien 1865, 26. Dezember; 
Seiler, lieber die Ursache der Giftigkeit der Blausäure in Yirchow^s 
Archiv, März 1867; Casper, Fälle 175—178, besonders aber Tay- 
lor 1. c. HL S. 78 ff. nennt Silber, Eisen und Schwefel als Beagentien: 

1) Silber. — Silbemitrat. — Dieses giebt mit Blaus&ure einen dichten 
weissen Niederschlag, der sich in schweren Klumpen zu Boden setzt und 
eine &st klare Flüssigkeit zurCLckl&sst. Das Pr&sipitat kennzeichnet sich 
durch folgende Eigenscmaften als Cyansüber: 

a) Es ist unlöslich in kalter Salpeters&ure, löst sich aber bei Zusatz 
Ton Wasser und genügender Menge starker S&ure beim Kochen leicht auf. 

b) Es entwickelt mit Salzs&ure behandelt Blausäure. 

e) Der frische Niederschlag lOst sich schnell in wenigen Tropfen starker 
KalilOsunff, es sei denn, daas nicht s&mmtliche Blaus&ure durch das Silber- 
nitrat geSht worden ist Setzt man zu dieser Mischung eine kleine Menge 
einer Lösung Ton grünem Eisensulphat und schüttelt das Ganze tüchtig, so 
bildet sich Berliner Blau, was durch Zusatz yon verdünnter Schwefel- oder 
Salzs&ure zu der trüben Flüssigkeit augenscheinlich wird. Die S&ure löst 
das überschüssige Eisenoxyd auf und hinterl&sst Berliner Blau im ISieder- 
schlage. 

d) Das gefWte Cyansilber b'efert, gut getrocknet und in einer Beduk- 
tionsrOhre emitzt, Cyan, welches mit rosen- (purpur-) rother Flamme unä 
blauem Hofe rerbrennt Dies ist ein charakteristisches Zeichen und bestimmt 
die S&ure, welche den Niederschlag lieferte, sogleich als Blausäure. Durch 
diese Eigenschaft unterscheidet sich das Cyansilber yon allen andern Silber- 
salzen. Ein Zehntel Oran Cyansilber genügt zur Anstellung dieses Ver- 
suches; und dies entspricht einem fünuigstel Ghran Blaus&ure oder einem 
Tropfen der ofBzinellen S&ure. 

Bei der Anwendung des Silbers zur Entdeckung des Giftes in Dampf- 
form kann man wenige Tropfen einer Silberlösung in ein Uhrglas thun und 
dies über ein anderes Uhrglas decken, in dem sich die yerd&chtige Flüssig- 
keit befindet. Es erzeugt sich sogleich Cyansilber als undurchsichtiger 
weisser Hauch in der Lösung, wenn die Säure sich auch nur in einem 
m&ssig konzentrirten Zustande befindet Ein Tropfen der offizinellen 
(= 1/(0 Gran der reinen) S&ure erzeugt schnell sichtbare Wirkungen. Ist 
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die BlauB&iire sehr yerdfiimt» so sind wenige Minuten erforderlich, und der 
nndnrehBichtige Hauch seigt sich an den Bindern der Silberlteunff. In diesem 
Falle kann die Wirkung durch die natttrliche Wärme der Hand beschleunigt 
werden. L&sst man die DOmpfe sehr langsam und rerdünnt auf das Silber- 
nitrat wirken, so setst sich Cyansilber in bestimmbaren prismatischen Kry- 
stallen ab, welche bei geringer YeigrOsserung deutlich sichibar sind. Dies 
ist noch beil&ufig ein besonderes Kennzeichen dieser Verbindung. Femer 
bleibt das CyansUber, ungleich dem ChlorQr, dem Lichte ausgesetst weiss, 
w&hrend das ChlorQr schnell eine schiefergraue Farbe annimmt. 

2) Eisen. — Man beabsichtigt dadurch die Erzeugung yon Berliner 
Blau. Man kann zu einer geringen Menge der rerd&chtigen giftigen Flüs- 
sigkeit wenige Tropfen Kali und einer LtJsuDg ron grünem I^ensulphat 
setzen. Ein schmutzig grüner oder br&unlicher Niederschlag fUlt zu Boden ; 
schüttelt man diesen wenige Minuten und setzt dann verdünnte Salz- oder 
BehwefelsAure hinzu, so wird die Flüssigkeit blau, und Berliner Blau, wel- 
chee Ton rerdünnten Säuren nicht angegriffen wird, setzt sich mit seiner be- 
kannten Farbe langsam zu Boden. Ist die Blausäure in geringer Menge 
Torhanden, so hat die Flüssigkeit zuerst eine selbe Farbe Ton dem gebilde- 
ten Sisensalze, dann wird sie grün, schliesslich aber erscheint der blaufiur- 
bene Niederschlag. Dasselbe Besultat erhält man, wenn man eine Eisen- 
salzISsung zu dem in Kali gelösten Cyansilber (supra) setzt, so dass man 
auf diese Weise zwei Beagentien auf denselben Theil des Oiftes anwenden 
k:anii. Das Eisenreagens kann eben so wie das Silbemitrat auf Blausäure- 
dämpfe angewendet werden. Zu dem Zweck bringt man wenige Tropfen 
kanstisehen Eali's in eine kleine weisse Untertasse oder ein Uhrglas und 
stillt die yerdächtige Flüssigkeit darüber. Nach wenigen Minuten kann ein 
T^opdfen einer Lösung yon grünem Eisensulphat zu dem Kali gesetzt werden 
und dann ein Tropfen yerdünnter Salzsäure; ist Blausäure yorhanden, so 
kommt Berliner Blau zum Vorschein. Das frisch gefüllte mit Kali yer- 
miBdite Eisenozyd kann mit demselben Erfolge in das obere Uhrglas ge- 
than werden. Silber- und Eisenreagens können bei Untersuchung derselben 
Gifimenge leicht mit einander yerbunden werden. Wird das gefUlte Cyan- 
silber, erhalten durch Zusatz yon Silbemitrat zu der yerdächlagen Flüssig- 
keit, mit starker Salzsäure befeuchtet und die entwickelten Blausäuredämpfe 
auf die eben beschriebene Weise in einem Uhiglase oder einer Untertasse 
geeammelt, so erhält man Berliner Blau und cue Beaktion mit Silber ihre 
Beeifttigung. Das Eisen zeigt eine eben so geringe Säuremenge an wie das 
Silber. 

3) Schwefel. — Liebig schlug zuerst folgendes Verfediren zur Ent- 
deckung der Blausäure ab Flüssigkeit Vor (Oest Med. Wochenschrift 
27. Man I847w 396). Werden wenige Tropfen yon gelbem Schwefelammo- 
lunrn (welches einen geringen Ueberschuss an Schwefel enthält) einer kleinen 
Henge einer Blausäurelösung zugesetzt und die Mischung massig erwärmt, 
BD wird sie fiurblos und hlnterll^st beim Abdampfen Bhodanammonium. — 
Die Schwefelblausäure kennzeichnet sich durch intensiy blaurothe Farbe» 
wenn man zu dem trockenen krystallinischen Bückstande eine Lösung yon 
&rblosem schwefelsauren Eisenoxyd setzt; die Farbe yerschwindet sogleich, 
wenn man ein oder zwei Tropfen Sublimatlösung hinzubringt. Die Identität 
^ Farbe wird durch massige Verdünnung mit Wasser sehr yermindert. Dieses 
Ver&hren ist sehr empfindlich, und erfordert daher bei seiner Anwendung einige 
Borg&lt: so wird, wenn eine zu grosse Menge Schwefelammonium hinznge- 
setEt — oder wenn das Kochen und Abdampfen nicht genügend lange fort- 
Sesettt wird, das Eisenozydsalz durch das unersetzte Schwefelammonium 
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mknvz gellllt; und wenn die ErUtsang xn weit' getrieben wird , eo km 
die Sehwefelblftosftore dardi Verflftehtong eelbfli Terlorao gehen. Dieiei 
Beegeof erfordert sn leiner Anwendnng Ungere Zeit als die Reaktion wt 
Silber oder Eisen« Sollte die BUnsäme Spnrao ron Berliner Blan oder 
einem Eisenenbe enthnlten, eo knnn sie bei Znsats ron SdiweCdnonnomai 
eine donkle Farbe nnnehmen. 

Das stärkste Reagens soll Pikrin sein, indem das Gennsch, 
wenn es Blausäure enthält, sogleich eine intensiv blntroihe Farbe 
annimmt und sich mit dicken Krjstallen bedeckt, das TTalisalg der 
Isopurpursäure. 

5) Chloroform. Es wird durch Destillation von yerdfinntem 
Alkohol und Chlorkalk dargestellt, ist eine farblose, sehr bewegliehe 
Flüssigkeit, von süsslichem Geschmack und ätherischem Gemch. Es 
wirkt durch Erschlaffung der Muskeln, besonders des Herzens; das 
Blut ist kohlschwarz, fisust dintenartig oder kirschroth, mehr oder 
weniger flüssig, enthält Luftblasen in den meisten Fällen. Nach 
C asper sind die Schleimhäute des Kehlkopfe und der Luftröhre 
fast dintenartig ii^jizirt, das Herz schlaff und welk, so dass die Winde 
fest aneinander klappen. Taylor sagt über die ErmitÜnng Fol- 
gendes: 

Die angeblich chloroformhaltige flüssige oder feste Snbstnns wird in ein 
Florenser Ii&schchen gebracht, das mit einem darchbohrten Pfropfon fer- 
■chlossen ist;* dordi lekxteren gebt eine Glasröhre ron ca. einem Tiertel Soll 
Divchmesser nnd einem bis zwei Fnss L&nge. Die Flasche wird im Wm- 
serbade erhüst Durch Einwickeln der Röhre nahe an der Flasche in fondk* 
tes Filtriirpapier kOnnen die D&mpfo rerdichtet nnd als Flüssigkeit gesammil 
werden. Um die sersetsten D&mpfo an prftfeft, wird ein mit einer StSrlcB- 
und Jodkalil&sung befeuchteter Papierstreifen in den kalten Theil der Bflbe 
eingefthrt oder an das offene En4e gehalten und ein Theil der Röhre swi- 
Bchen diesem Funkte und der Flasche durch die Spiritusflamme stark mhiUt, 
Ist Chloroform gegenwärtig, so entwickelt sich Chlor nnd das Papier wiid 
blau. Oeht Chlor in grosser Menge über, so erzeugt sich die blane F&r- 
bung nnd wird schnell zerstört Wird das St&rkepiqiier in den endknnien 
Theil der Röhre gelegt oder kommt es mit den erhitzten D&mpfon in Be- 
rflhmngy so erscheint die Farbe nicht: man mnss deshalb mit Sorgfalt rv* 
fohren. Die zersetzten D&mpfo röthen zuerst Lackmnspapier und yemiehtti 
dann die Farbe. Es erzeugt mit Silbemitratlösung einen weissen Niedtf' 
schlag, (Ghlorsilber). Um sich ror T&uschung hinsichtlich des Entweiobeiif 
anderer saurer D&mpfo bei der Destillation zu sichern, muss die Flüsiigiait 
Torher mit Kali neutralisirt werden. Der yerewigte Dr. Snow und ich untfl^ 
suchten nach diesem Yer&hren Blut ron einem Knaben , welcher in Qivfi 
Hospital an Chloroformnarkose gestorben war, ohne aber eine Spar disMr 
Substanz zu entdecken. Im Blut war kein Geruch wahrzunehmen und du 
Resultat war ein negatires. Im Dr. Jamieson'schen Falle (oben) rocb dtf 
Blut nicht nach Chloroform, aber die blutigen Flüssigkeiten lieforten bei der 
Destillation eine geringe Menge flüchtiger Flüssigkeit» welehe stark naeh 
Chloroform roch. 
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Da CUorofonn Tiel flüchtiger als Aether ist und sein Gernch nicht so 
«tedieiid, so Iftsst es sich in der Leiche nicht leidit durch den Gerud^ ent- 
decken. Der K&rper mnss sobald -»ie mOglich untersucht werden» nnd 
~ irsend zu untersuCTende feste oder flüssige Substanzen müssen in gut rer- 
, «^oasenen Glasgeftssen aufbewahrt werden. Ist Chloroform in flüssioer 
form genommen worden, so kann es aus dem Mageninhalte durch Destilla- 
tion im Wasserbade bei 120 * ausgeschieden werden. Damit übergehendes 
- Wasser kann durch nochmalige Destillation über Chlorcalcium entfernt wer- 
den. Es ist kenntlich an den oben beschriebenen Eigenschaften wie anch 
dnrdi Einwirkung seiner D&mpfe auf kleine Thiere. 

YgL Stanelli, Der Chloroformtod und wie ist er zn ermitteln? 
Berlin 1850; Stahmann, Das Chloroform n. s. w., Berlin 1866; 
. iSabarth, Das Chloroform, Würzburg 1866; Casper's V. J. Sehr. 
1850. Nr. 1; Senator in v. Horn's Archiv 1865. Bd. ü. Heft 2. 
S. 310; Husemann, Handbuch der Toxikologie S. 681 ; Kussmaul, 
Deutsche Zeitschrift H. S. 451 ; Taylor 1. c. EL S. 231. 

6) Digitalin. Dasselbe krystallisirt nicht und ist daher schwer 
darzustellen; es ist weiss, geruchlos und so intensiv bitter, dass es 
in 20,000 Theilen Wasser noch herausgeschmeckt werden kann. Kal- 
tes Wasser löst Vsooo, warmes Viooo auf. * In Alkohol und Aether ist 

es leichter löslich; es reagirt weder sauer noch alkalisch, giebt mit 
fltoen keine Salze, zersetzt Salpetersäure unter Dämpfen und bildet 
dum eine gelbliche Flüssigkeit Durch Schwefelsäure wird es ge- 
* 4diwärzt) dann röthlich und endlich karmoisinroth. Es bewirkt Er- 
iMehen, Zusammenziehung des Herzens, Erstickung. Die Leiche ist 
ungewöhnlich steif, das Blut im Herzen roth und flüssig, in der 
rechten Lunge schwarz und geronnen. Vgl. Lef ort in der Gazette 
heb. 1864. Juni Nr. 25; Lion, Deutsche Klinik 1864. Nr. 35. 

7) Coniin. Hierüber s. Gutmann, Klinische Wochenschrift 
Pebruar 1866; v. Horn's V. J. Sehr. 1865. m. S. 126. 

8) Belladonna. Die bekannten Erscheinungen sind: Trocken- 
iielt des Mundes und des Schlundes, Schwindel, Doppelsehen, üebel- 
"keit und Erbrechen, grosse Aufregung und Delirien, Konvulsionen, 
denen jedoch bald Stupor und Lethargie unter Erweiterung der Pu- 
pillen folgt, so dass sie gegen Licht unempfindlich sind. Eine Yer- 
giftong durch Atropin beschreibt Pfau in der Allgem. Wien. med. 
Zeitg. 1862. Nr. 27. Andere Fälle findet man bei Bosenberger 
und Oanstatt, Jahrb. 1844. 5. S. 295. Taylor fand bei einer Ob- 
duktion die Augen halb offen, mit intensivem Glanz und erweiterter 
Pupille, der Mund krampfhaft geschlossen, dagegen den Sphincter ani 
erschlaffL Alle Gefässe, besonders aber das Gehirn sind sehr blut- 

18 
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reieh. Die Schleimhaut des Magens, der nooh einige Beeren ent- 
hielt, war rothlich blan (vergL auch y. Hörn 's T. J. Sehr. 1866. 
Heft 1). Findet man Wurzel, Kraut oder Saamen, so ist die bota- 
nische Feststellung des Giftes leicht; schwieriger ist die des Atropin, 
zu welcher man folgende Analyse nach Taylor anwendet: 

Atropin ist eine weiise, fferachlose, bitter, schai^ fiut metallieeh eehmek- 
kende, in seidengl&nsenden Nadebi kiysialliairende Sabetam» welche 500 TL 
Wasser zur LOsung erfordert, in Alkohol, AeCher und yerdttniiten Sauen 
dagegen leicht lOslich ist. Es bildet krystallinisehe Salze. Es schmilzt bei 
niednger Temperatur und brennt mit ffl&nzender ranchiper Flamme. 1) Jod- 
wasser giebt mit seinen Salzen einen dichten, weissen loedersehlag; 2) Tan- 
nin f&llt es schmatzig weiss; 3) Gallussäure hat keine Wirkung; 4) Salpe- 
ter und Schwefelsaure l&sen es an( erzeugen aber keine FarbenTerandening. 
Schwefelsaure und doppelt chromsanree Kali erzeugen damit grttnes Chmn- 
oird; 5) Es wird durch Platinchloird getrübt und durch Goldchloiyd gel]>- 
lid^weiss gefUlt. In organischen Flüssi^eiten Iftsst es sich, wenn es in 
genflgender Weise yorhanden ist, durch aas 8tas*sche Yerfidiren entdecken. 
lUne Losung eines Atropinsalzes aufs Auge gebracht erzeugt Pupülenerwei- 
terung. 

Gifte können anf mannigfache Art dem Körper beigehracht wer- 
den. Die grösste Schwierigkeit wird die Ermittelnng finden , wenn 
dies anf hypodermatischem Wege geschehen ist Die TJntersQ- 
chnng der Wondstellen wird zu keinem Resultate fähren; dagegen ist 
der grösste Werth anf die üntersuchnng des Blutes zu legen. Aach 
könnte der in der Blase enthaltene Harn, sowie andere Se- und Sz- 
kremente unter Umständen von Werth sein (Eulenburg, Diehjpo- 
dematische Injektion der Arzneimittel, Berlhi 1865. S. 193). 

Der Tod durch mechanische Ursachen (Yerletzungeii). 

Hieb- und Stichwunden. Erstere durch schneidende, ütetere 
durch spitzige Werkzeuge heryorgerufen, hängen sowohl von der ISsr 
tur der letztem, als von der Gewalt, mit der sie beigebracht sind, 
als auch der Stelle, die betroffen ist, ab. So mannigMtig diese Yant' 
bedingungen, so mannigfach können ihre Wirkungen sein. Im All- 
gemeinen haben nach Casper Hiebwunden das Eigeniliömlidie, 
dass sie fast nie genau die Dimension der yerletzenden Instrumente 
darstellen, so dass ein kleines Werkzeug oft eine sehr weit klaffende 
Wunde darstellen kann und umgekehrt. Schnittwunden trennen 
oberflächlich oder tief, je nach der Kraft, mit der sie gemacht sind, 
mit scharfen, glatten oder stumpfen Bändern, je nachdem das Messer 
scharf oder stumpf ist. Der Anfang ist gewöhnlich schmäler als das 
Ende. Stichwunden werden, je tiefer, desto enger, während SchnsB- 
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wunden, je tiefer, desto weiter zu werden pflegen. Bei Kr atz wanden 
Juxmmt es sehr darauf an, ob sie die halbmondf5rmige Form der N&^ 
gel darstellen, besonders am Halse. 

Der Tod durch Erschiessen. Eine Schusswunde gleicht äusser- 
lich kaum der anderen, denn von der grässlichsten Zerfetzung bis 
zur ganz kleinen taai unscheinbaren Wunde giebt es eine Menge Ab- 
stoiiingen. Ebenso hat das Auffinden des Projektils in der Leiche 
oft seine Schwierigkeiten; am leichtesten findet man es im Gehirn, 
schwieriger schon in der Brust, am schwierigsten im Unterleib, wo 
oft alles in einem Brei zerfetzt ist; eben so schwierig in den Extremi- 
täten, da es ofb an ganz anderen Stellen sich findet, als wo man es 
Tormathen sollte. Jede Schusswunde dringt tief ein, hat einen so- 
genannten Schusskanal, d. h. den Weg» den sie verfolgt hat, der je 
tiefer, desto breiter wird, oft wunderbare Richtungen einschlagt und 
entweder nur eine Eingangsöflbung oder auch zugleich eine Ausgangs- 
öfjiumg hat Letztere ist in der Regel kleiner im Umfange als 
erstere, jedoch erleidet dies Ausnahmen« Erstere hat oft eingestölpte, 
letztere ausgestülpte Ränder, aber auch dies ist nicht immer der 
KUL Die Färbung der Wundränder unterliegt vielen Abweichungen. 
M der Tod nicht sofort erfolgt, so findet man die Ränder wohl su- 
IpeOirt; oft sind sie mehr oder weniger verbrannt, und sehen kohl- 
ichwarz, blutig aus. Sieht man eingesprenkelte grauschwarze, kleine 
•Flecke, wovon man sich jedoch erst überzeugt, wenn man die Stelle 
sorgfaltig abwäscht, so rührt dies von eingebranntem Pulver ^her, 
und dies beweist, dass der Schuss nicht aus grosser Entfernung, 
nach Caspor 3 — 4 Fuss gekommen ist, und das Fehlen kann das 
€togentheil beweisen. Schrotschüsse aus der Nähe abgefeuert, bil- 
den demnach oft nur eine Wunde; je grösser die Entfernung, desto 
-mehr zerstreuen sie sich über eine grössere Fläche. 

Mord oder Selbstmord: Die Lage der Leiche, das Auffinden der 
Waffe neben der Leiche oder in der Hand derselben, an den Händen 
der Leiche eingebranntes Pulver oder Verletzungen am Daumen, der 
Körpertheil, wo die Schusswunde sich befindet, die Richtung des 
^busskanals können hierüber mancherlei Aufschluss geben; man hüte 
sich jedoch vor Täuschungen, indem einerseits Selbstmörder oft die 
wunderbarsten Marotten haben, andererseits Mörder den Thatbestand 
verdunkeln, und der Zufall oft die wunderlichste Rolle dabei spielen 
kann. Auch hier wird die Ketmtniss der Akten oft sehr wichtig 

und nothwendig sein. 
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Der Tod durch Yerbrennen« Jede Brandblase bei Lebenden 
zeigt eine rothe Abgr&nznngslinie und eine mehr oder weniger ge- 
röthete Grundfläche. Blasen können allerdings auch nach dem Tode 
erzeugt werden, aber sie sind nur mit Serum gef&llt, haben nie eine 
Brandröthe, noch weniger Brandblase, oder röäiliche Färbong ihrer 
Grundfläche und Bänder. 

Die Annahme, dass wenn der dritte Theil der Oberfläche des 
Körpers verbrannt ist, der Tod erfolgen müsse, hat in foro keinen 
Werth, weil sich dies nach Maassen nicht feststellen lässt, und weil 
es nicht darauf ankommt, auszusprechen, was erfolgen kann, sondern 
was erfolgt ist Ebenso können die Grade der Verbrennungen, die 
ohnedies die Schriftsteller sehr yerschieden annehmen, in foro nichts 
bedeuten« 

Die Selbstverbrennung muss eine offene Frage bleiben, da 
der Einwand, den man Lieb ig mechanisch nachbetete: dass der 
Körper wegen seines Wassergehalts von 75 Grad nicht verbrennen 
könne, nicht zieht, und durchaus physiologisch unwissenschaftlich 
ist, weil ja eben die Selbstverbrennung, wenn die vielen ärztlichea 
Beobachtungen nicht gerade zu erlogen sind, (eine Behauptung, zu 
4er Niemand berechtigt ist), nur dann denkbar ist, wenn die Säfke- 
mischung des Körpers entartet ist Das Wie? und Warum? wissen 
wir eben so wenig, wie bei fast allen pathologischen Dingen über 
das letzte Wesen der Dinge kein Schmelztiegel, kein Mikroskop das 
letzte Wort reden darf. 

Der Tod durch Verbluten. Wie gross der Blutverlust sein 
müsse, um den Tod herbeizuführen, ist eine ganz müssige Frage, 
da es auch hier nur darauf ankonmit, die Folgen des Blutveriostos 
zu konstatiren. Sie variirt nach der Konstitution, Alter, Geschlecht, 
dem Gefass oder Organ, aus dem die Blutung kommt u. s. w. Zu- 
vörderst können Todtenflecke auch bei dieser Todesart vorhanden 
sein; in der Begel sind Lippen und Zahnfleisch schmutzig blassröth- 
lich, die Farbe des Leichnams wachsbleich, im Lmem überall Blut- 
leere, in den Organen und grossen Venenstämmen, mit Ausnahmen 
der Piamater nach Casper. Bei einigen Blutungen findet man Er- 
güsse bald flüssigen, bald geronnenen Blutes, bald beides vermischt. 
Nur ein hoher Grad der Verwesung kann diese Befunde alteriren. 
Die Stelle des Blutgefässes, aus der die Verblutung erfolgt, ist meist 
schwer, oft gar nicht aufzufinden. Innere Blutungen können vorhan- 
den sein, ohne dass äusserlich an der Leiche etwas bemerklich ist 
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Aehnliche Erscheinungen finden sich bei dem Tode durch Er- 
schiessungy nur dass die Bekannten spezifischen Befunde hinzu- 
treten. 

Der Tod durch Verhungern und Misshandlungen kleiner 
Kinder gehört namentlich hierher, weil sich hier oft die Zeichen 
der Blutleere mit denen der Verletzungen vereinigen. Bei grosser 
Unreinlichkeit werden grosse Abmagerung, Zeichen von Buthenhie- 
ben oder andere Hautverletzungen, Abschärfangen, Sugillationen, sel- 
ten fehlen. Der Hungertod selbst entsteht ebenfialls nur aus grosser 
Abmagerung, Fehlen von Fett, Schwinden von Muskeln bis auf ein 
Minimum,' so dass sie fast unter den Fingern zerreissen; Leere und 
Kontraktion des Magens unterstützen die Diagnose, jedoch nie ohne 
Kenntniss der übrigen vorangegangenen oder begleitenden Um- 
stände. 

Der Tod durch Erfrieren: Ueberfüllung des Herzens mit Blut, 
welches selbst noch nach dem Aufbauen gerinnt, die Harnblase 
s^otzend voll strohgelbem Urin, rosenrothe Haut werden als zuver- 
lässige Kriterien aufgestellt. 

Der Tod durch Ersticken erfolgt, indem entweder von den 
Athmungsorganen der Zutritt von Luft gänzlich abgeschnitten wird, 
oder indem die Luft, die ihnen zuströmt, irre^irabel ist, gleichviel, 
ob die Ursachen äussere oder innere, mechanische oder dynamische 
gind. Indem die Lungen nicht mehr respiriren, steht auch der Kreis- 
lauf des Blutes still, und daher müssen die Zeichen der Erstickung 
stets in diesen Organen gesucht werden, die mit Blut, blutigem 
Schleim überfüllt sind. Die Lungen sind sehr ausgedehnt, die rechte 
Hälfte des Herzens blutreich gegenüber der blutleeren linken, die 
grosse Vene gefüllt, das Blut meist dick, flüssig, dunkel, besonders 
bei Erstickungen in irrespirablen Gasarten, weil hier das Blut kei- 
nen Sauerstofi", aber desto mehr Kohlenstoff enthält. Auf der Pleura 
der Lungen selbst und dem Herzen sieht man kleine Blutpünktchen, 
flUschlich Pelechialsugillation genannt. 

Was man von Erstickung aus Nervenlähmung spricht, ist patho- 
logisch unmöglich nachzuweisen; der Tod ist in solchen Fällen durch 
Himnervenschlag, aber nicht durch Erstickung erfolgt. Häufiger 
kommt die Verbindung mit dem Zeichen des Bluthimschlagflusses 
vor, obschon man in neuerer Zeit behauptete, dass dies gerade 
niemals der Fall sei, indem bei Erstickung meist Anaemie des Hirns 
vorkomme. 
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Im gewöhnlichen Lehen yersteht man nnter Ersticknng den Tod 
durch Verstopfung der Luftwege durch fremde Körper und durch 
Kohlenoxydgas; es gehören hierher alle gewaltsame Todesarten 
der Strangulation: Erwürgen, Erdrosseln, Erhängen, Verschütten, 
Ertrinken etc., und Casper hatte nicht ganz unrecht, wenn er auch 
in der Art und Weise, wie er es that, meinte, wenn er auch ge- 
wisse Vergiftungen, wie durch Chloroform, hesonders aber durdi 
Blausäure hierher rechnete, in denen ja der Tod auch nur durch 
filutvergiftung, dadurch, dass der Sauerstoff dem Blut entzogen wird, 
erfolgt 

Indem aber jede dieser spezifischen Todesarten auch ausserdem 
noch andere besondere Zeichen und Spuren in der Leiche zurück- 
zulassen pflegen, wird in Verbindung mit den angegebenen Zeichen 
der Erstickung die Erkenntniss erleichtert. Wir wollen daher nur 
die wichtigsten Fälle hervorheben, in denen Erstickung vorkom- 
men kann: 

a) Bei Erstickungen durch Kohlenoxydgas ist es gelungen, 
das Gas als Luftblasen im Blute nachzuweiaen; dieses ist sehr dunkel, 
fast dintenartig und flüssig, und die Blutkörperchen sind nicht schei- 
benförmig, sondern kugelrund, ohne Delle. 

b) Bei Ertrunkenen achte man auf die ballonartige Ausdehnung 
der Lungen, wäscherinnenartige Haut, Sand und Schlamm zwischei 
den Nägeln, Festhalten von Gegenständen in der festgeschlossen« 
Hand, Kontraktion des Penis, Ertränkungsflüssigkeit in den Be- 
spirationsorganen oder im Magen. 

c) Bei Erhängten, Erwürgten und Erdrosselten kommi 
es nächst den inneren Zeichen der Erstickung auf die Zeichen am 
Halse, am Kehlkopf und in der Luftröhre insbesondere an; ferner 
auf die Strangrinne, Eindrücke am Halse yerschiedener Art, Brflcke 
der Knorpel des Kehlkopfs etc. 

Die Strangrinne zeigt eine vertiefte (je nach der Anwendung 
des Werkzeugs), schmutzig braunrothe Binne mit vertrockneter, per- 
gamentartiger Haut von schmutziger Farbe, die hart anzufühlen und 
hart zu schneiden ist. Sugillationen können fehlen und vorhanden 
sein. Ist sie nach dem Tode entstanden, so ist die Farbe kaum 
etwas blässer als die der übrigen Haut, nicht munifizirt, weder hart 
zu fühlen noch hart zu schneiden. Erfolgt die Strangulation inx 
Moment des Todes oder kurz nach demselben, so können die Zeichei^ 
an Sicherheit verlieren. Die Todesart des Ertrinkens ist ein ET'" 
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stickiiiigstod im eigentlichen Worisinn, denn der Tod erfolgt nicht 
durch Wasser, obschon er im Wasser erfolgen kann. 

d) Der Tod durch Chloroform bietet noch wenig Feststehen- 
des. Das dunkle, ÜEist schwarze Blut, der Oemch nach Chloroform, 
Xongestionsznstand der Schleimhaut, der Luftröhre, Luftblasen 
im Blute, Schlaffheit des Herzens sind behauptet und geleugnet 
worden (s. S. 272). 

Diese kurzen Andeutungen über Yerletzuiigen mögen für die 
Zwecke dieses Compendii genügen; im Uebrigen vergleiche Casper, 
Handbnch, 4. Auflf^, Theil IL S. 286ft; Herzog, Die Eörperver* 
letzongen aus dem Gesichtspunkt der preuss. Gesetze, Berlin 1850, 
in Casper's Y. J. Sehr. 1861. Heft 1. 8. 83; de Neufville, Die 
tödUichen Verletzungen, nach den Grundsätzen der neuen Strafgesetz- 
gebungen bearbeitet. Erlangen. 

Die yedetzungen der Organe können aus der Chirurgie und 
die Eenntniss der geschlechtlichen Zustände aus der Geburtshülfe 
ab bekannt vorausgesetzt werden. 
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Dritter Abschnitt. 

Die pathologische Anatomie in der gerichtlichen MediziiK 
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I. Das GFehim. 

Hyperämie. Sie ist, wenn sie yorhanden, meist über alk 
Hirnhäute verbreitet und durchdringt auch die Substanz. Die Umr 
nen Gefasse der Dura- und Piamater sind iigicirt und die grossea 
Yenen und Sinus sind strotzend gefüllt. 

Blutergüsse zwischen Schädel und Duramater sind selten, häa* 
figer schon zwischen Duramater und Arachnoidea bei l^eugeboreofli 
im Grunde der Himhöhle, als Todesursache, in und während dtf 
Geburt, am häufigsten in der Piamater. Exsudate des Gehirn 
sind vorwiegend feste gelbe Klumpen, welche aus gelbem Easemiif 
und Faserzellen bestehen, in den Ventrikeln fast nur Serum; d*^ 
selbe findet sich nicht selten zwischen der Pia und dem Gehirn. 

Ist in den Ventrikeln ein Erguss erfolgt, so ist er anfangs U«V 
später trübe, indem selbst erweichte Himsubstanz sich damit fß^ 
mischt, und bei Atrophia senilis sind ofb beide Ventrikel glttfllL* 
massig gefüllt, oft einige Dr. Die Gefasse sind dabei hyperänüscli 
varicoes, eben so kommen solche Ergüsse vor bei M. Brigth., '^ 
Ausgang der Tuberkulose und bei vielen tödtlichen chronischen uni 
akuten Krankheiten. Sarcom, Scirrhus, Tuberkel finden sich an 
verschiedenen Stellen des Gehirns, so wie in dessen Häuten. 

Hyperämie des Gehirns ist kenntlich an zahlreichen Blutpunkteiif 
welche auf der Schnittfläche der Haut auftreten und an der dnnk* 
leren Färbung, welche dann meist in der Bindensubstanz als dunMof^ 
Braun, in der Marksubstanz als helles, schmutziges Graubraun er^ 
scheint. Das Hirn turgescirt etwas, die Gefasse der Hirnhäute 
strotzend gefüllt. 
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Anaemie: v&lliger Mangel der Blutpnnkte, blasse Färbung des. 
Hirns auf der Schnittfläche, die Marksubstanz erscheint fast wie 
milchweiss, die Bindensubstanz blass grauroth. 

Haemorhagie, Apoplexie findet sidi bald in Form eines verein- 
zelten grösseren Heerdes, bald in Form mehrerer Heerde zugleich^ 
bald in Gestalt vieler sehr zahlreicher, punktförmiger Heerde. Der 
Sitz der Blutung ist meist das grosse Hirn und zwar in dem Corpus 
striyatum, den Sehhfigeln, seltener das kleine Hirn, am seltensten 
die Brücke, der Balken und das verlängerte Mark. 

Die Grösse des apoplektischen Heerdes variirt zwischen der 
einer Haselnuss und einer Faust, und umfasst zuweilen eine ganze 
Hemisphäre und ergiesst sich oft in die Ventrikeln, so dass dieselben 
selbst eingerissen sind. 

Das ergossene Blut bildet entweder einen dunklen schwarzrothen 
halbfesten Klumpen oder einen festen Kuchen, oder es scheiden sich 
Faserstoffgeriesel aus, gemischt mit zerrissener Himsubstanz. 

II. Die Lungen. 

Emphysem a. Es besteht in Erweiterungen resp. Zerreissungen 
der Lungenbläschen, welche allmählig durch Schwinden der Zwi- 
schenwände mit einander sich vereinigen (Emphys. vesiculare) oder 
ee tritt Luft in das interstitielle Zellgewebe durch Zerreissung von 
Lungenbläschen (Emphys. interstitiale). Das erstere kommt häufiger 
vor als das letztere. Die Lungenbläschen sind ungleich erweitert, 
80 dass grosse und kleine dreiwandige Blasen entstehen, bis zur 
Griisse eines Htümereies. Das entartete Gewebe ist blutarm und 
stark pigmentirt, die normale Textur der Lungenbläschen gänzlich 
zerstört, die Gefässe verödet 

Dieser Zustand kann sowohl durch anomale Luftbewegungen in 
den Lungen selbst als durch Puuctur des Thorax und Zerstö- 
nmg der Pleura von Aussen erfolgen. 

Atelektasie. Die Lungen sind dem Luftzutritt vollständig 
oder partiell verschlossen, man kennt folgende Formen: 

1) Die Atelektasie der Neugeborenen beruht auf unvollkom- 
menen Athembewegungen gleich nach der Geburt bei schwachen, 
asphyktischen Kindern oder auf Bronchitis im Fötalzustande. Bald 
ist ein ganzer Lungenflügel, bald ein ganzer Lappen, bald eine ein- 
zelne Parthie unwegsam; sie sind scharf abgegrenzt von dem luft- 
haltigen Theil; sindblauroth, derb, krepitiren nicht und sin- 
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ken im Wasser. Die Schnittfl&che ist homogen. An&ngBlas- 
sen sie sich nodi aufblasen, nach Wochen nnd Monaten nicht mehr. 
Casper (IL S. 770.) h&lt Atelektasie der Neugeborenen eben ftr 
mehts anderes, als f&r einen FQtal-Leichenznstand. Dass kann sie 
allerdings sein, nnd ist es sehr oft; aber sie ist es nicht immsz; 
denn sie kann ja anch bei Kindern YÖrkommen, die gelebt haben, 
nnd kommt auch bei Erwachsenen vor. 

Atelektasie der Kinder dnrch Yerstopfimg der Bronchien bei 
Bronchitis. Die betreffenden Stellen sind blanrotii, derb, .blutreich, 
bald blass, aber fest; ans der Schnittfläche quillt ein trüber Saft 
herror, bestehend ans Schleim nnd Epythelialzellen. 

Atelektasie ans mechanischen Ursachen. Durah KompressLon 
Yon aussen kann die Lunge der Luft mehr oder weniger nnzugftng* 
lieh werden. Die Geisse obliteriren, die Lunge wird derb, fleisch- 
artig, auf dem Durchschnitt homogen, später blutleer, braon, graa 
und schrumpft zu einem festen, lederartigen Lappen ein. Nicht set- 
ten findet man zugleich Tuberkeln und BronchiectasiB. 

Pneumonie. Welche Veränderungen erleiden die Lungen b« 
unglücklichem Ausgang von Entzfindungen? 

Jede Pneumonie begiont mit Hyperämie und Stasis, und es ent> 
steht schnell die Ausscheidung eines zähflüssigen Exsudats^ 
wodurch die Lunge anschwillt, roth und konsistent wird. Auf der 
Schnittfläche quillt Blut mit flüssigem Exsudat gemischt als br&nn- 
liche Flüssigkeit hervor, die als dunkelrothe schaumigte flfissigkait 
leicht abfliessi Eine hypermäische Lunge knistert zwar noch bein 
Einschneiden, schwimmt aber nicht mehr im Wasser. Die BläSGhaa 
sind nicht mehr zu erkennen, das Oewebe wird luftleer. 

Wird das Exsudat kroupös, so besteht es aus Zellen und ge- 
ronnenem Faserstoff und letzterer kann so bedeutend sein, dass & 
Schnittfläche trocken und kömig wird. 

Tritt Hepatisation ein, so wird die Lunge fester, die Schnitt- 
fläche trocken, braunroth, gefleckt, gleichmässig, feinkörnig wie ein 
Leberdurchschnitt, entleert nur wenig dunkelrothe Flüssigkeit und 
die Lungentextur ist fast gar nicht mehr nachzuweisen, das G^ebe 
ist brüchig, lässt sich zerreissen (rothe Hepatisation). Die Lange 
lässt sich nicht mehr aufblasen, sie enthalt keine Luft mehr, ist 
spezifisch schwer wie Leber und nimmt keinen Fingerdruck auf. Eine 
künstliche Infektion ist nicht mehr möglich. 

Ist die Hyperämie gering, dagegen die Exsudation maflsenhaft» 
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«nd erfidgi der Tod mcht durch LungenlAhmnng, so werden die 
Lungen bräunlich gelb gef&rbt; die Schnittfläche hat ein gräoliches, 
'- ktadges Ansehen, mit dunklen Stellen (graue Hepatisation). Von 
ir Leieheninfiltration ist die hyperämische Congestion schon da- 
: dorch zu unterscheiden, dass sie nicht ausschliesslich an den bloss- 
gdegten Stellen Yorkommt, auch nicht, wenn diese die kleinen Luft- 
£ bUschen komprimirt, und dass bei erstem immer uoch leichte Zer- 
g mssbarkeit des Lungengewebes beobachtet wird. Nunmehr zeigt 
■ äeh die Neigung zur Eiterbildung. 
9 Ist die Eiterbildung massenhaft, und bildet sich eine rahmige 

tlüflflBigkeit, die wir als Eiter kennen, so wird die Substanz der 
Lunge weich, und die Schnittfläche überzieht sich mit Eiter (eitrige 
Infiltaration). Bald lässt sich das Gewebe wie ein Brei zerdrücken. 

^ 2erftllt das Lungengewebe selbst in Eiter, so entsteht ein Eiterheerd 
(Abaeen). Dieser hat meist den Tod zur Folge ; in seltenen Fällen 

- verliftrtet und yerkreidet der eitrige Inhalt, und wird von einem 
narbigen, schwieligen Gewebe umgeben. Manche Schriftsteller spre- 
«iien auch von einer Karnifikation der Lunge, wo dieselbe sich 
in einer fleischähnlichen Masse verwandelt. Man findet sie besonders 
bei Brustwassersucht, in Folge des mechanischen Druckes, der eine 
Atrophie in dem Lungengewebe hervorruft. Ist zugleich Hyperämie 
vorbanden, so gleicht dieser Zustand fast dem der rotiien Hepatisation. 
Auch Brand kann in den Lungen entstehen; er ist cirkum- 
skript, wenn er aus brandigem Zerfall des Gewebes entsteht. Die 
Brandheerde sind dann einfach oder vielfach und bestehen aus brandig- 
brauner, mistfiEU'biger, stinkender Jauche, umgeben von harter, bröck- 
lieh trockener Masse, während die Nachbargewebe 5demat5s sind. 
Der Lungenbrand ist diffus, wenn er grosse Parthien einnimmt, 
welche zu einem weichen, zottigen, mistfarbigen, riechenden Pulpa 
zerüallen. Der Lungenbrand entsteht nicht nur als Ausgang der 
Epidemie, sondern auch nach Gichten, Kontagien. 

Auch Oedem kann in den Lungen vorkommen. Es ist ein Er- 
guss von Serum in das interstitielle Zellgewebe, und später auch in 
die Höhle der Lungenbläschen und kleine Bronchien. Das Oedem 
kann akut oder chronisch sein. Das erstere kann schnell tödten 
unter apoplektischen Erscheinungen (Stickfluss). Die Lunge ist dann 
stark gedunsen, leicht zerreissbar, aber noch elastisch und fällt beim 
Oeffiien des Thorax wenig zusammen; sie knistert aber noch, ist 
hyperämisch, auf der Schnittfläche quillt in grosser Menge blutig 
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geförbtes, schanmiges Serum hervor; in den Bronchien schäomigU 
FlüBsigkeit, welche durch Nase und Mnnd hervorquillt. 

Das chronische Oedeui: Die Lunge sinkt wenig 
den Eindruck des Tingers, knistert Ciist gär nicht, ist anämisüi^ 
schlaff, aus der Schnittfläche qniUt in einem Strome helles Sentri 
heraus. Oft ist die Lunge zugleich stark pigmentirt, and dann qmT' 
eine schwärzliehe Flüssigkeit hervor. 

Das akute sowohl als das chronische Oedem kommt vor i 
Herzkranken als Bronchitis in den weissen Lunge nkrankheiten & 
mentlich bei Tubercuiose. Pathologische Neubildungen in 4 
Lungen. Eoukremeute aller Art kommen häufig in Lungen T( 
gelbst knochenartige Gebilde. Cysten sind selten. 

Krebs, Markachwanmi finden sich primär sehr selten, dag^ 
häufig sekundär. Die Knoten sind scharf umschrieben, ihre Gewel 
weich, markig und es greift allmählig nicht blos in das Lungenietn 
ein, so dasa es in der £rebsmasse zu Grunde geht, sondern seitat 
Pleura mediastinum Herzbeutel und durchfrisgt selbst das BrustbeiiL 
Tuberkeln. Sie haben theils den Charakter kleiner vielfacher Tu- 
moren, theils sind sie Produkt entzündlicher Prozesse. Der Sitz iti 
Tuberkeln sind meist die Lungenbläschen, oft aber auch das iIlt«^ 
siitielle Bindegewebe. Der Form nach kennen wir Milliar tu b erkel^ 
grosse, graue oder gelbe Knoten und diffus, graue oder g 
Infiltrationen. Letztere sind stets die jüngeren, frischeren, 
gelben die älteren. Schreitet dieser Prozess fort, so kennen 
Tuberkeln entweder verkreiden, sie werden hart, homarüg, i 
es bilden sich Kalksalze, oder sie ziehen Verfall des Lungeng<« 
nach sich (Kavernen). Von der Beschaffenheit von Eiter und S<U 
habe ich schon S. 261 gesprochen. 

III. Die Thymusdrüse, Kehlkopf nnd Luftröhre. 

Sie hat an Gewiclit im Säuglingsalter 330,S, im 1. und 2. Lebw 
jähre 436,8, im 3.— 14, Jahre 432,0, im 15.— 20. Jahre 353,5 G 
{PriedlebenJ. Von da ab wird die Involution oft so beschlenii 
iass sie im Anfang der 30er Jahre nur noch 49,6 beträgt; vom 3 
Jahre an flndet sich an der Stelle der Thymus nur ein aua Fd 
geweben bestehender Lappen von mittlerem Gewicht von 314 6r. 

In Krankheiten, sowohl chronischen als akuten, nimmt dasO 
wicht der Thymus rasch ab; im Säuglingsalter beträgt sie dann i 
chronischen Krankheiten 3^,9, bei akuten 120,5, im 1. und2. J&hl 
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I chronischen Krankheiten 74,9, bei akuten 175,9, im 3.— U. Jahre 

I chroniachen Krankheiten 8a,5, bei akuten 124 Gr. Diese Ver- 

isse, die Förster aufgestellt, sind znr Beurthei]ung wichtig, weil 

h ergieht, daas Atrophie der Thymus sehr häufig, dagegen Hyper- 

(ihie sehr selten ist. Wenn sie aber eintritt, so erreicht die Ver- 

f selbst das Vierfache der normalGn Grösse. 
t Im fötalen, selbst im kindlichen Zustande, ist diese Vergrösse- 
f nnerheblich, im späteren Alter kann sie auf die Luftwege und 
1 GoKsse einen nachlheiligen Druck ausüben. In seltenen 
fsn hat man Entzündung und Eiterung beobachtet, ab und zu 
l Tuberkeln, Knoten und Inflltratiöuen. Nach schworen Gebur- 
^ hei ErstickungCD will man bei Neugeborenen Hyperämie und 
t Eccbymose gefunden haben. Das Asthma thymicuni ist keine 
welche pathologische Veränderungen der Thymus zur 
e hat. Die Entartungen der Schilddrüse sind unter dorn Na- 
rama bekannt, welche in mannigfachen Formeu als Struma 
hat. nnd cystic. vorkommt, aber in foro kaum eine Bedeutung 
I dürfte, allerhSchstens bei Erwürgangen. 

ich die Schleimhaut des Kehlkopfs und der tuft- 

i bietet manche interessante Befunde in foro. So hat Casper 

1 klin. Novellen bei einer Leiche nach 4 Monaten noch eine 

aentzünduug festgestellt. Hyperämie erkennt man da, 

i anffallend rothe Färbung, Auflockerung und Vergrösaerung 

Ichleimhaut stattfindet, welche sich zertheilt oder in eine pro- 

PSekretion von Schleim und Eiter flbergeht Steigert sieb Hyper- 

I zur Entzündung, so wird die Schleimhaut gleichmässig, hoch- 

f iujizirt, sammetartig aufgewulstet, und eine Injektion ist nicht 

r möglich. Man unterscheidet femer den kroupflsen nnd diphthe- 

^en Prozess; ersterer sitzt nur auf der Scliloimhaut selbst, tetz- 

t dnrchdringt die Substanz der Gewebe und narkotisirt sie. 

Sein) Erstickungstod ist die Schleimhaut mehr oder weniger 

, zinnoberroth, nicht zu verwechseln mit der schmutzig kirsch- 

, die in Folge der Verwesung erscheint (Casper II. S. 492). 

Eohlenniederschlag findet sich bei Erstickung in Kohlonozydgas 

Beim Erstickungstod findet man oft blutigen Schaum 

r Luftröhre, wie ein fetner Gischt. 
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IV. Das Herz. 

• 

Die Gestalt desselben kann sehr yerschieden sein, sowohl nn 
Aeussem als im Innern. Die Yergrössemng desselben nennt man 
Hypertrophie. Diese kann sein: a) Yergrösserung dorch Yer- 
dicknng der Wände ohne Erweiterung der Höhlen (Hyperkophie der 
Eleischsnbstanz); b) Verdickung der Fleischtheile des Herzens mit 
Verengung der Höhlen; hierbei ist Vorsicht nöthig, da nach Ver- 
blutungen und plötzlichen Todesarten zuweilen Zusammenziehung und 
Verengung des Herzens tauschen kann; c) excentrische Hypertroj^e, 
die gewöhnlichste Art, mit Verdickung der Wände und Erweitenmg 
der Höhle; d) Erweiterung der Hohlräume bei .Verdünnung der 
Wände. Das Mikroskop zeigt nur normale Muskelfasern. 

Den Gegensatz bildet Atrophie des Herzens, welche sich in 
den Leichen fast aller an abzehrenden Krankheiten Leidenden findet, 
oder auch bei Exsudaten. Das linke, arterielle Herz wird leichter 
hypertrophisch, während das rechte, venöse Herz leichter atrophisch 
wird, und daher auch leichter als das linke passiv dilatirt wird. 

Blutungen sind hier selten; nach Förster kommen sie nur in 
Folge grosser Fettanhaufnng vor. Zerstreute Ecchymosen treten 
häufiger auf, sowohl in der Substanz des Herzens als unter Vm- 
cardium und Endocardium, gewöhnlich beim Erstickungstod. QfSbe 
Flecke bei Icterus. Bei Neugeborenen finden sich zuweilen Bli^ 
ergOsse im weichen, gallertartigen Gewebe der Klappen. Klapfn- 
fehler kommen häufig vor, theils angeboren, tiieils erworben, jedocli 
sind dann in der Kegel andere Missbildungen vorhanden (Y. tiimi^. 
mitr. semilunaris). 

Die Entzündung des Herzens ist sehr selten, hauptriuchlich 
im linken Ventrikel, meist in Form kleiner Heerde in der Tiefe des 
Herzfleisches oder unter Peri- und Endocardium, seltener in dio 
Trabekeln. Die entzündeten Stellen erscheinen an£suigs injizirt, d«n- 
kel geröthet, dann tritt Färbung ein. Die Stellen sehen schmuiog- 
gelb aus. Die Muskeln erweichen und zerfallen in feinkörnige De- 
tritus. Man findet eine ziegelrothe Färbung, leichte Zerreissbarkeit 
und sogar breiartige Erweichung der Herzsubstanz. Jedoch macht 
Fick 1. c. S. 107 darauf aufmerksam, dass dies nur bei schleuniger Sek- 
tion vollgültige Beweise liefert, indem das Herz nicht selten bei sehr 
vollblütigen Personen an der Leiche dieselbe Veränderung bei schnell 
eintretender Fäulniss zeigt. Es kann die Kontinuität erhalten wer- 
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den, es kann Bapiar eintreten, immer inrd die Herzwand an der 
kranken Stelle atrophiech, dfinn, zuweilen anenrysmatisch. Oft sieht 
man Bindegewebe als kleine oder grössere fiberöse Massen oder als 
fiberOse Entartong, oder es entsteht ein Abscess, der sich yersohie- 
den öffiien kann. Selten wird der Eiter resorbirt^ eingekapselt nnd yw- 
krddety dann reisst aber das Herz über der Stelle ein. Die h&nfigste 
Folge ist Yerwaehsung des Herzens mit dem Herzbeutel, der Herz- 
wandnngen mit den Klappen. 

Gerinnungen von Faserstoff finden sich an den Bändern der 
Klappen zwischen den Trabekeln in den Ansatz der Sehnenfäden. 
H&nfig sehen sie wie polypenartige, unregelmässig gestaltete Ge- 
Bchwfilste aus,, die so fest an dem Endocardium haften, dass sie ohne 
dessen Verletzung nicht losgerissen werden können. Es können sich 
selbet Eonkremente in ihnen bilden; sie können auch durch den 
Blutsbrom losgerissen und fortgeführt werden, aber auch zu einer 
hm%en Masse erweichen, und zwar bei Erstickten, Apoplektischen 
und nadi narkotischen Giften. Eine besondere Art derselbeu sind 
die kugeligen Vegetationen, die sich zwischen den Trabekeln 
des linken Ventrikels finden. Es sind runde, aus grauem Faserstoff 
-und Gruor bestehende Massen. 

Herzaneurysmen sind unscheinbare Erweiterungen eines 
-Theiles einer Herzhöhle, im Gegensatz zur Erweiterung einer gan- 
len Höhle, und kommen nur im linken Ventrikel vor, entweder als 
Ausgange der Myocarditis oder der Fettmethamorphose. Solche 
Aneurysmen können leicht reissen. Man unterscheidet aktive. Er- 
weiterung der Herzhöhlen mit gleidizeitiger Verdickung der Sub- 
stanz, und passive mit Verdünnung, Erschlaffung der Wandungen. 
Erstere kommt am häufigsten an der linken Herzhälfte, letztere vor- 
tfgüch an der rechten und zwar am Atrium vor; sie zeigt eine sehr 
bedeutende Erweiterung. Das Herz kann schlaff, welk, zusammen- 
-geüallen gefunden werden, so dass die Wände ÜEist an einander lie- 
-gen. Dies haben Berend, Binz und Casper beim Tode durch 
Chloroform gefunden. 

Der Biss eines Herzens findet sich meist im linken Ventrikel, 
und meist vom; er ist unregelmässig, zackig, die Herzsubstanz ist 
durch Blut unterwühlt und infiltrirt, im Herzbeutel liegt eine grössere 
oder geringere Menge Blui Oft sieht man Geschwüre, Abacesse, 
oft ist die Substanz des Herzens ganz gesund. 

Verwundungen des Herzens sind meist tödtlich, indem der 
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Blutverlast an sich tödtet, oder dass das ins Pericardiom ergossene 
Blut die Bewegung des Herzens hemmt. Zuweilen heilen sie jedoch 
auch durch Narbenbildung, die man an Leichen findet Fall einer 
Stichwunde bei Casper, Fall 365. Ein abgerissenes Herz ebend. 
n. 128. Herzbeutelriss, Fälle 128. 130. Schusswnnden in dasselbe, 
FäUe 314. 316. 327.329.330.331. Den Fall einer Herzerschüt- 
terung diagnostizirte Gasper n. S. 290. Fall 95 daran, dass in 
der rechten Wand des Herzbeutels eine thalergrosse Sugillation, und 
in der linken Wand des Herzens selbst, und zwar vom Atrium bis 
zum Ventrikel verlaufend, ein 2 Zoll langer und V« Zoll breiter sn- 
gillirter Streifen sich vorfand. Es war ausserdem ein Bippen- und 
Brustwirbelbruch vorhanden, indem beim Eomaufwiuden ein gefüll- 
ter Sack auf den Mann herabgeÜEdlen war. 

Von pathologischen Neubildungen des Herzens kennt 
man jetzt: 

1) Hypertrophie der Fettbindegewebe, Geschwülste aller Art 

2) Fettmetamorphose der Herzmuskeln. Sie findet sich beson- 
ders im hohen Alter bei Trunk- und Fettsucht Cysticercen und Tu- 
berkeln sind selten im Herzen. 

3) Verhärtungen des Herzens, Verdichtungen bis zur YerknGdie- 
rung, besonders in den Klappen. 

4) Die Herzerweichung, von der Andral sechs Formen bezeuib- 
net, ist nur eine Folge krankhafter Zustände mannigfacher Art, wi 
kann sowohl aus Hypertrophie, als aus Atrophie, Anämie undW 
allen Cachexien entstehen. 

5) Bei der Induration des Herzens, die Laennek, Corvissrt 
und Füller beobachtet haben, soll der indurirte Theil beia An- 
schlag wie Leder klingen und beim Einschneiden knistern. 

Im Herzbeutel kann sich Wasser, Luft, Eiter sammeln. 
Diese Flüssigkeiten sind Folge entzündlicher Exsudation, wo mfl 
dann auch feste Exsudate, Pseudomembran, Herz und Herzbeutel V6^ 
wachsen findet. Zuweilen ist es Folge allgemeiner hydropischer Zu- 
stände, wie bei vielen chronischen Krankheiten (Hydrops, Morbus 
Bfightii, Tuberculosis. Ist die Menge des Serums bedeutend, so 
schwindet das Fett und das Herz wird anämisch, atrophisch. 

Auch kann sich Eiter aus Abscessen der Pleura, des Mediasti- 
num, selbst aus der Leber in das Cavum pericardii ergiessen. Die 
Farbe des Herzbeutels kann bis zur tiefsten Schwärze varüren, sie 
kann selbst missfarbig, gelb werden. Narben sind selten gefunden. 
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y. Die Blutgefäiie. 

I. Arterien. Die Farbe derselben ist heller als die der Venen, 
aber weniger durchsichtig, daher nach dem Tode im blutleeren Zu- 
stande immer weiss (Fick 1. c. S. 100). Bei hämostatischen Zu- 
rt&nden erseheint ihre innere Wand verschieden roth gefärbt, ohne 
▼erdickt oder sonst verändert zu sein. Die Entzündung der Arterien 
betrifft die Zellscheide und die Mittelhaut, soweit sie gefässhaltig 
Biiid. Die Ursachen können sein: Verwundung, Zerrung, Druck (beim 
Erdrosseln, Erwürgen, Erhängen), Entzündung benachbarter Theile. 
Bei Hyperämien wird ein festes Exsudat gebildet, die Mittelhaut 
wird weich und entfärbt sich, die Innenhaut glanzlos und rauh, das 
Lnmen der Arterien wird verengt, am häufigsten bilden sich plas- 
tiadie Entzündungsprozesse, es folgt Verdickung der Zellscheide und 
d«r seltene Ausgang ist Eiterbildung, verbunden mit Nachblutungen. 
Der fiter ist diffus in die Häute infiltrirt; sie werden missfarbig, 
weichy die Innenhaut löst sich als graue mürbe Masse in Fetzen oder 
als Cylinder ab, oder wird gar vom Eiter durchbrochen und das Blut 
^rinnt in den befallenen Theilen. Gerinsel mancherlei Art ausser 
4em bereits genannten findet man in den Arterien, wo es zu sehr 
irrigen Ansichten Veranlassung gegeben hat, namentlich, ob es nur 
bei Lebzeiten enstehen oder auch in der Leiche sich bilden kann. 
Strakturveränderungen ohne Zerstörung des Gewebes kommen wegen 
Aires straffen Baues hier selten vor. Auch die Lehre von der Em- 
-iMlie gehört hierher. Förster unterscheidet: 

Wandständige, verengende Gerinnsel. Sie sitzen an der 
Wand der Arterien und verschliessen nicht das Lumen, entstehen 
durch Verlangsamung des Blutlaufs und Bauheit der Innenhaut bei 
Aneurysmen und atheromatösen Geschwüren. Sie verbleiben lange in 
-fiesem Zustande und können von der Innenhaut aus mit Gewalt ge- 
-trennt werden, und es tritt fettige Entartung der Arterienhäute ein, 
oder werden zu völlig obliterirenden Gerinseln, d. h. sie verstopfen 
auf beschränkten Strecken die Arterien vollständig. Ursachen sind: 

Verengung des Baues der Arterien durch Druck von Aussen, 
Verdickung der Wände, wandständige Gerinsel, Entzündung der 
äusseren Arterienhäute. AUmälig entsteht dann Embolie durch Ein- 
keilen fester Stoffe an irgend einer Stelle der Arterie, es entsteht 
Gerinnung des Faserstoffs an dieser Stelle und Entzündung der 
äusseren Arterienschichten. Die verstopfenden Körper sind Blut- 
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gerinsel in den Lungenvenen, der Aorta und an den Herzklappen, 
welche erweichen and Tom Blotstrom fortgetrieben werden, abge- 
rissene Stöcke von atheromatösen oder verkalkten Klappen« Um den 
eingekeilten Körper setzen sich Gerinsel fest und verstopfen die 
Arterie, und da der betreffende Theil nicht mit Blut versorgt wird, 
so treten sehr bald die Folgen ein: Blutleere, Oedem, Lähmung. 
Die weiteren Folgen sind Obliteration der Arterien, umschriebene 
Entzündungen, Exsudat, Necrose, Brand, Tod. 

Allgemeine obliterirende Gerinnsel fOllen eine Arterie 
und alle ihre Verzweigungen aus, und man sieht sie stets neben 
Necrose oder Brand des Theiles, welchem die Arterie angehört Die 
Gerinnung ist hier meist sekundär. 

y erknöcherungen der Arterie. Auf der inneren Seite dar 
Arterie sieht man häufig flache, gelbliche, gräuliche Erhabenheitai, 
die selbst ein hügeliges Aussehen geben und eine Verdickung der 
Innenhaut sind. Umfang und Dicke wechseln, erstere von Vs biB 
2 Linien, letztere von wenigen Linien bis zu mehreren Zollen, und 
sind am meisten an den Theilungsstellen der Arterien entwickeÜ 
Es tritt dann entweder Erweichung und Zerfedl ein, oder sie ent^ 
artet zu cavemösem Gewebe (Krankheiten der Auflagerung, BoUr 
tansky), oder es tritt ein atheromatöser Prozess ein. Es bildet sieh 
eine feinkörnige, bröcklige, hochgelbe, glänzende Masse, die eiM 
Art Cyste an den Wänden darstellt. Durch den Blutstrom werte 
Partikelchen wohl abgelöst, im Blutstrom fortgeführt und kÖHHi 
zu oblitrirendem Gerinsel Anlass geben. Ofb bilden sich Fihnsr 
gerinsel, durch welche eine Yemarbung des atheromatösen Gescfawdn 
zu Stande kommen kann. 

Die Yerknöcherung ist in der Kegel eine Verkalkung des Binde- 
gewebes zwischen der mittleren und inneren Haut, besonders im 
Greisenalter, auch bei ausschweifenden Frauenzimmern als Ossfika^ 
tion der Arterienwandung (Fick 1. c. S. 103). Selten wird ein xat i 
vollkommenes Knochengewebe gebildet in Form von Knochenblitt" j 
chen, die oft vom Blutstrom bewegt, in verschiedenen Bichtongoi I 
in das Lumen hineinragen und zu wandständigem Gerinsel Yeran- I 
lassung geben. Kleine Arterien verkalken oft so, dass das Lümffli f 
ganz verengt wird und die Arterien sich als verkalkte Bohren dar- f 
stellen. Diese Prozesse kommen am häufigsten in der Aorta Tor, f 
und vorzugsweise in dem aufsteigenden Schenkel und in dem Bogen, 
demnächst aber auch in vielen anderen Arterien. Sie sind vorzugs- 
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weise dem Greisenalter eigen, nnd die Folgen sind Bigidität der 
Wände and geringe Erweiterungen des Lumens, YergrOssemng der 
Ostien, Aneurysmenbildung, Zerreissung. 

Wichtig in foro ist die Lehre von den Aneurysmen; sie kann 
sehr verschieden sein: 1) Erweiterung oder Yerlängemng einer oder 
mehrerer benachbarter Arterien. Die Arterien sind vielfach gewunden 
und bilden höckerige, elastische G^chwtOste von verschiedenem üm- 
femg, wo die Wände der Gefässe meist verdickt sind. Das üebel 
kann angeboren sein, bald kann es entstehen aus inneren und äusseren 
Ursachen, (Eryspelas inflamm, telae cell.), aus Kontusionen und neh- 
men oft das Aussehen von Telangiectasie an. Am häufigsten findet 
man es isolirt am behaarten Kopfe. 

2) Erweiterung einer Arterie durch bleibende mechanische Hin- 
dernisse, wodurch Anhäufung von Blut bedingt wird. Die Wände 
fflnd verdünnt, die Erweiterung ist gleichmässig, und es erfolgt oft 
Bersfamg der Wände. 

S) Erweiterung von Arterien, welche zu grossen Geschwtilsten 
f&hren, z. B. Vergrösserung der Schilddrüse. 

4) Erweiterung durch Texturverwundung der Arterienwände, in 
Folge hypertrophischer oder atheromatischer Entartung, indem die 
IGttelhaut dem Drucke des Blutes nachgiebt und ausgebuchtet wird. 
Kan nnterscheidet hier wieder cylinder- oder spindelförmige 
von sackförmigen Aneurysmen. Die Grösse des Aneur. ist sehr 
wnchieden; sie finden sich am häufigsten in der Aorta, weil hier 
di6 Hypertrophie am häufigsten vorkommt und die Kraft des Blut- 
stroms am stärksten ist. 

Aneurysmen entstehen meist langsam, vergrössem sich allmählig 
ttid bleiben oft lange Zeit unverändert Kleine Aneurysmen können 
inxh Fibringerinsel geschlossen und geheilt werden; in anderen Fällen 
«rtsteht Obliteration der Arterie. 

Bei Berstung der Arterie kann durch Blutergiessung sofort 
ier Tod erfolgen; die Oeffnung sieht bald wie eine einfache Spalte, 
bald wie ein grösseres Loch mit weichen, zottigen Bändern aus. 

5) Hat man ein Aneurysma traumaticum angenommen, 
welches durch Stoss, Schlag, Veränderung entstehen kann. Hierbei 
ist zu unterscheiden: 

a) Der Schlag bewirkt keine Zerreissung, sondern nur eine Er- 
schlafifung, Lähmung der Häute, in Folge dessen sich an der ge- 
troffenen Stelle eine Ausbuchtung bildet, die später aneurysmatisch 
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wird. Die Ifittelhaat schwindet und das Aneurysma besieht bks 
aus dem Inneren und der Zellhaut. 

b) Durch einen Schlag oder Verwundung wird die Gontinuitat 
aller Häute au^ehoben, wie z. B. nach ungeschicktem Aderlass, und 
man unterscheidet hier wieder Aneur. spurium, varicosum und disse- 
cans. Bei dem ersten strömt das Blut in das benachbarte Zellenge- 
webe und umgiebt das vorletzte Gefass. Obliterirt die Arterie, so kann 
Heilung erfolgen; entzündet oder vereitert das Extravasat, so erfol- 
gen immer neue Blutungen, Brand, Tod. Das Aneurysma varicoe 
charakterisirt sich dadurch, dass die Arterie mit einer naheliegenden 
ebenfalls getroffenen Vene communicirt. Tritt sofort Yerklebung und 
Verwachsung ein, so entsteht ein varix aneurysmat. Eine besondere 
Art von Erweiterung ist die Angle ctasie. Sie ist gewöhnlich an- 
geboren, kann aber auch erworben werden. Sie bildet GeschwUste 
von verschiedener Grösse, und Geschwülste, welche beim Druck 
leicht verschwinden, aber gleich wieder erscheinen; man sieht eine 
zitternde Bchwach rauschende Bewegung, eine braunrothe Farbe, un- 
gleiche Oberfläche. Die Anatomie zeigt eine grosse Menge erwei- 
terter anastomisirende, netz- und knäuelförmige Axterienenden und 
stellenweise zu Höhlen erweiterte Venen. 

Auch aus anderen Ursachen können Zerreissungen von Artedoi 
entstehen; z. B. durch Texturveränderungen der Haute, zarte Koi- 
stitution der Häute bei gleichzeitiger Enge nacb Rokitansky, ZV' 
Störung der inneren und Mittelhaut durch atheromatöse ProilM» 
Fettentartung, Mürbe der Mittelhaut, Hypertrophie der Tnnftilffi^i 
Verdickung der Zellhaut. Als Afterpr'oduktion hat man die Abbgo- 
rung einer grützartigen, dem Tuberkelstoff nahe stehenden JOb^«; 
zwischen der Tunika interna und media gefunden, welche, in Er- 
weichung übergehend, die inneren Häute zerstört und zu wahrem An- 
eurysma übergeht. 

Dabei ist noch Folgendes zu merken: Wunden der Arteri«», 
welche nur einen Theil der Wand offnen, sind oft durch Verblutmg 
tödtlich, obwohl es möglich ist, dass Verklebung durch FibringeriB- 
sol und Exsudate erfolgen kann. Völlige Durchschneidung einer Ar- 
terie grossen Kalibers tödtet stets durch Verblutung; die einer klei- 
nen offen liegenden Arterie kann heilen, wenn die Wunde dnrci 
Kontraktion der Arterien oder Fibringerinsel geschlossen wird. 1"*^ 

II. Die Venen. Die Farbe derselben ist während des Lebens §^h 
auf der inneren Fläche roth, nach dem Tode blass oder weissM' 
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Durch Leicheninfiltration entsteht eine dnnkelroihe Färbung. Id 
hämatoseptischen Krankheiten sind die Wände der grOssten Yenen 
roth bis dunkelroth, schwarzbraun gefärbt, ohne dass das Yolnm 
vermehrt wird. Sie können sich ebenso entzünden, wie die Arterien. 
Die Zellhaut und das Zellengewebe erscheinen injicirt, hochroth den- 
tritisch, in der Zellhaut und Mittelhaut infiltnrt sich Exsudat Das 
Lumen des Gefösses kann frei bleiben oder durch ein Coagulum ver- 
stopft werden. Wird das Exsudat resorbirt, so erfolgt Heilung, häu- 
fig geht Phlebitis in Eiterung über. Derselbe ist dilFus in die Zell- 
haut infiltrirt. 

Phlebitis. Sie kann entstehen durch Verwundung, Quetschung, 
Entzündung der umgebenden Gewebe, Gerinnung in den Venen. 
Diese sind bedingt: durch mannigfache Ursache, Schwäche der Herz- 
tiiäiigkeit überhaupt, wenn das Blutsich langsam bewegt, Druck auf 
die Venen, also lokale Hemmung des Blutumlaufs, bei ünwegsam- 
keü der Kapillaren, bei Entzündungen, bei Embolie. Die Gerinnun- 
gen sehen anfangs nur aus wie Msches Blutgerinnsel, in welchen 
Kmor und Fibrin nicht geschieden sind, später werden sie derber 
und fallen das Gefäss mehr oder weniger aus. Die Folgen sind ver^ 
schieden und können von grosser Bedeutung sein. Da der Charak- 
ter dieser Entzündungen gewöhnlich der der Atonie ist, so findet 
man selten plastische Bildungsprozesse, häufiger Eiterung. Kleine' 
Gerinnsel können wieder verschwinden, so dass das Lumen wieder 
ftei wird; zuweilen zieht sich die Vene wieder zusammen, so dass 
sie oblitirirt (Phlebitis adhaesiva), oder es bildet sich durch verdickten 
Eiter zwischen zwei Klappen der entzündeten Venen ein Trombus 
oder Pfropf, der die Circulation in diesen Theil vollständig auf- 
bebt Li unglücklichen Fällen entsteht Phlebitis supparativa oder 
sq^tica, und schliesslich Pyämie, putride Infektion, die den Tod 
nur Folge hat. Bei grosser Litensität der Pyämie wird häufig die 
ganze Venenwand kormodirt und der Eiter in das Zellgewebe infil- 
tnrt Der Veneneiter ist gewöhnlich ungleich gefärbt, mit bei- 
gemischtem Venenblut vermischt (Fick, Abriss der pathol. Anatomie, 
Kassel 1839. S. 87.) Am häufigsten kommt dies vor an den Venen 
der unteren Extremitäten, bei Schwangeren, kachektischen Leut^, 
atonischen Fussgeschwüren, femer bei Weichgebilden, als die mit 
Becht gefürchtete Phlebitis uterina und nach Verwundungen durch 
Instrumente, was uns besonders interessiren muss. Ist das Instrtt- 
iBont rein, so entsteht einfieush Entzündung mit allen bekannten Aus- 
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gangen nnd Metamorphosen. Ist das Instrument unrein , ist es be- 
sonders der Trager putrider Sto£fe, so tritt Entzündung mit Yexjan- 
chuBg ein. 

Erweiterungen kommen bei Yenen sehr häufig vor, bekannt 
unter dem Namen Yarices, Blutaderknoten. Sie sind entweder 
gleichmässig erweitert, oder die Ausbuchtung ist nur an einzeken 
Stellen überwiegend. Die erweiterte Yene ist meist gleichzeitig ver- 
längert, erscheint geschlängelt, und hier und da sieht man Ausbuch- 
tungen, Knoten. Der Yarix ist ein rundlicher Sack, der auf der 
Yene glatt oder gestielt aufsitzt, so dass die Häute sich nicht ein- 
zeln darstellen lassen. Fibringerinsel finden sich in den Yaricen sel- 
tener als in Aneurysmen. Oft bersten Yarices und können selbst 
lebensgefahrliche Blutungen erzeugen; ebenso kann sich Blntgerinflel 
in varikösen Stellen bilden, durch welche die Yene obliteriren kann. 
Wir kennen als besondere bekannte Arten: Die Yarikositaten an den 
unteren Extremitäten, femer die Erweiterung des Mastdarmes, be- 
kannt unter den Namen Hämorrhoiden, die Erweiterung der Yenea 
des Saamenstranges, Yarikocele und das sogenannte Medusenhaof^ 
eine enorme Ausdehnung der Bauchvenen', welche sich kranzförmig 
oder in Wülsten um den Nabel lagern, bedingt durch angeborenes 
Offenbleiben der Nabelvene und Kommunikation derselben mit dm 
Hautvenen. Auch Afberorganisationen kommen in« den Venen ^ 
und es entwickelt sich schnell Phlebangiectasie, die langsam in krebs- 
artige Yerjauchung übergeht. Auch die sogenannten Yenensteine 
müssen genannt werden, welche durch Absonderung einer kalfaurti- 
gen Substanz zwischen der mittleren und inneren Yenenhaut mt- 
stehen und oft in die Yenen hineinhängen, so dass sie selbst dm 
Blutlauf stören können. Sie kommen meist an den Extremitäten vor. 

VI. Der Magen. 

Die Erweiterung des Magens kann so gross sein, dass der Ifagn 
bis über den Nabel reicht Die Magenwände sind dabei selten ver- 
dünnt, im Gegentheil sogar verdickt. Sie ist eine Folge von Un- 
mässigkeit oder zu heftigem Gebrauch von Brechmitteln. Verklei- 
nerung des Magens nach lange andauerndem Fasten, Magenentzfln- 
dung, organische Fehler des Magens, Narben, Geschwüre. 

Magenblutung kann durch Hyperämie, Entzündung, Oe- 
schwüre bei Skorbut, Typhus u. dgl. entstehen. Auch durch Ver- 
schlucken des Blutes aus dem Munde und den Nasenhöhlen }am 



Blut in den Magen gelangen, oder durch ZerreiBBen eines kleinen 
äeßases im Schlunde, oder wie bei den Melaena auB Organen des 
Unterleibeg. Das Blut bleibt im Magen nicht lange roth und klum- 
|üg, es vertheilt sich im Mageninhalt und wird wie eine kalfeeartige 
HlaügkeiL 

Die Entzündung des Magens kann sehr verschieden sein ; sie 
ist eine Folge lokaler Rei^e, kann aber auch ans katarrhaliflchen, 
dwnmii tischen oder rein entzündlichen Ursachen entstehen. Die 
SäikLmhant ist gleichmässig ger5thet, geschwollen, weich und mit 
äcltetn Schleim belegt, im snhmacosen Zellgewebe, detritförmige ve- 
1&B Injektion. An einzelnen Stellen finden sich wohl in Folge von 
SobsCanz Verlust Geschwüre. Schlimmer und anders gestaltet sich 
fi«8ache, wenn ätzende Substanzen, Gifte, eingewirkt haben. Die 
mmittal baren chemischen Veränderungen sind: Verschorfung und 
Erraterung der Epithelien, der Schleimhaut und selbst der Mus- 
cduig mit Entfärbung, Schwärzung derselben. Die sekundären 
Torgänge sind: seröse Infiltration, Hyperämie, Entzündung mit Eiter- 
liÜdnng, kroupöse und diphtheritisclie Exsudate, Bei grosser Eite- 
nmj erfolgt Zerstörung der Theile durch Brand, Voreiterung, und 
iaftll dor Heilung feste fibröse Narben, welche entweder Struk- 
toen oder fortdauernde Eiterbildung zur Folge haben, mit Senkung 
' iti Eiters nnd Durchbrechung der Magenwände. 

Selten ist eine diphtheritiache Magenentzüng, und dann 
flor auf kleine Stellen beschränkt. Dieselben sind lebhaft injizirt 
irod mit diphthe ritischem Schorf bedeckt, nach dessen Abstossni^ 
aphthöse Geschwüre entstehen. 

Am häufigsten ist der chronische Magenkatarrh, wo mau 
'WBchiedene Grade unterscheiden kann. Im erstpu Grade ist der 
ICagen wenig verändert, aber die Wände sind schlaff, die Schleim- 
ilftut verdickt, oft mamellonirt, braun oder schieferfarbig, mit venö- 
>«r Injektion oder Ecchymosen; zuweilen bemerkt man schon ein- 
Mine Geschwüre, die Muskulatur ist wenigt verdickt. Im zweiten 
Brade ist der Magen verkleinert, die Wandungen fest, die Schleim- 
linit zeigt harte, glatte Knoten, an welcher die Drüsen völlig ge- 
schwunden sind, die Muscularis ist verdickt und nach dem Pjloras 
n beträgt sie oft 3 — 5 Linien. Auf der Schnittfläche zeigt sich 
tin fächeriges Ansehen. Das Lumen des Pylorus wird aihnälig ver- 
sagt bis zur vollständigen Stenose. Der Inhalt des Mügens ist meist 
I»t8nn, schwarz, kaffeesataartig. 
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Wichtig ist die Eenntniss der Gle^ohwüre des Magens. 

Das einfache entzündliche Geschwür ist ein nmdlidier, 
beinahe oblonger, gezackter Substanzverlost der Schleimhant des 
Magens. Es ist selten, seicht, klein nnd durchdringt nicht oft das 
submucöse Zellgewebe, kann sich auch ausbreiten, in die Tiefe 
dringen und Zerstörungen bewirken. 

Das perforirende einfache chronische Magenge- 
schwür, meist im pyloren Theile des Magens an der hinteren Wand, 
nahe der kleinen Curvatur. Es hat 2 Linien bis 3 Zoll im Durch- 
messer, ist meist kreisrund od^r oval, selten unregelmässig ausge- 
buchtei Meist ist nur ein Geschwür vorhanden. Von der Schleim- 
haut geht die Zerstörung auf das Zellgewebe und dann auf die 
Muscularis über. Die Geschwüre an der vorderen freien Magenwand 
sind klein, zeigen keine Wulstung und Injektion ihrer Bänder, als 
wäre das Loch mit einem Eisen durchgeschlagen. Die Geschwüre 
an der hinteren Magen wand sind grösser, haben stark gewulstete 
Bänder, eine harte, filzige und trichterförmige Basis. Die Magen- 
wände sind an der Stelle des Geschwürs mit den benachbarten Gewe- 
ben verwachsen. Nach Vir chow bietet der Magen bei Phosphor- 
vergiftungen wesentlich folgende Erscheinungen dar: Bei vollstän- 
diger Blässe, ohne Böthe, ohne Hyperämie, ist die Schleimhaut massig 
verdickt, aber trübe, undurchsichtig, weisslich, trübe Schwellung. 
Macht man Einschnitte, so sieht man, dass die Drüsen vergrössert 
und ihr Epithel mit einer feinkörnigen Masse gefallt ist, in denra 
später Fettkömchen hervortreten. Durch Essigsäure treten die Drfi- 
sen recht deutlich hervor. 

Hyperämie des Fundus kommt häufig als Leichenerscheinung vor 
und ist dadurch kenntlich, dass sie sich auf die abhängigsten Theüe 
beschränkt und die Blutfarbe sich von den Venen aus in die um- 
gebenden Theile diffus vertheilt 

Erweichung des Magens (wir bitten uns nicht misszuverstehen, 
denn wir sprechen nicht von Gastromalacie als Krankheit) kann eben- 
falls als Erscheinung bei Leichen vorkommen, wenn der Magensaft 
vor dem Tode in grosser Menge abgesondert wurde, am häufigsten 
bei Säuglingen in warmer Jahreszeit Man findet, besonders am 
Fundus, bald die Schleimhaut allein, bald auch die Muscularis und 
Serosa erweicht, so dass ein Fingerdruck hinreicht, die Häute m 
zerstören. Die Farbe ist dabei unverändert, nur in sehr hohen Grar 
den ist sie hellgrau oder schmutziggelb, bald ist das Blut schwars 
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fÜrbt oder die ganze erweichte Stelle sieht schwarz aus. Die Kob- 
itenz ist verschieden, Ton der gallertartigen bis zur flOssigen. 

Der Mageninhalt kann sehr verschieden sein, je nach der 
sgenkrankheit und den zuletzt genossenen Speisen, die meist zer- 
tzt sind, Pflanzenreste, Fettkugeln, Stärkemehlkugeln, gemischter 
)hleim, Exsudate, Blut, oft selbst Pilze und Algen. Exsudate sind 
er selten darstellbar, weil sie sich mit Schleim und Mageninhalt 
ischen. Bei Cholera findet man jedoch reichliches wässeriges Ex- 
idat mit Schleimflocken. 

Blut findet sich entweder als geronnene Elumf^en, oder es 
rbt den Mageninhalt gleichmässig roth, die Blutkörperchen 
hwinden und es entstehen schwarze Pigmentkörperchen, durch 
3lche der Inhalt braun oder schwarz gefärbt wird, so dass sie 
Lokoladenfarbigen oder kaffeeartigen Satz bilden. 

VII. Der Dannkanal. 

Derselbe bietet ähnliche Erscheinungen wie der Magen. Die 
»trächüichsten Erweiterungen finden sich am häufigsten über ver- 
^n Stellen, und wenn dies allmälig geschieht, so sieht man 
le Hypertrophie der Muscularis; entsteht sie jedoch plötzlich, wie 
B. bei einer Einklemmung, so werden alle Häute durch den Darm- 
halt und die Gase gleichmässig ausgedehnt und verdünnt Erwei- 
rongen kommen aus inneren Ursachen, besonders UeberftQlung mit 
)thmassen, Peritonitis, Dysenterie, Typhus, aber auch durch Stoss 
id Schlag entstehen. Diverticel nennt man einseitige &lsche Er- 
uterungen, bestehend in einer Umstfilpung der Schleimhaut durch 
e Muscularis nach aussen mit Auftreibung des Bauchfells; sie kom- 
en am meisten im Dickdarm vor, von der Grösse einer Erbse bis 
i der eines Hühnereies und sind mit Eoth und Exkrementen gefüllt. 

Verengerungen (Stenosen) können durch krankhafte Zu- 
ände des Darmes selbst, sowie aus äusseren Ursachen entstehen, 
B. Hernien, Invagination. Die Lehre von den Brüchen (Hernien) 
»Ute hier zwar als bekannt vorausgesetzt werden, allein es ist doch 
ichtig, dass der Gerichtsarzt sie stets vor Augen hat Man unter- 
iheidet: 

a) Hemia inguinalis congenita. Der Darm dringt in die Höhle 
es nicht verwachsenen Processus vaginalis peritonais, hat keinen be- 
onderen Bruchsack und kommt mit den Hoden selbst in Berührung. 

b) H. ing. obliqua (erworbener schiefer Leistenbruch). Der 
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Darm dringi darch die Baüch(yffiiimg des Ganalis ingainalis oadi 
aussen (äusserer Leistenbruoh), das Bauchfell vor sich hersehieheni, 
in diesen ein nnd senkt sich in das Scrotnm. 

c) H. ing. directa. Der Darm dringt in die Fovea ingnin. iti 
(innerer Leistenbruch), dr&ngt das Bauchfell und die Fascia transr. 
vor sich her und gelangt in der LeistenmQndung des Oan. ingm 
unter der Haut an. 

d) H. cruralis (Schenkelbruch). Der Darm drängt das Bauch- 
fell und das den Annulus cruralis bedeckende Stück der Essdi 
transversa vor sich her, dringt durch eine der erweiterten Lficküi 
der Fascia cibrosa in den Schenkelkanal ein, gelangt nach aussen 
unter die Haut oder hebt nur die Fascia cibrosa in die Höhe. 

Ausserdem sind noch manche Anomalien: H. umbil., der Dann 
dringt durch den Nabelring oder die Bauchwand neben demselbes, 
H. abdom., er dringt durch eine Lücke der Linea alba ; H. ischiai, 
der Darm dringt durch die Incisura ischiad. ; H. foram. ovalis, E 
perinealis und der seltenste Fall die H. diaphragmatica, der Dbd 
dringt durch eine Lücke des Zwerchfells, kommt in einen durch hi 
vorgedrängte Peritoneum diaphragmatis gebildeten Bruchsack vor vA 
liegt frei in der Brusthöhle. 

Der Darm kann sich mannigfach einklemmen und verschie- 
ben (Incarceratio, Livaginatio). Einklemmung ist vorhanden bei 
einer Lagenveränderung des Darmes in der Bauchhöhle, wodurch das 
Lumen desselben verengt, geschlossen und der Fortgang der Eon- 
tenta gehindert wird; Livaginatio, Intussusceptio ist die Einschliessang 
oder Einstülpung eines Darmstücks und des dazu gehörigen Gekii^ 
ses in die Höhle des auf dasselbe nach unten oder seltener nach 
oben folgenden Darmstücks. Ist der im Bruchsack liegende Dam 
eingeklemmt, so nennt man ihn Hemia incarcerata. Die Bni^ 
pforte ist dann zu eng für den Durchgang der Eothmasse, oder seW 
für die Girculation in den Darmstücken; femer, wenn die BnA- 
pforte relativ zu eng wird ftlr den Austritt abnorm grosser Mb8M& 
des in dem Darm angehäuften Eothes, und endlich, wenn die im 
Bruchsacke liegenden Darmschlingen sich selbst durch Erennog, 
Drehung einschnüren. Der Blutlauf wird an der eingeklemmten 
Stelle gestört, Darm und Bauchfell entzünden sich und es entsteht 
Brand. Li einzeilnen Fällen erfolgt Heilung, wenn die brandige 
Darmschlinge nach aussen durchbricht und sich eine Eothfistel 
bildet. 



DaniTeneluebiiiig. Typkiif. 299 

Bei der DarmTerschiebnng unterscheidet man Inyaginatio 
und Yolyulus; es berühren sich die Schleimhäute der änssersten und 
mittleren Schicht, zwischen welchen auch das Gekröse zu liegen 
kommt Dieses ist sehr gezerrt und zieht den YoItuIus etwas nach 
seiner Seite und schief. Die Invagination kann am Darm und Dick- 
darm vorkommen, besteht aber meist in einer Einschiebung des 
Dünndarms in den Dickdarm, oft so, dass man die Mündung des 
Yolyulus durch den Anus fühlen kann. Auch hier ist die Hemmung 
des Bluüaufs in dem gezerrten Netze Ursache yon Hyperämie und 
Entzündung; die Eothmasse kann nicht passiren, sondern wird, wenn 
sie nach oben gelangt, ausgebrochen, und der Tod erfolgt durch 
Brand. 

Die verschiedenen Entzündungsformen und Krankheiten, 
welche den Darmkanal betreffen können, bewirken auch mannigfiEkche 
Yeränderungen und Zerstörungen, von denen nur folgende hier zu 
bemerken sein werden: 

a) Der Typhus. Er hat im Anfang die Erscheinungen des 
akuten Katarrhs der Schleimhaut, beginnt jedoch oft schon mit Hyper- 
ämie der Solitärdrüsen, der Peyer^schen Plaques in den Mesenterial- 
drüsen. Dies steigert sich, so dass man auf der Schleimhaut Ec- 
chymosen sieht durch vermehrte Zellenbildung, so dass die Drüsen 
unter der Schleimhaut hervorragen. Dieser Zustand geht wieder zu- 
rück oder es entsteht Schorf bildung. Gleichzeitig schwellen auch 
die Mesenterialdrüsen und sind blauroth injizirt, ihre Schnittfläche 
ist markig. In Folge der Schorfbildung entstehen tiefe Geschwüre 
in der Schleimhaut, runde, ovak, ausgezackte Löcher mit scharf ab- 
gesetzten Bändern, deren Basis meist durch die Muscularis gebildet 
wird. Die Lage der Geschwüre entspricht der Lage der Drüsen, 
denn die aus Solitärdrüsen entstandenen liegen zerstreut, die auf 
Pey er 'sehen Plaques liegen der Mesenterialbildung des Darms gegen- 
über. Die meisten Geschwüre sieht man natürlich am 
Ende des Ileum, weil sich dort die meisten ^ey er 'sehen Drüsen 
befinden. Abnorm sind Perforationen dieser Geschwüre durch das 
Bauchfell in Folge fortgesetzter Yerschorfung, welche in eine sehr 
akute Peritonitis verläuft, oder ein sehr chronischer Verlauf der 
Heilung, indem sie lange offen bleiben und schwer heilen. Zu Blu- 
tungen geben die Geschwüre wenig Anlass. Während diese Ge- 
schwüre meist im Dünndarm vorkommen, finden sich zugleich in- 
tensive, kroupöse und diphtheritische Entartungen im Dickdarm. 
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Der Typhös exanthem. ist an der Leiche selten zu sehen, bis 
auf Petechien, die man wohl als kleine, blanrothe Flecken sieht 
Die übrigen benannten Befände des Typhns yarüren nngemein: An- 
schwellnng der Milz, yenöse Hyper&mie des Magens, der Lnnge, des 
Gehirns und Bückenmarks. Bei Säuglingen und Kindern bis znm 
fönften Lebensjahr ist der Typhus selten, und eben so ?neder nadi 
dem dreissigsten Lebensjahr. Männer sollen auch häufiger daron 
befiEÜlen werden als Frauen. 

b) Cholera asiatica. Erscheinungen am Darmkanal: dis 
Schleimhaut ist weiss, rosenroth gefärbt, nächstdem sieht man hodi- 
rothe Färbung, fast wie Ecchymosen, während zugleich seröses Ex- 
sudat vorhanden ist. Die Falten sind geschwollen, die Zellen smd 
strotzend, der Epithelialüberzug abgestossen. Das seröse Exsudat 
ist im Darm mit Schleimflocken gemischt, was man an den Beiss- 
wasserstühlen sieht, die selten mit Blut gemischt sind. Die SolItä^ 
und Pey er 'sehen Drüsen nehmen immer Theil, die Lentiknlarfollikefai 
sind geschwellt, und hier sieht man einen Zustand ÜEist wie beim 
Typhus. Die Mesenterialdrüsen sind geschwollen, weiss, weissgelb- 
lieh, grau. Die übrigen Veränderungen an solchen Leichen gehöroi 
nicht hierher. 

c) Der Brand des Darmkanals. Die Wände sind roth ge&H 
später blau und schwarz, und selbst das Blut in den Venen vt 
schwarz; häufig sieht man Schorfe, diphtheritische Exsudate. A^ 
ner können, wie der Magen, auch die Darmwände zu einer snlzlgiii 
gallertartigen, gräulichen oder schwarzen Masse erweichen. Aod 
Tuberkeln kommen in der Schleimhaut häufig vor, am meisten in 
den Lentikularfollikeln, selten in den Pey er 'sehen Drüsen. 

Was Verletzungen des Darmes betrifft, so heilen StiA-vnd 
Schnittwunden und Perforationen selten, indem Peritonitis sehr scbMill 
tödtet Heilung erfolgt nur durch Adhäsion, indem sich DarmfistA 
bilden. 

Der Pancreas ist physiologisch noch wenig au%eklärt tmt 
dürfte auch in foro kaum Beachtung finden, obgleich er im Begfh 
lativ a:ngefQhrt ist Nach Fick und Bokitansky soll er beiSä^ 
fem zu Scirrhus oder zu einem Fettklumpen entarten, in dem man 
nur noch einige Körner findet; zugleich ist dann auch Fetöetor 
vorhanden. 
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VIII. Die Leber. 

Gewöhnlich zeigt ihre Schnittfläche ein helles, dunkle Pleckm 
umgebendes Netzwerk; oft ist die dunkle Färbung vorwiegend nnd 
man sieht dann ein dunkles Netz mit helleren Flecken. Beim ge- 
ringen Blutgehalt ist die Leber blässer, ein bedeutender Blut^ehalt 
macht sie dnnkler, Ist die Blutanhäufung partiell, so tritt dieser 
Unterschied desto greller hervor. 

Die Grösse der Leber variirt ungemein, in der Länge von 
9'/*— 11 ZoU, in der Breite von 7 — 7'/, Zoll; Gewicht m^eahr 
5 Pfund. 

Die Hyperämie der Leber verläuft bald akut, bald chronisch. 
In einfachen Fällen entsteht Anschwellung, dunkle, blaurothe Fär- 
bnng auf den Schnittflächen. Das Blut dringt nicht allein aus den 
grossen Gefässen, sondern auch aus dem Parenchym in ungewöhn- 
lich grosser Menge hervor, Die Hyperämie in Folge von Lungen- 
ond Herzleiden zeigt sich vorzugsweise an dar Ausbreitung der Leber- 
_ ,T;enen im Centrum des Acini. Hierdurch erhält die Leber ein flok- 
Uges Ansehen (Muskatleber) , indem die rotlien Punkte zu einem 
netzwerk zusammonfliessen , welches selbst dunkelblauroth geerbt 
ird. Nun füllen sich die Leberzellen mit braunen, gelbrothen 
IgDientkömcheu, werden atrophisch, uud indem sie mit FettkOm- 
n durchsetzt werden, schwinden sie ganz, so dass die anfangs 
grösserte Leber nunmehr sich verkleinert. Komprimiren die w- 
Keitertoii Venen die feinen Gallgänge, bd kann Icterus entstehen. 

Haemorrhagie in der Substanz der Leber kann aus innerm 
nnd äusseren Ursachen entstehen. 

Die Entzündung der Leber, welche sehr selten über die ganze 
Leber verbreitet ist, sondern meist nur einzelne Stellen ergreift, 
kann sehr raannigfiich sein nach ihrer Ursache, ihrem Yerlauf und 
ihrem Ausgang; ausserdem giebt es so mannigfache Entartungen der 
Leber, dass man sie kaum alle beschreiben kann. Dn ersten Sta- 
dium der Entzündung ist die Lober dunkelroth, sehr leicht zerreiss- 
bar, und auf der Schnittfläche erscheint nicht dunkles Blut aus ein- 
. «einen Punkten, sondern es dringt gleichmässig aus der ganzen 
Scbnittfläche hervor. Plastischer Ausgang des Entzündungeprozesses, 
I -besonders auf der konkaven Fläche, ist sehr selten, dagegen ist die 
S'cignng zur Eiterbildung vorherrschend. Die bekanntesten Ent- 
' zflndungen sind: 
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1) Die akute Leberatropbie, eine Folge parenchymatöser, 
aknter Hepatitis. Die Zellen schwellen dnrch Anfhahme eiweiss- 
artigen Eisndats auf, werden trflb, nndnrchsichtig, nnd fallen in 
eine Molecnlarmasse auseinander. Die Schnittfl&che ist weich und 
blntann, nnd die anfangs geschwellte Leber verkleinert sich nm die 
Hälfte. Die Gallensekretion hört anf, die Leber wird ikterisch und 
4er Tod erfolgt sehr rasch. 

2) Die granulirte Leber entsteht, wenn die Entzündung ron 
dem Bindegewebe ausgeht, welches sich als grauröthliche Masse 
zwischen der Acinis hinzieht Die Schnittfl&che der Leber wird 
dann kömig entartet, indem die einzelnen Eömer in Hirse- oder in 
Erbsengrösse prominiren; die Farbe derselben ist blassgelb, die Le- 
ber blutarm. Selbst die Aeste der Gefässe veröden, besonders die 
Pfortader, und es entstehen blutige oder wässerige Ergüsse in den 
Unterleib, oder es tritt Gallenstauung, Icterus, Tod ein. 

3) Die Eiterleber. Sie entsteht sowohl durch tramnetische 
Einwirkungen auf die Leber, als durch Pyämie und durch hieraus 
entstandene Leiden. Es bildet sich bald nur ein Eiterheerd, der 
aber weit um sich greift. Die Zellen zerfallen, und von den Binde- 
weben aus beginnt die Eiterbildung von bräunlicher Farbe. Jeder 
einzelne Acinus wird zu einem Eiterheerd, welcher überall das Par- 
enchym zerstört, so dass offc 2 — 3 Pfund Eiter vorhanden sind. 
Werden grosse Gallengänge zerstört, so mischt sich Galle und fifar. 
Wird der Eiter nicht abgekapselt, wo er dann verkreidet nnd aü- 
mälig resorbirt wird, oder wird er nicht entleert, damit Yemarbimg 
erfolgen kann, so perforirt er nach allen Bichtungen und richtet in 
allen benachbarten Organen Zerstörungen an. 

4) Die fettige Entartung. Man kennt hiervon zwelArten, 
die Fettmetamorphose und die Fettinfiltration. Wirbaben 
schon gesehen, dass die Leber bei den meisten Erkrankungen zur 
Fetterzeugung neigt, und in neuerer Zeit hat man dies besonders 
als Kennzeichen der Phosphorvergiftung aufgestellt. Wir konsta- 
tiren, dass ßie bei dieser, so wie bei einer akuten Affektion der Le- 
ber vorkommen kann. 

Bei der Fettmetamorphose bilden sich eine grosse Menge 
kleiner Fettkömchen, welche, ohne zusammen zu fliessen, den Zellen- 
inhalt durchsetzen und allmälig ganz vertreten. Dieser Vorgang 
tritt selten selbstständig auf, sondern ist häufig eine Folge der oben 
schon beschriebenen Entzündungen. 
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Die Fettinfiltration kommt häufiger Tor, und wir sehen sie 
fast bei allen Krankheiten, in welchen anomale Fettbildnng Tor^ 
kommt. Das Fett wird in grossen Tropfen in den Leberzellen ab- 
gesetzt; die Tropfen fliessen allmälig zu grossen Kugeln zusammen, 
und endlich wird die Zelle mit einer homogen kugeligen Fettmasse 
gefüllt, 80 dass man kaum noch eine Spur von Zellenmembran ent- 
decken kann. Das Fett kann in diesem Falle wieder schwinden und 
die Leber wieder normal werden, in älteren Fällen jedoch zer&llen 
die fettig infiltrirten Zellen und die Leber schwindet Das Par- 
enchym färbt sich in allen solchen Fällen hellgelb, was jedoch dem 
unbewaffneten Auge nicht leicht sichtbar ist, so dass die Blnt£Eurbe 
überwiegt. Die dimkeln Centren der Kömer erscheinen wie yon einem 
hellgelben Saum umgeben, wodurch die Leber ein fleckiges Aussehen 
erhält (Fettmuskatleber). Ist die Fettmenge in den Leberzellen sehr 
bedeutend, so prominiren die AcinL Die Leber erscheint beträcht- 
lich angeschwollen, breiter, ihre Torderen Bänder yerdickt und ab- 
gerundet. Ober- und Schnittfläche sind gleichmässig hellgelb ge- 
färbt, und man kann von der Schnittfläche selbst einen fettigen 
Saft abstreifen. 

5) Die speckige oder amyloide Degeneration der Leber 
findet sich meist neben gleicher Entartung in anderen Organen, be- 
sonders der Milz und Nieren. Die Ablagerung der amyloiden Sub- 
stanz erfolgt meist in den Leberzellen, sie schwellen an, ihr Inhalt 
wird glänzend. Kern und Membran schwinden und die Zelle wird 
endlich zu einer glänzenden Scholle, welche in kleine Bruchstücke 
zerfallen kann. Die Zellen zeigen Jod- oder Jodschwefelsäure -Be- 
aktion; sie nehmen eine helle graugelbe Farbe an und zeigen (star- 
ken Glanz der Sdmittfläche. Die Entartung zeigt sich in allen 
Acinis zu gleicher Zeit und geht bald' yom Centrum, bald von der 
Peripherie aus; zuweilen ist sie mit Fettinfiltration kombinirt, so dass 
die Peripherie fettig, das Centrum amyloid entartet erscheint Die 
Entartung ist selten auf einzelne Theile beschränkt, sondern sie er- 
streckt sich über die ganze Leber, kann jedoch an einzelnen Stellen 
starker ausgeprägt sein. In den höchsten Graden ist die Leber yer- 
grössert, verdick^ die yorderen Bänder abgerundet, so dass sie oft 
kugelig erscheinen. Dabei wird die Substanz derb. Ober- und Schnitt- 
fläche glänzen stark und erscheinen grauröthlich oder graugelb; in 
höheren Graden ist die Schnittfläche glatt, ohne alle Spur yon aci- 
nösem Bau, fast wie Wachs (Wachsleber). Die Funktionen der Le- 
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\mi BlutbildiiDg nnd Qalleiisekretumy werden altera^ oft gani auf- 
gehoben und es entsteht letenus; manchmal tritt Ascites ein. 

6) Die pigmentirteEntartnngy dieFreriohe und Yirchow 
besonders festgestellt haben, zeigt sich bei mit Intermittens anftretea- 
den nnd darch Miasma herbeigeführten Fiebern. Die Leber erscheint 
dunkel, sdüef ergrau oder schwarzbraun und ist gleichmässig oder 
fleckig. Das Pigment findet sich Yomehmlich in den (befassen, be- 
sonders in der Pfortader, in welche es nach Frerichs yon dar 
Milz aus gelangt, und endlich auch in den Arterienästen. Yirchow 
und Förster sahen das Pigment auch in den Leberzellen. Das 
Pigment ist schwarz, kömig, bald reichlicher, bald sparsamer, und 
es können dadurch Blutungen im Darm und Bauch&tll und den- 
nächst Ascites erfolgen. Die Leber selbst wird atrophisch und « 
kann auch amyloide Entartung eintreten. Atrophie der Leber 
-findet sich vorzfiglich im Greisenalter, indem die Leber sich oft Ins 
zur Hälfte verkleinert; sie wird dabei derber, härter, trockner, die 
Zellen verkleinern sich, trüben sich und enthalten feine Fettkdm- 
eben, die Farbe des Parenchyms ist dunkelbraunroth (rothe Atrophie)^ 
bei gleichzeitiger Anämie blassbraun. Obgleich die grossen Geftoe 
sich nicht verändern, so erscheinen sie doch im Yerhältniss zur ver- 
kleinerten Leber vergrössert. 

J. Fick spricht noch von einer käsigen Entartung derL^ 
ber, indem ein dem Käse ähnlicher Stoff in einzelnen Kngehi iw 
der Grösse einer Wallnuss zerstreut vorgefunden wird. Maa W 
diese Erscheinung auch mit Tuberkelstoff identifizirt, oder auch •&& 
Balggeschwülste bezeichnet.- Die Kugeln sind streng isolirt, be- 
grenzt, und das umgebende Gewebe zeigt keine entzündlidi« Best- 
üon. Man findet aber in der That in der Leber auch wirkliche 
Tuberkeln in Form der bei den Lungen schon genannten V)^- 
tuberkeln. 

Wir haben auch schon nachgewiesen, dass bei den meiitai 
akuten Leberleiden die anfangs hyperämische, vergrösserte Lebe 
bald schwindet und sich verkleinert Dies kommt auch vor sadi 
Obliterationen der Pfortader, wo das Parenchym fiast nur in der 
Nähe derselben schwindet. Eine sehr häufige Form findet sich dnicb 
Druck der Schnürmieder, namentlich entsteht im rechten Lappen 
eine Yertiefung, die oft so bedeutend ist, dass es aussieht, als ob 
er in zwei Theile getheilt sei. 

Hypertrophie, Vergrösserung des Umfangs der Leber, wird 



OesehwIÜBte der Leber. Eoehinoooeeas. Die Mfls. 306 

meist durch fettige oder amyloide Entartung bedingt (bei Herzkran- 
ken, Skrophnlösen), und die Vergrössening ist oft sehr bedeutend, 
ohne dass das Parenchym in seiner groben oder feinen Textur ver- 
ändert ist. Nur die grössten Venen sind zuweilen erweitert. 

Cavernöse Geschwülste, Cysten, Carcinom sind in der 
Leber häufiger als in irgend einem anderen Organ. Die Cavemen 
bilden erbsen- bis hühnereigrosse blaurothe, schwammige Massen, 
die scharf umschrieben in dem übrigen unveränderten Parenchym 
lagern. Die Cysten enthalten entweder seröse oder gallige Flüssig- 
keit; oft sind sie nur verkreidete Eiterheerde. Der Krebs zeigt sich 
hier meist als Markschwamm in Gestalt unscheinbarer Knoten, von 
Erbsen- bis zur enormen Grösse eines Kinderkopfs, weiss von Farbe, 
speckig, himähnlich oder mit Blut durchsetzt (Blutschwamm), oder 
pigmentirt (melanotischer Krebs), bie Krebsknoten durchbrechen 
zuweilen die Oberfläche, zerfliessen, bewirken Blutungen und Ent- 
zündungen der angrenzenden Theile, die Lymphdrüsen sind überall 
entartet, und meist findet sich auch Krebs in anderen Theilen des 
Körpers. Bisse der Leber können aus inneren und äusseren Ur- 
sachen vorkommen. 

Häufig findet sich in der Leber das Ecchinococcus. Die Blasen 
sitzen entweder auf der Oberfiäche oder im Parenchym im Durch- 
messer von 1 Zoll bis 1 Linie, sind von einer fibrösen Kapsel um- 
geben und enthalten wiederum eine Menge kleiner Blasen, und es 
finden sich wohl auch in |den angrenzenden Theilen Blasen. Die- 
selben können absterben oder durch Entzündung der Kapsel zu 
Grunde gehen ; sie können auch entleert werden, sowohl nach unten 
als nach oben, ja sie sollen selbst bis in die Bronchien gelangen. 

IX. Bie Milz. 

Bei Neugeborenen ist die Milz im Verhältniss zum Körper grösser 
als bei Erwachsenen, und die Malpighischen Körperchen sind meist 
deutlich sichtbar. Bei Erwachsenen ist sie meist 5 Zoll hoch, 3 bis 
4 Zoll breit und 1—2 Zoll dick. Die Schnittfiäche ist dunkelroth, 
glatt und grobkörnig, weich und bedeckt sich rasch mit Blut. Im 
höheren Alter wird sie kleiner, dunkelblau oder grau, die Schnitt- 
fläche glatt, blutarm; die Konsistenz kann selbst lederartig werden. 
Die Gestalt ist auch verschieden, oft länglich, oft rundlich. Die 
Bänder sind bald scharf, bald rund, zuweilen eingekerbt, gelappt, 
selbst so, als ob eine üntermilz vorhanden wäre. 
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Hyperämie der Milz kann man annehmen, wenn sie mdft 
allein strotzend mit Blut angef&llt, sondern auch ungewöhnlich fv- 
gri^ssert ist. Es treten dann auch leicht Blntnngen ein, nnd die 
Milz nimmt eine dnnkelgrane bis schwarze F&rbnng an. Im hdA- 
sten Grade der Hyperämie kann die Milz bersten, ebenso hinfig ist 
die Milz hypertrophisch, and man findet dann in der Leiche dia 
Kapsel gerunzelt 

Die Milzanschwellung findet sich sowohl bei akuten als b« 
chronischen Krankheiten, besonders bei Exanthemen, bei Fyämie und 
akuten Tuberkeln. Die Yergrösserung erfolgt sehr rasch, oft 1»8 
zur vierüachen Grösse, nach Fick bis zu 33 Pfund. Die Uäi isl 
dunkelroth, weich, die Schnittfläche dunkelroth oder violett, breiig, 
grob granulirt, die Pulpa fliesst als blutrother Brei ab, und ebenso 
ist das Parenchym leicht wie ein Brei zu zerdrücken, in manchen 
Fällen fast zerfliessend, namentlich in septischen Krankheiten. Ebenso 
rasch tritt ein solcher Zustand nach Intermittens ein, wie er sich 
auch schnell wieder verliert Ist dabei die Intermittens hartnäckig, 
macht er rasch Becidivi, so wird die Vergrösserung bleibend, und 
es können folgende Texturverändernngen eintreten: 

1) Schwarze Pigmentirung der Milz durch Bildung schwarzer 
Pigmentkömehen. 

2) Hypertrophie durch gleichmässige Vermehrung der Elemente 
mit oder ohne Melanose. In anderen Fällen wird sie so fest, wie 
die Leber (Verhärtung der Milz), ein seltener Ausgang chronischer 
Entzündung. 

3) Speckige Entartung, mit oder ohne Hypertrophie und Me- 
lanose. Die Tumor wird oft enorm gross, die Milz kann dann 10 
bis 16 Zoll lang, 4—7 Zoll breit, 3—4 Zoll dick werden und 19 bis 
20 Pfund wiegen« Sie verwächst dann oft mit dem Zwerchfell und 
reicht unten bis zum Darmbein oder lagert quer über demselben. 

Wie die Leber, so kann auch die Milz speckige oder amyloide 
Entartung erleiden, und diese ist gleichmässig über die ganze Müz 
verbreitet. Die vergrösserte Müz erscheint derb, trocken, dunkel- 
braunroth, braun und wachsgelb. Die Schnittfläche zeigt entweder 
einen trockenen Glanz (speck- und wachsartig), oder es treten grosse 
graue Kömer auf der Schnittfläche hervor. 

Primäre Entzündungen der Milz kommen äusserst selten 
vor, die jedoch auch in Vereiterung übergehen können. Rupturen 
der Milz können bei hohen Graden von Intermittens (Typhus) erfol- 
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gen, häufiger bei Kontusionen der Milzgegend durch Schlag, Stoss, 
Fall von grosser Höhe, XJeberfEihren und selbst, ohne dass änsser- 
lich etwas zu sehen ist. Die Einrisse zeigen sich dann in Kapsel und 
Farenchym, und in der Bauchhöhle befindet sich eine grosse Menge 
frisch ergossenen Blutes. Der Tod erfolgt dann meist auf der Stelle. 
Cysten und Scirrhus kommen selten, Tuberkeln häufig in der Milz 
vor, letztere als zahlreiche graue oder gelbe Knötchen, wobei die 
Milz turgescirt und weich ist. Verwundungen der Milz tödten durch 
eine langsame, nicht zu stillende Blutung. Die Vasa brevia ent- 
leeren zuweilen Blut in den Magen, welcher dasselbe nach oben 
oder unten entleert (Melaena). 

X. Die Nieren. 

Es kommt vor, dass eine Niere ganz fehlt und die vorhandene 
yergrössert ist, auch können Beide zu einer einzigen verschmolzen 
sein; ebenso können Form, Gestalt und Grösse sehr yarüren. Jedoch 
ist hier Hypertrophie eben so selten als Atrophie. 

Hyperämie ist kenntlich an der dunkelblau- und blaurothen 
Färbung der Schnittfläche, insbesondere der Pyramiden, die Niere 
turgescirt und ist sehr derb. Man findet das häufig bei Herzleiden, 
welche das Üntervenen-Blut hemmen, auch nach starken Diureticis. 
Der Urin kann dabei unverändert, eiweisshaltig oder durch Blut ge- 
förbt sein. 

Man findet als Folge von Kongestionszuständen Ecchymosen, und 
wenn Pigmentbildung eingetreten ist, rostfarbige und schwarze 
Flecke. Grössere Extravasate sind selten. 

Eine anämische Niere sieht blassgelb aus, fäst wie bei Fett- 
entartung. Die Entzündung der Niere kann akut und chronisch ver- 
lanfen. Die akute diffuse Nephritis zeigt die Oberfläche der Niere 
injizirt, ihre Konsistenz vermehrt, auf der Schnittfläche turgescirt, 
sie ist pulverkömig jeder zottig, dunkel gefärbt, mit zahlreich in- 
jizirten Flecken und kleinen Ecchymosen, und es quillt ein rahmig 
gerötheter Saft hervor. Eiweiss und Fibrin zeigt sich entweder in 
der Bindensubstanz allein oder auch in den Pyramiden. In den 
Venen und Arterien bilden sich manchmal Gerinnsel. Der Urin ist 
trübe, sparsam, blutig gefärbt, eiweisshaltig, enthält Blutkörperchen, 
Nierenepythelien, Exsudate. 

Die chronische Nephritis (Morbus Brightii), parenchymatöse 
Nephritis (Vir chow), folgt entweder aus der akuten Form oder ver- 

20* 



308 KinUafte EBlvtag« isr 5i 

läuft Ton Anfimg an chronlMh. Bei geringer Hjperimie ist du 
EjDRidat flflniges ßweias, und geht so im Urin ab, imd in den Hsn- 
kanüehen sieht man fibrintees Gerinnsel Die Epithel ialsellen 
der Harnkanälchen gehen durch Fettmetamorphose in 
Grande nnd die Niere wird atrophisch. Die Kanäkhen 
sehwinden, nnd wo noch Nlerengewebe ist, zeigen sich kleine Inselo, 
herrorspringende K^^rperchen, daher sie wohl auch granuldse NiereA- 
entartnng genannt winL 

Je mehr die Fettentartong Torschreitet, desto entschiedener gdb 
wird die Färbnng, die Bindensnbstanz yermindert sich, die P^n- 
miden entarten nnd die Niere verkleinert sich bis aof die Hälfte 
ihres Umfangs. Oft sieht man selbst speckige Entartung der Ar- 
terienwände und einzelne Kanälchen. Der Urin ist spezifisch leich- 
ter, eiweissartig, hellgelb und klar, und man findet Xierenepythelieii, 
Molekularmasse, Fettkfigelchen, Eömerzellen und Fibrincylinder. 

Es giebt auch eine interstitielle Nephritis, welche durch Kon- 
tusionen und Verletzungen entsteht Die Niere schwillt an, ist leb- 
haft gerOtbet, zuweilen tiefroth injizirt, wo zwischen runde gelbe 
Heerde liegen, die allmälig zu grösseren zusanmienfiiessen , so dass 
sie oft die ganze Niere durch Vereiterung zerstören. Der Eiter kann 
sieb in das Nierenbecken, in die Bauchhöhle, und durch die Bauch- 
wände nach aussen entleeren. In seltenen Fällen folgt Yemarbung. 
Der Urin bei dieser Nephritis ist entweder unverändert oder spar- 
sam und enthält weder Eiweiss noch Faserstoff. 

Fettdegenerationen können selbstständig Yorkonmien, z. B. bei 
Tuberkulosis neben FetÜeber, indem die Harnkanälchen fettig entarten, 
in Folge dessen partielle Atrophie entstehen kann. 

Schwammige, amyloide Atrophie findet sich meist nur in Folge 
der schon beschriebenen parenchymatösen Nephritis. Die !Niere er- 
scheint dann sehr hart, ihre Schnittfläche hellgelbbraun oder auch 
weissgelb, hart, glatt, wacbsartig, glänzend. Der Urin ist dabei 
bald eiweissartig, bald nicht, und enthält zuweilen aus speckiger 
Masse bestehende Cylinder. 

In den Nieren finden sich Konkretionen mancherlei Art, Kalk- 
infarkte, wohl kenntlich an einer weisslicbgelblichen Streifung der 
Pyramiden (Haminfarkte), besonders häufig bei Säuglingen, kennt- 
lich an der gelblichen oder hochrothen Streifung der Pyramiden, 
die jedoch nach einigen Wochen yerschwinden. 

Nierensteine. Die Harnkanälchen vergrössem sich, später 
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die Papillen. Seröse Cysten, Krebs und Tuberkeln werden ebenfalls 
in den Nieren gefunden. Ausserdem findet man in den Nieren den 
Eingeweidewurm Strongjlus gigas. 

XL Die Harnblase. 

Die Erweiterung derselben entwickelt sich rasch oder langsam. 
Die Wände sind dann bald verdünnt, bald yerdickt, indem die Mus- 
kelbündel zu dicken Balken anschwellen, welche dann fast aussehen 
wie die Trabekeln im Herzen. Auch partielle Erweiterungen (Di- 
vertikel) kommen vor, sowie Venengerinnsel der Blase, indem die 
Wände durch chronische Entzündung sich verdicken. Hyperämie 
der Blase, die selbst zur Hämorrhagie ausschreitet, kommt beson- 
ders in Folge von Hämorrhoiden vor. Blasenentzündung findet 
oft statt, und die Schleimhaut ist angeschwollen, schieferfarben, in- 
jizirt, bedeckt mit gallertartigem Schleim oder Eiter, welche wohl 
mit dem Urin abgehen. Durch die Eiterung kann Perforation und 
Brand entstehen. Bei alten pararylitischen Leuten ist die Blase 
schlaff und weit, injizirt, blauroth, die Schleimhaut erweicht bis in 
die Muscularis hinein und zerfällt. Unter Delirien und Coma er- 
folgt der Tod sanffc. 

Verletzungen durch scharfe Instrumente sind durch die in 
Folge des ausgetretenen Harns entstandene Entzündung geföhrlich. 

Zerreissungen können nach heftigen Kontusionen erfolgen. 
Seltener sind spontane Zerreissungen nach UeberfÜllung. Perfora- 
tion kann erfolgen durch primäre Entzündung und Vereiterung der 
Blasenwände, oder sekundär vom Bectum und von der Vagina aus. 
Es ist daher eine sorgfältige Untersuchung des umgebenden Zell- 
gewebes nothwendig. 

Krebs der Blase findet sich meist ein, wenn derselbe vorher 
im Uterus oder im Bectum vorhanden war. Die Krebsmasse ist 
meist in dem Gewebe der Schleimhaut abgelagert, und sie wächst 
stielförmig aus derselben hervor. Blutungen, Stockungen des Urins, 
Entzündungen, Brand sind ofk die nächsten Folgen. Konkretionen 
in der Blase (Gries und Stein) sind sehr häufig und in mannig- 
facher Form; allein es dürfte wohl kein forensisches Interesse 
haben, die verschiedenen Formationen und Analysen dieser Gebilde 
hier zu beschreiben. 
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xn. Die Harnröhre. 

Sie kann sehr viele Bildnngsfehler zeigen, die bei der Frage 
über die Beischläfisfähigkeit and Fruchtbarkeit zur Erörterung kom- 
men können: Epispadiaeus, wo die Mündung der Harnröhre oben, 
Hypospadiaeus, wo sie unten ist; Strikturen und Geschwüre. Eondylo- 
matöse Exkreszenzen derselben lassen sich durch Augenschein und 
Untersuchung mit dem Katheter leicht darstellen. Krebs kommt 
nur sekundär vor, wenn in den übrigen Geschlechtstheilen eine solche 
Entartung vorhanden ist. 

Xni. Die Oeschlechtstheile. 

Zwitterbildung (Hermaphroditismus) ist eine Verbildung der 
in den ersten Zeiten des fötalen Lebens morphologisch bei beiden 
Geschlechtem identischer Genitalien in unbestimmter oder doppelter 
Bichtung, mit oder ohne gleichzeitige unbestimmte Bildung des gan- 
zen Körpers, also Missbildung der Geschlechtstheile in der Art, dass 
der männliche oder weibliche Charakter vorherrscht. Man unter- 
scheidet denmach männliche und weibliche Zwitter. Die er- 
steren sind häufiger als die letzteren. Bei den Ersteren sind die 
Hoden wohl entwickelt, liegen im Scrotum oder in der Bauchhöhle, 
die äusseren Genitalien sind ebenso wie im zweiten Monat des Fötal- 
lebens, das Scrotum stellt zwei schaamlippenartige Hantwülste dar, 
der Penis ist klein, klitorisartig, undurchbohrt, eine Furche an sei- 
ner Unterhaut führt zum Sinus urogenitalis, eine Art Scheidenvorhof 
in welche Uretra und Ductus ejaculatorii münden. Der Körper ist 
männlich gebildet (Bart an den Backen und am Kinn) oder hat 
keine bestimmte Bichtung. 

Beim weiblichen Zwitter sieht man eine grosse, von der 
Uretera durchbohrte Klitoris, enge Vagina, kleinen, die fötale Form 
darbietenden Uterus, verkümmerte Ovarien, unentwickelte Mammae, 
starker Knochenbau, Bartwuchs, männlicher Habitus. 

Die Hoden. Die Entzündung derselben oder in den meisten 
Fällen die der Nebenhoden verläuft akut oder chronisch und kann in 
Vereiterung und Verhärtung ausgehen. Krebs kommt häufig vor, 
der sich selbst auf Nebenhoden und Samenstrang ausbreitet, und ist 
meist mit anderen krebshaften Degenerationen kombinirt, kann ans 
traumatischen Ursachen entstehen, und die Diagnose ist nicht leicht 

Hydrocele entsteht ausser durch Entzündung, auch durch 
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Variositat der Venen, indem sich Serum in die Scheidehaut des Ho- 
dens ergiessi Das Serum ist gewöhnlich klar, oft gelh, saturirt, 
reich an Eiweiss und Cholestearinkrystalle und enthält zuweilen 
Saamenfödchen. Oft hilden sich Hydatiden, die aus den Wölfischen 
Körperchen hervorgehen, und gestalten sich selbst zu grossen, Saa- 
menfäden enthaltenden Cysten. 

Hämatocele entsteht, wenn sich Blut in die Scheidehaut oder 
in den Wasserbruch ergiesst. Die Scheidehaut wird verdickt, ge- 
fallt mit dunklem Faserstoff, oder die Wandungen sind mit braunem, 
zottigem Fibringerinnsel bedeckt. Ausgang in Eiter ist selten; zu- 
weilen bildet sich eine käsige Masse. 

Die Prostata entzündet sich oft beim Tripper oder durch un- 
geschickte Applikation des Katheters, und alle Ausgänge der Ent- 
zündungen können auch hier vorkommen. Dasselbe gilt von den 
Entzündungen des Penis, die besonders an der Eichel vorkommen. 
Man beobachtet dann wohl Phimosis, wenn die Vorhaut nicht hin- 
ter die Eichel zurückgebracht werden kann,, und Paraphimosis, 
wenn die Vorhaut sich gewaltsam hinter der Eichel so zusammen- 
zieht, dass eine Einklemmung derselben erfolgt, wodurch sehr leicht 
Oedem und Brand entstehen. kann. 

Es ist schon S. 262 von Samenthierchen die Bede gewesen. 
Die neuesten Feststellungen darüber von Boussin können wir hier 
jedoch nicht übergehen: 

Die Entdeckung Ton Samenflecken. auf W&sche, Kleidungsstücken u. s. £• 
hat in Foro nicht selten eine hohe Bedeutung, weil die Gegenwart derselben 
den Beweis für yiele sittliche Attentate darstellt 

Es erscheint vor Allem nothwendig, das Aussehen der Samenflecken so 
wie den Ort, wo selbe meist angetroffen werden, zu besprechen. Die Ghrösse 
dieser Flecken und deren Zahl anlangend, sind diese Momente höchst yer- 
änderlicher Natur, selten aber wird ein yereinzelter angetroffen, und findet 
man deren zumeist mehrere auf den betreffenden Unterkleidern. Die Begren- 
zung erinnert zumeist an Landkarten, und die Unregelmässigkeit jener Gren- 
zen ist das einfache Ergebniss einer Zerknitterung des besudelten Gewebes, 
80 lang dasselbe noch Tom Samenerguss feucht ist; besonders auf älteren 
Geweben von Hanf und Leinen, die leicht durchfeuchtbar sind, findet man 
jene Unregelmässigkeit der Ghrenzen am ausgesprochensten. Dort, wo man 
runde Flecken antrifit, gilt dies zumeist als Beweis, dass während der Ein- 
trocknung keine Reibung jener Stoffe stattgefunden, auf denen der Same er- 
gossen ward. 

Ein höchst wichtiges Zeichen liegt in der an den Bändern gesättigteren 
Färbung, wenn die Flecken sich auf weissen Hanf- oder Baumwollengeweben 
finden; am besten untersucht man dieselben bei reflektirendem Lichte; wenn 
man zwischen das Auge und das Tageslicht einen weissen, mit Samen be- 
fleckten Stoff aus Baumwolle oder Hanf bringt, beobachtet man eine eigen- 
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thOm liehe DurchBithtigkeit der besiidelteii Stelle, welebe dadarah eatateht, 
dA88 die Quadrate, welche aus der Kreusung der F&deii gebildet werden, 
reigrOssert erscheinen; mittelst einer Loupe wird jene &ac]ieinimg nock 
deiUlicher. Man prüft am besten, indem man rersuoht, missig grosse Buh^ 
Stäben eines Buches durch die befleckten, dann aber durch die niefat befledc- 
ten Stellen des untersuchten Stofl^s zu lesen. Flecken, welche Nasen-, 
Trippenschleim u. s. f. ihr Entstehen yerdanken, zeigen jene Eigenthflralieh« 
keit nicht. 

Sowohl die Farbe als auch das allffemeine Aussehen ron Samenflecken 
wechselt, je nachdem der Erguss auf ein Wollgewebe oder aber auf einem 
geerbten Stoffe Statt hatte. Gewebe aus Baumwolle, Hanf oder Seide wer- 
den, besonders wenn sie schon etwas abgenutzt sind, leicht Ton dem lau- 
warmen Samen durchtr&nkt, anders verh&It es sich mit Gteweben aus Woll- 
stoff, welche theils durch ihre Struktur, theils durch die Gegenwart fetter 
Substanzen nicht von jener Flüssigkeit durchtr&nkt werden, welche dann auf 
deren Oberfläche trocknot, worauf der Fleck wie gefimisst mit einer weiss- 
lichen, schuppigen, zerreiblicben Substanz bedeckt erscheint, und an den 
Ton Schnecken zurückgelassenen Schleim erinnert 

Dort wo der Samenfleck auf einem dicken oder genügend undarehlis- 
sigen Stoff haftet, wird man eben so wenig auf jene an gestärkte Wäsdie 
ennnemde Steifigkeit des Gewebes treffen, als dort wo der Stoff Beibungen 
und ZerknitteruDgen erfuhr; wobei nicht vergessen werden darf, dass auch 
die verschiedenen eiweißhaltigen Sekrete des Körpers jenen Zustand der 
Wäsche erzeugen können. 

Den Ort betreffend, wo man Samenflecke findet, wechselt dieser sdir 
und hängt dies theils von der Kraft, mit welcher das Spema ejakulirt ward, 
theils von der Lage, der Unruhe u. s. f. des Opfers ab. 

Nur auf den Unterkleidern findet man mehr oder weniger bestimmte 
0«*tlichkeiten ftir die Samenflecke; dieselben finden sich meist in der 6e- 

fend der Geschlechtstheile : Vorn am Hemde und an den Untersiehhosen 
eim Mann, vorne und rückwärts am Hemde bei Frauenzimmern ; wobei aber 
bemerkt werden muss, dass man bei Letzteren auch häufig Samenfleoken an 
weitverbreiteten Stellen findet 

Weder der Geruch, noch aber chemische Reagenzien beweisen die €b- 
ffenwart — zumal - - eingetrockneten Samens, und nur das Mikroskop kann 
hier Aufschlüsse geben, inwiefeme dasselbe Samenthierchen nachweist 

Auf Stoffen, welche Beibungen und Zerknitterungen unterliegen, hält es 
äusserst schwer, nach einiger Zeit intakte Samenthierchen zu demonstriren; 
man muss oft stundenlang suchen, um endlich ein vollständiges Ehremplar zu 
finden. Die betreffenden Ursachen sind folgende: 

1. Sobald der Same auf einer Unterlage getrocknet ist, bildet er einen 
schuppigen Firniss, in welchem Samenthierchen vertrocknen. Ist diese Un- 
terlage eine feste, z. B. Glas, so werden jene Zellen ihre Form beibehalten, 
und der Zusatz einiger Tropfen Wasser genügen, eine grosse Zahl ron Exem- 
plaren in Evidenz zu bringen. Wird aber der Same auf ein poröses, schmieg- 
sames nnd ausdehnbares Gewebe vergossen, wie z. B. Hanf oder Baum- 
wolle, so wird jede Zerrung des gedachten Stoffes genügen, jenen Firmss, 
und mit ihm die in selben eingebetteten Samenthierchen zu cerbrechen. 
Berücksichtigt man nun, dass in der bei weitem grössten Mehrzahl der Fälle, 
wo es sich um gerichtliche Untersuchungen handelt, das besudelte Kleidungs- 
stück — abgesehen von der Reibung, welche dasselbe am Körper des Op&s 
oder des Inkulpaten zu erleiden hatte — verpackt und zu diesem Zwecke 
vielfach zusammengelegt wird, so ist es begreiffich, dass zumal dort» wo das- 
selbe vor der mikroskopischen Untersuchung noch in mehrere Hände gelangt^ 
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rerfa&ltniMmäsaig selten Tollst&ndig erhaltene Exemplare aufweisen wird. 
Im Seine- Departement besteht darum auch die Vorschrift, die besudelten 
Kleidungfsstücke ohne Tiel Zerrung zwischen zwei Pappendeckel einzupacken, 
und in dieser Weise dem Gerichte zu übermitteln; die Ergebnisse dieser 
Yorsicht entsprechen auch den diesfalls gehegten Erwartungen. 

2. Eine andere Schwierigkeit der Entdeckung der Samenthierchen be- 
steht in der ausnehmenden Durchsichtigkeit derselben, beziehungsweise deren 
schwacher Kontourirung. Diesem üebelstande wird durch Znsatz einer Jod- 
Lösung von 1 Theil Jod, 4 Theilen Jod-Kalium und 100 Theilen destillirten 
Wassers abgeholfen. 

3. Die Samenthierchen werden in die Zwischenräume des Gewebes auf- 
genommen, in denen sie Tertrocknen, und dadurch, dass man die betreflfen- 
den Stellen im Wasser mazerirt, erh&lt man nur ausnahmsweise einige we- 
nige Sair.enzellen. Nur indem man den entsprechend durchfeuchteten Stoff 
vorsichtig zer^uert, und einzelne F&den mit Wasser befeuchtet unter das 
Mikroskop bringt, wird man in der Regel im Stande sein, die Gegenwart 
jener Zellen zu beweisen. Dieses Moment ist darum Ton höchster praktischer 
Wichtigkeit, weil man im Stande ist, selbst bereits auf den aus dem Ghröb- 
sten gewaschenen Geweben solche üntersuchuDgen mit Aussicht auf Erfolg 
anzustellen. Die Mazeration hat aber beil&ufig zwei Stunden zu dauern, 
und soll die Zerfaserung langssm und mit der möglichsten Vorsicht bewirkt 
werden 

Um in der Lage zu sein, vergleichende Untersuchungen anzustellen, ist 
es übrigens höchst wünschenswerth, das Präparat eines vollständigen Saroen- 
thierchens zur Hand zu haben. Der Zusatz der Jodlösung bietet auch noch 
den Vortheil, dass alle in der untersuchten Flüssigkeit befindlichen Körper 
organischen Ursprungs durch jenen Stoff gelb oder blau gefärbt werden, 
während die mineralischen Theile ihre frühere Färbung beibehalten. 

Auf der Wäsche und den Kleidungsstücken, welche zur bezüglichen 
Untersuchung gelangen, findet man übrigens noch andere Flecken, so: 

1. Gelbe, grosse, verbreitete, nach Urin riechende Stellen, welche auch 
nur dem Harne ihren Ursprung verdanken. 

2. Gelbe, braune oder grünliche Besudlungen am rückwärtigen Theile 
der Unterkleider, durch £<xkromente entstanden. 

3. Dunkelrothe, rauh anzuftüilende, die Wäsche steifenden Flecken, die 
sich bei der mikroskopischen Untersuchung als Blut ergeben; in denselben 
findet man bisweilen eine grössere Zahl von Samenthierchen und Pflaster- 
Epithel aus der Scheide. 

4. Gelblich weisse, steife, verbreitete Flecken mit Epithelium - Zellen 
und zahlreichen weissen, etwas eingekerbten Kügelchen mit mehreren Ker- 
nen: in der Regel vertrockneter S<£leim oder Eiter. 

5. Fettflecke. 

6. Kothflecke. 

7. Braune Flecken als Spuren von Flöhen. 

Weibliche Geschlechtstheile. Die Eierstöcke können so- 
wohl Hyperämie zeigen, als sich auch Hämorrhagie in die Höhle 
der Follikeln erstrecken kann, indem diese bersten. Entzündung 
derselben kann die übelsten Ausgänge haben, besonders Verhärtung, 
Wassersucht Eiterung erfolgt selten, jedoch kann sich der Eiter 
dann durch die Bauchwand entleeren, aber auch in den Mastdarm, 
die Blase, die Scheide. Oft kann die Verhärtung bis ins hohe Alter 
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kt lljp<7tr'>pLi/& c«T y^snDkLyyiwmf indem diescil« ^cvc^c nur 
Ui^ZvtiM tAtz tpaa rtr^*näen ist. Oii ngen die TergrC^sena 
TlMrü« WM; iKrnii^lM!; Zapfen in die Scheide iünrän. ja sie k^nnea 
ik^flMt oa^fa acfiM» prondniren. 

Atf/pfaie de» üteras tritt meist im hohen Alter ein. seil»« 
fta^h 'Ahi^UirUefnr Krankheit, häufigen Entbindongen. pnerpeialen 
Entz'ibdvbgen. Der Utenu rerkleinert sich bis aof ein Drittel sei- 
n^ ^yr^m^f M biotarm, die Höhle eng, die Schleimhant sehr ge- 
achwgnd^n. Atrophie der Vaginalportion findet sich dag^en qwn- 
tan bei jongeo Midcben. Die Erweitening und Terengong der 
VUfTüSihMt hat kein forensisches Interesse. 

ifjTperämie des Uterus findet sogar oft während jeder Men- 
ürtruation Ktatt Aber der Uteros partizipirt anch an den meisten 
allgemeineri Kiankhelten. Er ist dann Tergr&ssert, seine Snhstans 
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weich, aus der Schnittfläche quillt reichlich Blut, die Schleimhaut 
ist gewulstet, weich, in der Höhle ist oft blutiger Schleim oder Blut. 

So wie Hyperämie, so findet sich auch häufig Hämorrhagie. 
Eine besondere Art Blutung [kommt bei dekrepidem Uterus alter 
Weiber vor, und besonders ist dann der Fundus mit massenhaften 
Exsudaten durchsetzt, dunkelroth, morsch, brüchig, dabei ist d^: 
Blutabgang durch die Scheide gering. 

Bei Atrophie der Scheide oder des Cervix uteri häuft sich 
das Blut im Uterus an (Hämatometra). Durch das Menstrualblut 
wird der Uterus ungemein erweitert, so dass man eine Schwanger- 
schaft annehmen könnte, wenn nicht die Yergrösserung endlich auf 
einer gewissen Stufe stehen bliebe. Das Blut bildet eine dicke, 
halbflüssige, schwarze Masse, selten gerinnt es. 

Bei Abortus geht oft weniger Blut ab, als es in dem Uterus 
gerinnt, und zwar zu festen Fibringerinnseln, die gewöhnlich dann 
Cruor umschliessen. Bleiben sie zurück, so gehen sie ähnliche Ver- 
änderungen ein, wie wir sie oben beim. Herzen beschrieben haben: 
sie werden fest, nicht unähnlich dem Bindegewebe, adhäriren mit 
der Uterinschleimhaut und stellen so fibrinhaltige Uterinpolypen dar. 

Die Entzündung der Gebärmutter kann akut und chronisch yer- 
laufen, mehr die Schleimhaut oder das Parenchym angreifen; häufig 
geht die erstere in die letztere über. Die Ausgänge sind die be- 
kannten. Hervorzuheben ist besonders die Puerperalentzün- 
dung (Phlebitis uterina), welche meist ein flüssiges, eiteriges Ex- 
sudat zur Folge hat, welches in höheren Graden kroupös und di- 
phteritisch wird, indem das Parenchym des Uterus injizirt und mit 
Extravasat durchsetzt ist. In noch ungünstigeren Fällen erfolgt 
Putrescenz des Uterus, indem ganz gangränöser Zerfidl des Exsu- 
dats eintritt, der Uterus gross, schlaff wird und seine innere Fläche 
zu einer schwarzen, stinkenden Pulpa umgewandelt wird. Noch zu 
erwähnen ist hier die mit Phlegmasia alba dolens benannte 
Krankheit; sie ist bedingt durch Gerinnsel in der Kruralvene oder 
Saphena, Stockung des Blutumlaufs und Oedem des Zellengewebes, 
akutes Oedem des Zellgewebes der Haut und zwischen den Muskeln, 
Lymphangiotitis und sekundäres Oedem und durch sogenannte meta- 
stasische Entzündung des Zellgewebes. 

Zerreissungen der Gebärmutter sind sehr häufig Gegenstand der 
gerichtsärztlichen Ermittelung. Der nichtschwangere Uterus kann 
einreissen: a) durch übermässige Anhäufung von Blut und Eiter, 
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Der Kitt rnttt sieb rüTeDen auf Scheide, Blase, Rectum foit 
War der F6ta£ nicbt in die Baschh^hie getreten, so kaum öch der 
UteroE scbneli kootrabiren, die Wunde rereinigl sieh dorcli Avs- 
Mrfawitzang und remarbt, oder sie bleibt dabei offen, daas in die 
BaccbbOhk errossene Blut wird zerse«, es «folgt EnMndnng, 
Bnnd, VA. 

Koch rascher erfolgt der Tod, wenn der F^tos aosg etreien war. 
In seltenen Fällen hat man jedoch Temarbung des Einrisses und 
Einkapselung des FOtos beobachtet, aoch wohl durch AbecessbQdniig 
allmilige Abstossung des Fötus nach aussen durch Bandi- und Dtnn- 
fisteln (Müller, Xonatsschr. f&r Geburtskunde 1867. März; ebeni 
1867. Februar Kau ff mann u. Dr. 0. t. Franqurin der Wiener 
med. Pruse 1865. U). 

Xan spricht sehr riel ron einem Polypen 6bt Geb&imuttMr. 
Von den fibrösen Polypen war schon oben die Bede, als Produkte 
innenr Blutungen. Ausser diesen kennt man noch Schleim- und 
Masenpolypen. Sie entstehoi durch Anschwellung der flaschenf5r- 
BDgen Follikel, welche dann die Schleimhaut Tor sich herdringen* 
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Der Inhalt dieser Polypen ist eine yoUetandig farblose, kolloide 
Masse. 

Zn den gef&rchtetsten Leiden des Uterus gehört der Krebs. 
Er beginnt primär meist in der Yaginalportion, welche dnrch grosse 
ninde Markschwammknoten zerstört wird. Zuvörderst verbreitet sich 
der Erebs nur auf die Scheide, auch wohl auf Blasenwand und Mast- 
darm und dringt dann erst in den Uterus ein, und diese ganzen Par- 
tien verjauchen und werden oft in eine Geschwürsmasse verwandelt 
Selten geht er primär vom Fundus aus, entwickelt sich dort zu 
grossen Knoten, welche allmälig zerfallen und die Substanz durch 
Verjauchung zerstören. Mitunter geht der Krebs vom Mastdarm und 
Blase auf den Uterus über. 

Die Scheide. Mangel der Scheide, blinde Endigung von aussen 
oder vom Uterus her, Atresie durch ein nicht perforirtes Hymen, 
oder eine Theilung der Scheide durch eine Membran und mancherlei 
Anomalien kommen hier vor, die auf die geschlechtlichen Verhält- 
nisse von Einflnss sein können. 

Bei grosser Erschlaffung durch geschlechtliche Vorgänge kann 
ein Vorfall der Scheide erfolgen, welcher Prolapsus uteri nach sich 
ziehen kann. Verletzung der Scheide kann bei der Geburt sowohl 
durch den Fötus als durch Manualhülfe entstehen. Wird Blasen- 
und Mastdarmmund zugleich verletzt, so entstehen Harn- und Mast- 
darmfisteln (Fistula vesico und Becto vaginalis). Diese können 
jedoch auch aus anderen Ursachen entstehen, z. B. aus Abscessen 
in der Scheide, der Blase, dem Mastdarm. 

Durch Entzündungen können allerlei üble Folgen entstehen. 
Am bekanntesten sind: Blenorrhoea vaginae insons, Katarrh, Syphi- 
litica, Verwachsungen, Degenerationen. Kölliker, Scanzpni und 
Donna^ haben in dem Vaginalschleim Infusorien (Trichomonas 
vaginalis) gefunden. 

Hyperämie hat man besonders bei Cholera und gewaltsamen 
Todesarten gefunden. 

Die Nymphen können abnorm vergrössert oder verunstaltet 
sein, und dies kann sich bis zur Hypertrophie der grossen Schaam- 
lippen steigern (Elephantiasis), so dass sie bis zum Knie herab- 
hängen und die Kindeskopfsgrösse erreichen können. 

Atrophie kann durch Substanzverlust nach syphilitischen Ge- 
schwüren als in der Decrepidität eintreten. Geschwüre aller Art 
können hier vorkonmien, ein&che, syphilitische, carcinomatöse, gan- 
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gr&nöse. Die Entzündungen können znr Abscessbildnng, Gangrän, 
Induration führen. Häufig kommen Erysipel und Furunkeln vor, die 
besonders zur Eiterung neigen. 

Die Brüste können ausser Bildungsfehlem mannigfacher Art 
vielen Krankheiten ausgesetzt sein. Hypertrophie äussert sich ver- 
schieden, sowohl in der Brustdrüse, als in der Mamma selbst. Die- 
selbe kann sich bis zur Eind^skopÜBgrösse steigern, so dass die 
Warze ganz verstreicht, die Gänge verschwinden und die enorme 
Drüsenmasse wie eine Geschwulst und nicht wie eine weibliche Brust 
aussieht. Die Schnittfläche ist verschieden, bald grauroth, glatt, 
bald grob und fein lobulär. Die ganze Masse besteht aus einem 
fibrösen Stroma und in mannigfach gruppirten Drüsenbläschen, die 
aber weder gemeinschaftliche Ausführungsgänge haben, noch Milch 
absondern. Diese Hypertrophie kann sich zur Cystenbildung stei- 
gern (Cystosarcom) , so dass vollständige Wucherungen sich bilden 
mit cystenartigen Bäumen und Säcken, deren Wände das lappige 
Drüsengewebe in runden, grob und feingelappten Knoten vor sich 
her drängt. 

Atrophie findet man bei Unfruchtbarkeit und Decrepidität, 
auch bei Frauen, die sich dem Säugungsgeschäft entzogen haben. 

Blutungen kommen nach Kontusionen vor, auch wohl als 
Kongestivzustände bei anomaler Menstruation. 

Entzündung der Brüste entsteht ÜEist nur bei Wöchnerinnen 
und während des Säugens und neigt besonders zur Abscessbildung, 
ausserdem durch Kontusionen. Sehr oft bleibt Verhärtung zurück, 
cue aber meist unbedeutend bleibt, unter ung^ünstigen Umständen 
auch bösartig werden kann« Bei Neugeborenen und Säuglingen 
kommt oft Entzündung der Brustdrüsen, sogar mit Absondrungen 
einer weisslichen Flüssigkeit vor, welche meist mit Zertheilung endet 
Hypertrophie der Mamma findet sich bei Unfruchtbarkeit sowohl wie 
bei zu grosser geschlechtlicher Aufregung, und kann oft zu inehre- 
ren Pfund grossen Geschwülsten ausarten. Oft entwickeln sich dann 
Fettgewebe (Lipom). 

Milchgeschwulst (Galactocele) entsteht bei Ausdehnung der 
Milchbehälter und Anhäufung von Milch in Folge Verschliessung 
eines Milchganges. Hierin finden sich Milch oder käsigte Masse, 
und zwar oft in solcher Menge, dass man mehrere Pfund Milch aus 
ihnen entleert. Verwandelt sich die Milch in Serum, so kann sich 
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eine seröse Cyste bilden, und nnter dem Druck wird die übri^ 
Drüsenmasse atrophisch. 

Krebs bildet sich als Markschwamm oder Scirrhus und ent- 
wickelt sich als diffuse Infiltration im Zellgewebe zwischen den Drü- 
senläppchen, und so entstehen Knoten mit Zerstörung des Drüsen- 
gewebes. Nach langem Bestehen verschrumpfen wohl die Knoten 
durch Fettmetamorphose der Zellen, oder durch Tuberkellösung ein- 
zelner Zellen. Das Bindegewebe fallt zusammen, bildet feste, ver- 
ästelte Stränge, die die Haut einziehen und dadurch das höckerige 
Aussehen erzeugen. In schlimmen Fällen bilden sich erweichte Stel- 
len, Höhlen, über welchen die Haut atrophisch wird, schwindet, sich 
öffnet (offener Krebs), und beim Luftzutritt erfolgt rascher Zer- 
fall und Verjauchung, die oft benachbarte Theile mitangreift, die 
Intercostalmuskeln, Pleura, Lungen, so dass oft Pleuritis oder Pneu- 
monie den Tod herbeiführen. 

Literatur: Fick, Abriss der pathologischen Anatomie, Cassel 
1839; A. Förster, Handbuch der pathologischen Anatomie, 2. Bd. 
Leipzig 1854 — 1855; C. Bokitansky, Lehrbuch der pathologischen 
Anatomie, 3. Aufl. 1855—61; B. Yirchow, Die Cellularpathologie, 
Berlin 1858. 



Naehträge. 

Zu S. 118: Gesetz, betreffend das preussische Medizinalgewicht, 
vom 16. März 1867: 

Wir Wilhelm etc. rerordnen ftür den Umfirng Unserer Monarchie^ eiyi- 
schliesslich des Jadegebiete, unter Zustimmung beider H&user des Landtages » 
was folgt: 

§. 1. Das Pfund, wie solches durch den §. 1 des Gesetees Tom 17. Mai 
1856 (G. S. Ton 1856 S. 545), besiehungsweise §. 1 des Gesetses Tom 26. M&rs 
1860 (G. S. Ton 1860 S. 113) als Einheit des preussischen Gewichte fbsi- 
gestellt ist, soll auch als Medisinaigewicht zur ^wendung kommen. 

Dieses Pfund ist hiemach gleich einem Pfunde und 5> 104579 Unsen 
(1 PAind 5 Unzen 2 Skrupel 10,2 Gran) des bisherigen Medizinalffewiohte. 

§. 2. Das Pfund wird als Mediainalgewicht in 500 Theile getheilt mit 
dezimaler Unterabtheilung. 

Der 5008to Theil des Pfundes erh&lt den Namen „Gramm*'. 

Die dezimalen Untorabtheilungen des Gramm werden, der betreffenden 
Abstufung seines zehnton, hunderteten und teusendsten Theils enteprechend, 
mit dem Namen „Dezigramm^, ^Centigramm*' und „Miligramm*' bezeichnet. 

§. 3. Die vorstehenden Bedingungen treten mit dem 1. Januar 1868 
in Kraft. 
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Ton diesem Zeitpunkte ab dflrfen andere als diesem Oeeets entspreeheBde 
Gewichte in den Apotheken nicht angewendet werden. 

Die in den Qesetcen gegen die Benatiung unrichtiger, cum Wiegen be- 
stimmter Werkzeuge und gegen den Besits ungestempelter Gewichte ange- 
drohten Strafen treten auch in dem Falle ein, wenn nach dem genannten 
Zeitpunkt in den Apotheken dem gegenwärtigen Gesetz nicht entsprechende, 
wenngleich mit dem Stempel einer Eichungsbehörde yersehene Gewichte be- 
nutat oder Torgefanden werden. 

{. 4. Der Minister ftr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten and 
der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten werden 
mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 

Zu S. 121: Erlass der Begiemng zu Arnsberg, betreffend die 
Anfbewahmng nnd Verwendung von Cyankalium- und Arsenverbin- 
dungen zur Vergoldung, Versilberung etc., vom 27. Februar 1867: 

§. 1. Das Cyankalium und Arsen muss stets Ton dem Gewerbetreiben- 
den oder deren Vertreter unter strengem Verschluss gehalten und dürfen 
nur die zum augenblicklichen Gebrauch erforderlichen Quantitäten yon den- 
selben an die Arbeiter verabfolgt werden. Die erw&hnten Stoffe dürfen nur 
in gut scbliessenden Gefässen, deren Inhalt deutlich durch eine Signatur 
bezeichnet ist, aufbewahrt werden. 

§. 2. In den B&umen, in weldien mit Cyankalium und Arsen gear- 
beitet wird, ist eine schwarze Tafel anzubringen, auf welcher durch eine 
entsprechende Inschrift auf die grosse GeflUirlidhkoit dieser Gifte aufinerksam 
gemacht wird. 

§. 3. Die aus den cyankalium- und aus arsenhaltigen Lösungen auf- 
steigenden D&mpfe sind durch einen möglichst stark ziehenden Schornstein 
abzuleiten. 

§. 4. Die erwähnten Lösungen sind nach dem Gebrauche entweder 
chemisch frei von Cyan und Arsen zu machen, oder an einem Ton der Orts- 
Polizeibehörde näher zu bestimmenden Orte unterzubringen. 

§. 5. Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Vorschrifien unter- 
liegen nach §§. 11 und 18 des Gesetzes Aber die Polizeiverwaltnng vom 
11. März 1850 einer Geldstrafe bis zu 10 Thalem, beziehungsweise nach 
{. 345. Nr. 2 und 4 des Strafgesetzbuches einer Geldbusse bis zu 50 Tha- 
lem oder Gefängnissstrafe bis zu 6 Wochen, sowie der Konfiskalion der 
Cyankalium oder Arsen enthaltenden Stoffe. 

Unter Bezugnahme auf vorstehende Polizeiverordnung machen wir das 
Publikum noch darauf aufmerksam, dass das Cyankalium und Arsen zu den 
gelUirlichsten Giften gehören. Aus den cyankalischen Lösungen steift Blau- 
säure, aus den arsenigen Lösungen Chlorarsen in Dämpfen auf, wdche im 
höchsten €hrade lebensgefährlich sind. Das unvorsichtige Weggiessen der 
die genannten Stoffe enthaltenden Lösungen nach dem Gebraudie kann die 
fibelsten Folgen, so auch Vergiftungen von Brunnen etc., nach sich sieben. 

Es ist daher bei der Aufbewahrang und Verwendung dieser beiden Stoffe 
die grösste Vorsicht zu empfehlen. 
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